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und =Reijen, ehe ich noch Hatte zur Arbeit kommen können, mit 
einer jehr beftimmten jpeciellen Ablehnung. inzelnes Detail habe 
ih aus Memoiren und YFamilienpapieren herausgezogen. Als ich 
mir einen Ueberblick über dag Material, da3 mir zur Verfügung 
ftand, verichafft zu Haben glaubte, ſchien mir die Bearbeitung der 
Aufgabe möglich. Freilich mußte dieſe von vornherein in einer 
gewiſſen Beichränfung gefaßt werden. Es ift unmöglich die Gejchichte 
de3 Bundes zu Jchreiben, fo lange nicht alle Akten der Präfidial- 
macht und Preußen zugänglich find; es wäre thöricht, die Geſchichte 
des Bundestages fchreiben zu tollen, denn was während feines 
Beitehend in Deutjchland gejchehen ift, ift der Regel nach entweder 
außer ihm oder troß ihm gethan tuorden, was in ihm oder durch ihn 
geichehen ift, entjtammt in der Regel weder feiner Initiative, noch ent- 
Ipricht e8 immer feinen Intereſſen. Es blieb demnach nur übrig, die 
Natur des Bundes und feines Organs, die Weiſe, wie er jelbit 
feine Stellung aufgefaßt, die Methode, wie er die Gejchäfte geführt, 
die Ergebniffe dieſer Gefchäftsführung auf Grund der Akten nach— 
zuweilen. Deshalb war es nicht bloß möglich, jondern auch 
wünſchenswerth, aus dem ungeheuerlichen Material eine Auswahl 
zu treffen, die weſentlich durch die Aufgabe, ſowie dadurd) beftimmt 
war, daß jo weit ala möglich bereit? Verarbeitetes und allgemein 
Belanntes nur geftreift, oder gar nicht berührt, oder nur fnapp 
dargeftellt wurde. So ift insbeſondere der Abſchnitt von 1815 
bi3 1824 nur injofern berüdfichtigt, ald e3 zum Verſtändniß des 
Ganzen nöthig war; die mehrfth bereit zur Darftellung ge- 
fommenen Angelegenheiten, 3. B. der weſtfäliſchen Domänenkäufer, 
der Streit zwijchen Preußen und Cöthen; die braunfchweigilchen, 
hannoverſchen, Turheifiichen Irrungen, das badiſche Preßgeſetz ꝛc. 
ſind gar nicht oder nur kurz dargeſtellt. Auch ſo mußten noch 
manche Partien bleiben, die weder neu noch feſſelnd genannt werden 
können. Die einſchlägige Literatur habe ich nur zum Theil ein- 
jehen können. Ganz bejondere Schwierigleiten Hat nächft einer 
geeigneten Auswahl die Gruppirung und Darftellung des Stoffes 
verurſacht; diefe Echiwierigfeiten wurden dadurch erhöht, daß dag 
Material in den amtlichen Protokollen chronologiſch, im ardi- 
valiichen Aktenmaterial Jachlic) geordnet war. Eine rein chrono— 
logiſche Behandlung würde zu einem undurchdringliden Wuſt von 
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ſchon an ihr gerächt haben; fie wird aus diefen Bundesgeſchichten 
von neuem erkennen müflen, daß die beiten Kräfte wirkungs⸗ und 
erfolglos ftreben, wenn ihnen die Smitiative verjagt ift, wenn fie 
fi in die Sumpfgeleije der Selbftherrlichkeit oder Selbftverziweiflung 
haben hineindrängen lafſen. 

Aus allem Unheil hat und doch nur die Zujammenfaflung 
aller Kräfte gerettet durch jene gewaltigen Männer mit Krone, 
Feder und Schwert. 

Sie haben mit und den neuen deutjchen Staat gegründet, nicht 
daß wir mın dabei ftehen Jollen wie die Kinder um den Weihnachtz- 
th: Die einen voll freudiger Bewunderung, weil ihnen Alles 
gar herrlich fcheint, die andern voll bitteren Grolls, weil fie zu 
furz gelommen wären. Die Geſchenke werden alt, die Freude ver- 
raucht und der Groll ſenkt fich tiefer, aber auch feiter ein. Nicht 
Bewundern und Grollen, jondern Arbeiten heißt es; ruhig und 
fiber arbeiten, damit die Unzufriedenen auch noch eimmal Luft 
daran befommen können; damit die Anfangs Freudvollen im ficheren 
Gefühl der Kraftentfaltung und bes Erfolgs erſtarken; damit das 
Gebäude au den Yundamenten der Höhe entgegen geführt wird, 
ehe die Nachbarn ung wieder die Eckſteine herausreißen. 

In diefen Gefinnungen und Abfichten Habe ich die vorliegende 
Arbeit unternommen und zu Ende geführt; ich möchte mich gerne 
der Hoffnung Hingeben, daß die Wirkungen der Arbeit den Ge- 
finnungen und Mühen des Arbeiter? einigermaßen ent|prechen. 

Ich kann dieſes Wort nicht jchliegen, ohne den Behörden und 
Männern meinen ergebenften und freudigften Dank auszujprechen, 
die mid in meinen Abfichten durh Wort und That unterſtützt 
haben. | | 

Frankſurt a Main, April 1880. 


K. F. 
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den Weg der Unterhbandlung. Was in vielen Monaten nicht zu 
erreichen geivejen war, follte nun in wenigen Tagen zu Stande ge- 
bracht werden. Auf Grund eines eilig Hingetvorfenen, durchweg 
nach den Wünjchen des Staatskanzlers und den vermeintlichen Be⸗ 
dürfniflen des damaligen Oeſtreichs gemodelten Entwurfs wurde jo= 
dann die jogenannte Bundezalte in elf kurzen Situngen, von denen 
zwei nur formelle waren, vom 23. Mai bis 10. Juni vereinbart. 
Auch die Kleinftaaten nahmen nunmehr an dem Verfafſungswerk 
Theil, nachdem der allzeit rührige Hana von Gagern fie, die jchon 
halb an ihrem Beſtand verzweifelt hatten, aus ihrer dumpfen Rath- 
und Muthlofigkeit aufgeftört, bei einem fröhlichen Frühſtück um fich 
verfammelt, und zu gejchloffenem Vorgehen mit feinen ſchimmernden 
Wendungen beftimmt und in jeiner Allgegenwärtigfeit angeleitet 
hatte. Würtemberg und Baden blieben in ſouveränem Webermuth 
und napoleonifchen Bedenken den Verhandlungen fern. 

Schon bei der erjten Berathung der Bundesafte am 26. ‘Mai ver- 
langte Baiern, daß die Fürften in dem Inftrument ala „fouberäne“ 
bezeichnet würden. Man jah von diejer Eeite feinen Grund etwas 
aufzugeben, was man fi) in Prekburg verdient und zu Ried er- 
handelt hatte. Das Gewünſchte wurde zugeftanden. Als ſogleich 
Antrag auf Antrag eingebracht, Yorderung auf Forderung erhoben 
twurde, verlangte Preußen: Oeſtreich und Gngland-Hannover jollten 
mit ihm den vorgelegten Entwurf ala Ultimatum bezeichnen, damit 
die Artikel über da8 Bundesgericht und die landſtändiſchen Ver- 
faffungen gerettet würden. Die beiden Mächte lehnten dieß ebenſo 
ab, wie die Abgabe der Erklärung, daß alle deutichen Staaten ver- 
pflichtet wären, dem Bunde beizutreten. 

Durch den am 29. Mai erfolgten Eintritt des Bevollmächtigten 
für das inzwifchen wieder Hergeftellte Königreich) Sachjen erhielt die 
Partei des lockerſten Föderalismus und des volljaftigften Territoral- 
dünkels eine weſentliche Unterftüßung. Diejer ehrenmwerthe Gejandte 
von Globig führte fi) denn auch damit ein, daß er dem neuen 
Bunde das Danaergejchent der polnijchen Libertät anbot. 

Allerdings nahm die würdige Verſammlung daſſelbe nicht ganz 
und voll an, aber die Stimmeneinhelligfeit für die wichtigften Be- 
ratdungzgegenjtände wurde beichlojien. Man erklärte die Ber: 
fajlung und Wohlfahrt der Nation von der Laune eined Duodez- 
despoten abhängig. Nachdem Dejtreic) die bezüglichen preußifchen 
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afte aufgenommen twurden. Zur weiteren Gonfirmation erflärte 
& 118 berfelben die ganze Bundedafte für einen Beftandtheil der 
Congreßakte. Der Bund Hatte ja auch die Ehre fünf europätjche 
. Mächte zu feinen Gliedern rechnen zu dürfen. Außer Oeftreich und 
Preußen, England für Hannover und als Vormund auch für Braun- 
ſchweig, die Niederlande und Dänemark. Ein Mehrere in diefer 
Richtung konnte je nach Bedürfniß noch erreicht werden durch 
Aufrechnung der drei Rheinbundskönige. Niemand wird fi) wun— 
dern, zu vernehmen, daß fich nad einigen Jahren das Bedürfniß 
auf das deutlichite herausftellte, dem Nothgebäude waren 1815 bie 
und da an beſonders gefährdeten Stellen Fundamentſteine oder 
Stützbalken unterzufchieben. Man konnte auch daran denken hie und 
da den mangelhaften Verputz zu erneuern oder zu überfleben. 
Hreilih die Zeiten waren ſchlimm. Die akademiſche Jugend hatte 
mit ihren prunfenden, luftigen Phantafiefchlöffern der Nothhütte der 
Bundesakte gar zu übel mitgefpielt; das Elend der Gegenwart und der 
Glanz der Zukunft drüdten einem Schwärmer den Dold in die 
Hand: die Regierenden konnten merken, oder doch belehrt werden, 
daß etwas geichehen müſſe. Man vereinbarte die Wiener Schluß- 
afte. Und kaum Hatte man Deutichland gründlich zur Ruhe gebracht, 
al3 die Yranzofen den hohen Wächtern der Ruhe neue Arbeit 
machten. Es mußte abermala etwas gejchehen. Was die hohe 
Bundesverfammlung in Frankfurt nicht leiften konnte, brachten neue 
Minifterialconferenzen zu Wien. Das Gebäude des deutichen Bundes 
ſchien jeßt gefichert für alle Zeiten. 

Nach der Wiener Schlußakte vom Jahr 1820 war der Bund 
ein völferrechtlicder Verein der deutichen fouveränen Fürſten und 
freien Städte, zur Bewahrung der Unabhängigkeit und Unverletbarfeit 
ihrer im Bunde begriffenen Staaten und zur Erhaltung der äußeren 
und inneren Sicherheit Deutjchlande. Man traf auch weitere Für- 
forge dafür, daß diefem Bunde von Seiten des einen oder anderen 
Böswilligen fein Leid zugefügt werden könnte, deshalb erläuterte 
Art. 5, daß diefer Bund ala unauflöslicher Verein gegründet jei, 
und daß deshalb Niemanden der Austritt aus demfelben frei ftehe. 
Da es aber vorgefommen war, daß einzelne Bundesglieder den Verſuch 
gemacht Hatten, die Wirkſamkeit des Bundes zu erweitern und zu 
fräftigen, jo hielt man fich für verpflichtet auf die Schranken Hin- 
zuweilen, die in der Bundesakte gezogen jeien. Da aber in diejer 
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Eine mehrjährige Erfahrung hatte es aber doch ala nöthig er- 
Icheinen lafien, die Gompetenz der Verſammlung auch weiter zu be= 
grenzen in der Art, daß man die Gejandten für wichtige Wigelegen- 
beiten ſchwerer Arbeit und Beranttvortung überhob und ihnen 
mandje Gejchäfte übertrug, die zunächft ſchon eine ausreichende Be- 
Ihäftigung für fie zu gewähren jchienen. Dazu waren bejonders 
geeignet die Verhandlungen über Streitigkeiten der Bundesglieder 
unter einander und die Einleitungen zum Austrägalverfahren, die 
Sorge für die Ruhe und Eicherheit in Deutjchland, für die Ma- 
trifularumlagen und die Eingaben von Privatperfonen. Beſonders 
geeignet erjchien aber auch hierfür die Sorge, welche dem Bund 
für die ehemaligen Reichaftände und Reichsunmittelbaren ſchon in 
der Bundesakte ala eine weſentliche Aufgabe zugewielen war. — 
Da man noch immer nicht ganz frei von der Befürchtung war, daß 
einem jouveränen Bundesfürften etwas angejonnen werden könne, 
was mehr im Intereſſe der Allgemeinheit als in feinem eignen läge, 
jo trug man Sorge, daß die jura singulorum nur unter freier 
Zuſtimmung der Betheiligten berührt werden durften, ebenjo follte 
e8 gehalten werden bei bejonderen. Leitungen einzelner Bundes⸗ 
glieder. Man mußte ferner darauf bedacht fein, rechtzeitig zu ver- 
hindern, daß eine fouderäne Regierung vergewaltigt werde von einer 
böjen Majorität. Deshalb verlangte man durd) Art. 13 der Schluß: 
alte Stimmeneinhelligfeit bei Annahme neuer Grundgejeße, oder 
Abänderung der beftehenden, bei organischen Einrichtungen, Auf- 
nahme neuer Mitglieder, Religionsangelegenheiten und gemeinnüßigen 
Anordnungen. Freilich) Jollte eine Bundesregierung, die Widerjpruch 
erbob, die Darlegung ihrer Gründe in feinem Yalle verweigern 
dürfen. Man wird aber annehmen dürfen, daß die verehrlichen 
Bundesregierungen dabei in feine größere Verlegenheit"gerathen find 
ala feiner Zeit der edle Sir John. 

Im Intereſſe einer weiteren Trennung der Geſchäfte hatte man 
die Bundesverfammlung in einen engeren Rath und in ein Plenum 
gegliedert, jenen mit 17, dieſes mit 68 Stimmen. In der Regel 
follte der engere Rath nach abfoluter Stimmenmehrheit enticheiden. 
Bor das Plenum aber gehörten: Sriegderklärung und Friedensſchluß— 
beftätigung, Aufnahme eines Mitglieded — ein Fall, der fi) einmal 
mit Heffen- Homburg 1817 ereignete — ferner Abänderung und 
Annahme von Grundgeſetzen; eine Verhandlung findet im Plenum 
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Freilich Tonnte er nur alle 7 Monate abftimmen und für germöhnlich 
nur für Y/, Stimme reden, denn die Herren Euriatftimmler fonnten 
ein votum consultativum beanjpruchen, aber feine mehr advofa- 
toriichen Talente fanden von Seiten des Präfidiums nicht felten Aner- 
fennung und Beichäftigung; auch fiel von Subftitutionen zumeilen 
etwas ab. 

Als Waldeck fich jeit 1862 von dem Badifchen Gefandten von 
Mohl vertreten ließ, meinte das Präfidium: ein Ausſchuß müſſe 
erjt die ftaatsrechtliche Frage prüfen, ob eine jelbjtändige Stimme 
auch noch eine Curiatſtimme führen könne. Unter dem Widerſpruch 
Preußens wurde ein Ausſchuß zwar gewählt, hat aber nie etwas von 
fi hören laſſen; auch) wurde 1864 die Vertretung von Neuß 
j. 8. durch den Erneitinifchen Gejandten ohne Widerjpruch über- 
nommen. 

In der 17. Stimme, gebildet aus den vier freien Städten, 
entichied die Majorität, event. die jtimmführende Stadt, die mit dem 
Kalenderjahre in vierfährigem Turnus wechſelte. 

Man wird zugeben müflen, daß e3 nicht leicht geweſen wäre, 
eine jchwerfälligere Verfammlung im Thurn= und Taxisſchen Palais 
zu Frankfurt am Main für den 1. September 1815 zufammenzuftellen 
und am 1. Oftober 1816 wirklich zur Eröffnung zu berufen. An einem 
runden Tiſche in dein Hauptzimmer ließ nıan Jich nieder, fo daß links 
vom PBräfidium ber preußiiche Gefandte, dann der ſächſiſche u. |. w. um 
den Tiſch herum jaßen.*) Dem Präfidirenden gegenüber hatte Herr 
von Handel, Direktor der Präj.-Kanzlei, als Protofollführer feinen 
Pla. Die an dies Zimmer anftoßenden Räume waren ala Gejchäfts- 
Iofalitäten für die Kanzlei, Regiftratur u. j. w. eingerichtet. 

Für die Bundes-Kanzlei ftellte man zunächſt ala Direktor den 
genannten an, bei deſſen Bejoldung ſich in der Präliminarfonferenz 
ſchon eine Differenz zeigte, indem Preußen 3000 Gulden ala 
Gehalt vorſchlug, welchem die übrigen Gejandtichaften beiftimmten ; 
al® aber das Präfidium meinte, indgefammt nicht weniger alg 
6000 Gulden, freies Quartier nebft Beheizung vorjchlagen zu 
ſollen, wurde auch dies „allgemein gebilligt”. Diefem wurde zu« 
nächſt ein Regiftrator und Protofollift, zwei Kanzliſten und zwei 
Pedelle beigegeben, |päter fam noch Hinzu: ein Inſpektor, der 1865 


*) Vergl. bie Tabelle III. 
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Zweites Kapitel. 
Der Präfidirende und die Geſandten. 


Nachdem man fich in der üblichen Weife über die amtliche Bes 
zeichnung des Präfidiums, insbejondere bei Erlaß diplomatiicher 
Schriftitücke, geftritten hatte, fam man überein ihm den Zitel ‘Prä- 
ſidium oder Präfidirender der Bundesverlammlung, President de la 
Diete zuzugeftehen. Er war von vornherein in jeiner Stellung als 
ein über allen Andern ftehender und waltender Ordner und Leiter der 
Geſchäfte gedacht. Ye weniger man darauf ausgehen konnte fein Macht⸗ 

bereich durch ausdrüdliche Beitimmungen ala ein jehr weites zu 
bezeichnen, deſto mehr hoffte man durch eine verſchwommene und 
durchlöcherte einftweilige Gejchäftsordnung der Präfidialmacjt die 
Mittel in die Hand zu geben, ihr Syitem der Vorherrſchaft durch 
gejchicte und zähe Präfidialgefandte in der Bundesverfammlung zu 
errichten. „Die vorläufige Geichäftsordnung, bemerkt ja auch ein es 
jandter, wurde angenommen, weil fie nicht jtreng verbindlich ift.“ Der 
erſte Präfidirende war allerding3 nicht der Mann, der durch Takt, 
Gewandtheit und Entſchloſſenheit das Präfidialiyften ‚hatte errichten 
jollen; er intriguirte, war aber heftig, ohne Urtheil, er zwang aller- 
dings Anfangs Manchen gegen jeine eigenen Anträge zu ftimmen, aber 
er machte jich unmöglich und wurde abberufen, ohne daß es ihm 
erlaubt wurde, feinen Nachfolger einzuführen. Erſt diejer, Hofrath 
von Münch, jeither Stadthauptmann von Prag, verftand das ganze 
Syſtem nach Metternich Wunſch zu errichten, auszubilden und bei= 
nahe ein Vierteljahrhundert aufrecht zu erhalten. 

Wie man ich die Bundesverfammlung al? eine Art diplomatijchen 
Congreß dachte — der Präfidirende Herr von Münch nennt fie einmal 
einen permanenten Minifterialcongreß der Repräfentanten ſämmtlicher 
Bundesglieder — zu welchen die Mitglieder ſich durch VBollmachten 
zu legitimiren haben, jo hatte der Präftdirende dag Recht dieſe Voll- 
machten zu prüfen. Hierdurch ſchon erhielt der Präfidirende ein weſent⸗ 
liches Vorrecht, wie es jonft Präfidirenden diplomatischer Congreſſe 
nicht zufteht. Nach der proviſoriſchen Geichäftsordnung eröffnet der 
Präfidirende alle Gingänge an die Bundesverfammlung und läßt über . 
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ihrer Sicherheit und Würde Truppen heranzuziehen in Anwendung ge- 
bracht hat, wird an einer anderen Stelle zur Sprache fommen müffen. 

Die Bundestagsgefandtichaften waren in den erften Anfängen 
jo organifirt, daß fie bei Oeſtreich aus dem Gejandten, einem 
Geſandtſchaftsrath, einem Geh. Sekretär und einem ſog. Geſandtſchafts⸗ 
commis beftand. Preußen war vertreten durch feinen Gefandten, 
einen Rath und einen Sekretär, Baiern deögleichen, auch Sachſen 
Hatte 3, Hannover 2, Wiürtemberg 3, Baden 2, Kurheſſen 2, 
Heflen-Darmftadt 2, Dänemark 2, Niederlande 2, die Erneſtiner 2, 
die 13. Stimme 2, die 14. Etimme (Medlenburg) 2, die 15. Stimme 
3, die 16. Stimme 2, die freien Städte 2 Perfonen in Thätigkeit 
bei der Bundesverfammlung, To daß das ganze Perfonal aus 41 
Beamten beftand. Schon das Jahr 1818 brachte 'manche Vermehrung 
des Perſonalſtandes; der preußilchen Gejandtichaft war in diejem 
Jahr noch 1 Kavalier und 1 Kanzliſt beigegeben,, jo daß fie aus 
6 Berjonen beſtand, die bairische Gejandtichaft war auf 4, die badiſche 
auf 3, die dänijche auf 3, die der 15. Stimme auf 4 angewachſen. 
Bei dieſem Verhältniß hat es auch im Weientlichen fein Bewenden gehabt. 
Um aber über die diplomatiſchen Geſchicke der 16. Stimme feine be- 
dauerlichen Irrthümer oder Zweifel aufkommen zu lafjen, muß bemerkt 
werden, daß die Einheit der durchlauchtigſten Kurie in den ſechsziger 
Sahren durch den gemeinjamen Legationzkanzliften dargeftellt wurde. 

Es iſt nicht ohne Intereſſe und Bedeutung die Fluktuationen 
des Gelandtenperjonala in Betracht zu ziehen. Nicht alle Staaten 
hatten jchon in den Anfängen des Bundes den jogenannten Geift 
und Grundcharakter dejjelben in genügender Weiſe erfaßt, daher 
fie fih denn auch in der Wahl der Gejandten erheblich vergriffen 
haben. Den ärgften Mißgriff hatten fich offenbar die Niederlande 
mit Herrn von Gagern zu Jchulden kommen laſſen; auch Baden, 
Dldenburg, Medlenburg, Kurheflen, Heſſen-Darmſtadt, die Erneftiner 
und Preußen hatten Männer geſchickt, denen es offenbar ſchwer 
wurde, ſich in die Präfidialmechanik zu finden; ja Metternich ſelbſt 
hatte, wie bemerkt, für feine Bedürfnifje noch nicht den rechten Mann 
finden können. Erſt Herr von Münch vermochte allen Anforderungen 
des Staatskanzlers in vollem Maße zu genügen. *) 

Die Anfänge der zivanziger Jahre haben, ſoweit es nothmendig 


*) Vergl. Tabelle III. 
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Drittes Kapitel. 


Protokolle und Regiftraturen. 


Die Protokolle, geführt von dem Bundeskanzleidirektor, ent⸗ 
hielten jedesmal an der Spibe die Namen der in ber Sitzung 
anweſenden Gejandten, die Gegenftände der Erörterung, mit Angabe 
der Hauptgründe — jedoch Jollten diejenigen nicht bezeichnet werden, 
welche die Gründe angegeben Hatten, — ferner die Abftimmung der 
Einzelnen und die Beichlüffe. In der Regel gaben die Gejandten 
ihre Anträge und Abftimmungen |chriftlich ab, welche dann wörtlich 
abgejchrieben in das Protofoll Aufnahme fanden, Anträge von 
Bundesgliedern , einen Gegenftand in Berathung zu nehmen, ſowie 
die an die Bundesverfammlung gelangten Schreiben und Eingaben, 
die wichtig genug und pafjend erjchienen zur Belanntmadjung an 
die Regierungen, wurden den Protofollen angeheftet. Sobald da3 
Protokoll gehörig geordnet war, und zwar jpäteltend am Tage vor 
der nächſten Situng, wurde daſſelbe zur Einficht der verjchiedenen 
Gejandtichaften in der Kanzlei niedergelegt. Am Beginn der folgen- 
den Sitzung wurde das ganze Protokoll vorgelefen und mit der 
Unterjchrift der Geſandten verjehen, wodurd die Staaten die Rechtz- 
verbindlichkeit des Inhalts anerkannten. Diejem jchleppenden Gang 
und dem langweiligen Vorleſen zuweilen endlojer PBrotofolle am 
Beginn der Situngen machte die neue Geſchäftsordnung auf Betrieb 
des preußilchen Gejandten ein Ende, indem man den inzwilchen 
aufgefommenen Gebrauch definitiv annahm, nach welchem bie 
Protokolle nach den Situngen bei den Gejandten circulirten und 
von ihnen einzeln vollzogen wurden, etivaige Abänderungen wurden 
am Beginn der folgenden Situngen vorgenommen. Dieje Protokolle, 
die nicht? find als das Repofitorium von Vorträgen und Ab— 
ftimmungen, oft ohne inneren Zujammenhang, meiſt fern von dem 
Leben der Debatte, wurden in dag Archiv niedergelegt, zugleich aber 
wurde dafür gejorgt, daß an Stelle vidimirter Abjchriften für die 
einzelnen Regierungen genaue, unter der Aufficht der Bundeskanzlei 
beforgte, mit dem Controlſtempel verjehene Abdrüde längſtens binnen 
acht Tagen, aus denen oft genug zwölf wurden, nach der Unter- 
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Eitungen für 1829 faum */, Bogen audfüllte. In Folge defjen 
richtete der Verlagsbuchhändler die Bitte an die Bundesverſammlung. 
daß ihm die Veröffentlichung der Protokolle wieder in dem Umfange 
geftattet würde, wie vor 1824. Aber erft nach einem Zeitraum 
von länger ala 11/, Jahren gelangte dieſe Eingabe zum Bortrag. 
Herr von Blitterdorf, der das Referat hatte, meinte zum Schluß, 
die Reklamationscommiſſion wolle zwar nicht in Abrede Stellen, daß 
ih nicht unerhebliche Gründe für eine Modiftlation des Beichluffes 
vom 1. Juli 1824 anführen ließen, fie fühle aber auch, daß es 
auf diefen Anlaß hin nicht an ihr fein könne, diefe Frage in An— 
tegung zu bringen. So wurde der Petent einjtimmig abgewieſen. 

Don 1829—1848 wurden denn auch nur zwölf öffentliche 
Protokolle gedrudt, von denen fieben in die Jahre 1830 und 1832 
fallen, fie enthalten zum Theil austrägalgerichtliche Erfenntnifle, zum 
Theil die Maßregeln zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
Ordnung im deutjchen Bunde, bei melcher Gelegenheit namentlich 
die „Ajuftirung” der Protokolle das vertrauliche Einverjtändniß der 
beiden deutjchen Großmächte gefliffentlich hervortreten läßt. Diele 
jogenannte „Ajuftirung” der Protokolle führte oft zu langivierigen 
und ärgerlichen Verhandlungen, 1820 3. B. einmal zu einer mehr- 
ftündigen bejonderen Sitzung, weil die Protololle jehr nachläflig 
geführt waren. Anfangs der zwanziger Jahre nahm die Ajuftirung 
und Verleſung zuweilen bis zu zwei Stunden einer ordentlichen 
Sikung weg, ja es fam vor, daß man abfichtlich die Ajuftirung 
mehrerer Protokolle zujammenfommen ließ und für diejelbe eine be= 
londere Sigung anberaumte, um mehr Situngen herauszubekommen. 
63 fam vor, daß einzelne Stellen aus Connivenz gegen den 
Präfidialhof oder eine andere Macht fo formulirt wurden, daß fie 
beim Leſer das Gegentfeil des Eindrucks hervorbrachten, den fie 
hervorbringen follten;, öfter wurde vor der Sitzung über die Form 
des Protofoll3 verhandelt, und das Präfidium angegangen, jo oder 
jo ‚formuliren zu laſſen; die Motivirung wurde jelten ausreichend 
aufgenommen, oder fie wurde zu irgend einem Zweck beim Zus 
protofollgeben nach irgend einer Seite gedreht. Weiter fam es vor, 
daß Viele nachträglich ihre Früher aufgeftellten Behauptungen änderten, 
Buol Hatte ſich ſogar erlaubt, das jchriftlich vorliegende bairifche 
Dotum nah Gutdünfen zu ändern. Streitigkeiten, ob dies oder 
das ins Protokoll aufgenommen werben follte, waren nahezu an 
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betreffend polizeiliche Maßregeln gegen die Polen, die Prefle, Er- 
gebniſſe der politiichen Unterſuchungen, Verhandlungen bezüglich 
Luremburga und der Einmiſchung fremder Gefandten wegen ber 
militärifchen Beſetzung Frankfurts. 

Wir haben zwar auch in den folgenden Jahren bis zum Jahre 
1848 noch eine Anzahl von Regiftraturen,*) aber dieſe können gar 
feine Bedeutung beanſpruchen; unter anderem traf man von neuem 
eine Verabredung über die Geheimhaltung der Protokolle. Vielleicht 
lag der Anlaß dazu in einem ähnlichen Vorgang, wie er in einem 
bejonderen Fascikel in dem Archiv niedergelegt ift. Wenn man 
jenes öffnet, jo hat man zunädft ein Aktum bes Frankfurter 
Polizeiamtes vor fih, man blättert und findet ehrwürdige, vergilbte 
Drudbogen der amtlichen Bundestagsprotofolle, fie werden immer 
vergilbter und gefleckter; die Akten geben endlich den Auffchluß, daß 
man e3 bier mit einer Schändlichkeit ohne leihen zu thun hat. 
Die Köchin des Herrin Grafen von Beuft Hatte die Protokolle der 
hoben Verfammlung einem Frankfurter Mebger verkauft, ein Herr 
Legationafekretär fand, daß er darin feine Wurft gefauft hatte, die 
entwürdigten Papiere follten zu befonderer Ehre gelangen und dazu 
ward ihnen dieſes Fascikel. 

Die Revolutiondmonate ded Jahres 1848 brachten nicht bloß 
wieder den Beichluß der Veröffentlichung der Protokolle, ſondern 
haben auch ſonſt in unliebfamer Weife auf die Protofollirung ein- 
gewirkt. Es konnten nicht mehr die alten, behaglichen, fleißig zu- 
geſtutzten Protokolle zu Papier gebracht werden; Paragraphen, zu 
denen jonft Seiten gehörten, wurden jeßt in ſchnöder Eile auf eben- 
foviel Zeilen gebradht. Das Material war in jo unglüdlicher Weife 
angeihtwollen, daß ber Regiftrator e8 nicht mehr Stüd für Stück 
unter jedem Sitzungsprotokoll ausftellen konnte. 

Nach Wiedereröffnung der Bundesverjammlung im Jahre 1850 
mußte man die Protofollfrage von neuem in Angriff nehmen. Da 
der Beichluß der Bundesverjammlung vom April 1848 betreffend 
die Veröffentlichung der Protokolle noch ala rechtsverbindlich beitand, 
jo mußte man ſich mit der Ausführung desſelben abzufinden Juchen 
und zu dieſem Zweck wurde auf Anregung des Präſidiums 1851 ein 
Ausſchuß niedergefeht. 


*) Bergl. Tabelle II. 
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Beitungen von beftimmter politiicher Färbung unwillkürlich diejelbe 
Farbung annehmen, es kann ja unter dieſen Umftänden, meint Herr von 
Bismarck troden, vorkommen, daß ſolche Zeitungen mit ſammt 
ihren Bundestagsrefumes in einem Bundezftaat verboten werden; 
jedenfall3 aber würde aus derarligen Veröffentlichungen die Stellung 
mander Regierungen bei wichtigen Verhandlungen nicht Har, es 
müßten daher fünftig jofort nach dem amtlichen Drud auch die ganzen 
Protofolle zur Veröffentlichung gelangen. 

Da der Antrag einftiveilen im Ausſchuß begraben wurde, er- 
reichte Preußen zunächſt nur Abhilfe für den dringenditen lWebel- 
ſtand; e3 erhielt wie Baiern nunmehr feine Vertretung in dem 
Ausſchuß, der von da an aus 7 Mitgliedern beftand. Nachdem in 
den folgenden Jahren die Veröffentlichungen wieder fuspendirt 
waren, beantragte Baiern im Jahre 1856, namentlich in Folge une 
berechtigter und zum Theil unwahrer Veröffentlicdungen, wiederholt, 
daß man wieder die Veröffentlichung auf Grund des Beſchluſſes 
von 1852 eintreten lafjen möge. Auf Vorichlag defjelben Staates 
übergaben nun in jeder Sitzung die Gejandten dem Ausichußmitglied, 
welchen die Zufammenjtellung für die Zeitungen oblag, einen kurzen 
Auszug ihrer Anträge, Erklärungen und Vorträge zur Veröffent- 
lihung. Mit feinem Antrage, daß es den Regierungen verboten 
fein jolle, Dinge vom Bundestag zu veröffentlichen, die dieſer nicht 
jelbft zur Bekanntmachung beftimmt hatte, ein Antrag, der in erjter Linie 
gegen Preußen gemüngt jcheint, fonnte Baiern aber nicht durchdringen, 
er wanderte ala ſchätzbares Material in die Grabeslade des Aus- 
ſchuſſes. Im Sommer 1858 ergriff nun Here von Bigmard von 
neuem für feinen im Jahre 1852 geftellten Antrag dag Wort und 
hob bejonders hervor, daß jede Regierung dad Recht Haben müffe, 
auf einem ſolchen Grad authentiicher Deffentlichkeit zu beitehen, daß 
die Art ihrer Betheiligung an den Verhandlungen des Bundestages 
Har und vor Entjtellungen gefichert fei. Nur auf diefem Wege 
könne der Thätigkeit des Bundes die rege öffentliche Theilnahme im 
gelammten öffentlichen Leben Deutſchlands gefichert werden. Sowohl 
dieje Fräftige Anregung, ala auch die des folgenden Jahres, welche 
in und außerhalb der Verfammlung, namentlich) auf den Präfibial- 
vorfißenden des Ausſchuſſes, eine Situng zu berufen, von Seiten 
Preußen? und einer großen Anzahl von Mittel- und Kleinſtaaten 
ausgeübt wurde, blieb zunächſt ohne einen fichtbaren Erfolg, Erſt 
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Buftimmung der europäiichen Mächte gefnüpft war, wünſchten unter 
MWiderjpruch jener Herzöge, daß der Bund als eine europäilche Macht 
auch hierüber enticheide; Baiern freilich meinte, es komme bierbei 
nur auf die Enticheidung der Einzelregierungen an, was der deutjche 
Bund in diefer Beziehung wünſche und bejchließe, jei doch nur von 
fehr untergeordneter Bedeutung. Die Sache endigte damit, daß jene 
Erhöhung zugeftanden wurde, und Heffen-Homburg fi in einem 
ſehr energiſchen Protefte gegen jede Unterordnung des landgräflichen 
Hauſes unter diefe neugebadenen Herzöge verwahrte. Zu ſehr ein- 
gehenden ftaatsrechtlichen Betrachtungen und Vorträgen führte im 
Jahre 1851 der Titel eines Landgrafen von Heflen von der Linie 
PHilippsthal-Barchfed. Wie es ſcheint brachte das Jahr 1856 
ehr unangenehme Verhandlungen, in welchen Kurheſſen die eben 
zwilchen dem Fürften von Schwarzburg-Rudoljtadt und einer Prin- 
zeſſin von Anhalt abgeſchloſſene Ehe als unebenbürtig anfocht. Der 
Streit ift niedergelegt in 6 Regiftraturen, die im Archiv nicht mehr 
vorhanden find. 

Nicht ohne Intereſſe ift e3, die Fluktuationen in den Gejchäften 
zu beobadten. Die gemüthlichſten Geſchäftsjahre waren für bie 
Bundesverjammlung die Jahre 1824—1830, die Zahl der Sigungen 
betrug durchſchnittlich 25—26 im Jahr, die Paragraphenzahl ber 
SHauptprotofolle, welche die Summe der behandelten Gegenftände 
angibt, ſank in diefen Jahren zuweilen unter 100, die Seitenzahl bes 
Protofollbandes unter 500— 600; um fo zeitraubender waren aber die 
dreißiger Jahre, namentlich” bi3 zum Ende von 1835; die Zahl der 
Sißungen ftieg bis 53, die der Paragraphen auf über 600, die der 
Folioſeiten bis beinahe 1800; man hatte dringend eine Erholung nöthig, 
man hielt 1836 daher nur 19 Situngen ab; um fo fleißiger mußte 
allerdings die Gentralbehörde unterfuchen und berichten. Auch das 
folgende Jahrzehnt brachte durchichnittlich im Jahre ungefähr 28 
Situngen und ein Material, das fich jehr wohl mit den 3—4 
monatlichen Ferien in Einklang bringen ließ. Einen argen Streich 
ipielte aber der Bundesverfammlung wieder das Jahr 1848, in 
weldhem von Ende Februar bis Mitte Juli 60 Sitzungen gehalten 
werden mußten, jo daß die Paragraphenzahl auf über 700 anſchwoll. 

Nach der Reftauration ift das behagliche Maß der früheren 
Bundednormaljahre nicht mehr erreicht worden; man hatte durch— 
ſchnittlich 31 Jahresſitzungen; die wenigften Eitungen brachte das 
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Schriftlich von dem Stimmführer eingebracht wurden, nachdem dies 
vorher dem Präſidium mitgetheilt worden war; dieſem fteht e8 dann 
zu innerhalb der nächften 14 Tage die Berathung des Antrages zu 
beantragen, zur Einhaltung oder Verkürzung dieſes Termins kann das 
Präſidium nur durch einen Bundestagsbeſchluß angehalten werden. 
Wenn e3 dann endlich dem guten oder böjen Willen des Präfidiumg ge= 
fallen Hatte zu beantragen, daß der Antrag in Berathung genommen 
werben ſollte, wenn dann ferner, wie es in der Geſchäftsordnung heißt, 
die Angelegenheit hinreichend erörtert worden war, jo konnte in der 
Bundesverfammlung der Beichluß gefaßt werden, daß die Sache zur 
Abjtimmung reif jei, dann konnte auch die Zeit feitgejegt werden, 
bis zu welcher die Abftimmung erfolgen Jollte; die Zeit zur In— 
ftruftiongeinholung war auf 6—8 Wochen normirt. Es braucht 
faum bemerkt zu werden, daß es meist viel mehr Monate, in nicht 
wenig Fällen jo viel Jahre koſtete. 

Der Staatäfanzler hatte Anfangs verjucht durch eine Einengung 
der Geſchäftszeit einen raſcheren Geichäftsgang zu fichern. Im Sabre 
1820 wünjchte er, daß die wichtigften Geichäfte in der Zeit vom 
November bis Oftern erledigt würden, in dieſer follten aber die 
Gejandten vollzählig in Frankfurt anweſend, jedenfalls Jollte eine 
Subititution während derjelben nicht gejtattet ſein. Mit diejem heil» 
ſamen Vorſchlag ift er aber nicht durchgedrungen, obgleich bei den 
gutgefinnten &lementen die Klagen über den außerordentlich jchleppenden 
Geſchäftsgang ſchon jeit 1817 laut geworden waren. Als dann 
Metternich dem Grafen Buol die Verabſchiedung nahegelegt hatte, 
dieſer aber ohne die förmliche Abberufung nicht gehen wollte, blieben 
in ben Jahren 1822 und 1923 die Sitzungen häufig ſuspendirt, 
weil der Staatskanzler noch feinen Nachfolger gefunden Hatte oder 
ihn noch anderwärts gebrauchte. Die Meiften wagten nicht dagegen Ein- 
ſpruch zu erheben, und die ed wagen wollten, nur einen Wunſch 
zu äußern, denen wurde ed von ihren Committenten verboten; Carlo- 
wit jandte feinen Kurier an Metternich, der jenem Alles freiftellte, 
aber wünſchte, wenn man vertagen wolle, dann jolle man gleich big 
zum Yebruar 1823 vertagen. Allein die Injtruftion für Münch wollte 
und mollte nicht fertig werden, troß der eifrigften Verhandlungen 
mit Preußen, Baiern und „einem andern den öftreichiichen Intereſſen 
ergebenen Hofe”. Indes wurde wenig verfäumt, denn allerwärts 
fehlte es an Inſtruktionen, Hatte ja doch Buol mehr wie einmal 





Präfidium. In ‚der nächften ordentlichen Sihung konnten fie 
vorgelegt und nad) drei Wochen vom Präfidium zur Berathung 
geftellt werden. Ein Zwang könnte nur durch einen bejonderen 
Zn ausgeübt werden. Diefem ebenjo unwürdigen ala unheil— 

vollen Zuftand beftimmtere Schranken zu ziehen, unternahm ſo— 
dann der preußische Gejandte von Bismarck. Zunächſt legte er ſich 
darauf, dad ordnungswidrige Verfahren zu rügen, umd die Gejchäfts- 
befugnifle des Präfibiums nicht gang verdunfeln zu Lafjen. Namentlich 
benußte er dazu einen Vorgang aus dem Jahre 1852, in welchem 
der franzöftjche Gejandte in einer Note den Wunſch jener Regierung 


Präfidtium beantwortete dieſelbe vorläufig und theilte der Bundesver— 
ſammlung überhaupt nichts mit, wie das früher ebenfalls vorgekommen 
war. Mittlerweile wurde Graf Thun abberufen, eine neue Note 
lief ein, welche der Verſammlung mitgetheilt wurde; das neue Prä— 
ſidium meinte, es ſei ja nichts dabei verſäumt worden; und damit 


hatte es ſeine Richtigkeit. 

Namentlich rügte der preußiſche Geſandte auch, daß die Termine 
zur Inſtruklionseinholung jo wenig eingehalten würden zum Nach— 
theil der pünktlichen Regierungen. 

Wie oben angedeutet gelang eine Beſſerung in einigen Punkten. 
Alle eingegangenen Schriftſtücke jollen nach der neuen Ordnung 
drei Tage zur Einficht der Gejandten in dem Büreau der Kanjlei— 
direktion ausgelegt, ſowie überhaupt alle Anträge und Borjchläge 
längſtens nach 14 Tagen zur Berathung gebracht, auch wo e3 
thunlich, die Inſtruktion während der Berathung eingeholt werden; die 
Frift zur Einholung derjelben jollte höchftens vier Wochen betragen, 
ein weiterer Aufſchub konnte nur auf befonderen Beichluß der Bundes— 
verfammlung gewährt werden; war diejer nicht erfolgt oder nach- 
gefucht, jo wurde die Stimme des nicht Inftruinten der Mehrheit 
zugezäblt, dafjelbe gejchah denen, welche fich ohne anerkannt erhebliche 
Gründe der Abftimmung enthielten. Kurheſſen, Dänemark und Hol- 
land haben namentlich in dem erfteren Fall unglaubliches geleiftet. 

War irgend ein Antrag oder Vorjchlag glücklich bis in die 
Sitzung und zur Berathung gelangt, jo wurde nach der alten Ge— 








36 


der Wahl der Ausſchußmitglieder nicht betheiligten, um die Con— 
ſtituirung des Ausſchuſſes zu verſchieben, ſo beſchloß die Bundes— 
verſammlung 1831 unter dem Druck der Polizeiwünſche, daß aus 
einer ſolchen Nichtbetheiligung die Ungültigkeit der Wahl nicht her— 
geleitet werden könne. Die Wahl der Ausſchußmitglieder wurde erſt 
1864 beſtimmt geordnet und zugleich feſtgeſetzt, daß die Ausſchuß— 
berichte in der Regel vor der betreffenden Bundestagsſitzung gedruckt 
ben Gejandten zuzuftellen feier. 

Im Allgemeinen war über diefe Commiffionen beftimmt, daß 
die Wahl der Mitglieder durch die Majorität des engeren Rathes 
erfolgte, nachdem die Zahl der Mitglieder vorher bejtimmt war. 
Wie übel es mit der freien Wahl anfangs beftellt war, beweiſen 
Gefandtichaftäberichte, welche darüber Bejchwerde führen, daß 
bis 1819 die Gewählten auf Zettel gejfchrieben wurden; und da 
Buol die Schrift kannte, Wiele ſich aber jcheuten, gegen Buols 
Wünſche zu wählen, jo fielen die Wahlen in der Regel nad) dieſen 
aus, Um dem ein Ende zu machen, wurden gedructe Zettel ge- 
geben, auf denen die Namen der zu Wählenden durchftrichen wurden. 
Commiſſionen, denen beftimmte Einzelaufgaben zur Berathung über— 
geben waren, jollten nicht in permanente verwandelt werben dürfen. 
Die Ausihußmitglieder konnten andere Mitglieder für ſich ſubſti— 
turen. Jedesmal nach Ablauf von zwei Monaten jollte die Com— 
miſſion die Bundesverfammlung von den von ihr gemachten Fort— 
ichritten in Kenntniß jeßen. Da diefe Fortjchritte jehr oft nicht 
ftattgefunden hatten, konnte auch die Bundesverfammlung nicht in 
Kenntniß gejeßt werden. 

Alle Commiffionen, außer der Reklamationscommilfion, endigten 
mit dem an die Bundesverfammlung erftatteten Schlußberichte, 
wobei der Borfitende Sorge zu tragen Hatte, daß die Alten zur 
Bundeskanzlei abgeliefert wurden, was nicht jelten verfäumt wurde, 
jo daß eine völlige Zerjtreuung und Verfchleppung der Alten die 
Folge war. Es konnten übrigens zu Commilfionsmitgliedern auch 
die Geſandten der Guriatitimmen gemählt werden, welche zur Zeit 
der Wahl die Stimme nicht führten, gezählt wurde in dieſem Falle 
ihre Stimme nid. 

Schon in der dritten vertraulichen Beiprechung des Jahres 1816 
hatte man die Wahl einer Commiſſion für die Prüfung der einge 
laufenen Reklamationen in Ausſicht genommen. Und man jchritt 














führung bezeichnete dies als eine Unterbrechung 
verichen Gefandten. Zugleich bemerkte das Präfibium, dah biefe 
Erklärung einen Antrag involvire, daher, weil nicht auf der Tages- 
ordnung ftehend, exit in nächſter Situng zur Aufnahme ins Protokoll 
gelangen könnte. Als der hannöverſche Gejandte erklärte, dab er 
nur eine Mittheilung zu machen hätte, wollte das Präfidium jofort 
über die geichäftliche Dualität der hannöverjchen Erklärung ab» 
—— laſſen. 

Herr von Bismarck aber trug vor, daß jedem Geſandten das 
Recht frei ſtehen müſſe, eine Erklärung zu Protokoll zu geben, und 
daß dies Recht ihm weder von dem Präſidium noch von der Majo— 
ritüt benommen werden könne. Nachdem er weiter verlangt hatte, 
daß die hanndverſche Erklärung zur Kenntniß der Bundesverjamme 
fung gebracht werde, wurde dies geftattet. Bei der mın folgenden 
weiteren Verhandlung hob Bismard hervor, dab in der Erklärung 

pver3 ein Hinderniß für die Unterftügung der penfionirten 
Dffiziere Schon deshalb nicht gefunden werden fünne, weil Hannover 
ja zu ihren Gunften eine Ginzahlung in Ausficht ſtelle. Won einem 
Antrage könne dabei gar feine Rede fein, und wiewohl er glaube, 
dat die Majorität durch Beichluß hieran nichts ändern fünne, jo 
wünſche er doch wegen der Wichtigkeit der Sache, da Gefahr vor- 
handen jei, daß man eine Regierung und eine Minorität mundtodt 
machen könne, eine förmliche Abjtimmung. Bei derjelben übernahm 
nun Baiern, wie es jcheint wohl vorbereitet, die Advofatur für das 
Prafıdium, indem es in rabuliftiicher Weiſe die hannöverjiche Er- 
Härung als Antrag qualificixte, 

Trotzdem, daß Hannover erflären ließ, es milſſe doch jelbjt am 
beiten willen, daß es lediglich eine Anzeige oder Mittheilung beab- 
fichtige, nicht aber eine verhandelnde oder beichließende Thätigkeit 
der Bundesverſammlung veranlafien wolle, fiegte da3 Präfidium mit 
11 gegen 6 Stimmen. Das Präfidium erflärte dann, daß es ſich 
der hanndverſchen Abftimmung gegenüber auf die bairiſche Moti⸗ 
virung und ben eben gezogenen Beſchluß beziehe. Nach einer eins 
gehend motivirten Verwahrung des preußiichen Geſandten berief fich 
das Präfidium wieder auf den gezogenen Beihluß. Nachdem in 
der folgenden Sitzung der preußiiche Gejandte von meuem auf das 
Ordnungswidrige und Gefährliche des früheren Beſchluſſes eingehend 
hingewieſen hatte, jagte das Präſidium wieder jein Sprüchlein, in- 
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nahme” nur die Entgegennahme, damit würde aber der Antrag 
zweier Bundesftaaten jchlechter gejtellt wie jede Privatreflamation. 
Um dieſem Doppelfinne zu entgehen, ſollte man einen Ausjchuß be= 
auftragen, gutachtlichen Bericht über den Antrag zu erftatten. Als 
fi) da8 Präfidium nun ertappt ſah, platte es mit dem Verlangen 
heraus, die Gefandten von Preußen und Hannover jollten dann 
aber auch zu Protofoll geben, daß fie den Majoritätsbeſchluß richt 
anfechten wollten. Nunmehr blieb Herrn von Bismarck nichts übrig, 
ala auf die Note jeines Miniſters hinzuweiſen und fich bereit zu 
erklären, über da8 Verlangen des Präfidiums bei jeiner Regierung 
anzufragen. 

Auf Wunſch einiger Gejandten wurde die Anfrage wiederholt, 
fie brachte aber dafjelbe Ergebniß, jo daß für die nächſte Sitzung 
der definitive Abſchluß, die Beſchlußziehung angefeßt wurde. Che 
gleih in diefer Dänemark wiederum auf das freundlichite zur Ab- 
ſtimmung eingeladen wurde, war es doch nicht mit Inftruftion 
verfehen; das Präfidium erklärte wieder, es wolle die Sache nicht 
durch feine Stimme entſcheiden; da aber dem Antrag die nöthige 
Stimmenmehrheit fehle, fo jei er ala abgelehnt anzujehen. Die Hohe 
Bundesverfammlung ftimmte bei; mit einer energiichen Erklärung 
Preußen? und Hannovers, für die Zukunft ihre Anſicht aufrecht er- 
halten zu wollen, Ichloß die Scene. Die Präfidialtechnif hatte 
wieder den Sieg davon getragen. Der Staatöfanzler Hatte es ja 
bei Stiftung de3 Bundes voraus gejagt: Auf ſolche Weije gehört 
und Deutichland noch mehr als früher. 


q — — —— 


Wie es nach allen dem mit der Thätigkeit des Bundestags 
überhaupt, wie in den einzelnen Perioden beſtellt war, bedarf keiner 
weiteren Auseinanderſetzung. So naiv war bald fein Bundestags⸗ 
gejandter mehr, wie jener aus dem Jahre 1816, der jeinem „Herrn“ 
berichtet, wie er fich „bereitet habe, um wenn e3 für jchidlich be— 
funden würde, bei der Eröffnung des Bundestags eine Rede halten 
zu können“, auch trug Keiner mehr feine Weihnachtswünſche vor, 
daß er ein jchöned Siegel mit dem Wappenthier für ſich und eine 
ſchöne Uniform für feinen Sefretär wünfche, die dann auch „ohne 
Epauletten und mit jchmalerer Sticlerei” bewilligt wurde; es be⸗ 


Zweites Bud. 


Recht und Gerit beim Bundedtag. 
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daß ihr nach dem genannten Artikel nichts zuftand als ein Heer 
von Sühneverjuchen und die Einleitung zum Austrägalverfahren, 
Indem ſie dieſe lektere nämlich ausſprach, forderte fie den Beklagten 
auf, ſeinerſeits drei Gerichtähöfe als eventuell zur Entjcheidung der 
vorliegenden Streitfache zuftändig zu erklären, aus welchen ber 
Kläger fich einen als die Austrägalinftanz auszuwählen hatte. Dieſe 
hat dann im Namen und anftatt der Bundesverjammlung den 
Prozeh zu inftruiren, und im Namen und Auftrag des Bundes das 
Erkenntniß zu jchöpfen und der Bundesverfammlung zuzujenden. 
Die von ber Öffentlichen Meinung wiederholt verlangte permanente 
Austrägalinjtang war durch entjchiedenen Widerſpruch Baierns ſchon 
1819 ala gejcheitert anzujehen. Die Wiener Schußalte hat es bei jenen 
Beſtimmungen bewenden laſſen. Nachdem im Jahre 1838 eine 
Vereinfachung im Prozeßverfahren dahin getroffen worden war, 
daß fortan nicht mehr das Plenum eines oberſten Gerichtshofs das 
Erlenntniß zu fällen habe, ſondern daß dazu ein Senat von min— 
deſtens dreizehn Mitgliedern genügen ſolle, wurde die betreffende 
Commiſſion im September 1842 aufgefordert, einen neuen Entwurf 
n „thunlich kürzeſter Friſt“ der Bundesverſammlung vorzulegen. 
Dieje Frift war aber 1866 noch micht abgelaufen. Das mit dem 
Jahre 1834 eingerichtete Bundesſchiedsgericht ift jehr bald wieder 
eingejchlafen, da e3 zu einer Heinen Commiſſion von Stantäbeamten 
gemacht war, die weder den Landtagen noch den Regierungen genügte. 

Wie bereue früher bemerkt, hat die Schlußakte den Geſchäfts— 
freiß der Bundesverjammlung dadurch erweitert, daß ihr die Rekla— 
mationen jolcher Perfonen zur Bearbeitung zugewieſen wurden, deren 
Forderungen deshalb richt zu erledigen waren, weil die Leiſtung 
zwijchern mehreren Bundesgliedern ftreitig war. Die Bundesver- 
jammlung jollte durch die Gommiffion den Vergleich verjuchen und 
im Fall des Mißlingens die richterliche Entfcheidung durch die Aus- 
trägalinftanz veranlaffen. Ferner jollte e8 nunmehr der Bunbdes- 
verfammlung anliegen, angebrachte Gefuche wegen Juftizveriveigerung 
auf ihre Begründung zu unterfuchen und die gerichtliche Hilfe bei 
der bezüglichen. Bundesregierung zu bewirken. Nachdem auch im 
Betreff der Mediatifirten die Wiener Schlußakte der Bundesver- 
jammlung genauere Weifungen hatte zulommen lafjen, galt die 
Yundesverfammlung nunmehr in vier Fällen als vichterliche Behörbe: 
1. in Bejchtverdefachen der Standesherren gegen ihre Landesherrſcher 
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ihm durch die Ausweiſung feines Hausgeitlichen gejtört Habe. 
Der Bundesverfammlung ſtehe nach Artikel 53 der Wiener Schlußakte 
bie Obforge zu, daß jene im Artikel 16 der Bundesakte erfolgte 

auc von den Bundesftaaten erfüllt werde. In der 
Sommifen erhob fh ofort eine Die über Be Aufffung 
jener Beitimmungen und die dadurch modificirte Competenz; die 
Majorität, unter Führung von Baiern, erklärte fich für die Zu— 
ftändigfeit der Bundesverjammlung, die Minorität, wie es jcheint 
unter der Führung Preußens, erklärte fich dagegen. 

Schon jeit dem Paſſauer Vertrage, und namentlidy dem weſt— 
fäliſchen Frieden galt in Neligionsangelegenheiten der Satz, daß 
nicht Stimmenmehrheit, jondern freundliche Verſtändigung — sola 
amicabilis eompositio — religiöje Streitigkeiten entjcheiden ſollte. 
Dieje Beitimmung war auch in der Bundesakte zur Geltung gelangt, 
wie bereit? früher bemerkt. Schon deshalb wiirde man, meinte die 
Minorität, in diefer Angelegenheit zu einer Nemedur nicht gelangen 
fünnen, Um der materiellen Entjcheidung aber näher zu treten, ift 
es erforderlich, auf den weftfäliichen riedenstraftat, bezw. deſſen 
Abſchnitt V, Art, 30 ff. zurüczugehen. Die Beitimmungen lauten 
num dahin, daß der Landesherr vermöge jeines juris reformandi 
befugt ift, die zu jeiner reſp, feiner Yandesreligion nicht ſich befennenden 
oder von ihr abfallenden Unterthanen auszutreiben, jedoch unbejchadet 
ihrer Vermögensrechte; wer nicht ausgetrieben wird oder bon feinem 
benefieium der Nuswanderung feinen Gebrauch machen will, Toll 
friedlich geduldet werden, zwar ohne Recht auf öffentliche Religions— 
übung — ſofern fie 1624 in dem betreffenden Lande nicht ftatt 
hatte — aber unbejchadet feiner bürgerlichen Rechte. Der Beſuch 
deö auswärtigen öffentlichen Gottesdienjtes war immer geftattet, auch 
fonnten die Finder nad) auswärts gejandt, oder im Haufe privatim 
Durch Lehrer ihrer Confejjion unterrichtet werden. Von dem Landes- 
herrn hing es nun ab, welche Art der Neligionsübung er Denen 
geftatter wollte, deren Kult im Normaljahr 1624 im Lande nicht 
geiibt worden war. 

Die durch jenen Fyriedenstraftat gewährte Gewiſſens⸗ und 
Glaubensfreiheit ſchließt war die Befugniß in ſich, den Glauben 
äußerlich zu befennen, allein immer nur im ſoweit ala der Einzelne 
als jolcher in Betracht kommt, Während aljo jolchen, denen der 
Beſitzſtand des Jahres 1624 zur Seite fteht, die öffentliche Religions— 
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Meinung durd) gegen die Stimmen von Deftreich, Baiern, Sachen, 
Rurhefien, Heffen-Darmftadt, Naffau und Oldenburg. Es find dies 
meiſt diejelben Staaten, auf deren Betreiben alle pofitiven Be— 
ftimmungen über firchlichereligiöfe Angelegenheiten aus dem Bundes— 
grumdgejek ausgeſchieden worden waren. 

Im Jahre 1854 lief eine neue Beſchwerde des bereit3 genannten 
und des Rittergutsbeſitzers von Vogellang ein; dieje baten die hobe 
Verſammlung um Aufrechterhaltung der den chriftlichen Religions- 
parteien durch das Bundesgrundgeſetz garantirten Gleichheit der 
politijchen Rechte. 

Als nämlich der von PVogeljang im Herbite 1852 als ritter- 
Ichaftlicher Deputirter auf dem alljährlih vor dem Zujammentritt 
des mecklenburgiſchen Landtags fich verfammelnden Ante-Comitial- 
Convent erjchienen war, beftritt man ihm die Befugniß fein Amt 
auszuüben, da ihm ala Katholik über firchliche Angelegenheiten des 
lutheriſchen Landes Mecklenburg eine Stimme nicht zukommen könne, 
Und auf Antrag des genannten Gonvent3 bejchloß der Landtag, daß 
diejenigen ſtändiſchen Aemter, mit deren Führung die Recognition 
firchlicher Angelegenheiten verbunden fein könne, wie die des Land- 
raths, eines Mitglieds des engeren Ausſchuſſes und des ftändifchen 
Syndiks, nur mit Belennern der Intheriichen Landesreligion bejett 
werden jollten. Nachdem zur Sache weiter auseinander gejeht worden 
war, daß die früheren Stände, namentlich durch die zudringliche 
Thätigfeit der Jeſuiten im 17. und 18. Jahrhundert dazu veranlaßt, 
die Bejegung der Schul- und Univerfitäts-Profefjorenftellen an das 
lutheriſche Bekenntniß geknüpft hätten, jeien die Stände durch die 
neuerdings twieder im Lande hervorgetretene Propaganda zu weiteren 
Repreflalien veranlaßt worden. Gegen eine Stimme erklärte fich 
die Commiſſionsmehrheit zu Gunften der Petenten. Als aber von 
jener Stimme wie von der medlenburgiichen Regierung vorgetragen 
wurde, daß die Beichwerde ſchon deshalb verfrüht fei, weil that- 
ächlich im jeinen Rechten nod; Niemand gefränkt ſei; daß Die vom 
Landtage ausgeſprochenen Wünche und Erwartungen ıicht einmal 
die Landesregierung zu irgend einen Eingreifen hätten veranlafjen 
können, gefchtweige denn die Bundesverfammlung; daß ferner in 
Mecklenburg nicht ein Beichluß, dem die Zuftimmung des Negenten 
fehle, rechtskräftig jei, To ſahen ſich Oeſtreich und Baiern, denen 
Sachſen, Würtemberg und Heflen- Darmftadt nur ſehr modifichrt 








54 

Nonnen-Convents ad S. Mariam zu Fulda wegen rückſtändiger 
und laufender Gefälle vom Jahr 1822 wurde 1834 durch eine Ver- 
ftändigung unter den betheiligten Regierungen erledigt. Was dem 
Landgrafen Karl von Heffen jelbft nicht gelungen war, gelang jeinen 
Erben mit Hilfe der Zeit: 1841 wurden die Bezüge, die jenem 
ala Feldmarſchall des ehemaligen oberrheintichen Kreiſes von 1804 
bis zu feinem 1823 erfolgten Tode zufamen, als liquid von der 
Bundesverfammlung anerkannt; freilich bedurfte e3 wieder zur defini- 
tiven Erledigung der endlichen Auseinanderjegung des Kreisichulden- 
wejend, Noch das Jahr 1831 brachte der Bundesverfammlung die 
Beſchwerde einer ſchwäbiſchen Gemeinde iiber Frohndienfte und Ab— 
gabendrud, deren rechtliche Begründung auf das Jahr 1798 zurüd 
ding. Sie wurde abgewiejen. Zwölf kurheſſiſche Gemeinden petitio= 
nirterr bei der Bundesverfammlung um endliche Reftitumung der 
Verpflegungsgelder für preußifche Truppen, die 1815 durch Kur— 
heilen marjchirt waren. Erſt nach Jahren fonnte der kurheſſiſche 
Gefandte zur Antwort gebracht werden, im welcher jener Anfpruch 
zwar al3 berechtigt anerkannt, den Gemeinden aber anheimgegeben 
wurde zu warten wie die andern Gemeinden, bis man fich mit der 
preußifchen Regierung geeint hätte. Demgemäß wurde 1838 bem 
Anwalt der Gemeinden mitgetheilt, daß die Bundesverjammlung 
ſich nicht für commpetent halten fünne, Im Mai 1844 riefen 48 
Bauern aus zwei reußifchen Dörfern den Schub der Bundesver— 
jammlung an wegen Hegung eined übermäßigen Wildftandes von 
Seiten ihrer gemeinjamen Landesherrn von Schleiz und Ebersdorf. 
Sie Hagen, dab ihnen alle Arbeit erfolglos gemacht werde, babei 
jeien fie aufs ſchwerſte von Abgaben bedrücdt. Durch bereidigte, 
auswärtige Sachverftändige war ihr Schaden für ein Yahr auf 
3500 Mark abgejchäßt worden, Die Petenten wurden an ihre 

„Landesherrſchaft“ verwieſen. Was die Zahl der jährlich ind Pro- 
tofoll aufgenommenen und aufnehmbaren Beichwerden und Eingaben 
angeht, jo war bdiejelbe eine jehr verichtedene. Sie ſchwankt zwifchen 
20 und 133, Es läßt jich ein beftinmies Geſetz für dieje Fluktuation 
nicht erfennen; es ijt nur zu bemerfen, dat allmählich die Zahl 
bis zum Jahr 1848 geringer wurde, je mehr man ſich dabon über- 
zeugt hatte, daß der Grfolg in der Regel ausblieb, Nach der Reſtau— 
ration, die allerdings einen geregelteren Gejchäftsgang auch in dieſe 
Verhandlungen gebracht hat, wuchs die Zahl der Eingaben 3. B. 
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thum nicht ausbezahlt wurde. — Wegen der damals ohne Unter- 
brechung fortdauernden Kriege konnte diejelbe ihre Forderung nicht 
geltend machen. Unmittelbar nach dem Frieden von Parid wandte 
fie ſich unterm 13. Juli 1814 an den föniglich preußilchen Staats— 
fanzler, Fürften von Hardenberg. Don ihm erhielt fie unterm 
3. Juli 1815 zur Antwort: 

„Nach einer königlichen Kabinet3ordre d, d. 27. Juni 1800 
habe die veriprochene Penfion von 20,000 Gulden im eintretenden 
Falle auf die Fonds der Fürftenthümer Ansbach und Baireuth an⸗ 
gewieſen werden jollen. Da nun diefe Provinzen an Se. Majeſtät 
den König von Baiern gelangt jeien, jo gingen die darauf haftenden 
Laſten diejen Monarchen an, der ſich der Bezahlung einer jo liquiden 
Schuld nicht entziehen werde. Daher gebe er der Frau Fürftin 
anheim, ihre Forderung bei dem Münchener Hofe geltend zu machen, 
und ev werde ſich angelegentlich beftreben diejelbe mit allem Gifer 
zu unterſtützen.“ 

Miederholte Anregungen beim Berliner Hofe hatten abjchlägige 
Antworten zur Folge. 

Die Fürftin reflamirte nunmehr bei dem füniglich bairiſchen 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Grafen von Rechberg, 
der fie umterm 5. Februar 1818 ebenfalld abichlägig beſchied, indem 
er jede Verpflichtung ablehnte; wiederholte Geſuche hatten weder in 
Berlin noch in München den gehofften Erfolg. 

Nachdem die Fürstin fich auf diefe Weiſe fortwährend von einer 
allerhöchiten Regierung an die andere gewieſen jah, und ihr auch die 
Betretung des Rechtsweges vor den preußifchen Yandesgerichten aus— 
drüclich war abgejchlagen worden, richtete fie am 29. April 1825 
ihre Geſuch an die hohe Bundesverfammlung. Seitdem war es in 
der Bundesverfammlung zu mehreren Vorträgen gefommen, bei 
welchen auch die preußischen und bairiichen Verbalnoten vorgelegt 
wurden. — Obgleich nun bei einem unbefangenen Zejer faum ein 
Zweifel darüber beftehen konnte, daß Baiern für die Penfion aufs 
fommen mußte, jo exflärte doch der Ausſchuß unter Anerkennung 

„ihrer (Preußens und Baierns) mit ebenjo vieler Gründlicpkeit als 
Scharffinn vertheidigten Anfichten," dab ihm die Verpflichtung des 
einen oder andern Staats nicht hinreichend evident jei, und be= 
antragte, jeder Staat möge die Hälfte der Penfion übernehmen. 
Preußen erflärte fich, „damit die Befriedigung dev Frau Reklamantin 
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vielfach beſprochen wurde, ift der des Freiherrn von Gierftorpff, 
gegen den der tolle Herzog Karl von Braunjchweig in der Weile 
eines Sultans —* hatte. Ein vom ee in Braune 
ſchweig gefälltes und publicirtes Erkenntniß betr. die Klage des 
Herzogs Karl gegen den Genannten wegen verleter Chrerbietung 
hatte Se. Herzogl. Durchlaucht kurzweg kaſſirt und den Verklagten 
bes Landes verwieſen. Nach langer Berhandlung fchritt dieſe Ange: 
fegenheit mır wenig weiter, denn Herzog Karl war befanntlich eine 
Metternichiche Lieblingskreatur; als er aber durch einen gelungenen 
Putſch depofjedirt war, wurde auch Herrn von Sierjtorpff bei der 
Bundesverfammlung jein Recht; die Nechtsbeftändigfeit des gericht: 
lichen Erkenntniſſes wurde durch Bundesbeichluß anerkannt, und der 
Gemißhandelte wieder in feinem Aufenthalt in Braunſchweig geſchützt. 
Bei anderen ging ed anders. 

Anfangs 1841 wurde eine Beſchwerde des Gutsbeſitzers Wehner 
in Göttingen wegen Juftizverweigerung nebſt vier Rechtsgut— 
achten der Fakultäten zu Berlin, Kiel, Heidelberg ımd Bonn vor- 
gelegt, aus der hervorging, daß der Reflamant Ende Januar 1840 
durch einen Polizeidiener vor den Polizeidireftor zu Göttingen be= 
ſchieden wurde, welcher ihm eröffnete: daß er auf Befehl des Mi- 
nifteriums des Innern von Stunde an das hannöverſche Land 
überall nicht verlaffen, das enge Weichbild der Stadt Göttingen für 
da3 Inland nur dann verlafjen dürfe, wenn er dazu vorgängig eine 
polizeiliche Erlaubniß erbeten, und auch dann nur in Begleitung 
eined Landgensdarmen, Für den Fall, daß er außerhalb des Weich— 
bilde8 von Göttingen betroffen werde ohne Landgensdarmen 
und ohne polizeilichen Erlaubnißſchein, jei die Landgensdarmerie 
angewieſen, ihn zu arretiren und an die Göftinger Polizei ab- 
auliefern. | 

Jede Auskunft über die Gründe dieſes Verfahrens, ſowie die 
Behändigung eines Mlinifterialichreibens, oder eines Protokolls war 
ihm verweigert worden. Nach vierzehn Tagen Hatte er fich deshalb 
bejchiwerend an die Juftizkanzlei zu Göttingen gewandt, welche ihn 
unter Hinweis auf „unjere jebigen Geſetze“ abwies; eine weitere 
Unfrage war ebenjo behandelt worden. Auf feine Gingabe beim 
Miniſterium und Kabinet des Königs hatte er nur von lebterem die 
Anttvort erhalten, daß feiner Bitte — ihm rechtliches Gehör zu ver- 
ftatten, oder die polizeiliche Verfügung zurückzunehmen — nicht 


























Zweites Kapitel. 
Die Mediatifirten und die ehemalige Neichsritterichaft. 


Die Bundesakte hatte fich, wie mehrfach bemerkt, der Genannten 
in bejonderd hervorragender Weile angenommen, indem fie den 
früheren reihsummittelbaven fürftlichen und gräflichen Häufern auch 
im Bunde eine bejonderd bevorzugte Stelle anwies; die Häupter 
dieſer Häufer jollten als die erſten Standesherren in dem Staate, 
und fie und ihre Familien als die privilegirtefte Klaſſe, insbejondere 
in Unfehung der Beiteuerung gelten; es fam ihnen ferner zu: privis 
legirter Gerichtöftand und Befreiung von aller Militärpflicht, die 
Ausübung der bürgerlichen und peinlichen Gerechtigkeitäpflege im 
erfter, und two die Befiung groß genug war, auch in zweiter Inftanz, 
die Forftgerichtäbarfeit, Ortöpoligei und die Aufficht in Kirchen— 
und Sculjachen. Auch dem ehemaligen Reichsadel wurde privi- 
legirter Gerichtäftand, Patrimonial- und Forjtgerichtäbarkeit, Orts— 
polizei und Sirchenpatronat vorbehalten. Im übrigen mußten eö 
ſich die Hohen Gontrahenten verfagen auf Einzelheiten einzugehen, 
deshalb bezeichnete man der Bundesverfammlung ala Norm und 
Baſis der Behandlung diefer Angelegenheiten die königl. bairiſche 
Verordnung vom Jahre 1807, die ein Mufter rheinbündlerifcher 
Regierungskunſt ift.*) Es ift der Geift des Herrn von Montgelas, 
der in ihr waltet. Artikel 63 der Wiener Schlußalte hat der Bun- 
desverſammlung ſodann noch einmal die Verpflichtung eingefchärft, 
den ehemaligen Reichäftänden und Reichsrittern zu ihrem Rechte zu 
verhelfen, und bei begründeten Rekurjen eine genügende Abhilfe zu 
bewirken. Durch Bundesbeihluß vom Fahre 1842 wurde die In— 
ftruftion ſolcher Prozeſſe in der Regel vor ein Gericht zweiter Inftang 
verwiejen; die definitive Entſcheidung jollte jedesmal von der Bun— 
desverjammlung oder von einem durch fie pr, majora bezeichnetes 
Gericht, oder durch vier Bundesſchiedsrichter gefällt werden. 


*) Dergl. v. Meyer corp. jur. conf. Germ. IL 3 ff. (3. Aufl.) oder fönigl. 
bairiſches Regierungsblatt vom 23. März 1307, ©, 4655—490, 
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die Ablöfungsordnung für Hannover vom Juli 1833 zum Vortrag 
gebracht und beantragt, die hannoverjche Regierung binnen zwei 
Monaten zur Abgabe einer Erklärung zu veranlaffen. Diefer Auf- 
forderung fam die hannoverſche Regierung ebenjo wenig nad), ala 
fie ſich durch diefelbe zur Inhibirung ihres Verfahrens dem Rekla— 
manten gegenüber veranlaßt jah; dieſer bejchwerte fich deshalb in 
einer neuen Gingabe, und jo trug ber Gejandte von Pechlin Namens 
der Rellamationscommiffion von neuem vor: „Die fünigl. han— 
noveriche Regierung hat ftatt in Gemäßheit des Bundesbeſchluſſes 
vom 29, Oktober vorigen Jahres ihre Erklärung binnen zwei Mo— 
naten abzugeben, zehn vergehen lafjen, ohne daß dieſe Erklärung 
auch jet noch eingegangen ift. Die Bundesverfammlung fteht im 
Begriff, ſich auf längere Zeit zu vertagen, e3 werben aljo auch 
um fo viel länger die das Haus Bentheim treffenden Nachtheile 
fort dauern, injofern die Bundesverfammlung deshalb feine Für— 
jorge trifft.“ 

Auf Antrag der Commiſſion beſchloß dieje nun unter lebhaften 
Proteft des hannoverſchen Gejandten unverzögert Antwort und Auf: 
rechterhaltung de3 Status quo dem Haus Bentheim gegenüber. 
Anfang 1837 erjtattete dann der hannoverjche Gejandte einen ein- 
gehenden Bericht, der darauf hinauslief, die Beſchwerden ala durchaus 
unbegründet nachzumeilen. Der Gejandte führt unter anderm aus, daß 
jene Ablöjungsordnung hätte gegeben werden müſſen, weil in jener 
Grafichaft wie überhaupt in den übrigen mweitfäliichen Yandestheilen 
das Leibeigenthum noch (1833) beitanden habe. „Die Fortdauer 
diejeg DVerhältniffes, fährt dann der Gejandte fort, war mit dem 
heutigen Staatörecht unvereinbar. Zwar jagt der Herr Reflamant 
in jeinem Schreiben, daß er der Aufhebung der perjönlichen Leib— 
eigenfchaft nicht entgegen ſei. Allein demjelben ift ohne Zweifel 
recht wohl bekannt, daß eine jolche allgemeine Verficherung ganz 
unwichtig und wirkungslos war und ihn zu Nichts verband, wenn 
man auch von dem Streite, ob ein Unterjchied zwiſchen perjönlicher 
und bdinglicher Leibeigenſchaft (Eigenbehörigkeit) überall gemacht 
werben kann, ganz abjieht. Denn in Anjehung der von ber leib- 
eignen Stelle abziehenden Kinder konnte die Ertheilung des Frei: 
briefs, aljo die Aufhebung gegen Zahlung eines geringen Geldbe- 
trags, ohnehin nicht verjagt werden; darauf fam aljo nichts an. 

In Anſehung des Inhabers der eigenbehörigen Stelle, bes 
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tangirt jei, zwilchen dem Standesherrn und der Gemeindeverwaltung 
zu verbleiben. 

Ein andres Gefuch defjelben richtete fich, ebenfalls gegen Baden, 
auf „Entziehung der Zollfreiheit für Gonfumtibilien eigenen Haus- 
haltes“; im Jahre 1842 wurde ihm auch diejerhalb auf Beichluß 
der Bundesverſammlung der Rechtsweg eröffnet. Andere Beſchwer— 
den, wie die der Fürſten Leiningen und Löwenſtein-Werthheim 
wegen der Forſtverwaltung wurden auf dem Wege der Vereinbarung 
zwiſchen den Betheiligten erledigt. 

In Folge einer neuen Gemeindeordnung erhoben die ſämmt— 
lichen Standesherren in Kurheſſen 1837 beim Bund Beſchwerde, 
welche die Wiederinkraftſetzung des landesherrlichen Edikts vom 
29. Mai 1833 verlangte, in deſſen $ 21 es hieß: „Die unmtittel= 
bare Nufficht und Leitung der Gemeindeangelegenheiten Tteht ben 
Standeäherren zu. Sie haben die Ortsvorgeſetzten zu beftellen, bie 
Bürger-, Nachbar- und Beiſaſſenrechte, deögleichen den Judenſchutz 
zu ertheilen, auch Unterthanen, welche in einen andern Theil 
Unjerer Lande überziehen wollen, aus dem Gemeindeverbande zu 
entlaffen.” 

Auch für diefe lautete der Beſchluß günſtig; ähnlich verliefen 
die anderen Geſuche des ehemaligen Reich3adeld3 in Baden, Wür— 
temberg und Helfen. 

Recht bezeichnend für die Weile der Bundesverfammlung ift 
die Behandlung der Gingabe der Vorfteher der adligen Ganerbichaft 
Alt-Limpurg. Diefe Hatten im Jahre 1816 ihre Rechte bei der 
Bundesverfammlung wegen Bejeßung einiger Senatorenftellen in 
Frankfurt durch eine Eingabe beim Bundestag ficher zu ftellen ge- 
jucht; die Petenten Hatten es endlich erlangt, daß man ihre Sache 
einer Commiſſion im Jahre 1819 überwies, In diefer lag das 
Gefuch zwanzig Jahre begraben; im Jahr 1838 wurde auf erneuten 
Antrag von Eeiten des Freiherrn Adolf von Holzhaufer die Ange— 
legenheit wieder jener neu fonftituirten Commiſſion zur Begutachtung 
übergeben. Nach ſechs Jahren erjtattete dieſe ihren Bericht auf 
ungefähr dreißig Drudfoliofeiten, welcher mit dem Antrage endigte, 
daß beide Theile zu einem gütlichen Vergleich unter gewiffen Modi— 
fifattonen anzuhalten ſeien, jollte diejer nicht zu Stande kommen, 
jo würde eine weitere Enticheidung zu treffen fein. Zwar erklärte 
fich Freiherr von Holzhaufen Namens der Ganerbichaft zum Ver— 
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heffen und Walde wegen der Lehensverhältniffe Hiftoriich und 


ſtaatsrechtlich einige Beachtung. 

Im Auguſt 1844 hatte der kurheſſiſche Bundestagsgeſandte 
eine Beſchwerde eingereicht, welche ungefähr Folgendes im Weſent— 
lichen enthielt: 

Die vormalige Grafihaft (da jebige Fürſtenthum) Waldeck 
wurde von dem Grafen Otto von Walde 1431 und. von dem 
Grafen Heinrich und deſſen Sohn Wallraff 1438 nad) ihren An— 
teilen dem Landgrafen Ludwig von Heſſen ala allodiales Erbe zu 
Lehen aufgetragen. Die Landagrafen Ludwig II. und Heinrich II. 
trugen ihrerfeit3 das durch jene Belehnung entftandene Ichensherrliche 
Gigenthum dem Kaiſer Friedrich III. 1471 zu Lehen auf, wodurd) 
dieje Grafichaft in das Verhältniß eines Reichsafterlehens trat. 

Die in der Folge entftandenen Streitigkeiten wurden durch einen 
im weſtfäliſchen Frieden beftätigten Vergleich in der Weiſe beigelegt, 
dab die Lehensherrlichkeit Heffens vorbehalten wurde. 

Bei der Theilung der heſſiſchen Lande wurde die Graffchaft 
Waldeck für ein Gelammtlehen der heifiichen Käufer erflärt, fo 
daß die Belchnung jedesmal von dem älteften Landgrafen vor— 
genommen und für den Fall der Lehenderöffnung eine gleiche 
Thetlung der Grafichaft verabredet wurde. 

In diefer Weiſe hatte die Belehnung bis zur Auflöfung des 
Reiches Tortbeftanden. Die lebte Belehnung war 1790 durch 
Heſſen-Kaſſel unter den üblichen Formalitäten, namentlich auch der 
Erbhuldigung der Landitände — Nitterichaft und Städte — von 
ben beifiichen Gommifjären zu Korbach vollzogen worden. 

Während der weitfälifchen Herrjchaft wurden aber nad) zwei 
Todesfällen die waldedjchen Grafen nicht belehnt, desgleichen unter— 
blieb diejelbe bei den beiden Lehensfällen Herrichender Hand beim 
Tod des Hurfürften 1821 und des Großherzogd von Darmftadt 1830, 

Der Fürft von Walde Hatte nun dem Anfinnen einer Ans 
erfennung der Lehensherrlichkeit aus dem Grunde miderjtanden, 
weil durch die Erneuerung des Lehensverbandes er und fein Haus 
in eine mit dem Begriffe der deutſchen Souveränität ganz unver- 
einbare Stellung treten würden. 

Kurheſſen machte dagegen geltend, daß weder die Auflöjung 
de3 Reichöverbandes, noch die Gntjtehung des deutſchen Bundes, 
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die Lehenäherrlichkeit ꝛc. Da dies aber nicht zum Nustrag fam, jo 
wurden die Beitimmungen darüber der Bundeöverjammlung vor— 
behalten, die natürlich nichts verhandelte umd nichts beichloß, da 

Niemand da war der reflamitte. | 

Was es im Mebrigen mit dem Schuß und der Macht ber 
Bundesverfammlung auch in biefer Materie für eine Bewandniß 
hatte, mögen folgende Beifpiele zeigen. | 

Im Yunt 1851 war e8 in der Vorftadt St. Pauli zwiſchen 
Gioviliften und öftreichiichen Truppen von dem holfteinifchen Exe— 
kutionskorps zu Streitigkeiten gefommen, die damit endigten, daß, 
nachdem 7 Giviliften getödtet und 27 theils jchwer, theils leicht 
verwundet tworden waren, ber öftreichtiche General die Worftadt 
mit 1500 Mann Belatung belegte. Alle Beichwerden des Senats 
bei dem General waren ebenfo erfolglos wie die Gefuche, für die 
im übrigen Hamburg garnijonirenden öftreichiichen Truppen ent- 
Iprechende DBerpflegungsgelder zu zahlen. Der Senat wandte ſich 
an den Bund, das hohe Präfidium war diefer Bejchwerde nicht 
bloß nicht entgegen, jondern erwartete in vollem Rechtsgefühl die 
Beichlüffe der Bundesverfammlung. Dieje verlangte auch nicht 
einmal eine Erklärung jeitend der öjtreichiichen Regierung, denn 
derartige Beläftigungen hatte ſich das Präfidium ſchon längjt ver- 
beten. Der Senat wurde abgewieſen. 

Anfangs 1864 war die preußtjche Brigade von Ganftein ala 
Rejervebrigade der Bunbdeserefutionstruppen in oldenburgiſches 
Gebiet eingerücdt. Als aber durch das Vorgehen der beiden Groß- 
mächte die Bundesverfammlung zu der Anjicht gelangt war, daß 
jene Brigade die Bundesqualität verloren habe, und Oldenburg 
die jofortige Zurückziehung diefer Truppen von Preußen verlangt 
hatte, geſchah dies nicht bloß nicht, jondern es rückten noch mehr 
Kolonnen nad), die fich zum Theil unter lebhaften Proteften der 
großherzoglichen Landes- und Grenzbehörden zum Theil mit gemwalt- 
jamer Beſeitigung der Grenzpfähle Eingang in das Land verſchafft 
hatten. Nach einer reſultatloſen diplomatiſchen Gorrejpondenz zwiſchen 
Oldenburg und Preußen wandte fich jenes nun beſchwerend und 
mit dem Geſuch an die Bundesverfammlung, die preußifche Regie— 
rung zur Burücdziehung der Truppen anzuhalten. Gin jehr kla— 
gender Bortrag des Herrn Gefandten der 15. Stimme eröffnete 
die Scene, ihr folgte der Beichluß, diefe Angelegenheit einem be— 
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Schlußakte neue Nahrung und Stüße fanden, bedarf feiner weiteren 
Ausführung. Man begnügte fich in der Legiälative mit der Ver- 
längerung jenes proviforifchen Geſetzes im Jahre 1824, nicht aber 
auf weitere fünf Jahre, jondern bis zur definitiven Regelung der 
Angelegenheit. Dean Hatte mit den Heinen Scharmüßeln gemug, die 
in Folge ungenügender Genfur von Zeit zu Seit in der hoben 
Bundesverfammlung zwiſchen den Regierungen geliefert wurden. Das 
hohe Präfidium vertheilte dabei Sonme und Regen wie es ihm gut— 
dürfte, nur die Augsburger Allgemeine Zeitung hatte in den batrifchen 
Bebürfniffen und Wiener Jahresgeldern einen trefflihen Schild, 
Neue Anregung, auch auf diefem Gebiete, brachten die politischen 
Unruhen der dreißiger Jahre. Man ſprach in den bald berüchtigt 
gewordenen Beſchlüſſen vom 28. Juni 1832 aus, daß die innere 
Geſetzgebung der deutſchen Bundesſtaaten dem Zwecke des Bundes 
irgend einen Eintrag nicht thun dürfe; die ſo dehnbare Beſtimmung 
war auf ſo unklare Grundbeſtimmungen gebaut, daß der Zweck 
des Präſidialhofes erreicht wurde; wenn hohes Präſidium es für 
angemeſſen hielt, konnte der Polizeiapparat nach jeinen Bedürfniſſen 
in Bewegung geſetzt werden. Und trotz heftiger Scenen im Bundes- 
tag, troß anfänglicher Oppofition Baierns war dies Alles erlangt 
worden. Und wenn der franzöfiiche und engliſche Gefandte in 
Frankfurt ihre Bedenken und Einwendungen geltend gemacht Hatten, 
jo wurde all die8 mehr ala balancirt dur; das Drängen umd 
Protegiren der ruffiichen Regierung. Gleichzeitig wurde eine 
Commiſſion zur Ausarbeitung eines Preßgeſetzes niedergefeßt, der 
von Peteröburg, Berlin und Wien die zeitgemäßen Direktiven ge- 
geben wurden. Das erfte Opfer der Junibejchlüffe war, wie befannt, 
das badijche Preßgeſetz, deſſen Suapenfion unter jouveränen Bes 
Hemmungen Bieler von der Bundesverfammlung 1832 beichloffen 
und von der badijchen Regierung, wenn auch nach langem Zögern 
und Berwahren, vollzogen wurde. Die weitere Preßpolizeinothdurft 
wurde auf den Wiener Minifteriallonferenzen 1834 befriedigt. 
Allein mit großer Betrübnig mußte Präfidium bemerken, daß die 
Bundesftaaten ſich ihrer Verpflichtungen gegen die Prefje und die 
Ausführung der Bundesbeftimmungen nicht gleichmäßig bewußt zu 
jein jchienen. Endlich beichloß die Bundesverfammlung auf Präfidial- 
antrag 1846 alle Regierungen zur Anzeige darüber zu veranlaffen, 
daß jene Beltimmung des proviforiichen Preßgeſetzes von 1819, 
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politiichen Ausfhuß. Für den preußifchen Entwurf hatten ſich nur 
en RE ATRRR die übrigen Abjtimmungen waren alle 


dann ber Vortrag des Ausſchuſſes und deſſen neuer Entwurf. U 
dieſen wurden dann wieder die im Einzelnen erläuternden — 
ſtimmungen der Geſandten abgewartet, bei denen der preußiſche 
Geſandte ſich namentlich auch gegen die Beſchränkung der wiſſen— 
ſchaftlichen Zeitſchriften gewandt hatte; Baiern war faſt während 
des ganzen Jahres 1853 „annoch ohne Inſtruktion“. Das Jahr 
1854 brachte einen neuen Vortrag und Entwurf. Diefer wurde 
angenommen, nachdem Medlenburg die Modifikation durchgejeßt 
hatte, daß das Bundesgeſetz eingreifendere Anordnungen von Seiten 
der Bundesstaaten nicht ausſchlöſſe. Im Schlußparagraphen wurde 
überdie3 beftimmt, daß nach zwei Jahren der Ausſchuß über die 
Wirkung des neuen Geſetzes Bericht erftatten ſolle. 

Da Dänemark, wie gewöhnlich, feine Inſtruktion gehabt Hatte, 
jo beehrte es fich nachträglich beizutreten. 

Gin Bericht wurde nicht erftattet; einzelne Bundesregierungen 
publicirten nicht einmal jene Bejtimmungen, andre erklärten, wenn 
die Härten und Willführlichkeiten, namentlich beim Conceſſionsweſen, 
nicht bejeitigt würden, jo bleibe ihnen nichts andres übrig, als die 
Publikation zurücdzugiehen; das Präfidium ließ die Anträge an den 
politischen Ausfchuß gehen und dort lagerten fie. Zu einer Revifion 
diefer Gejeggebung ift e8 nicht gekommen. 

Da dem Schub der Schriftteller und Künftler gegen Nahdrud 
die Polizeiintereſſen des Staatäfanzlers nicht zu Hilfe famen, jo 
hatte die Bundesverfammlung in diefer Richtung feine andere An— 
regung, ala die der Reklamationen. Auch wurde der Bundesver— 
ſammlung eine bezügliche Schrift des Prof. Elvers überreiht. Man 
fühlte fi ein wenig angeregt, kam aber nicht weiter ala dieſe 
Schrift mit Dank der Bibliothek einzuverleiben. 

Mittlerweile Hatte aber Preußen die Sache für fih in bie 
Hand genommen und in den Jahren 1827, 1828 und 1829 mit 
den vier Königreichen und faſt allen Mittel- und Kleinſtaaten, ſowie 
den freien Städten, außer Franlfurt, ein Abkommen getroffen, nach 
welchem die preußiſchen Verleger in dieſen Staaten mit den „in— 
ländiſchen“ gleichgeſtellt wurden. So ergriff denn der preußiſche 
Geſandte in der Sitzung am 20. Aug. 1829 — zuletzt war vor ſechs 
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die beiden Medlenburg, Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg; ja 
auch für Hohenzollern, Lichtenftein, Neuß, Schaumburg-Tippe, Lippe 
und Walde Eonnte der Herr Gejandte im Namen feiner durch- 
lauchtigften Committenten dem abjeiten der königl. preußiſchen Ge— 
fandtichaft gemachten Be beitreten. Das Präfidium ſchwieg, des— 
gleichen Luxemburg u. A., ſowie die freien Städte; dieſe letzteren 
— rege Sad 15. Juli d. J.; unter ſtarken Ver— 
Haufultrungen und läftigen Einjchränkungen ftimmte am 22, Juli 
Luxemburg zu. Das Präfidium ſchwieg noch immer. Sp weit war 
nach beinahe anderthalb Jahrzehnten Artikel 18 der Bundesafte 
gefördert werden. 

Grit 1832 wurde eine Einigung über den von Preußen auf- 
geftellten Grundſatz erzielt; der an fich ſelbſtverſtändlich, doch erſt 
nad) jechszehn Jahren zur Geltung gelangen fonnte. 

Die Wiener Minifterialconferenzen fürderten dann diefe Ans 
gelegenheit jo weit, daß in das Schlußprotofoll ala Artikel 36 auf- 
genommen wurde; Die Regierungen vereinbaren jich dahin, daß der 
Nachdruck im Umfange des ganzen Bundesgebiet3 zu verbieten und 
das ſchriftſtelleriſche Eigenthum nach gleichförmigen Grundſätzen 
feftzuftellen umd zu ſchützen jet. 

Diejer Artikel wurde auf Antrag des Präſidiums am 5. April 
1835 durch die Bumdesverfammlung für Bundesgeſetz erklärt. 

Zur Ausführung diejes Artikel hatte man im Artikel 37 Hinzu- 
gefügt: „Es joll am Bundedtage eine Commiffion ernannt werden, 
um in Erwägung zu ziehen , imiefern über die Organifation des 
deutichen Buchhandels ein Uebereinkommen zu treffen ſei. Zur dieſem 
Gnde werden die Negierungen geachtete Buchhändler ihrer Staaten 
über dieſen Gegenftand vernehmen und die Ergebnifje dieſer Be— 
gutachtung an die Bundestagscommijfion gelangen laffen.“ 

Dieſes war ebenfalls zur Ausführung gelommen. 

Auf weitere Anvegung wurde dann bejchloffen, daß die Bundes- 
verfammlung fich nach Maßgabe jenes Beſchluſſes am 5. April auf 
die Aufſtellung einiger Hauptgrundjäße, welche beim Schub des 
ſchriftſtelleriſchen Eigenthums in den jämmtlichen Bundesftaaten zur 
Anwendung zu bringen find, beſchränke; ferner, daß das durch den 
Beſchluß vom 5. April auszufprechende Derbot des Nachdrucks als 
ein poſitives befteht und in allen Bundesſtaaten, wo es nicht bereits 
geſchehen, jedenfalls und ſelbſt dann in Vollzug zu bringen iſt, wenn 
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päifchen Geſetzgebung vorausgegangen war. Endlich brachte man 
im November des Jahres 1837 einen Bundesbeſchluß gegen den 
Nachdrud zu Stande, nachdem auf Präfidialantrag der Schub der 
mufifalischen GCompofitionen aus dem Geſetz ausgeſchieden war. 

In jenem Beihluß vom November 1837 war vorbehalten 
worden, im Jahre 1842 ſowol die Frage wegen einer verlängerten 
Dauer des Schußes ald auch die jeitherigen Wirkungen jenes Geſetzes 
in neue Erwägung zu ziehen. Dazu eröffnete denn auch Präfidium 
Ende Juni des genannten Jahres das Protokoll. 

Der preußifche Gefandte nahm ſogleich das Wort und führte 
aus, dab, wie er vorausgeſagt, die öffentliche Meinung jenen Schuß 
nicht für ausreichend erklärt habe. Es ftehe zu hoffen, daß man 
jeßt den früher von Seiten Preußens gemachten Borhalten ſich zu— 
gänglicher erweifen werde, Auch jekt fomme es wieder auf die 
Verabredung von Hauptgrundjäßen an und zwar indbejondere auf die 
nähere Bezeichnung des zu ſchützenden Objekts, die Erweiterung der 
Dauer des zu gewährenden Schußes, jowie die nähere Beitimmung 
der civil- und ftrafrichterlichen Folgen der verbotenen Rechtsver— 
letzung. Nachdem fich der Gefandte noch eingehend über Einzelheiten 
geäußert hatte, wınde für die Abjtimmungen ein Termin von ſechs 
Mochen geitellt. Sobald jene dann nad) und nad eingegangen 
waren, erjtattete der ſächſiſche Gejandte im Auli 1843 den Bericht, 
welcher nach den preußiichen Vorjchlägen den Schub von zehn auf 
dreißig Jahre auszudehnen vorſchlug; über dieje Borjchläge wurden 
wieder die Inftruftionen eingeholt, und als dieſe in den üblichen 
Intervallen eingelaufen waren, fam im Jahr 1848 der betr. Bes 
ſchluß zu Stande. 

Die Bejtrebungen Frankreichs, auf internationalem Vertragswege 
die Literatur und Mufik Frankreichs zu Ungunften der anderen Natio- 
nalen zu fichern, hatten 1851 bei Hannover Erfolg gehabt; ala auch 
bei der Bundesverſammlung bezügliche Anſtrengungen gemacht wurden, 
wurde eine Petition und Denkichrift des Vereins deutſcher Muſikalien— 
händler 1853 bei der Bundesverfammlung. eingereicht, welche auf 
die Nachtheile jener Uebereinkunft hinwies und vor ähnlichen Ab— 
machungen warnte. Den hierauf erſtatteten Vortrag nahm man 
ganz ins Protokoll auf, um die Regierungen auf dieſe Angelegenheit 
aufmerkſam zu machen. Die dabei gelegentlich von Sachſen bean— 
tragte authentiſche Interpretation, ob ſich jener dreißigjährige Schuß 
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Diefe Gejehgebungsfomödie ſchloß im Jahre 1366 mit der Ab— 
ze von Schaumburg-tippe zu Gunften einer allgemeinen 


ur ie günftigeren Fortgang hatte dagegen die Handelsgeſetz— 

gebung genommen; die Jahre 1847 und 1848 hatten zunächſt die 
allgemeine deutjche Wechjelordnnung zu Stande gebracht. Dieje war 
auch faft überall zur Einführung gelangt, nur Kurheſſen, Luxemburg— 
Limburg und Schaumburg-Lippe hatten fie nicht in Kraft treten 
lafien. Gine gleiche Anregung ging von dem Reichdminifterium 
auch Für die Entwerfung eines Handelsgeſetzbuchs aus, allein die 
Geſtaltung der Ereigniſſe verhinderte die Ausführung des Planes. 
Ein großer Uebelſtand war aber der, daß der Wechſelproceß in den 
verſchiedenen Territorien ſo verſchieden geordnet war, daß die Vor— 
theile dieſes Verfahrens nicht ſelten illuſoriſch wurden. Dies zeigte 
ſich zunächſt in der Frage des Wechſelarreſtes und zwar in den 
Gebieten am meiſten, auf denen ſtark Handel getrieben wurde, die 
aber von den mannichfachſten Staatengebilden umgeben waren. So 
ſtellte denn Sachſen 1854 zuerſt bei der Bundesverſammlung den 
Antrag, es möge darüber berathen werden, wie die Gleichförmigkeit 
in der Anwendung des Wechſelarreſtes herzuſtellen ſei. Der 
Referent des Ausſchuſſes, der auch ein Bild dieſes bunten Durch— 
einanders der Territorial-Beſtimmungen gegeben hatte, beantragte— 
man möge doch die Bundesſtaaten, welche die allgemeine Wechſel— 
ordnung noch nicht eingeführt hätten, zur Ginführung einladen; des— 
gleichen möge man bei den Regierungen anfragen, ob fie nicht zu 
einer gleichmäßigen Behandlung des Wechjelarreites ſich verjtehen 
wollten. Nachdem die Bundesverfammlung ſich dem angeſchloſſen 
und die Regierungen 1855 gejchwiegen hatten, regte Würtemberg 
die Frage 1856 dadurch von neuem an, daß es die Regierungen 
durch die Bundesverfammlung zu einer Verftändigung über die 
Proteftfriften und die Wirkung der die Ncceptabilität der Wechſel 
bejchränfenden Klauſeln einlud. Aus dem 1857 erftatteten Vortrag 
geht hewor, daß Kurheſſen allerdings ich zur Ginführung der 
Wechjelordnung bereit erklärt Hatte, aber unter jolchen Beſchränkungen, 
daß man ſich ein Refultat davon nicht verſprechen konnte, die andern 
Stäätchen hatten auf bie diesbezügliche Anfrage gar feine Antwort 
extheilt. Was nun die Antworten der Regierungen betr. die gleich— 
förmige Behandlung bei den genannten Punkten angeht, jo Hatten 
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mn, daß die Bundesverſammlung zur Beſchleunigung eingreifen 
müſſe; zum anderen Male warnte Herr von Biämard vor einem 
ſolchen Grperiment, das geeignet jei Alles wieder in Frage zu ftellen. 

Man hielt fi nun ftill. Endlich 1860 konnte auch das fünfte 
Buch, dad Seerecht nach der zweiten Lejung vorgelegt werden. 
Anfangs 1861 waren alle fünf Bücher in dritter Leſung fertig ge- 
ftellt umd der Bundesverfammlung überfandt. Preußen zeigte jofort 
an, daß e3 den Entwurf ohne eine Abänderung den Ständen zur 
Beichlußnahme vorgelegt Habe; im Auguft d. 3. konnte es ſchon 
die underänderte Annahme des Entwurfd anzeigen. Freilich fiel 
der Löwenantheil an demjelben auch preußiichen Juriften zu; denn 
Referent für die erjten vier Bücher war zuerft der preußiiche Ge- 
beimrath Biſchoff und nach deſſen Tod 1857 der Geheimvath 
Heimfoeth; das Referat über da3 Seevecht, dad Anfangs Heimſoeth 
ebenfalls gehabt Hatte, übernahm dann der Obertribunalsrath Pape. 
Commiſſionsſitzungen hatte man 589 gehalten, von denen allein 
370 in Hamburg auf das Seerecht entfallen waren. Die Protokolle 
der Commiſſion machten 5152 Folioſeiten aus. Abgelehnt wurde 
die Einführung des Handelsgeſetzbuchs nur von den Niederlanden; 
über die Einführung haben gar nichts mitgetheilt: Lichtenſtein, 
Schaumburg-Lippe, Bremen und Hamburg; Deftreich lehnte die 
Einführung des Seerechts ab, Würtemberg jtellte die Einführung 
nur in Ausficht, während Dänemark diejelbe nur unter Bedingungen 
vornehmen wollte, In allen übrigen Staaten erfolgte fie. Weber die 
Vorſchläge derjelben Commiſſion betr. den Rechtsvollzug gelangte die 
Bundeöverfammlung zu feinem Refultat. Der jeerechtlichen Deklaration 
der DVertragsmächte des Parijer Friedens 1856 ſchloß ſich die 
Bundesverjammlung an. 

63 muß beachtet werden, daß ungefähr vier Jahrzehnte ver— 
ftrichen waren, ehe man fich über eine Geſetzgebung einigte, zu der 
nicht bloß das materielle Bedürfniß längft vorlag, jondern bei der 
auch, ihrer Natur gemäß, der univerjelle Charakter des Verkehrs 
die lofalen und provinziellen Bejonderheiten, die einer allgemeinen 
Faſſung widerftrebten, bei weiten überwog. Allerdings hatte man 
auch bei diefer Gejehgebung ein wenig in die Luft gebaut, denn 
Vertrags: und Schuldrecht, dad war im Weſentlichen nach Grund» 
fügen des römiſchen Rechts ſich entwidelt hatte, dabei aber doch 
in mehr al3 einer Beziehung den Nachwirkungen de3 germanijchen 
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aus den gleichen Gründen die Verhandlungen über ben 
Givilprogeh,. Daß diefer einer Verbeflerung bejonderd bedürftig 
var, wurde allgemein anerkannt. Man jah ein, daß er durchweg 
auf der veralteten Grumdlage des jchriftlichen Verfahrens und einem 
ganz umnatürlichen Uebergewichte des formellen Rechts beruhte; 
man wußte, daß die Mittel zum Zweck geworden waren, daß in 
ber Mehrzahl der Progefje die lette Entjcheidung nicht durch das 
materielle Recht, ſondern durch einen prozeffualiichen Punkt bedingt 
war; man jah ein, daß an Stelle diejes koftipieligen, langen und 
undeutichen Verfahren das öffentliche und mündliche Verfahren 
treten müffe; man wußte, daß ein vorzüglicher Anhaltspunkt für 
die Reform fich in der hannöverjchen Prozeßordnung bot, die jenen 
Grundjag durchgeführt und die Erfahrungen des franzöſiſchen 
Prozeſſes ebenjo forgfältig verwerthet als fich vom unmittelbaren 
Einfluß des frangöfiichen Geſetzgebers freigehalten hatte; aber man 
wollte nicht wiſſen und nicht einjehen, daß man diefem Bunde über- 
haupt feine tiefeinjchneidende und zugleich befriedigende nationale 
Gejehgebung könnte angedeihen laſſen. Es war zuviel behauptet, 
wenn jene Majorität vortragen ließ, daß eine gemeinfchaftliche 
Gejehgebung im Familien: und Erbrecht ebenjo unmöglich wie uns 
nöthig jei! Nichts ala Connivenz war ed, wenn gejagt wurde, 
ein gemeinſames Strafrecht könne „jchaden“; zu leugnen tar 
nicht, daß im Strafverfahren die ftärkften Differenzen beftanden, 
aber die maRgebenden Stimmen in jener Mehrheit wollten von 
einer Abftellung derjelben nichts willen. Man mußte befennen, 
daß nichts nöthiger war, ala eine Uebereinkunft über die gegen— 
jeitige Vollziehbarkeit vechtöfräftiger Erkenntniſſe, ſowie die Ein- 
jegung eines oberften Gerichtshofs; aber man fonnte nur einen 
Vertrag wegen Auslieferung gemeiner Verbrecher zu Stande bringen. 
Nicht einmal die nothdürftigften Vereinbarungen über den ftreitigen 
Gerichtöftand konnte der Bundestag auch nur vermitteln. Kamen 
Beihwerden, jo wurde im beiten Falle eine Verhandlung der be- 
theiligten Staaten angeregt, bei der der Bundestag gänzlich außer 
Mitwirkung blieb. Der Ort Züntersbach, um ein Beifpiel heraus- 
zugreifen, war ein jogenanntes Mengedorf, deſſen Gemarkung in 
drei Gebiete zerfiel; eine Fläche gehörte zu Kurheſſen, Juſtizamt 
Schwarzenfels, eine Fläche gehörte zu Baiern, Landgericht Brüdenau, 
eine Fläche war jogenanntes Zwittelgebiet und gehörte den beiden 
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Gemeinden und Staaten gemeinfam. Auf diefem lekteren Gebiet 
lag ein Pfandobjelt; allein der Kläger konnte weder in Schwarzen- 
feld noch in Brüdenau Rechtshilfe erlangen, da über die gemein- 
ſchaftliche Ausübung der Rechtöpflege zwilchen den beiben Staaten 
troß aller „diplomatiichen Verhandlungen“ eine Einigung nicht 
erzielt war. Der Kläger wendet fi) an den Bundestag, und der 
Referent trägt den Tall mit der Bitte des Petenten vor, „daß für 
dad vorwürfige Zwittelgebiet eine Gerichtäftelle gejchafft werde“ 
und meint zugleich), wenn auch eine eigentliche Juſtizverweigerung 
nicht vorliege, jo könne doch dem Bunde die Yortdauer dieſes ab» 
normen Zuftandes nicht gleichgiltig fein. Demgemäß beantrage er, 
„die beiden Regierungen zur Rücdäußerung aufzufordern”. Nach- 
dem Baiern hierauf in Ärgerlidem Tone erklärt hatte, daß „com- 
miffionelle Verhandlungen” eröffnet jeien zur Aufhebung der Con— 
dominate, daß aljo demnächſt der Beſchwerde abgeholfen würde, 
ſchwieg die würdige Berfammlung. Sie bat auch auf diefem Ge— 
biete durchiveg von der Hand in den Mund weniger gelebt ala 
vegetirt. 


Drittes Bud. 


Die innere Staat3verwaltung und 
der Bundestag. 
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befannte. Was geichah und geichehen konnte, gejchah auch hier in 
der Regel auf Anregung von Reklamanten. Vieles bedarf einer 
gefonderten Darftellung, hier kann im der Kürze noch auf bie 
Behandlung der Literatur und Wiſſenſchaft eingegangen 
werden. 

In der Sitzung vom 24. März 1825 wurde Namen ber 
Gingabencommilfion von dem bairiſchen Gejandten über dad Gefuch 
des großherzoglich ſachſen = weimar on Staatäminijterd von 
Goethe berichtet, in welchem derjelbe bat, dab ihm durch Beichluß 
der hohen Bundesverſammlung für die are Ausgabe 
feiner Werke ein Privilegium foftenfrei ertheilt und dadurch der 
Schub gegen Nachdruck in allen Bundesitaaten gefichert werde. 

Dazu bemerkt der Referent: Wenn gleich bei den Verfügungen 
gegen den Nachdruck, wie bei allen gemeinnützigen Anordnungen, 
in Folge der Beſtimmungen der Bundes- und Schlußakte, die 
Bundesverſammlung berufen jet, für eine Vereinbarung ſämmt— 
li der Bundesregierungen über allgemeine Grundfäße und gemein= 
jame Leiftungen zu wirken und dieſe zum Gegenftande ihrer Be— 
rathung zu machen; jo fei doch unverkennbar, daß fie fich nie auf 
die Anwendung und Ausführung des Feitzufeßenden in einzelnen 
Fällen einlaffen fönne und dieje lediglich den einzelnen Bundes— 
regierungen überlaſſen müfle. So jei denn auch unftreitig die Er- 
theilung von Privilegien immer und überall ein Akt der inneren 
Stantöverwaltung, welcher dem Gejchäftskreife der Bundesverjamm- 
fung durchaus fremd wäre. 

Obſchon nun hienac das an die Bundesverſammlung gerichtete 

vorliegende Gefuch, ftrenge genommen, al3 nicht „zu derjelben (!) 
geeignet” erkannt werden müfje, jo glaube doch der Ausſchuß, in 
der Ueberzeugung, daß alle deutjchen Regierungen wohl gerne durch 
MWillfahrung des geftellten Geſuchs und Grtheilung gleichmäßiger 
Privilegien einem jo allgemein geehrten deutjchen Schriftiteller, wie 
Herrn von Goethe, ein Zeichen ihrer Achtung und Anerkennung 
jeiner Berdienfte um die deutjche Literatur zu geben bereit jein 
werden, den Wunſch äußern zu Dürfen: „daß jämmtliche Herren 
Bundestagsgeſandten es übernehmen möchten, das Gefuch ihren 
rejp. Regierungen bevorwortend vorzulegen, und dadurch die ge— 
mwünjchte Erledigung in geeignetem Wege zu bewirken“. 





— ——— 
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Bundesarchivs *) geht hervor, daß Graf Beuft einen längeren 
Bortrag entworfen Hatte, in welchem beantragt war, das Geſuch 
abzumeifen, und Herr von Mieg ftimmte dem bei; das britte 
Mitglied aber, der königlich ſächſiſche Gejandte, Freiherr von 
Manteuffel, erklärte fich entjchieden dagegen, indem er vor Allem 
hervorhob, man müſſe doch bedenken, welchen üblen Eindrud dies 
auf die ganze Nation machen werde; wolle man eine fürmliche 
Antwort ertheilen, jo möge man nur auf das vorjährige Gejet 
verweiſen. Allein zu einer Einigung kam es nicht, wie es jcheint, 
auch nicht zu einer offiziellen Antwort, vielmehr \cheint Herr von 
Manteuffel mit dem preußiichen Gejandten in vertrauliches Ein: 
vernehmen getreten zu jein. Die offiziellen Akten bringen nämlich 
über die Behandlung jener Eingabe nicht? als den Antrag 
Preußens, im uni 1838 geftellt, den Werken Schiller's den 
Schutz gegen Nachdruck für die nächſten zwanzig Jahre zu gewähren. 

Nachdem die Abftimmurgen eingelaufen waren, wurde diejes 
Privilegium Ende November d. I. genehmigt.- 

Gin im folgenden Yahre von der weimariſchen Regierung für 
die neue Ausgabe der Goethe’ichen Werke in vier Bänden eingebrachter 
gleichlautender Antrag wurde 1840 zum Beihluß erhoben, und 
die 1340 beantragte Ausdehnung dieſes Schubes auf die weitere 
Ausgabe von 40 Bänden im Jahre 1841 auf zwanzig Jahre be- 
ſchloſſen. Derjelbe Schu wurde dann in diefem Jahre aud) den 
Merken von Wieland, Sean Paul und Herder gewährt. 

Mit dem Gejhäftsgange einer hohen Bundesverfammlung 
vertraut Haben dann die Schiller’ichen Erben vier Jahre vor Ab— 
lauf diejes Privilegd, aljo 1854, den Antrag auf die Ausdehnung 
des Schutzes auf weitere zwanzig Jahre geftellt. Nachdem 13 
zwei Jahre gedauert Hatte bis die Abftimmungen  eingelaufen 
waren, ftellte fich heraus, daß eine Einigung der Bundesregierungen 
nicht zu erzielen gewejen war, denn Lichtenftein wollte nach jeinen 
Landesgeſetzen den Schuß nur für zehn Jahre, andere wollten über— 
haupt fein Privilegium mehr gewähren. So bejchloß man denn, 
daß die Petenten abjchlägig zu befcheiden, aber darauf zu verweilen 
wären, daß ihnen durch die Annahme des preußilchen Antrags, 


*) Jeht in Schrant III, Gase. 117 e. 
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unmittelbare einen Erſatz für ihre verlorenen Rheinzölle reklamirten, 
fam dieſe Frage auch vor die hohe Bundesverfammlung, 3. B. im 
Jahre 1820 umd folgende. Und dem Gejchäftgang dieſer Ver⸗ 
ſammlung entſprechend war diejenige der Centralcommiſſion, bei 
welcher außer Preußen, auch Baiern, Baden, Heſſen, Naſſau, Frank— 
reich und die Niederlande je einen ſtändigen Vertreter hatten. Außer 
weiteren Reklamationen, deren Befriedigung Preußen zugeſchoben 
werden ſollte, erfolgte 1825 die beſtimmte Erklärung der Gentral- 
commilfion, daß Preußen, jo large ein bdefinitiver Tarif, wie ihn 
dad Miener Reglement verlangte, noch nicht vereinbart wäre, ver— 
pflichtet ei, wie e3 nach Maßgabe des alten Tarif den Oktroi er- 
hebe, jo auch eine Repartition nad) Maßgabe der Artikel 6 und 31 
an die Rheinuferftaaten jährlich vorzunehmen, bezw. auß der General- 
kaffe zu Köln die Quittungen der Commiffion zu honoriren. *) 

In der Commiffionsfigung vom 18, Juni 1825 ließ ber ber- 
malige Vertreter Preußens, Präfident Delius, durch den Vorfigenden 
zu Protokoll erklären, daß diefe Verpflichtung feineswegs vorliege, 
+ denn Preußen erhöbe an jeinen Zollftätten nach dem noch gültigen 
Tarif von 1804; da aber zu Wien eine ganz andere Erhebungsweiſe 
angeordnet worden jet, für die nur das bdefinifive Neglement noch 
nicht ausgearbeitet jei, jo habe Preußen wohl aus Billigkeitsrüdfichten 
jeither die Vertheilung vorgenommen, müſſe aber nunmehr die Rechtö= 
verbindlichkeit ablehnen. — Da bei diejer Darftellung von einer Er- 
örterung der Rechtöfrage abgejehen werden muß, ebenjo wie von 
einer eingehenden Darlegung der Commiſſionsverhandlungen, jo mag 
nur erwähnt werden, daß ein gewaltiger Sturm der Entrüftung 
in der Gentralcommiffion außbrach, der fich in der folgenden Sitzung 
vom 22, Juni noch mehr jteigerte, al3 der wieder abmwejende Präfi- 
dent Delius unter anderem zu Protokoll erklären ließ: „Wenn bie 
Wirkſamkeit der Gentralcommiffion in Beziehung auf die Aufgabe, 
ein definitive Nheinjchiffahrtäreglement zu Stande zu bringen und 
der Sanktion der Uferftaaten vorzulegen, als völlig gelähmt anzu- 
ſehen ift; jo jcheint es wohl allerdings an der Zeit zu fein, auch 


*) Ein Verſuch des preußiſchen Bevollmächtigten im Jahre 1824 bie 
Mitglieber der Eentralcommilfion zu beftimmen, in die Auflöfung der Gentral: 
commiſſion zu willigen und ſich mit ihm über die Grundlagen einer Ueber: 
einkunft zu verftändigen, war inzwiſchen namentlich, wie es jcheint, durch dem 
Einfluß des franzöfiichen Vertreters mißlungen. 
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waltungscommiſſion, deren auch die Wiener Artikel gar nicht erwähnen, 
durchaus nicht ferner nöthig fein wird.“ Darauf erfolgte zunächſt 
‚eine bitterböje Erklärung des franzöfiichen Vertreterd, der ſich in den 
ſtärkſten perſönlichen Invektiven gegen den Präfidenten Delius erging 
und die Nothwendigkeit der Abberufung defjelben ausſprach. Als 
Delius Ende Juni eine Vorjehußquittung von 10,000 Fr. zurüd- 
gab, indem er gegen den Willen feiner Regierung die Vermittlung 
nicht mehr übernehmen könne, brach der Sturm in der Gentral- 
commijfion von neuem los, indem man fi) nunmehr in jeinem 
Stellen-Befitftande bedenklid) bedroht jah. Mannhaft beſchloß alſo 
die Centralcommiſſion: 

„Einem ſolchen Ummälzungs- und Verwirrungsſyſtem, womit 
der Herr Präjident Delius jeit einiger Zeit hevandrängt, kann Die 
Gentralcommiffion, im Gefühl ihrer bisher behaupteten Würde, nur 
ben feften Entichluß entgegenftellen, ihre Kräfte vereinigt zu erhalten, 
um durch jedes ihr zu Gebot ftehende Mittel ihre Rechte und den 
Dienft zu behaupten, welcher ihr anvertraut ift.“ 

In der fünften Bundestagsfigung im folgenden Jahre, in welcher 
man es wieder mit den Rheinoftroi-Reklamanten zu thum hatte, 
wollten die Gejandten von Baiern, Baden, Helfen und Nafjau die 
Gelegenheit nicht vorübergehen lafjen, den früheren Beſchluß wegen 
Gritattung eines Gutachtens über die Competenz der Bunbesver- 
jammlung in ben Rheinichiffahrtsangelegenheiten in Erinnerung 
zu bringen. 

Nachdem mittlerweile ein Mitglied diefer Competenzcommilfion 
geftorben war, jchritt ohne Betheiligung des preußiſchen Gejandten 
die Bundesverfammlung zu einer Neuwahl in der 17. Sitzung. 

In der 22. Situng am 20. Juli brachten die oben genannten 
vier Gefandtichaften die Sache von neuem in Anregung und ftellten 
den Antrag, daß die Bundesverjammlung, die ja doch nunmehr 
vollftändig mit der Sachlage bekannt jei, den bundesverfafjungs- 
mäßigen Verſuch einer Vermittlung anordnen und bewirken, und 
im Falle der Fruchtlofigteit defjelben, die vichterliche Entſcheidung 
durch eine Austrägalinſtanz herbeiführen möge. Der königl. 
preußische Gejandte äußerte Hierauf, er müſſe feinem allerhöchiten 
Hof anheimftellen, wo und mas derjelbe darauf zu erwidern für 
gut finde. Damit war fir die hohe Verfammlung die Sache ab» 
gethan, denn nur eine ſchwache Reſonanz Klingt noch in einem Proto- 
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lich; gar nicht bemußten, ſchon früher der Gegenjtand langer und 
vielfältiger Klagen gewejen war, und deren Nichterhebung auch von 
der nach Artikel 123 des Rheinfchiffahrtsoftroi in Mainz beitandenen 
Gommiffion unterm 3. März 1808 qutachtlich ausgeiprochen worden. 

Fünf Stunden weiter, in Höchft, befand ſich abermald eine 
Zollſtelle, bei der, nach Verſchiedenheit der Güter, drei bis ſechs 
Kreuzer pro Gentner, und faum zwei Stunden weiter eine dritte 
Bollftelle bei Frankfurt, bei welcher ein Zoll don drei biß vier 
Kreuzern pro Gentner, erhoben wurde. Setzte man von ba feine 
Reife nach) dem mur vier Stunden davon entfernten Hanau fort, jo 
hatte man bajelbft weiter drei bis vier Kreuzer Zollgebühren; zu 
Steinheim, eine Stunde von Hanau, 1'/, Kreuzer, und von Det- 
tingen an den von der Krone Baiern gemäßigten Zoll von Y, Kreuzer 
pro Stunde für dem ganzen noch übrigen Lauf de3 Stroms in 
bairischem Gebiet nach der verjchiedenen Beftimmung der Güter zu 
entrichten. Darauf landete man wieder in Freudenberg zur Bes 
zahlung eines Zolld von beiläufig 2’/; Kreuzern; und fam man 
endlich in Wertheim an, jo hatte man daſelbſt noch ungefähr 6 
Kreuzer pro Gentner zu entrichten, 

Abgejehen von dem zu dem Rheinichiffahrtsoftroi gehörigen 
Zolle zu Mainz und von den Zöllen des Königreich Baiern ift 
es jchwer von dem andern eine richtige Vorftellung zu geben. Da 
wurde nämlich nicht, wie an jeder andern Zollftätte, durch Vor— 
legung eines Tarif3 dem Bollpflichtigen befannt, wie viel ex zu 
entrichten hatte, fondern es jand ein andres Verfahren ftatt. Bei 
Ankunft eines Schiffes begab fich ein Zollbeamter in daſſelbe, be— 
fichtigte deffen Ladung und machte, ohne deren Inhalt, noch jonft 
etwas davon genau zu kennen, einen oberflächlichen Anſchlag, der 
gewöhnlich, wie da, wo ein Handel gemacht werben foll, zu hoc) 
gegriffen war; der Schiffer beſchwerte fi), man forderte wertiger; 
der Schiffer bot abermals, und man verftändigte ſich am Ende mie 
auf offnem Markt über eine Waare. 

Nicht jelten hatte man an einem und demjelben Zoll zmeierlei 
Maß und Gewicht, wonach man den Schiffer aus einem oder dem 
andern Bundesſtaate geringer oder höher tarirte, dieſem ben Be— 
trag in 24 fl. Fuße, jenem im 22 fl, Fuße und einem andern jo- 
gar im 20 fl. Fuße abnahm. 

Gine andere Abgabe wurde unter dem Namen „Nachengeld“ 
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zegifter von 1670 umd 1737 der Behauptung, dat ſämmtliche Zölle 
ſeit 1802 nicht erhöht worden find, widerſprochen habe. 

Auf Antrag des Referenten wurde dann unter Widerſpruch 
Badens a unter Verklaufulirung Frankfurts bejchloffen: 

„Die betheiligten Regierungen der Mainuferftaaten werden ein— 
geladen, die Verhandlungen zur Regulivung der Mainſchiffahrt 
alabald zu beginnen und von der Grfüllung diejer Aufforderung, 
ſowie demnächſt von der getroffenen Hebereinkunft der hohen Bundes- 
verfammlung Kenntniß zu geben.“ 

Am 21. Auguft d, I. trat aucd Baden unter heftigen An— 
lagen gegen Baiern in einer gewundenen Erklärung bei, enthielt 
fi) aber bei dem folgenden Beichluß, daß die Bundesverſammlung 
den Wunjch hege, die Commilfion zur Regulirung der Mainjchiff- 
fahrt werde nunmehr ohne weiteren Verzug eröffnet werden, der 
Abftimmung und gab dabei der Renitenz feiner Regierung, die ſich 
hinter der Rheinſchiffahrtscommiſſion verſchanzte, noch mehrfacd 
Ausdrud. 

Damit ift auch dieje Frage für die hohe Bundesverfammlung 
erledigt. 

63 wird fid) Niemand wundern, zu hören, daß die Nedar- 
ſchiffahrt fein befferes Schickſal erfahren hat. Endlich erhoben 
die Gejandten von Wiürtemberg und Heſſen ihre Klage bei der 
Bundesverfammlung. Unter Mifachtung aller vertragsmäßigen Be: 
ftimmungen weigere ſich Baden nun jchon jechäzehn Jahre die zu 
Wien bejchloffene Höhe der Zollfäße einzuhalten; dabei thue diejer 
Staat für die Inftandhaltung des Fahrwaſſers und der Leinpfade 
nichts. Wie gewöhnlich wurde von Baden hierüber eine Erklärung 
binnen ſechs Wochen verlangt. Aber Baden ſchwieg und die Be— 
ſchwerde mußte nach dreizehn Wochen erneuert werden. Nach einer 
jehr rabuliſtiſch abgefaßten Grflärung von Seiten dieſer Regierung 
wurde auf Antrag Präfidii eine Commiffion zur Begutachtung der 
Sache eingejeßt, im welcher die Fragen, wie alle andern, die der 
Präfidialpoligei gleichgültig waren, begraben wurden, Erſt im Jahre 
1842, aljo zweiundzwangzig Jahre nad) dem erften bezüglichen Bundes— 
beſchluß kam zwiſchen den betheiligten Regierungen außerhalb des 
Bundestags eine Vereinbarung über dieſe Sache zu Stande. 

Kaum ein paar Jahre hatten fid) die kleinen ſouveränen 
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Bald entgegennehmen. Abs nad) ſoche Wochen dicſe noch nich erfolgt 
war, verlangten die Beſchwerdeführer eine Friſtſteck vierzehn 
Tagen, weldje die Bundesverſammlung auch beichlof;. Nach Ver⸗ 
lauf dieſer vierzehn Tage wurde eine neue gleiche Friſt gegeben im 
Juli 1832. Ende Auguft erklärte dann der Gejandte unter Anderem: 
— Fechagehn Regierungen — Vereind: allein es —* 
auf ſolches zu ſein, ſobald ein oder das andere Mitglied der Gejell- 
Ichaft oder des Vereins aus demjelben heraustrat, oder auch nur, 
daß es dies beabfichtige auf erkennbare Weiſe an den Tag legte, 
oder der Mitwirkung zu einem gemeinfamen Zwecke fich entzog, oder 
fobald fich ergab, daß jener Zweck in der vereinbarten Art nicht zu 
erreichen ftand. 
Die Auflöfung des Vereins, jo zu jagen ehe er zu Stande kam, 
ala Thatjache ift notorisch und wurde es mit jedem Tage mehr, 
bedarf demnach feines Beweiſes; zu deſſen Beichaffung e8 überdem 
ausreichen würde anzuführen, daß joldher im Jahre 1823 zwiſchen 
jechözehn Gejellichaftern beabfichtigt wurde, daß im Jahre 1829 nur 
neun als folche fich gerirten, daß ſchon damals zwei von dieſen 
wegen des auch von ihnen beabjichtigten Austritts befondere Vor— 
behalte machten, daß eine weitere Uebereinkunft vom 20. Dezember 
1829 nur zwifchen drei und die letzte vom 27. Mat 1830 zwiſchen 
vier der Gejellfchafter zu Stande, feine derjelben aber zur Boll: 
jtehung fam, ſowie daß gegenwärtig nur ſechs der Gefellichaftsglieder 
in dieſer Gigenfchaft ala bejchtwerdeführend auftreten. Selbſt wenn 
diejes Alles aber nicht der Fall wäre und von Seiten des Vereins 
alle Zufagen erfüllt worden wären, jo ftünde doch nur dem Verein, 
nicht aber beliebigen Gliedern das Recht der Beſchwerde zu.” "Die 
Beichwerde ſei aljo von der Bundesverfammlung zuriidzumeiien, 
was hiermit beantragt werde. Nachdem der Gejandte dann noch 
hervorgehoben hat, daß auch der thatjächliche Zuftand keinen Anlaß 
zur Klage gebe, indem der Tranfitzoll gegen früher herabgeſetzt jei, 
fommt er in weiteren juriftiichen Ausführungen auch zu der Be— 
hauptung, daß die Bundesverfammlung gar keine Handhabe befike, 
um die von den Beſchwerdeführern gewünſchte Verfügung zur Auf— 
rechterhaltung de3 früheren Beſitzſtandes auszuftellen. 

Auf Vorſchlag des Präfidiums wurde die Sache einer Dreier- 
commiffion: Oeftreich, Dänemark, Mecklenburg zur Begutachtung 
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ftüßte, jo fiegte dad Präfidium im Beſchluß. Die öſtreichiſch-welfiſche 
Kooperation brachte Kurheſſen immer mehr in die Enge, während 
Preußen den Schild vorhielt, auch Baiern und Heffen traten immer 
deutlicher für Kurheſſen hervor. Im Januar 1833 gab der preußifche 
Geſandte eine weitläufige Erklärung ſeiner Regierung zu Protokoll, 
in welcher das Verfahren der Vermittlungscommiſſion einer ſcharfen 
Kritik unterzogen und dargelegt wurde, daß die ganze Streitſache 
ſich nicht für eine privatrechtliche Behandlung eigne, da es ſich hier 
um große Staatsintereſſen handle; es könne alſo nur der Weg der 
Vermittlung beſchritten werden, zugleich hob er vertraulich hervor, 
daß es der preußiſche Hof ſei, welcher dieſe Vorſchläge mache, und 
daß man erwarten könne, daß die Würde der königlich preußiſchen 
Regierung die gebührende Rückſichtnahme finden werde, indem man 
pure jene Erklärung zur Inſtruktionseinholung der Gejandten ſtelle. 
Mit böhmischen Worten Fritifirte der Herr Präfidivende dieſen Vor— 
trag und ſetzte durch, dah die Bundesverjammlung beim früheren 
Beichluffe blieb, den Regierungen aber die Inſtruktion ihrer Ge- 
jandten überließ. Gegen Proteft und Erklärung Preußens, Kur— 
heſſens, Baiernd, Badens und Heſſens wurde dann der Kaiſer von 
Deftreih, bezw. die oberfte Juftizftelle in Wien ald Nusträgal- 
inſtanz von der Bundesverfammlung bezeichnet. Ueberdies wurde 
in einer langathmigen Grklärung Hannovers dem Präfidialhof 
unterthänigfter Dank abgeftattet und die Behauptung aufgeftellt, 
daß das Benehmen jenes Hofes „ſtets zum unvergehlichen, Höchft 
ehrenvollen Dentmale des Sinnes für Gerechtigkeit und der unwandel— 
baren Bundeötreue de3 an der Spite Deutſchlands ftehenden Staa 
gereichen werde; ſodann folgte eine gehäjfige und bittere Anklage 
gegen Preußen, das jchon jo oft in der Bundesverſammlung zuredht- 
gerviefen, doch immer wieder auf feine alten Wege zurückkomme und 
die Geſetze und Verfaſſung des Bundes in Frage ſtelle. Das Aus— 
trägalverfahren ſei ein „Hauptpalladium der Unabhängigkeit der 
Bundesſtaaten“. 

Nach wiederholten Erklärungen und Gegenerklärungen zeigte 
Präſidium an, daß die Alten an die Juſtizbehörde in Wien ab— 
gegeben worden jeien. Und damit ſchloß dieje Sache, die ſoviel 
Staub aufgewirbelt hatte, für die Bundesverſammlung. Allerdings 
hatte ſich im Stillen von Hof zu Hof eine Wendung eingeſtellt; 
nämlich 1833 theilte Sachſen an Baiern mit, daß Oeſtreich dieſe 
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den einzelnen Staaten gelangen fünne, was aber nur durch der— 
gleichen Verhandlungen ausführbar erfcheine, werde auch am zweck— 
mäßigjten durch fie vermittelt. Für die Ginzelftaaten jeien nad) 
der Verſchiedenheit der geographiichen Lage und der ſtaatswirth— 
ichaftlichen Beziehungen der Länder die Wünſche verjchieden; bie 
Bedürfnifie entwickelten ich demmach jehr verjchieden und fümen ver- 
ichieden zur Geltung. Demnach fei auch die Bundesverfammlung 
zur Vermittlung nicht geeignet. Die hannoverſche Erklärung be- 
haupte exit, dab die Bundesverfammlung das rechte Organ der 
Vereinbarung ſei und meine dann doch, daß mur die Bundesftaaten 
durch Gingelverträge unter einander zum Ziele gelangen könnten, 
Derartige Vereinbarungen, wie fie z. B. jeßt zwifchen Preußen und 
den beiden Heflen getroffen feien, gingen von dem richtigen Ge— 
danfen aus, daß ihr eine Vereinbarung über die indirekten Steuern 
vorangehen milfje und darauf beruhe auch der Segen der Ueberein- 
funft; während man von der andren Seite nicht die vertragsmäßige 
Uebereinftimmung der Steuergejeßgebung, fondern die Garantie der 
Verſchiedenheit derjelben gewünjcht und für nöthig gehalten habe. 
Nachdem dann die oben bezeichneten Grundjäße hervorgehoben find, 
fährt der Bericht fort: „An den lebten zwölf Jahren hat Preußen 
700 Meilen Chauffee theild ganz neu, theil® jo umgebaut, daß der 
Umbau einem Neubau gleichtommt. Aehnliche Verbefferungen find 
in den mit ihm im Handelsverbindungen ftehenden deutſchen Staaten 
ausgeführt worden. 

In den über diefe Verbindung abgeichloffenen Verträgen it 
ein Marimum von Chauffeegeld angenommen, welches bei weitem 
nicht einmal zur Unterhaltung der Straßen ausreiht. Man hat 
ferner verabredet, daß Damm-, Brücken- und Fährgelder nur in 
einem Betrage eingeführt oder beibehalten werden dürfen als fie den 
gewöhnlichen Herftellungs- und Unterhaltungstoften angemeſſen find, 
Andere Separaterhebungen von Thorſperr- und Pflaftergeldern ſollen 
nicht ftattfinden.“ Somit jei längit hier durchgeführt, mas die 
hannoverfchen Vorſchläge wünſchten. Es ift bezeichnend, daß es 
dieſer Erklärung vorbehalten war, die faulen Berufungen auf die 
goldne Bulle, die Reichstagsbeſchluſſe und Wahlkapitulationen auf 
ihren Werth zurückzuführen und zu erläutern! In der That würde 
durch ein Zurückgehen auf jene Verhältniſſe und Beſtimmungen nicht 
eine Verbeſſerung, ſondern eine große Verſchlimmerung des der— 
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die der freien Städte, die auf Grund der Beltimmungen der goldnen 
Bulle jede Einführung von Grenzzöllen für unzuläffig erklärten und 
im Intereffe des Handel möglichit für Aufhebung der Durchgangs- 
zölle plaidirten. Nachdem der hannoverjche Gefandte wiederholt an⸗ 
gepocht Hatte, erftattete Herr von Blittersdorff im Mai den Bericht, 
in welchem nach einer weitläufigen hiftorifchen Weberficht der Ent- 
wurf zu einer Uebereinkunft unter den deutjchen Bundesſtaaten zur 
Begünftigung des Durchfuhrhandels nebſt Motiven gegeben wurde; 
die hannoverichen Anſchauungen Hatten natürlich dabei die Ober- 
hand behalten. Es war demnach dem preußiſchen Geſandten nichts 
übrig geblieben, als ein Separatvotum abzugeben, in dem er hervor— 
hob, daß wenn man glaube durch dieſe Beſtimmungen den Nicht 
deutichen Handel auszuſchließen, nichts eintreten würde, ala daß 
neun Zehntel der tranfitivenden Waaren doch ausländiſche jeien. 
Die Aufftellung gemeinjamer Grundfähe über den Tranfit jei jo 
lange unmöglich, al3 eine Verabredung über die Ein= und Ausgangs- 
ausgaben nicht getroffen jei. Bei der nach zwei Monaten eröffneten 
Abftimmung trat natürlich Deftreich gern den hannoverjchen Vor— 
ihlägen bei; als aber eine Regierung nad) der anderen fich mehr 
oder weniger auf den preußilchen Standpunkt ftellte, konnte das 
hannoverjche Drängen auch auf den Wiener Minifterialfonferengen 
zu feinem Reſultat mehr führen, denn Baiern, Würtemberg, Hohen- 
zollern, albertinifches und ernejtinisches Sachſen, die thüringifchen 
Staaten traten dem Zollverein bei, und ald die Macht der Verhält- 
niſſe 1835 auch Baden und Nafjau, jowie 1836 auch Frankfurt 
zum Anjchluffe gezwungen hatte, da umfaßte diejes wirthſchaftliche 
deutjch-preußifche Neich über 8000 TMeilen und 25'/,; Millionen 
Einwohner. | 

Dieje Angelegenheit hat die Bundesverfammlung vor ihrer erjten 
Auflöjung offiziell nicht weiter beichäftigt, Die Handeld- und Zoll- 
verhältnifje wurden nur noch in zwei Fällen vor der Bundesver- 
jammlung zur Sprache gebracht. Zunächft war es der Freund— 
ſchafts⸗ Handeld- und Schiffahrtävertrag, welcher zwiſchen den 
Hanjeftädten und Venezuela im Jahre 1837 abgejchloffen und 1838 
der Bundesverfammlung vorgelegt wurde. Hierbei konnte der Ge— 
landte der freien Städte darauf hinweiſen, daß aus demſelben den 
deutſchen Bundesſtaaten überhaupt ein erheblicher Vortheil erwachſe, 
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im Wege gütlicher Vereinbarung zwijchen den beiden Streitenden 
erledigt werben. Dies Ziel wurde denn auch dadurch, daß Däne- 
mark jeinen Zoll herabjehte, im Jahr 1840 erreicht. 

Mas den Verkehr anlangt, jo fam er zumächft durch einen 
Vortrag zur Sprache, welchen der badiſche Gejandte 1836 Bielt. 
Der Verkehr von Deutjchland,, inäbejondere derjenige von Baden 
mit Yranfreich, jo heißt es in demielben, unterliegt dermalen 
bedeutenden Hinderniffen, weil es an der erforderlichen Zahl von 
jtet3 offenen, ficheren und bequemen Verbindungen zwijchen beiden 
Ländern fehlt. Die Brücke bei Kehl war demnach die einzige Ver— 
bindung ſolcher Art auf einer Grenzlinte von mehr ald 50 Stunden, 
und es leuchtet ein, daß die Benußung dieſer Brüde oft nur mittelft 
jehr großer Umwege ftattfinden konnte, wodurch der gegenjeitige 
Verkehr mit einer ganz überflüffigen, zuweilen unerträglichen Fracht— 
vertheuerung, neben einem mehrtägigen Zeitverlufte belaftet wurde. 

Solche Beläftigungen waren für manche Zweige des Verkehrs 
erdrüdend, und es erflärt fich hieraus, weshalb die Lebhaftigkeit 
des Verkehrs zwiſchen den oberen Theilen des Großherzogthums 
und dem Elſaß bei weiten nicht im Verhältniſſe jtand mit dem 
Grade der Induſtrie und des Wohlftandes der betreffenden Provinzen. 
Insbeſondere aber waren für den Abſatz der dieſeits-rheiniſchen 
Naturerzeugniſſe, welche feine vertheuerten Frachtkoſten ertragen 
können, die jeitherigen Verhältniſſe mit den ſchwerſten Nachtheilen 
verknüpft. 

Zwar gab es eine Anzahl Fähren, fie bildeten jedoch, wie 
natürlich, nur jehr unzureichende Verbindungsmittel. Sie find nicht 
für alle Arten von Waaren dienlich und zuläjfig, oft jelbit gefähr- 
lich, oft ganz unbrauchbar. Sie ſind auch theuer, weil ſie nur 
geringe Laſten überführen können, und eben deswegen hemmend, 
indem die Waaren nicht ſelten theilweiſe abgeladen, jodann auf der 
andern Seite wieder aufgeladen werden müſſen. Sie haben endlich 
für die Zollverwaltung den Nachtheil, daß fie die Aufficht erſchweren. 

Die jchleunige Herftellung einer Brücke bei Altbreiſach erjchien 
daher für das Großherzogthum ala eine dringende Nothtvendigfeit, 
wenn die Regierung für das Auterefje ihrer Kandesangehörigen jorgen 
und fich nicht den bitterften und gegründetften Vorwürfen ausjeßen 
wollte, 

Nicht minder nützlich und nothwendig erjchien zur Erleichterung 
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fordert, bei etwaiger Bedrohung des Bunbdesgebiet3 durch einen 
Feind, jofort die Brücke abfahren laſſen, und fie wird deshalb um jo 
iveniger Anftand nehmen, einer in dieſer Beziehung an fie ergehen- 
den Aufforderung des Bundes fchleunige Folge zu leiften. Auch 
wird fie dafür bejorgt jein, daß durch die mit Frankreich abzu⸗ 
ſchließende Uebereinkunft der Abführung jener Brücken im vor— 
kommenden Falle kein Hinderniß in den Weg gelegt werde. 

Obſchon es ſich nur nm Anlegung militäriſch weniger bedenf- 
licher Schiffbrücken handelte, auch die politiſchen Verhältniſſe ſich 
ſeit dem Jahr 1832 ungleich günſtiger geſtaltet hatten, jo ſetzte die 
badiſche Regierung dennoch die Bundesverfammlung von den Ver— 
hältniffen und Antentionen vertraulich in Kenntniß, namentlich im 
Hinblick auf einen früheren Bundestagsbeichluß. Das Präfidium bean- 
tragte diefe Erklärung an den Bundestagsausſchuß in Militärangelegen= 
heiten abzugeben, der nach Bedürfniß vorher ein Gutachten der 
Militärceommiffion einholen könne, Trogdem, daß Preußen, Wiürtem- 
berg und Heflen das Ausſchußgutachten und damit die Verjchleppung 
diefer Sache für bedenklich und jene Erklärung ala genügend an— 
gejehen haben wollten, ſetzte das Präfidium feine Anficht durch. 

Auf Grund des Bundesbeichluffes vom 27. Februar 1832, 
nach welchen über Grenzflüffe, welche den Deutjchen Bund von dem 
Auslande und von Staaten jcheiden, die feinen Bundesgliedern an— 
gehören, feine ftehenden Briden ohne vorgängige Prüfung ihrer 
Zuläffigkeit auß dem militärischen Gefichtspunfte und ohne Zus 
ftimmung de3 Bundes angelegt werden jollten, gehörte die Ent- 
ſcheidung über jene Anfrage zweifellos zur Competenz der Bundes- 
verjammlung; dies machte denn auch der Vortrag des Ausſchuſſes 
ebenſo geltend wie der Bericht der Militärcommiſſion, welche ſich 
im Ganzen ablehnend zu dem Projekt verhielt, da der ganze Ober- 
vhein noch immer ohne Dedung fei. Daraufhin beſchloß man dieje 
Bedenken mit dem Gutachten de3 Ausſchuſſes an Baden zur Er- 
wägung bezw. Grflärung abzugeben. 

Nachdem Baden in feiner Antwort die Anwendung jenes Bes 
ichluffes auf Schiffbrüden, die doch feine ftehenden Brücken jeien, 
für unmöglich erklärt und damit die Gompetenz der Bundesverſamm— 
lung beftritten Hatte, die außerdem eine lediglich vertrauliche Aeuße— 
rung als einen Antrag behandelt hätte; nachdem es hervorgehoben 
hatte, daß es kun unſchuldig daran ſei, wenn der Oberrhein noch 
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produciven konnte. In den dreißiger Jahren ftieg denn aud) die 
Unficherheit und das Mißtrauen jo jehr, dat die Bundestagsgejandten 
gewöhnlichen Briefen auch nicht das allermindejte mehr anvertrauten. 
So war 3. B. brieflich die Ordensdekoration eines Kammerdirektors 
v. G. bei einem fleinen Mittelftaat durchgeſetzt, da aber die Ver— 
leihung verjpätet war, follte ein Datum nachträglicd; angegeben 
werden, das zwar früher, aber gefäljcht war. Alle diefe Manipus 
lationen find berichtet, die Angabe der Gründe für diefelben aber 

einer „Jicheren Gelegenheit“ vorbehalten geblieben. Und nicht bloß 
ing Frankfurt war dies jo, ſondern auc in andren Gentren der 
politijchen Intriguen jo warz. B. der preußiſche Geſandte im 
Hannover in ſeinem Verkehr mit ſeiner heimathlichen Regierung aus 
demſelben Grunde auf den Kourierdienſt, wenigſtens bis zum nächſten 
preußiſchen Poſtamt, angewieſen. Daß es Herrn von Bismarck in 
Frankfurt nicht beſſer ergangen iſt, weiß man ja aus feinen Briefen, 

Einen neuen Impuls jchienen die Handeld- und Verkehrs— 
verhältniffe durch die Dresdener Conferenzen erhalten zu ſollen. 
Die auf den ruſſiſchen Einfluß gejtüßte dominivende Stellung Deft- 
reichs auf denjelben jollte dazu benußt werden, den Zollverein zu 
Iprengen und Preußen, ſowie die übrigen Staaten aud) materiell 
an den Kaijerjtaat zu feffeln und der politiichen Ohnmacht Deutjch- 
lands auch die wirtbichaftliche hinzuzufügen, auch hier den deut— 
Ichen Bund zur Stärkung Rußlands und der Präfidialmacht, wie zur 
Schwächung Deutjchlands zu mißbrauchen. Die Anfänge jchienen 
günftig. Allein jchon die nach Dresden berufenen Sachverjtändigen, 
Preußen war darch Delbrüd vertreten, ſchlugen Wege ein, welche 
dem geftedten Biel nicht zuführten. Thurmhohe Schwierigkeiten er- 
hoben fich jehr bald, jodaß die Commiſſion zunächit beichloß, aus 
ihrer Materie vier Gegenftände augzufcheiden und der Bundesgejeh- 
gebung zuzuweiſen: ein allgemeines Hanbels- und Seerecht, gleiches 
Münz-, Maß- und Gewichtsſyſtem, ein Patent- und Aſſekuranzgeſetz. 
Der vertragsmähigen Vereinbarung der Bundesftaaten untereinander 
wurden dagegen nad den Vorſchlägen der Commiſſion zugewieſen: 
gegenjeitige Ermäßigung oder Aufhebung von Ein-, Aus- und 
Durchgangsabgaben, ſowie Flußzöllen, Annäherung der Tarife, möge 
lichſt gleiche Zollorganifation, Zolltartelle und Vereinigungen, Her- 
ftellung und Erhaltung wichtiger Straßen ; das Poft-, Eifenbahne 
und Telegraphenweſen. Allein über allgemeine» Zuftimmungen und 
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wurden außerhalb der Bundesverfammlung abgeichloffen ; fie hat ſich 
damit begnügt, die ſüddeutſche Währung für das Bundeskaſſenweſen 
von 1859 ab einzuführen. Einen ähnlichen Verlauf nahmen die 
Verhandlungen über ein einheitliches Gewichtsſyſtem. Der Zoll— 
verein hat Hier nicht bloß für jein Gebiet, jondern auch für den 
gefammten Poſt- und Gijenbahnverfehr einen einheitlichen Maßſtab 
feitgeftellt, der denn auch in den meiften Bundesſtaaten jehr bald 
das Landesgewicht verdrängte. Im Jahre 1860 ftellten die Mittel- 
und einige Kleinftaaten den Antrag, nunmehr von Bundes— 
wegen eim einheitliches Gewicht: und Maßſyſtem einzuführen. 
Nachdem ſich der Ausſchuß für die Competenz der Bundesver— 
ſammlung und die Niederfekung einer Sachverftändigencommilfion 
ausgelprochen Hatte, äußerten fich die einzelnen Regierungen, zus 
nächſt Preußen, welches vor der Berfoppelung beider Fragen 
warnte, indem bie des Gewicht? bereits durch das Zollpfund fo 
gut wie gelöft ſei. Was ein einheitliches Maßſyſtem angehe, fo 
bedürfe es zumächjt einer jorgfältigen Prüfung der Bedürfnißfrage. 
Ehe dieje entjchieden ſei, müjje auch von einer Berufung von Fach— 
männern abgejehen werden, denn folche hätten nur die Aufgabe, 
einem anerkannten Bedürfniffe durch einen Entwurf abzubelfen. 
Zu einer Berathung über jene Frage ſeien aljo die Regie 
rungen zumächit einzuladen. Die Mehrheit beichloß dagegen bie 
Annahme der Ausschußanträge. Preußen wünfchte dem gegenüber 
eine Berathung jeiner Bedenken und hielt feinen Widerſpruch auf 
vecht, indem es die Entjendung eines Sacverftändigen vorläufig 
ablehnte. Nachdem anfangs 1861 bie Sacjverftändigencommiffion 
in Frankfurt zujammengetreten war und einen Entwurf ausgearbeitet 
hatte, gelangte die Angelegenheit zum Vortrag in der Bundes— 
verjammlung, auf Grumd deſſen der Entwinf zur Prüfung und 
Rüdäußerung mitgetheilt wurde, 1862 war es ganz ftill im ber 
Bundeöverfammlung über diefe Sache, 1863 brachte drei jehr ver— 
klauſulirte Abjtimmungen, 1864 erklärte ſich Preußen mie die 
llebrigen im Ganzen zuftimmend, Nachdem man dann 1865 eine 
neue Commiſſion einberufen hatte, konnte deren neuer Entwurf 
1866 an die hohen Regierungen gejandt werden, bei denen er denn 
auch unter den eingetretenen Umftänden liegen bleiben mußte. 
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f commilfion zujammenzuberufen, Zugleich wurden die Grundzüge 
N des neuen Geſetzes vorgetragen. Der preußiſche Gefandte hob her 
h bor, daß einer ſolchen Zuſammenberufung noch die größten Bebenten 
entgegenftehen müßten. Man wollte eine PBatent-Gentralbehörde ein- 
jeßen, deren Errichtung an fich ſchon mit den größten Schwierig- 
feiten verfnüpft jet — weder die Hanfaftädte, noch Die beiden 

lenburg kannten überhaupt das Inſtitut der Patente. Jeden: 
Falls müſſe doch einer Außgleichung der Verſchiedenheiten in den 
Patentgejehgebungen der Einzelftanten eine ſolche der verjchiedenen 
Gewerbegejeßgebungen vorhergehen. Es empfehle fich deshalb mehr, 
die jeitherige Organifation beizubehalten und ſich nur über beftimmte 
Grundjäße zu verftändigen. Die Commiſſion habe auch aufer Acht 
gelaffen, zu erörtern, wie es in den Staaten mit künftigen Bundes— 
patenten gehalten werden jolle, die nicht mit allen Territorien zum 
Bunde gehörten; ferner habe man nicht bedacht, daß, da nad) dem 
Gntwurfe feine Vorprüfung ftattfände, die Aufhebung eines Patertes 
nur durch richterliches Erkenntniß auszuſprechen ei, denn das durch 
ein Patent erworbene Recht jei ein Vermögensrecht; aber weder 
der in Ausficht genommenen erften Inſtanz, dem Bundespatentamt, 
noch auch der zweiten Inſtanz, der Bundesverfammlung, käme ber 
Charakter der richterlichen Behörde Ju. Trotzdem beſchloß wieder 
die Majorität die Berufung der Sacjverftändigen. Nachdem 1862 
dieſe Commiffion zuſammengetreten war, konnte ihr erfter Entwurf 
1863 an den handelpolitifchen Ausschuß vertiefen werden, von 
welchem noch in demjelben Jahre Bericht erftattet und beantragt 
wurde, den Entwurf an die Regierungen einzujchiden. Preußen 
erflärte fich gegen die Annahme, weil der Entwurf das Vor— 
prüfungsſyſtem vertvorfen und das der Anmeldung angenommen 
habe, woraus eine weit größere Ausdehnung des Patentweſens 
folgen milffe, der bie preußiſche Regierung nicht zuſtimmen könne. 
Dieſer Erklärung ſchloſſen ſich in der Folge noch 14 Staaten an; 
für den Entwurf ftimmten nur Oeftreih, Baiern, Hannover, 
MWirtemberg, Frankfurt. Mit der Aufforderung an die noch 
übrigen 13 Staaten und Stätchen, vom Königreich Sachſen an 
bis Heflen- Homburg, abzuftimmen, war im Mai 1866 auch diefe 
Materie für die Bundesverfammlung erledigt. 

Im Mege der Petition wurde auch das Bedürfnig nach einer 
allgemeinen Pharmakopoe für Deutichland angeregt; die betr. 
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treide, Del, Alkohol, Baumwolle — für ein ähnliches Hazardipiel 
den Anlaß böten. Auch die Fabrikation werde zum Glückſpiel 
gemacht bei dem raſchen Wechjel der Handelsconjunfturen und bei 
dem gänzlichen Hinmwegjehen einer fich überbietenden Produftion von 
dem vorhandenen Bebürfniß und von der Ausſicht auf Abſatz. Dem 
gegenüber wachſe der Pauperiömus in einer erjchredenden Weiſe. 

Nachdem ſodann eine Meberficht über den Verlauf diefer An— 
rege im Auslande gegeben und namentlich hervorgehoben ift, 
daß jeit 1836 in Frankreich alle öffentlichen Spielbanken verboten 
jeien, daß man in England eifrig bedacht jei, im Wege der Gejeh- 
gebung dagegen vorzugehen, folgt eine längere Auseinanderſetzung 
über dieje Verhältnifje in Deutjchland, welches gegen 20 öffentliche 
Spielbanfbäder hatte, außerdem werde dad Spiel auf Meffen und 
Märkten von den Behörden conceſſionirt. 

Der Vortrag endete damit, die jofortige Aufhebung aller Spiel- 
banken außzufprechen, jedenfalld jei aber eine ſtarke Einſchränkung 
nothivendig. Binnen 3 Monaten follte aladann die Abjtimmung 
über die Commiſſions-Vorſchläge ftattfinden; aber die Spielbant- 
ſtaaten erhoben entweder Widerjpruch oder ſetzten pafliven Wider- 
ftand entgegen, au den 3 Monaten wurden drei Jahre umd zu 
einem Ergebniß fam e3 nicht. 

Grit 1854 regte Preußen wiederum dieje Frage an; und nach— 
dem Herr von Bismarck darauf hingewiejen hatte, daß jeine Herren 
Gollegen ebenſowohl mit Rückſicht auf die geographiichen Verhältniſſe 
ala auch im Hinblid auf das bei den früheren Verhandlungen jo 
reichlich) geſammelte Material fich recht wohl ein Urtheil über die 
Verderblichteit des Spiels hätten bilden können, beantragte ex die 
Geftattung neuer Spielbanken zu unterfagen und die Aufhebung der 
alten von einem gewiflen Zeitpunfte ab anzuordnen. Ein Ausſchuß 
übernahm die Bearbeitung diefer Frage; Baden, Naſſau, Heſſen— 
Homburg und namentlich Medlenburg erhoben Ginjpruch ; der letztere 
Staat meinte: er könne nicht die Meberzeugung gewinnen, daß das 
Beitehen einer Anzahl Spielbanken in Deutichland ein Uebelſtand 
von dem Umfange jei, um das Einjchreiten des Bundes durch abjolute 
Verbote und die darin liegende Beſchränkung der Selbftbejtimmung ber 
Territorialregierungen hinreichend motivirt erjcheinen zu laſſen. Man 
finde es auch nicht conjequent gegen einige Spielbanten in Bädern, 
die hauptjächlich durch das Spiel der Fremden unterhalten würden, 
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ähnliche Abgaben, die mit Erbſchaft, Legat, Verkauf oder Schenkung 
verbunden find. Dagegen murden die Manumiffionsgelder, wo 
Leibeigenjchaft oder Hörigkeit noch beftand, injofern fie nur beim 
Mebergang aus einem Bundesftaate in den andern zu zahlen wären, 


ſowie alle Nachfteuern, mochten fie auch feither zahlbar fein, an wen 


fie wollten, aufgehoben, ohne daß eine Entjchädigung verlangt werben 
fonnte. Alle bejonderen Freizügigkeits-Verträge jollten beftehen 
bleiben, fofern fie den damaligen Beſtimmungen nicht entgegen waren‘ 
Wenn jo auch das Abzugsrecht garantirt war, jo war die Freizüigig- 
feit ſchon dadurch weſentlich bejchränft, dat die einzelnen Staaten 
die Aufnahme an zuweilen unerfüllbare Bedingungen knüpften. 

Die gemehrten Verkehrsmittel, die politifchen und focialen Be— 
wegungen der dreißiger Jahre brachten auch eine größere Bewegung 
in die großen Maſſen des Volle, man hörte die Klagen über da 
Dagabondiren, es liefen Gejuche bei der Bundesverſammlung ein 
betr. die Heimatheberechtigung; namentlich) im dem Kunterbunt ber 
thüringifchen Kleinftaaten machte ſich bald ein dringendes Bedürfniß 
nach einer allgemeimen Regelung der Heimathaverhältnijfe 
geltend. Die Bundesverfammlung hatte ſich bei dem erſten derartigen 
"alle 1817 für incompetent erflärt, bei dem zweiten im Jahr 1831 
und dem dritten im Jahre 1836 hatte fie fich vertrauendvoll an 
die betr. Bundesregierung gewandt. Im Jahre 1838 endlich ftellte 
die 16. Stimme für Reuß-Greiz und Walde den Antrag, bie 
Regulirung dieſer Verhältniffe von Bundeswegen in die Hand zu 
nehmen und die Bearbeitung dieſes Gegenftandes einer bejonderen 
Commiſſion zu überweiſen; allein davon glaubte die Bundesverfamm: 
lung Abftand nehmen zu können und beauftragte die Reklamations— 
commilfion mit der Begutachtung. Namens derjelben erjtattete denn 
auch al3bald Freiherr von Manteuffel Bericht, und indem er auf 
jeine bereits erftatteten Gutachten über Einzeleingaben kam, bemerkte er: 

„Oft joll ein unbejcholtener Mann, ein Familienvater, der ſich 
und den Seinigen auf rechtlichen Wege Erwerb umd Nahrung zu 
verichaffen jucht, gleich einem verdächtigen Yandftreicher über bie 
Grenzen gewieſen werden, weil e3 ihm nicht gelingt, einen Heimath- 
Ihein anzujchaffen, indem die Heimathangehörigfeit, nad) Verſchieden— 
beit der unter fich abweichenden Yandeögejete, von formellen Be- 
dingungen abhängt, die er bei dem beiten Willen zu erfüllen nicht 
vermag. Das Schidjal eines ſolchen Heimathlojen ijt beklagenswerth 
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unerfrenlicher Anlaß, unjeren nationalen Einrichtungen in diejer 
Hinficht Verbefjerung zu wünſchen! In Anjehung der Gompetenz- 
frage, heißt es dann nicht ohne Bitterfeit weiter, künnte man aller 
dings dafür halten, daß die wohlwollende Abficht der Bundesver— 
faſſung, und in&bejondere des Artilels 30 der Schlußakte dahin ge— 
gangen ſei, die Deutſchen in keinerlei Beziehungen rechtslos zu lafjen; 
und daß der in demjelben gebrauchte Ausdrud „Forderungen“ nicht 
bloß die civilrechtlichen, jondern die viel wichtigeren Anſprüche habe 
umfaſſen wollen, die der Deutjche an ein Vaterland, der Hilflofe 
und Berlaffene auf den Troft der öffentlichen Fürjorge zu machen 
hat. Gin härteres Geſchick als Heimathsloſigkeit kann es doch wohl 
nicht geben, denn was jollte am Gnde aus dem Unglücdlichen 
werden, der durch eine zufällige Verkettung unverjchuldeter Umſtände 
der formellen Bedingungen entbehrt, an welche fich die Ausfertigung 
von Heimathicheinen nad) den jo verjchiedenen Landesgejegen knüpft, 
und der deswegen allenthalben verjtoßen wird? 

Da fih, fügt der Gejandte hinzu, Früher ſchon die Bundes- 
verfammlung auf eine bloße Empfehlung bei den betr. Regierungen 
beſchränken zu ſollen geglaubt habe, jo bleibe dem Ausſchuß auch 
in dieſem Falle nichts anders übrig, als diejelbe zu beantragen. 

Da jedoch, hebt dann Herr von Mieg hervor, der Bittjteller in 
dringender Gefahr ſchwebt, auch von jeinem gegenwärtigen Aufent- 
halt wieder ausgewieſen und dadurch jeiner Färglichen Nahrungs- 
quelle beraubt zu werden, jo glaubt der Ausſchuß doch ſich auch 
dafür verwenden zu dürfen, daß die hohe Regierung von ſtur— 
heſſen erſucht werde, dem Herbig einftweilen noch, und ohne 
Gonfequenz den Aufenthalt zu geftatten.” Demgemäß wurde denn 
auch beichlofien. 

Kurheſſen geftattete ihm zwar diejen einftweiligen Aufenthalt; die 
ftreitigen Regierungen einigten jich aber nicht. Und als der Uns 
glüdliche im Mai 1839 feine Gingabe erneuerte, trug jie Herr von 
Mieg in bewegten Worten wiederum vor und ſchloß: „da ſich die 
Bundesverjammlung noch immer nicht über die Competenz entjchieden 
hat, jo wird nichts übrig bleiben, als dem Bittjteller durch die 
Kanzleidivektion, unter Rückgabe feiner Papiere, bedeuten zu laffen, 
daß es hierortö bei der eingetretenen Empfehlung jeiner Angelegen— 
heit jein Bewenden haben müſſe.“ 
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Haufen von Schmuß und Gemeinheit bieten die Privatakten eines 
ſolchen militärifch-politiichen Adjutanten; Denunzianten und Stellen- 
jäger liefern dag meifte, aber auch die fehlen nicht, welche für ge- 
leiftete politijcde Spionage ihren Lohn fordern. Selbft wenn der 
bejtürmte Offizier ein Dann von Ehre und Charakter war und Allen 
hätte die Thüre weiſen können, jo kann ein Jolches Syſtem mit 
ſolchen Velleitäten nur auf das jchärfite verurtheilt: werden. 


Viertes Bud. 


Die Auswärtigen Angelegenheiten und 
das Gebiet des Bundes. 
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afte: „Der deutjche Bund ift eime in politiicher Einheit verbundene 
Gelammtmacht im europätichen Staatenſyſtem“ ift entweder inhalts- 
[08 oder unwahr. Inhaltslos, wenn man die entjcheidenden Aus— 
drücke weniger nad) ihrer Grundbedeutung als nach ihrer deforativen 
Verwendung annimmt, unmahr, wenn man nach den Merkmalen 
fragt, welche einerjeits dem Begriff „politifche Einheit“ Anhalt geben 
und andrerjeitö bei einer „Gefammtmacht” in die Erfcheinung treten 
müßten. 

Das Zwitterhafte in der völferrechtlichen Stellung des Bundes 
mußte jchon bei der Notifitation jener Gonftituirung hervortreten, 
indem man nad) langem Hin= und Herreden dieje auch an diejenigen 
europäiſchen Mächte richtete, welche ſelbſt Glieder des Bundes waren. 
Die Krone der Unklarheit gebührt aber der offiziellen Unterjchrift: 
„Der deutiche Bund und in deſſen Namen der f, öftr. präfidirende 
Gejandte der B.«V.“, ſowie das bis zum Jahre 1848 ununterbrochen 
im Gebrauch gebliebene offizielle Siegel mit der Umjchrift: „K. öftr. 
Bundes» Präfidial- Kanzlei", Ginige Mächte antworteten auf bie 
Notifitation gar nicht; wie Portugal, Sardinien, die Türkei und bie 
Vereinigten Staaten ; andere ſchickten Gefandte, welche bei der Bundes— 
verfammlung anftatt beim Bunde accreditirt waren. Die Franzoſen 
juchten das alte Spiel zu erneuern; der erfte franzöfiiche Gejandte er— 
ichien nicht twie der englijche und ruſſiſche mit Bifitenkarten „Gejandter 
zu Frankfurt“, ſondern „Gejandter am Bundestag*. Und daß dies im 
Einverftändnif mit! einigen fleineren Staaten gejchehen war, bie 
glaubten, ohne Franzöfiiche Unterftügung in Frankfurt ihre Souveränität 
und Unabhängigkeit den mächtigeren Staaten gegenüber nicht wahren 
zu können, wird von einem Bundestagsgejandten jelbft berichtet, 

Das Gejandtichaftsrecht Hatte war dem Bunde zugeſtanden 
werden müſſen, damit er nicht offiziell in ſeinen auswärtigen Be— 
giehungen gleich von Anfang an compromittirt war, aber bei ben 
Wiener Minifterialconferenzen 1820 war ausdrücklich erklärt —— 
daß unter dem dem Bunde zugeſtandenen Geſandtſchaftsrecht „die 
Unterhaltung beſtändiger Geſandtſchaften bei auswärtigen Höfen —* 
Regierungen nicht verſtanden fein ſolle, ſondern nur in außer— 
ordentlichen Fällen von Bundeswegen Geſandte zu ernennen ſeien.“ 
Dreimal im Ganzen hat die Bundesverfammlung die Abſendung 
eines Bundesgejandten beſchloſſen: einmal 1848, alö der Ham— 
burgiſche Bundestagsgeſandte Banks nach England geſchickt wurde, 
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wandte ſich der englijche Gejchäftsträger in Abweſenheit des Ge— 
fandten an den kurheſſiſchen Bundestagsgeſandten und verlangte 
Befreiung des Gefangenen und Beitrafung der Poliziften. In einem 
langen Bericht an den Kurfürſten erörtert nun der Bundestags- 
gejandte die Berechtigung jenes PVerlangend: Wern man, meint 
diefer Diplomat, auch darüber hinwegiehen wolle, daß der Gejchäfts- 
träger ſich direft an das kurheſſiſche Minifterium des Auswärtigen 
hätte wenden müffen, jo ericheine doch die Berechtigung des Ge- 
ſchäftsträgers in einem bedenflichen Lichte, da es doch ſtaatsrechtlich 
erheblichen Zweifeln unterliege, ob dexjelbe ala ftellvertretender Ge— 
ſchäftsträger auch am „Hoflager Ew. königlichen Hoheit beglaubigt 
it“. Ueberdieß beweile er im jeiner Note großen Mangel an Rechts- 
fenntniß und jtelle Forderungen, die doch fein jouveräner Fürſt be— 
willigen werde. Seine Note jei auch nicht einmal frei von Sprad)- 
fehlern. — Darnad) wird fich weiter Niemand wundern unter den 
Geſchäften der Minifterien des Auswärtigen über Wafferbauten, 
Heulieferungen, Mahnungen von Gläubigern und Schufterarbeiten 
Diel, über politiiche Fragen in der Regel Nichts zu finden. 

Die internationale Stellung der Bundesverjammlung konnte nicht 
Elarer jein alö die des Bundes. In der Schlußakte heißt es in dieſer 
Beziehung: „Die Bundesverjammlung hat für die Aufrechterhaltung 
friedlicher und freundlicher Berhältniffe mit den auswärtigen Staaten 
Sorge zu tragen.“ Auf welchem Wege und durch welche Mittel 
war nicht gejagt. Ferner ſollte fie die fremden beim Bunde be- 
glaubigten Gejandten annehmen und im „Nothfall“ im Namen des 
Bundes Gejandte an fremde Mächte abordnen. Auf Verlangen 
einzelner Bundesregierungen durfte fie fich bei fremden Staaten ver- 
wenden; ein Fall, der wie es jcheint, nicht vorgefommen ift, ferner 
war es der Bundesverfammlung geftattet, Noten oder ſonſtige 
diplomatiſche Aeußerungen an Einzelftaaten zu vermitteln. 

Der diplomatijche Verkehr, fchriftlich wie mündlich, geſchah 
durch den Präfidenten. An diefen hatten fich zunächſt die beim 
Bund acereditirten fremden Gejandten zu wenden und ihm ihr Be- 
glaubigungsſchreiben in Ur- und Mbjchrift bezw. Ueberjegung vor— 
zulegen. Dieje legt das Präfidium lodann der Bundesverfammlung 
vor. Nachdem das Original in derjelben eröffnet und verlejen ift, 
gilt die Geſandtſchaft als förmlich acereditirt; eine bezügliche Be— 
merkung wurde ins Prototoll aufgenommen. Die Bundesverſamm— 


. 








154 


abberufen, wogegen der Einladende jeine Qualität als Deftreicher 
und nicht ala Präfidivender geltend machte. 

Als vielerlei vertrauliche Beiprecjungen über die Nangverhält- 
nilfe der fremden Gejandten beim Bunde in Frankfurt und an 
fremden Höfen rejultatlos verlaufen waren, beantragte der preußifche 
Bundestagsgejandte v. Biamard 1856 für diejelben eine beftimmte 
Norm zu entwerfen, nachdem es als Grundſatz ausgeſprochen wäre, 
daß der Bundesverjammlung in ihrer Gejammtheit dev Vorrang 
vor den fremden Gejandten gebühre; einer Normirung könne fich 
aber die Bundesverfammlung ebenjowenig entziehen, als die andern 
Mächte den fremden Gejandten gegenüber. Ein Ausſchuß wurde 
zu diefem Zweck gewählt, zu einem Bericht aber hat er es nicht 
gebracht. 

Die eigenartige Stellung derjenigen Gejandten, deren Gommit- 
ienten europäiſche Mächte außerhalb des Bundesgebiet? waren, gab 
zu manchem Verſteckenſpiel Anlaß ; namentlich) war es der Gejanbte 
für Holftein und Lauenburg, dev fich bei Gelegenheit gerne hinter 
den König von Dänemark und feine Qualität als däniſcher Gejandter 
verjchangte, die ihm gar nicht zukam. 

Durchaus bezeichnend ift aber für die politiſch-nationale Auf- 
faffung der Bundesverjammlung die Stelle aus der Eröffnungs— 
rede des Präfidivenden im Jahre 1816, welcher über die europätjche 
Stellung Deutjchlands ſich äußert: „Deutſchlands Entwicklung,“ 
meint dad Präfidium, „kann nicht darauf berechnet fein, um eime 
gebietende Stellung im europäiſchen Staatenfuften einzunehmen, 
jondern nur um eine vertheidigende mit Würde zu behaupten." 
Das bedeutet ohne Phrafe: der Bund als ſolcher hat gar feine 
Politik zu befolgen, folglich auch der Bundestag nicht. Die Politik 
wäre vielmehr zu machen durch die großen Mächte. Beſtimmend 
für den Bund muß aljo in erſter Linie die Politif der beiden 
deutichen Großmächte fein. Dieje hatten im Großen und Ganzen 
diejelben Intereſſen; damit fie aber an der Erkenntniß dieſer That 
lache und im Verfolgen ihrer Intereſſen gehindert würden, Hatte 
die xuffiich-frangöfiiche Politik beide an ein Streitobjett gefefjelt, die 
deutjche Hegemonie; zur Befeftigung diejes Syſtems gehörte aber 
ebenjo die föderative Klleinftaaterei, wie die heilige Allianz, Wenn 
die deutſchen Großmächte fich einmal verftändigt hatten umd eine 
europäiſche Aktion einleiteten, ſo brauchten bloß die ruſſiſchen oder 
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den Dekabriften-Aufftand kam auch die Verzichturfunde des Groß— 
fürjten Gonftantin zur Vorlage. Das Alles hatte der ruffiiche 
Gejandte von Anftett trefflich mit einer Begleitnote begründet und 
mit der jchönen Schlußwendung verziert: Quand la morale est. 
la bäse de la politique ‚ Ja publieit& est un maxime d’etat. 
Pikant genug jedenfalls in dem Munde diejes ruffiichen Diplomaten. 

In der bereit gehaltenen Antwortnote des Herrn von Blitterädorf 
wurbe denn auch nicht gejäumt, unter bejonderer Berdanfung ber 
Bundesverfammlung deren „gejpanntefte Aufmerkſamkeit“ bei ber 
Berlefung ber Aktenſtücke nachdrüclich hervorzuheben. Einen ähn- 

lichen Berlauf nahm die zweite außerordentliche Sigung, ſowie eine 
dritte, Anfangs Februar, von dem jubftituirten Gejandten von 
Nagler berufen, in welcher Noten und Berichte über das Ergebniß 
der Unterfuchungen betreffend die aufftändiichen Bewegungen bei 
Gelegenheit der Ihronbefteigung des Kaiſers Nikolaus und den 
ichleunigft unterdbrüdten Empörungsverfuch des Regiments Tſcher— 
nigoff zue Vorlage und Verlefung kamen. In dem vorgelegten 
Antwortichreiben des Präfidirenden hieß e8 unter Anderem: „Dem 
deutichen Bund muß fi) auch bei diefen Greigniffen die volle 
Meberzengung aufdringen, daß es nicht die Völker und nicht die 
Heere jeien, welche gegen ihre Fürften, denen fie Ruhm und Glüd 
verdanken, ſich verſchwören, daß nur einzelne Unzufriedene fich 
gegen alles Beftehende nur darum auflehnen, weil es befteht, und 
ohne ihre Mitwirkung befteht, und daß nur diefe Wenigen es feien, 
welche von den jchädlichen Grundſätzen, die ſie eingeſaugt, eine 
noch ſchädlichere Anwendung im Schilde führen.“ 

Ferner wurde durch den ruſſiſchen Geſandten die Ueberreichung 
der Dokumente, welche ſich auf die Verhandlungen pwiſchen Ruß— 
land und der Pforte über die Donaufürftenthümer beziehen, Ende 
Juni 1826 vermittelt und durch den PVorfitenden der Bundes- 
verſammlung zur Kenntniß gebracht. Es ift die Kopie eimer 
Depeiche des Staatsſekretärs, Grafen von Neffelrode, vom 7. Juni, 
ſowie die Note des xruffiichen Geſchäftstrügers von Minciafi im 
Gonftantinopel vom 5. April und die Antwort der Pforte vom 
13. Mai. 

Nachdem der ruſſiſche Geſandte Mitte Juli einen Bericht der 
Peteröburger Unterfuchungscommiffion über die in Rußland ent- 
declten geheimen Geſellſchaften und hochverrätheriſchen Verbindungen 
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durch das Präfidium ber Bunbeöverjemmlung Hatte zugehen laſſen, 
beſchloß man, denjelben an die Mainzer Gentral-Unterjuchungs- 
commiſfion wmitzutheilen und das enifprechenbe; vom Präfidium 
bereit entworfene Antwortichreiben zu genehmigen. Einen ähn- 
lichen Verlauf nahm auch die Schlugmittheilung über diefe Unter- 
fuchungen, nur daß man nunmehr auch an Se, Majeftät den Kaiſer 
felbft ein Schreiben zu vichten beſchloß. In demfelben wird Ein— 

Theilnahme des Durchlauchtigften deutfchen Bundes an 
den Geſchicken Sr. Majeftät hervorgehoben, ſowie am Schluß das 
Hohe Berdienft um die Ruhe der Welt dankbar anertannt. Inhalt- 
lich find nur folgende zwei Säbe nicht ohne Bedeutung: 

Wenn bie jouveränen Fürften und freien Städte Deutjchlands 
für Se, Majeftät den Kaifer Alerander, ala einen der erhabenen 
Stifter des deutjhen Bundes, eine unergängliche bant- 
bare Grinnerung betvahren werden, jo haben Em. Majeftät in dem 
funzen, doch bedeutungsvollen Zeitraum Ihrer Negierung Sich den 
beutihen Bund, diefen Bund des Friedens und der Eintracht, nicht 
minder zu Dank verpflichtet. 

Denn dieſes ift das Gigenthümliche der heutigen Geftaltung 
Europa's, daß das Gute, welches in einem Staate geſäet wird, 
auch im ben andern Staaten Früchte trägt, und daß die verderb- 
lichen Grundſätze nicht Wurzel faffen können in einem Reiche, ohne 
die Ruhe und Wohlfahrt aller zu erſchilttern.“ 

Als darauf nım ein allerhöchites Kabinetsjchreiben des ruſſiſchen 
Kaiſers eingelaufen war, wurde ſofort eine außerordentliche Sitzung 
zuſammenberufen, in welcher das Schreiben verleſen wurde. Der 
Mitielſatz lautet: Ces doctrines de solidarite, de eommunauté 
d’inter&t sont, et j'aime ä le reconnaitre, la base necessaire 
Ber ABisune bienfaisante des Gouvernemens eontre la funeste 


une fois, la Serenissime ‚eonfederation vient de — 
tette m&me sagesse, qui, au milieu de conjonetures difficiles, 
a maintenu jusqu’ä present la tranquillite de l’Allemagne et 
qui ne peut manquer de Vassurer A Yavenir. 

In einem ähnlichen Verkehr ift dann der ruſſiſche Kaiſer und 
die Bundesverfammlung zunächtt geblieben; im Juli 1827 wurde ihr 
ein Exemplar des Berichts, ben die zu Warſchau zur Erforſchung 
der geheimen Gefeltiaften in Polen“ eingeſetzte Unterſuchungs⸗ 
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| commiſſion an den Großfürſten Gonftantin erftattet Hatte, durch 
den rufftichen Gejandten mitgetheilt, desgleichen die Nachricht von 
Verfügungen, welche der Kaiſer Nikolaus zur Aburtheilung und 
Veitrafung dev Theilnehmer getroffen hatte, 

Auch in den Jahren 1828 und 1829 wurde diejer Verkehr 
fortgefegt, indem in jenem Jahre Erklärungen über die Bewegung 
eined Theild der Gardetruppen gegen die Türkei gegeben wurden, 
ferner wurde mitgetheilt da8 Manifeft des Zaren beim Friedens— 
ſchluß mit Perfien, ſowie der Wortlaut des Friedens- und Freund— 
ſchaftsvertrags zwiſchen Rußland umd Perſien; ferner die Depejchen 
und Aktenftücde, welche ſich auf dem ruſſiſch-türkiſchen Krieg und 
den Frieden von Adrianopel beziehen. Das Jahr 1830 brachte 
der Bundedverfamminng Ermunterungs- und Belobungsjchreiben 
von Seiten des ruſſiſchen Kaiſers, betreffend die Pacifications- 
maßregeln in Deutichland. 

Weit lebhaftere Verhandlungen, wenn man den eben genannten 
Schriftenaustaufc) überhaupt fo bezeichnen darf, brachten die beigifc- 
Iuremburgiichen Wirren, welche im folgenden Kapitel ihre Stelle 
finden werden. 

Diefe Wirren führten aber auch zu weiteren diplomatifchen 
Verhandlungen zwilchen der Bundesverfammlung und den Gejandten 
von England nnd Frankreich, Auf diefe Frage, joweit fie an 
ſich unbedeutende Ginzelheiten und Perjonalien betreffen, kann dieſe 
Darftellung nicht eingehen, wohl aber verdient zunächit hier eine 
Verlegung des Bundeögebiet3 durch franzöfiiche Truppen zur 
Sprache zu kommen, 

Um 20, Dezember 1830 wurde der Bundesverfammlung durd) 
den Gouverneur von Luremburg per Estafette angezeigt, daß von 
Met aus ein franzöfiicher Artillerietrain in Begleitung franzöſiſcher 
Infanterie das luxemburgiſche Gebiet paifirt habe, der angeblich für 
die franzöfiiche Nordarmee bei Antwerpen beftimmt tar. 

Auf Borichlag des Präſidiums wurde jofort der Erlaß einer 
Note an den frangöfilchen Gefandten beim Bunde, Baron Alleye 
de Cyprey, beichloffen, in welcher um Aufklärung gebeten wurde. 
Nachdem die Thatſachen mitgetheilt waren, fährt dieſelbe fort: 
„Die deutjche Bundesverfjammlung, welche dieſen Durchmarſch 
fremder Truppen durch das Gebiet des deutjchen Bundes nur mit 
Befremden vernehmen konnte, hat jofort einhellig beichloffen, ſich 














Infanterie, 100 Mann Kavallerie und 6 Geſchütze requirirt. Na— 
türlich genehmigte die Bundesverfammlung nach dem Attentat die 
Verlegung eines Theils diefer Truppen in ımd um Frankfurt; am 
15. April waren 2500 Mann unter öftreichiichem Oberbefehl an— 


Scon die Form, in welcher der Senat dies befannt machen 
ließ, hatte ſtarken Anſtoß im der Bundesverfammlung erregt, da 
fie etwas nach Vergewaltigung ausſah. Im Mai brachte der jub- 
ftitwirte ſächſiſche Gejandte von Manteuffel eine vertrauliche Aeuße— 
rung des franzöfiichen Gejandten zur Sprache, welche die Rechts— 
verbindlichkeit jenes Bejchlufjes für Frankfurt betvaf. Der Gejandte 
für Frankfurt wies dieſe Interceffion einer fremden Macht zurüd 
und erklärte, daß man nie an der Nechtöverbindlichkeit jenes Be 
ſchluſſes gezweifelt Habe. 

In der folge kam e3 zu jehr bitteren Auseinanderjegungen über 
Verpflegung und Einquartierung der Truppen und den Oberbejehl 
innerhalb der Stadt; der Maiaufruhr zur Befreiung der Gefangenen 
im Jahr 1834 verjchärfte den Conflikt zwijchen der Bundesverjamms 
lung und Frankfurt, dem man laut und offen Nachläjfigfert oder 
gar Einverftändnig mit den Verſchwörern vorwarf. Es läßt ſich 
nicht mehr altenmäßig feitftellen, welchen Antheil der frangöſiſche 
Gejandte bei diefer Oppofition gegen den Bund hatte, dab er aber 
eifrig bedacht war, dieſelbe zu verjchärfen; daß er bei dem Mai- 
aufitand in einem Einverjftändni war, beweilt jchon die eine unbe: 
jtreitbare Thatjache, dab der Vater eines zu befreienden Gefangene 
bei dem franzöftichen Gefandten, der damals in Sachſenhauſen — 
Quartier genommen hatte. Daß der engliſche Gejandte mitthat, zeigt 
das öffentliche Auftreten defjelben. 

Am 21. Mai nämlich erhielt der ſubſtituirte Vorſitzende 
von Nagler eine Verbalnote de3 englischen Gejandten, Eingangs 
welcher gejagt war, daß aus jeinem langen Schweigen wegen der 
militärifchen Okkupation Frankfurts nicht gefolgert werden dürfe, 
da feiner Regierung dieſe Maßregel gleichgültig geweſen ſei; nur 
hätten die nichtofficiellen Beſprechungen ihm die Hoffnung gegeben, 
daß die Bundesverſammlung von ſelbſt bald dieſe Maßregel zurüd- 
nehmen werde, die der Geſandte nennt: si contraire aux droits 
d’6tat indepentant. Selbſt zu dieſer Stunde wolle er nicht förm— 
(ich gegen jene Mafregel remonftriven, wozu feine Negierung als 
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ftruftionseinholung befchloffen war, brachte am 12, Juni Herr 
von Nagler die Antwort bezw. Abftimmung in Antrag. Da ber 
hannoverſche Geſandte ohne Inftruftion war, bejchloß man ohne 
denjelben folgende gleichlautende Note an die beiden fremben Ge- 
jandten zu richten : 

„Die Bundesverfammlung farın nur bedauern, ‚daß der Gejandte 
von jeiner Regierung zur Gommunilation über einen Gegenftand 
beauftragt worden ift, Hinfichtlich deflen eine nähere Erläuterung zu 
geben — wäre es auch zur Berichtigung thatfächlich irriger Voraus— 
jegungen — die Bundesverfammlung ſich jelbft dann verjagen müffe, 
wenn ihr jolche in den Freumdichaftlichjten Ausdrücken abverlangt 
würde. 

Denn das Recht, feine inneren Angelegenheiten ohne fremde 
Einmiſchung zu ordnen, ift eim Recht des eigens zur Bewahrung 
der Unabhängigkeit der einzelnen deutjchen Staaten und zur Er 
haltung der Sicherheit Deutjchlands geitifteten Bundes, Dieſes 
Recht umverleßt zu bewahren wird fich die Bundesverfammlung ebenjo 
getreulich zur angelegentlichen Pflicht machen, ald der deutiche Bund 
binfichtlich dev Maßregeln, welche auswärtige Mächte zur Vorbeugung 
und Dämpfung von Unruhen und zur Unterdrücdung der Anarchie 
im Umfange ihrer Staaten zu ergreifen in dem alle find, fich zu 
irgend einer Intervention nie berechtigt erachten wird,“ 

Darauf antwortete unter dem 20. Juni Baron Alley, daß er 
feiner Regierung die Note vom 12. d. M. überreicht habe und von 
diefer der hohen Bundesverjammlung folgende Antwort zu ertheilen 
habe. Die franzöfiiche Regierung habe jenen Einſpruch erhoben, 
geftüßt auf denjenigen Artikel des Wiener Vertrags, welcher bie 
Unabhängigkeit der deutichen Bundesftaaten feierlich feſtgeſetzt hat 
(consacre), welcher aljo auch allen Signatarmächten das Recht gibt 
dieſe zu ichüßen (protöger); hätte alſo die Bunbesverfammlung ] jene 
Einjprache zurücweifen wollen, dann hätte fie eine Prüfung darüber 
anftellen müſſen, entweder ob jene Mafregeln nicht die Unabhängig- 
feit Frankfurts beeinträchtigten oder ob jener Artikel einen andren 
Sinn habe, ald den von Frankreich angenommenen. Ohne Dies zu 
tun, ja ohne auch nur einen Berfuch zu machen, rede die Bundes- 
verjammlung nur in ganz allgemeinen Ausdrüden von dem Rechte 
des Bundes, feine inneren Angelegenheiten jelbjt zu ordrien. Dann 
gibt der Franzoſe jeinen deutichen Gollegen eine Lektion im Staatö- 
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en ihre ganze Antwort paffe wie die Fauft aufs 
—— pafje fich wol für einen Staat; nun 


ee * folgeweiſe auch den Bedingungen derſelben 
unterworſen ſei; und jo gewiß es ſei, daß ein Staat nicht ſeine eigne 
Unabhängigleit berühren könne, jo gewiß könne eine Conföderation 
diejenige „eingelner ihrer Glieder verlegen. Indeſſen wolle bie 

Regierung dieje Unterhaltung nicht fortjegen, es genüge 
ihe beiviefen zu haben, daß fie fich innerhalb der rechtlichen Grengen 
bei ihrer Einfpracdhe gehalten habe. 

Die mahvolle Form und die äußerſte Zurüdhaltung (extr&me 
reserve), mit welcher jeine Regierung ihre Antervention bekleidet 
hätte, jehten fie auch außer Stande den Sinn der Stelle zu ver- 
ftehen, wo von den freundichaftlichiten Ausdrücken die Rede gewejen 
fei; ber Herr Präfident der Bundesverfammlung habe gewiß babei 
den Wortlaut der franzöfischen Note nicht vor Augen gehabt. 

Dieſe derbe Lektion wurde wieder zur Inſtruktionseinholung 
beftimmt; da lief drei Wochen jpäter auch eine Note des englischen 
Geſandten vom 18. Juli ein. Dieje nimmt den umgefehrten Gang 
und verwahrt fich zumächit dagegen, dab die frühere Note nicht in 
ben freumdichaftlichften Ausdrücken abgefaßt gewejen jei. Die ſach— 
lichen Auseinanderjegungen laufen im wefentlichen auf dasjelbe hinaus 
was der Franzoſe beigebracht Hatte; nur daß es nicht in der poin— 
firten Weiſe des Franzoſen gejchieht; Hier wird der hohen Bundes: 
verjammlung ganz teoden gejagt, daß der deutſche Bund Haupt: 
fächlich begründet ſei um die Unabhängigfeit der bdeutichen Staaten 
don einander für immer feftzuftellen. Die Bundesverfammlung 
werde doch nicht glauben, dab die Mächte den Bund erichüttern 
ließen, der ja für die Schwachen gemacht fei. Die Beltimmungen 
der Wiener Schlußakte ſeien überbied jpätere willfürliche Zufäte, 
die Signatarmächte in ihren Rechten gar nicht tangiren 





— die Note der Vundesverſammilung erkläre, daß ſie ſich 
auch nicht in fremde Angelegenheiten einmiſche, ſo hieße dies nur 
das Verfahren Englands tadeln (blämer), einen derartigen Vorwurf 
weiſe dafjelbe ala grundlos zurücd, Denn der Bund jet fein Staat, 
ber ein Territorium Befiße; * —— beſitze er, er ſei 
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i unabhängiger Staaten, von denen jeder ſein Terri— 
—— — Und gerade 
e habe die Majorität, trotzdem daß ſie unter europäiſchen Schutz 
eſtellt ſei, durch jene Okkupation verletzt, und daher komme der 
Einſpruch Englands gegen ſolche Ungerechtigkeit. — Erſt nach bei— 
nahe zwei Monaten konnte die Antwort formulirt werden, und auch 
danach hatte der königliche hannoverjche Herr Gejandte die Scham— 
loſigkeit zu erflären: daß e3 bei dem Wunſche der Bundesverfamms 
fung, die Beantwortung jener Noten zu bejchleunigen, nicht möglich 
geweſen jei die Befehle Er. Majeftät von Großbritannien und 
Hannover einzuholen, dat jedoch feine höchite Regierung keineswegs 
gemeint ei, die Beichlußziehung deshalb in irgend einer Weiſe auf: 
zubaltert. 

Auf Vorichlag des präfidirenden preußiſchen Gejandten wurde 
in Erwägung, daß der deutjche Bund — folgen vierzehn Erwä— 
gungsfäge — bejchlofjen: 

1) daß der bdeutiche Bund fich gegen die in ben Noten bes 
königlich franzöſiſchen und königlich großbritanniihen Minifters 
aufgeftellten Theorien, ala mit der deutichen Bundesalte im 
direftem Widerſpruch ftehend, feierlich verwahre; daß derjelbe ben 
fremden Mächten, als Mitunterzeichnern der Congreßakte, in Bundes— 
angelegenheiten niemals Rechte zugeftehen werde, welche, nad dem 
MWortlaute des Bundesvertrags und ebenfo nach dem Inhalte der 
Gongrehafte, ausdrüdlich nur den Gliedern des deutjchen Bundes 
und befien Geſammtheit zuftehen; daß der wahre Schub und Schirm 
der einzelnen Bundesftaaten gegen Verlegung ihrer Unabhängigteit 
in der anschließend mur von den Bundesgliedern gegenfeitig über- 
nommenen Garantie ihrer im Bunde begriffenen Beſitzungen liege, 
und dab der Bund in ber ruhigen und conjequenten Gntwidlung 
und Ausbildung feiner Gejegebung nach Mafgabe der Bundes— 
zwede, und in der gewilienhaften und treuen Anwendung der im 
Bumdesvertrage zwiichen den Gliedern des deutjchen Bundes feſt— 
geſetzten Grundſätze, ſich durch feinen DVerfuch irgend einer Ein- 
miſchung ftören laſſen werde, 

2) Der Bundesverfammlung und bejonder® dem Präfidium 
dient gegenwärtiger Beichluß zur Richtihnur für die Fälle, wenn 
wider Vermuthen von Seiten fremder Mächte ſich ähnliche Ein⸗ 
ichreitungen in die inmeren Angelegenheiten de3 Bundes oder eine 
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ein der Sauptfadhe mit ben Hafen Mächten und beren Berretem 


* Friedens und — GSleichgervichts in — kommt, 
verfteht ſich; es wird auch mit der befannten Bejcheibenheit den 
vier Mächten zugeftanden, daß fie ſich in anerfennenswerther Weije 
um die wichtige Frage der Aufrechterhaltung der türfijchen Unab- 
hängigkeit verdient gemacht, aber fie hätten dabei doc) etwas Wejent- 
liches überjehen: L'intögrit6 de ’Empire Ottoman s’etend des 
bords de la. Mer Noire à ceux de la Mer Rouge. Aus diejer 
tieffinmigen Wahrheit folgt dann, daß man ebenjo die Unabhängig- 
feit Negyptens und Syriens wie die des Bosporus und der Dar: 
danellen garantiven müſſe. Nachdem ala des Pudel Kern dann 
kurz bezeichnet wird, daß die im Ausſicht genommene Erpebition 
gegen Mehemet Ali al3 eine Verletzung des europäijchen Gleich» 
gewichts angejehen werde, ertönt zum Schluß wieder das hohe 
Lied der franzöfiichen Diplomaten: On peut eompter sur son 
(Frankreichs) amour le la paix, sentiment constant chez elle: 
on peut compter sur son desinteressement. Mais elle aspire 
A maintenir l’&quilibre Europeen. Son maintien doit &tre leur 
gloire et leur principale ambition. — Wenn dem Leſer bei dem 
legten Aplomb unglüdlicherweife die Perfon Louis Philipps in die 
Borftellung treten jollte, dann möchte die Wendung zur unfreiwil- 
ligen Komik gefichert jein. 

Mit meifterhafter Theilnahmlofigkeit nahm die Bundesverfamm: 
lung das Gejchrei nach dem Rhein auf; die Gouderneure von 
Luremburg und Mainz berichteten über die franzöfiichen Kriegs— 
rüjtungen, die namentlich in Straßburg, Met, Diedenhofen, Longwy, 
Derdun u. a. mit ungemeinem Aufwand von Mitteln betrieben 
wurden; endlich gelangten dieje Berichte am 8. Oktober vor bie 
Bundesverfammlung. Während die Gefahr am höchſten war, wartete 
man in aller Ruhe und Geduld auf das Rejultat der Erwägungen 
in der Militärcommiffion; die Gefahr, die mit Ende Oftober be 
jeitigt war, beſchwor die Bundesverfammlung noch nachträglich, in= 
dem jie im Dezember die Approvifionirung von Luxemburg für em 
halbes Jahr beichloß. Wegen der beantragten Armirung von 
Mainz behalf ſich die würdige Verlammlung mit dem Auftrag an 
die Militärcommiffion, die nöthigen Vorbereitungen einzuleiten. — 

Eine Art von diplomatiſchem Intermezzo innerhalb der Bundes: 
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jatte fich ereignet, als während der Ferien, Anfangs 
1396 Senator Miller ben Yeirt Franfui zum Sollverein durch 


m Herkommen 
vertraulich kundgegeben und Weiteres der Bundesverſammlung vor— 
behalten worden. In der dritten Sitzung tadelte dann Graf 
von Münch, en in jo unpafjender Weiſe übergeben ſei 
ohne Bermittlung des Frankfurter Bundestagsgejandten; auch Hob 
das Präfidium die Möglichkeit hervor, daß Frankfurt feinen Beitritt 
—— mißbrauchen könne, um ſich ſeinen Verpflichtungen 
‚ woran indes nad) dem Inhalt jener Note nicht zu 
Frankfurt mußte nichts defto weniger einen Geſandten 
zu befonderen Unterhandlungen ernennen, die 1838 mit den Rejultaten 
von 1836 endigten. 

- Mus den vierziger Jahren, zumal in ihrem Anfang, ift nur 
Weniges zu erwähnen. So wurden in einem öffentlichen Protokoll 
am 15, Januar 1842 die Erklärungen von Deftreich und Preußen 
im Bezug auf den zu London am 13, Juli 1841 abgejchloffenen 
Vertrag über die Angelegenheiten des Orients niedergelegt , welche 
die Differenzen mit Frankreich beglichen; ebenfalls im ein öffentliches 

vom 17. Juni 1347 wurde die gemeinfame Erklärung 

der ‚Höfe von Oeſtreich und Preußen aufgenommen, welche fich auf 
die Imkorporirung Krakaus in die öftreichiiche Monarchie umd die 
dabei befolgten völferrechtlichen Grundfähe bezogen, worauf von 
Baiern abwärts bis zur fiebenzehnten Stimme eine allgemeine Beifalls- 
äußerung mit Dank für die genannten Staaten erfolgte. Zugleid) 
wurbe bie ruſſiſche Depejche, die natürlich das völlige Einverftänd- 
ni mit der genannten Mahregel dokumentirt, verlefen und ins 
Öffentliche Protokoll aufgenommen. Die hohe Bundesverfammlung 
war, wie man fieht, auc) geeignet für befonders feierliche Publi- 


Daß auswärtige Gejandte, wie auch jchon in den früheren 
Perioden geſchehen war, ſich für einzelne Reklamanten verwandten, 
bedarf nur einer kurzen Erinnerung, ſowie der aus den Akten viel 
fach zu belegenden Verſicherung, daß die Bundestagsgeſandten nie— 
mals verſäumten, eine derartige Verwendung als Mahnungs- und 
Warnungszeichen an die Spitze ihrer Berichte zu ſetzen. 








Zu einer Art von materieller Verhandlung führte die im Februar 
1842 an bie Bundesverfammlung gerichtete Anfrage des englijchen 
Geſandten, welche Geſetze der deutſche Bund gegen den Negerhandel 
erlaffen Hätte. Niemals hat das Präfidium eine einfachere Antwort 
ertheilen können. Nachdem der Bundesverjammlung im Derlaufe 
des Jahres die Verträge, welche England mit einzelnen Staaten zur 
Unterdrüdung des Negerhandels abgejchloffen hatte, unterbreitet worden 
waren, fonnte das Präfidium Februar 1843 die Aktenftüce vorlegen, 
welche ſich auf die im den vorhergehenden Jahren von Oeſtreich, 
Preußen, England und Rußland abgeſchloſſenen Berträge über den— 
jelben Gegenftand bezogen. Mit Dank und beten Wünjchen für die 
Zukunft konnte all dies von der hohen Bundesverjammlung entgegen 
genommen werden. Nach den in den Jahren 1844 und Anfangs 
1845 erfolgten Mittheilungen von weiteren bezüglichen Berträgen 
zwiſchen England und anderen Mächten, meinte der badijche Gejandte 
Januar 1845 die Bundesverfammlung möge doch nicht bloß dieſen 
Geftnnungen und Grundfäßen chriftlicher Menjchenliebe Beifall fchenten, 
ſondern die Verträge auch für das Bundesgebiet in Geltung ſetzen. 
Demgemäß wurde auch im Juli 1845 befchloffen. Ganz abgejchloffen 
und gefichert war aber die Sadje der Neger in Deutjchland erft, als 
im Jahre 1847 die Anzeige erjtattet werden Fonnte, daß der Neger- 
handel nunmehr wie Seeraub auch in Anhalt-Köthen verbotert jei. 

Für die Behandlung auswärtiger politifcher Gejchäfte in ber 
Bundesverſammlung ift folgender Borgang beſonders charakteriftiidh, 
der, veranlaßt durch den ſchweizeriſchen Sonderbundskrieg, ganz die 
Weiſe der Heiligen Allianz erkennen läßt. Am 10. Dezember 1847 
wurden die Bundestagsgeſandten durch das ſubſtituirte Präſidium 
während der Ferien zu einer außerordentlichen Verſammlung ein— 
berufen, um folgende gemeinſame Erklärung von Oeſtreich und 
Preußen zu vernehmen: „Der beklagenswerthe Zuſtand der Dinge 
im ber Schweiz wird unſere deutſchen Bundesgenoſſen nicht nur mit 
Bekümmerniß erfüllen, ſ ondern auch in Bezug auf die Rückwirkung 
biejer Greigniffe auf die deutjchen Grenznachbarn ihre Aufmerkfam- 
keit vielfach in Anſpruch genommen haben. 

So lange man noch der Hoffnung Raum geben konnte, daß 
Gründe der Vernunft und ber Stantäweißheit die Machthaber in 
der Schweiz abhalten würden von der jo ungerechten als vertrags- 
widrigen Unternehmung, ihre mindermächtigen Gidgenofjen mit Feuer 
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gewöhnt, kam vorläufig dahin überen, Inſtruktionen einholen 
zu laſſen. 

Zunächſt äußerte fich Baiern, Januar 1848, in folgender Weile: 

„Seit vollen fiebzehn Jahren Hört der bairiſche Hof nicht auf, im 

jeinem biplomatifchen Verkehr jene unglüdliche Eitte zu beklagen, 
welche die Ummälzungsmänner aus beinahe ganz Gutopa, Häufig 
jogar mit Päſſen ihrer rejpektiven Negierungen, den Schweizer Kan— 
tonen zugeführt, ruhigen Bevölferungen das Gift religiöfer und 
politifcher Negation eingeimpft und die friedlichften Thäler des 
Gontinent3 theilweife in einen Herd antifozialer Richtungen ver: 
wandelt habe. 

Auch an freundlichen Rathichlägen und ernjten Mahnungen hat 
eö die bairifche Regierung nicht fehlen laffen, umd noch vor kaum 
zwei $ahren, unmittelbar nad) dem mißlungenen Freiſcharenzuge, ift 
e3 der König geweien, Mlerhöchftwelcher zu Luzern (Mitglied des 
Sonderbunds) mit Allerhöchſtſeinem Glückwunſch zu dem Siege einer 
gerechten Sache den dringenden Rath auf Nichtberufung der Jeſuiten 
nach Luzern ertheilt hatte. Nach Anficht des Königs ift der Stand- 
punkt der deutſchen Regierungen in der Schweizerfrage ein ganz 
anderer als jener der Garanten des Schweizerbundes. Letzteren kann 
zufommen, aus dem von ihnen gemwährleifteten völferrechtlichen 
Dokumente eine nähere Kenntnißnahme abzuleiten. Erſtere haben 
ſich nur zu fragen, ob umd in wiefern Veränderungen im Innern 
des politifchen Körpers der Eidgenoſſenſchaft die Sicherheit und 
Ordnung ihrer eignen Länder bedrohen.” 

In den Augen des Königs ift die politiiche Miſſion des deutjchen 
Bundes eine wejentlich friedliche. Und diefer Charakter jeiner poli- 
tischen Miffion beruht nicht nur auf feiner föderativen Natur, fon- 
bern auch auf feiner Lage im Mittelpunfte Europas, aus deſſen 
Verhältniſſen jede Stätigfeit ſchwinden müßte, wollte das Gentrum 
von jeiner großartig defenſiven Stellung zu einer rührigen, 
in bie internationalen Verhältnifje aktiv eingreifenden übergehen. 
Eben darum ift der König weit entfernt, Allerhöchiteine Zuftimmung 
zu der etwaigen Abordnung eines Repräjentanten des deutjchen 
Bundes an den bevorftehenden Congreß zu verjagen. Allerhöchſt— 
derjelbe jeht aber ausdrüdlich voraus, daß der zu betrauende Reprä- 
ſentant ein hierzu eigens Gewählter fei, und daß die Repräfentation 
des deutjchen Bundes nicht jenen deutichen Großmächten ange» 
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bedroht und die natürliche Entwidlung jeiner materiellen Wohlfahrt 
empfindlich beeinträchtigt. Deshalb jeien Deftreih und Preußen 
eng verbündet und wünjchten zu wiſſen, ob die Bundesregierungen 
nicht ebenſo bächten. Baiern, dad durch die griechijch = türkijche 
Differenz im feiner Dynaſtie ſich verletzt glaubte, ſprach ſich hoch— 
sa area emeeeg e 
bejonderen Ausſchuß gehen zu lafien. Während fich Sachſen und 

die meiften Andern ähnlih äußerten, tadelte Hannover, daß die 
Bundesverſammlung vor jenen Abmachungen nicht gefragt worden 
fei. Die Mehrheit indes beichloß dem bairischen Antrage gemäß. 
Nachdem unterdeifen die Mittelftanten in Bamberg ihre Berathung 
gepflogen hatten, erfolgte erft am 20, Juli die Vorlegung bes 
preußifcheöftreichifchen Bündnifvertragg vom 20. April d. J. und 
die beiden Mächte luden den Bund zum fürmlichen Beitritt ein. 
In dem die Vorlage begleitenden Bortrag wurde namentlich auf den 
Zuſatzartilel vom 28. April hingewieſen, in welchem als Kriegsfall 
für eine oſtreich⸗ preußiſche Offenſive die Einverleibung der Donau— 
fürſtenthümer, oder ein Angriff auf die Balkanpäſſe ſeitens Rußlands 
vertragsmäßig ſtipulirt war. Am 24, Juli trat die Bundesver— 
jammlung diefem Bündniß bei. Die von Deftreich an alle deutjchen 
Regierungen, mit Ausnahme von Preußen, gerichtete und vom 28, 
Juli datixte Note, die den Verfuch machte über Preußens Kopf hinaus 
die Bundesverfammlung zu einem Mobilifirungsbeichlug zu ver 
leiten, erreichte ihren Zweck nicht. Nachdem ſodann durch bie 
officielle Erklärung Rußlands, die vom 6. September allen Grof- 
mächten übermittelt wurde, des Inhalts, dab es gar nicht an ein 
gewaltſames Vorgehen denke, wie die Räumung der Donaufürften- 
thümer beweife, jener Zuſatzartikel hinfällig geworben war, hatte 
fih Deftreich mit den Weftmächten über vier Punkte ala Grund» 
bedingungen für die Friedensvermittlung geeinigt. Dieje vier Puntte: 
Freiheit der Donaufürftenthümer und der Donauſchiffahrt, Bejchrän- 
fung ber ruffifchen Machtſtellung im ſchwarzen Meer, Beſeitigung 
jeder Schutzherrſchaft einer einzelnen Macht über die Rajah, nebſt 
dern Schuß der im Einvernehmen mit der Türkei in den Donau— 
fürftenthümern eingerüdten öftreichiichen Truppen acceptirte am 26, 
November Preußen, worauf Rußland die vier Punkte ala Grund» 
lagen der Friedensverhandlungen bereits am 28. November annahm. 
Noch che aber bie Bunbesverfammlung am 9. Dezember jenem 
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| bang, Angefichts der früheren Verhandlungen mit der Regierung 
| bed König-Großherzogs, mit dem gebührenden Humor aufgenommen 
| hat. Was nun das Hilfegefuch Gr. Majeftät betraf, fo entging 
ed, nach) dem amtlichen Protokoll, der Bundesverjammlung nicht, 
daß e3 ſich im vorliegenden Fall nicht bloß um die Dämpfung 
eines Aufruhre im Sinne des 26, Artikels der Wiener Schlufalte 
handle, jondern daß auch hauptjächlich der Zuftand der Inſurrektion, 
in welchem ſich der größte Theil des dem Scepter Sr. königlich 
niederländifchen Majeſtät unterworfenen, zum Bunde nicht gehörigen 
Gebiets befindet, die Frage, in welcher Art die Hilfe des Bundes 
für den zum Bunde gehörigen Theil der Befiungen Sr. Majeftät des 
König mit Erfolg wirkſam ſein jolle, ohne andere, nicht minder heilige 
Verpflichtungen des Bundes zu verleken, zu einer der verwickeltſten 
Fragen des Augenblida mache, welche vor Allem mit gehöriger 
Umficht von den Committenten erwogen werben müfje, Es entging 
der Bundedverfammlung ferner nicht, daß, auch abgejehen von 
biefem Berhältnifje, der 26. Artikel der Wiener Schlußakte aus— 
drücklich feſtſetze, daß die Obliegenheit der Bundesverſammlung zur 
Wiederherſtellung der Ordnung in dem im Aufruhr begriffenen 
Lande erſt nach Erſchöpfung der eignen verfaſſungsmäßigen und 
geſetzlichen Mittel einzutreten habe, und daß die Beleuchtung dieſes 
Verhältniſſes der Sache in der geſandtſchaftlichen Erklärung ver— 
mißt werde. 

Demgemäß fielen auch die einſtimmigen Beſchlüſſe der Ver— 
ſammlung aus. 

Aus den weiteren Berichten des Gouverneurs verdient hervor— 
gehoben zu werden, daß er einer Aufforderung des niederländiichen 
Generalmajord von Goedele, den Belagerungszuftand zu verhängen, 
nicht habe Folge geben können, wenn auch ein Haufe bejertirter 
franzöfijcher Soldaten von Longwy aus die Grenze überfchritten 
und ſich in aufrühreriſcher Abſicht nach Arlon begeben habe; wenn 
auch ein Inſurgentenhaufe von Brüſſel bis ſechs Stunden vor die 
Feſtung gekommen ſei. Um über die Stimmung der Bevöllerung 
die Bundesverſammlung zu orientiren, jchloß er zwei Beitungs- 
artikel bei. 

Im Anſchluß au diefe hob der Gouverneur hervor, es ſei vor 
Allen nothwendig, möglichſt jchnell Gewißheit für dad Land und 
feine Zugehörigkeit herbeizuführen, 
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en Bundesverfammlung dem Gouverneur ihre voll- 
| mung und Buftimmung ausſprach, faßte fie auf 
Präfidiums meiter den Beichluß, daß die Gouverneure 
ihre Berichte über politiſche Angelegenheiten 
ft an die Bundeverfammlung und nur bie militärijch- 

n an die Militärcommiſſion richten ſollten. 
hie ein weiterer Bericht de Gouverneurs, datirt 
vom 27. Dftober, am 4. November zur Kenntniß der Bundes- 

verfammlung, in diefem heißt e3 

—— bie‘ probiforifihe Regierung zu Brüffel. diechieſige 

Provinz amtlich für einen integrivenden Theil Belgiens erklärt und 
demgufolge alle öffentlichen Beamten, jowie alle Einwohner zum 
Abfall von ihrem rechtmäßigen Souverän aufgefordert hatte, war 
in wenigen Tagen der Geift des Aufruhrs das ganze Land von 

durchlaufen, fo daß gegenwärtig, gezwungener Weile, 
nur noch die Stadt und Feftung der alten Ordnung der Dinge 
zugethan iſt. Selbjt alle Dörfer haben, obgleich die Maſſe ber 
Landleute gleichgültig jcheint, aufgeregt durch Ruheſtörer, ohne den 
geringften Widerftand irgendivo, die neue, vom proviſoriſchen 
Gouvernement eingejegte Landesadminiftration zu Arlon anerkannt 
und fich derjelben unterworfen. Auch aus hieſiger Stadt find bei- 
nahe alle Autoritäten dem Rufe gefolgt, und refidiren nummehr in 
Arlon; nur das Tribunal der erften Inftanz für das Großherzog- 
thum ift mit einer entjchiedenen Erklärung gegen die Rechtmäßigkeit 
aller frembdartigen Eingriffe in die Regierung des Landes hierjelbft 
verblieben, und außerdem mehrere einzelne Angeftellte, die aber 
alfe fogleich durch neue erſetzt werden. Unter dieſen Umftänben 
Bun dad Militärgouvernement in feinen Prinzipien feftgeblieben und 
duldet nicht, daß ein Funktionär der neuen Verwaltung hierſelbſt 
fich länger Ben oder irgend einen Alt in Kraft feines ungefeß- 
lichen Amtes ausübe. 

So beftehe, heißt es dann weiter, eine legitime Civilgewalt 
nicht mehr, und immer nothwendiger werde eine neue Feſtſtellung 
der Grundverhältniſſe dieſer Provinz, bie Alle mit Spannung 
erwarteten. Schon jei bis unter bie Kanonen der Feftung, nur 
gwanzig — jenſeits der Ray ongremze, die brabantiſche Trikolore 


Nachdem dann die Wahlen — elgiſchen — — 
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auch im Luxemburg, ausgenommen die Stadt, öffentlich erfolgt 
waren und durch ein Dekret des Königs und des luremburgifchen 
Staatsraths die jeitherige Verwaltung der nördlichen Provinzen 
(Holland) und des Großherzogthums nach den Verträgen als noch 
bejtehend und untrennbar erklärt worden war, bejtätigte der Gejandte, 
Graf von Grünne, in der Sitzung vom 18. November, daß das 
Großherzogthum in den Händen der „belgijchen Rebellen“ jei, außer 
der Stadt und Feftung Zuremburg felbjt. Der König-Großherzog 
ſei aber zu einem Gingreifen im Luxemburgiſchen außer Stande; 
hierauf wurde nach Vortrag und Vorſchlag des Präfidiums be— 
ſchloſſen: 

Von der Vorausſetzung ausgehend, daß die Höfe von Oeſtreich, 
Preußen, England, Rußland und Frankreich zu London eine Con— 
fevenz gebildet haben, um eine der Lage der Umftände angemefjene 
MWiederbegründung politiicher Ordnung und die davon abhängige 
Herftellung innerer Ruhe und Gejelichkeit in den belgiichen Pro— 
vinzen herbeizuführen ; 

„in der Erwägung, daß der deutjche Bund von Sr. Majeftät 
dem König der Niederlande, in jeiner Eigenjchaft ala Großherzog 
von Luxemburg, zur Unterdrüdung des Aufruhrd im Großherzog- 
thum förmlich aufgerufen ift; 

„dal aber diejer Aufitand hauptjächlich durch die benachbarten 
belgiſchen Inſurgenten entzündet worden iſt und unterhalten wird; 

„in der ferneren Erwägung, daß der Bund es ſich zur Pflicht 
machen muß, alle ihm zu Gebote ftehenden Mittel zu verjuchen, Die 
gejebliche Ordnung im Großherzogtum Luremburg Herzuftellen; 

„erfucht der deutiche Bund, unter Vorbehalt aller durch die 
Bundes⸗ und Wiener Schlußalte zur Herftellung der geftörten 
inneren Sicherheit verzeichneten Maßregeln, die Höfe von Oeſtreich 
und Preußen, im Namen und aus Auftrag ded Bundes, bei den 
in London bejtehenden Minifterialconferenzen von der, durch das 
Verhältniß des Großherſogthums Luxemburg und ſeines Souverüns 
zum deutſchen Bund, dem Letzteren obliegenden Verpflichtung der 
Unterdrückung des Aufſtandes Kenntniß zu geben, die Intereſſen 
und Rechte des deutſchen Bundes hinſichtlich des Großhergogthums 
und der Bundesfeſtung Luxemburg zu beachten, und zu dem Ende 
von der Minifterialconferenz zu vernehmen, in wiejern dieſelbe ſchleu— 
nige und wirkſame Mittel zu verabreden und anzuordnen beabjichtige, 
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Zum Schluß mahnt der Bericht zu einer baldigen Orbnung 
der Dinge und bittet um Inſtruktionen. 

Die Bundesverfammlung billigte das Verfahren des Gouver— 
neurs und forderte ihn auf, darin zu verharren und den Civil 
gewalten der königlich niederländifchen Regierung eventuell Hilfe zu 
leiften. Darauf ließ Se. Durchlaucht der Herr Herzog von Naffau 
erklären, daß die Inkorporation des Großherzogthums Luxemburg, 
als integrirenden Theils der Beſitzungen des Hauſes Naſſau — wie 
Artikel 3 und 9 des naſſauiſchen Erbvereins von 1783 unwiderleglich 
bewieſen — in einen fremden Staat nur hätte geſchehen können nach 
Aufhebung jener vertragsmäßigen Inkorporation von 1783, ſelbſtver— 
jtändlich nur mit Einwilligung der herzoglich nafjauischen Seite; daß 
aber, da dieſes nicht gejchehen fei, Se. Durchlaucht der Herzog von 
der Bundesverfammlung nunmehr Schuß in feinem Rechte erwarte. 
Demgemäß wurde auf Antrag des Präfidiums bejchlofjen: 

„Daß die herzoglich naſſauiſche Erklärung dem öftreichiichen 
und preußiichen Hofe mit dem Erſuchen zu übergeben ſei, dieſelbe 
an ihre Bevollmächtigten zu den Londoner Conferenzen gelangen zu 
laffen, um fie auf die Rechte de3 nafjauifchen Hauſes aufmerkſam 
zu machen, da jelbige einen weiteren erheblichen Grund für die Ver- 
pflichtung des Bundes zur Einjchreitung in dem Luxemburger Auf: 
ſtande darbieten; ebenjo follte jenen Bevollmächtigten die Zujammen- 
jtellung aller jtaatsrechtlichen ꝛc. Beitimmungen über Luxemburg 
eingehändigt werden“. 

In der Sitzung vom 9. Dezember konnte der präfidirende 
Gejandte den Beichluß *) der Londoner Gonferenz mittheilen, ber 
Zuremburg betraf und in der dritten Sitzung am 17. November 
gefaßt war, — 


*) Les Plenipotentiaires ont trouvé neesssaire d’approuver le soin 
qu’ont eu Mrs. Cartwright et Besson d’ecarter des projets de reponse 
qui leur ont été presentes pendant leur dernier sejour & Bruxelles, 
toute mention du Grand-Duch& de Luxembourg, le Duche& fait partie 
de la Confederation Germanique sous la souverainetE de la maison 
d’Orange-Nassau en vertu de stipulations differentes de celles du traite 
de Paris et des traitds subsequents qui ont erde le Royaume des Pays- 
Bas, Il ne saurait pas eonsequent ötre compris aujourd’hui dans aucun 
des en m ont ou gui auront —— a la Belgique, et nulle 
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Be egnlehen unb namen fi barer gu babe, 
3 Armeekorps dazu verwandt werden jollten. 
ab Wien 


Holftein-Sauenburg: nahm ben Beichluß. ad zeferen- 
Bbeogtich Metenburg-Schwerinfhe Weierung fan 


fig ind J—— nur ſoviel — ala disponibel jet; auds 
die freien Städte waren zu einer Zuftimmung noch nicht im Stande, 

| fm biefer Stelle wird e3 nothwendig mit einigen Worten auf 
die Londoner Gonferenz zurüczutommen. 

nr Conferenz, gebildet aus den Bevollmächtigten von 

Preußen, England, Rubland und Frankreich, hatte das 
— zroifchen Holland und Belgien, fowie eine 
Zerritorialabtretung des Großherzogthums Luxemburg an 
zu berathen und feftzuftellen 

— Aufgabe liegt ganz außerhalb des Rahmens dieſer 
BL und gehört der Gejchichte der europäifchen Politit an, Die 
Erledigung der zweiten Aufgabe in allen ihren Gingelheiten zu ver- 
folgen Hat nicht Inlereſſe und Bedeutung genug, Liegt auch zum 
Theil außerhalb des hier zu Behandelnden. Nur das Wejentliche 

lann bemmach hervorgehoben werden. 

- Anfangs 1831 legten die Bundestagsgejandten von Deftreich 
und Preußen das Protokoll Nr. 11 der Londoner Gonferenz 
d. d. 20. Januar dor, deſſen Artikel 2 die weitere Selbſtändigkeil 

3 und deſſen Zugehörigkeit zum beutjchen Bunde ausſprach. 
Auf Grund deſſelben konnte eine militärifche Intervention des deutſchen 
Bundes in Luxemburg eintreten, ohne daß eine folche eunropäifche 
Verwicklungen hätte herbeiführen fönnen. Der Bund ließ auch fofort 
in London zu Protokoll geben, daß Belgien, dem Neutralität und 
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Unverlegbarfeit zugejagt jei, demnach gehalten jei, die nämliche 
Neutralität auch gegen alle andern Staaten zu beobachten. Zum 
Veberfluß geftand dad 19. Protokoll der Londoner Gonferenz allen 
Staaten dad Necht zu, Maßregeln zu treffen, die zur Aufrechterhals 
tung der Autorität in ihren, außerhalb des beichz— 
erklärten Gebiets liegenden Ländern geeignet oder nöthig ſeien. 

Da trotzdem die belgiſche Regierung in einer Proklamation die 
Luxemburger zum Anſchluß aufforderte, und der König von Holland 
nunmehr den Schuß des Bundes anrief, wurde am 18. März 1831 
die Aufftellung eines Armeeforps von 24,000 Mann und die 
eined Reſervekorpo von 12— 15,000 Dann beſchloſſen. un 
Vorgehen der belgiichen Regierung hatte in dem Großherzog 
tum mittlerweile den Nufftand allgemein gemacht, der AMdoofat 
Thorn wurde zum Gouverneur de3 Landes bejtellt, überall wurden 
Gommunalgarden errichtet, das Aufgebot 1. Klaſſe einberufen, Frei 
forp3 organifirt und belgijche Truppen in das Land gejchidt, jo daß 
die Bundesfeftung Luxemburg in Gefahr kam. 

Auf eine Beſchwerde des Bundes, der militärifch nicht einmal 
diejer Bewegung gemwachjen war, erklärte die Londoner Gonferenz in 
ihrem 23. Protofoll, wenn die belgische Regierung nicht bis zum 
1. Juni die Grundlagen der Ausjcheidung Belgiens anerkannt hätte, 
alle Verbindung der fünf Mächte mit demjelben aufgehoben würde, 
Unterdejjen wurde in der Bunbdesverfammlung weiter über die Zus 
jammenjeßung des Exekutionskorps und die Modalität der Koften- 
aufbringung bevathen und berichtet. Am 6. Juni berief die * 
ihren Bevollmächtigten von Brüſſel ab; nachdem es darauf zu einem 
MWaffenftillftand zwiſchen den — Parteien gekommen war, 
boten die fünf Mächte ihre guten Dienſte zur Vermittlung an und 
ſprachen fich für einen Austauſch einzelner Territorien aus, 

Als der König = Großherzog jeine Bereittwilligfeit dazu unter 
Wahrung der Rechte der Agnaten des Haufe Naſſau erklärt Hatte, 
beauftragte der Bund die Gefandten von Deftreich ımd Preußen zu 
weiteren Verhandlungen in London, zugleich unter der Beichräntung, 
daß don jedweder Vertauſchung des Gebiets die für die Sicherheit 
des Bundes umentbehrliche Stadt und Feſtung Luxemburg mit einem 
angemefjenen Rayon nebſt dem zur Gontiquität deöjelben mit dem 
übrigen deutſchen Bundesgebiet erforderlichen Diftrifte ein— für 
allemal ausgenommen bleiben müfje, und daß von feiner Gebiets- 
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Sadje wicht von der Stelle. Im Auguft 1836 gelangte fie vielmehr 
nochmals zu eingehender Verhandlung in der Bundesverfammlung 
— * einen —— des holländiſchen Geſandten, welcher 
ndeöverjammlung die bitterſten Vorwürfe, namentlich wegen 
—— * verfprodienen und. beichloffenen Hilfe machte; 
das Präfidium verjuchte in einer Antwort die Vorwürfe zu ent- 
sr endlich beſchloß man: „daß der deutjche Bund jeine Zuftim- 
tretung eines Theils von Luremburg ohne Territorial- 
— nicht ertheilen konne; Belgien habe ſich verbindlich zu 
machen, keine Befeſtigungen in ben abgetretenen Theil (nach Art. 2 
des Separationdvertragd von 1831), namentlich nicht bei der Stadt 
Arlon anlegen zu laffen. Das als Erſatz zu ermwerbende Gebiet 
(Art. 5 des Separationsvertrags) gehört dem deutfchen Bunde an.“ Es 
mag auch hier nochmals hervorgehoben werden, daß überall auch 
bei. dieſer Gelegenheit das Haus Naffau feine Anfprüche auf Sureme 
burg — abgejehen von dem abzutretenden Gebiet — aufrecht erhielt, 
Die mit großen Worten vom Bundestag bejchloffene und ges 
plante Aufftellung zweier Korps war micht vechtzeitig und dadurch 
überhaupt micht zur Ausführung gefommen; in erfter Linie deshalb, 
weil die hannoverjche Regierung unter den verichiedenften Vorwänden 
Unfangs die Aufftellung hinausgeſchoben oder für unmöglich ober 
für unnöthig erklärt hatte, und jpäter machte fie jo hohe Koften= 
berechnungen, daß, wie der preußijche Gejandte jagte, in Zukunft 
jeder Bundesfürft mit Schreden an eine derartige Unter 
denken werde. In jcharfer Weife ſetzte der preußiiche Geſandte diejer 
und andern Ähnlich denfenden Regierungen ihre Bundespflichten aus— 
einander und entkräftete aud) den Einwand derjelben, daß Preußen 
die Grefution hätte übernehmen follen, mit folgender Frage: 
„Konnte mit einiger Wahrfcheinlichkeit darauf gerechnet werben, 
daß man in Frankreich, wo jchon die den Zeitumftänden entjpvechende 
Aufitellung eines preußijchen Obſervationskorps in den preußifchen 
Rheinpropinzen eine jo große Aufregung hervorgebracht Hatte, bie 
zwiefache Eigenjchaft Preußens als europätiche Macht und al3 Mit- 
glied des deutſchen Bundes gehörig unterichieden, in dem Vorrücken 
eine preußiſchen Exekutionskorps über die luremburgifche Grenze 
nur die Vollziehung eined Bundeäbejchluffes, nicht aber eine Be- 
drohung der franzöfiichen Grenze erblidt und hieraus feinen Anlaß 
zur Eröffnung eines Krieges hergenommen haben würde, in welchen 





























j 














— — 


194 


mit dem deutſchen Bunde und den Agnaten, heimlich zu entziehen 
gebenfe. Lord Palmerfton theilte dies Ende * Ko 


— — — Als ſich 


König nicht ſchon in biefem Stadium beabfichtige die Zuftimmung 
des bdeutjchen Bundes und der Agnaten zu der von der Gonferenz 
bejchlofjenen Zerritorialveränderung einzuholen, Deshalb wurden 
die Verhandlungen abgebrochen; und im September verließen die 
bolländijchen und nad) ihnen auch die belgischen Vertreter die Con— 
fevenz, welche damit endigte. Da inzwiſchen das Haager Kabinet 
bemerkt hatte, daß Palmerfton feiner Zeit ihm richtig vorausgeſagt 
habe, ließ es im Juni 1838 feine frühere Verwahrung zurüdziehen 
und jtellte fich auf den Boden des Bundesbejchluffes vom Auguft 
1836. Nachdem jodann die Gonferenz zu London wieder eröffnet 
worden umd von Seiten der deutjchen Bevollmächtigten in London 
darauf hingewiejen war, daß überhaupt von einer 

in Belgien feine Rede jein könne, da dies ein neutraler Staat unter 
europäijcher Garantie jei, hatten dieſe dort einen neuen Proteft zu 
erheben, ala bei Gröffnung der belgijchen Kammer offen ala Ziel — 
unter Aufrechterhaltung jener holländiſch-belgiſchen Comvention, 
von 1833 — die Abtretung der Limburgijchen Gebietötheile an 
Holland erklärt wınde. Am 19, April famen dann die Verträge, 
in welden die Rechte des deutjchen Bundes und der nafjauijchen 
Agnaten auf Territorialentfchädigung einem Abkommen mit Holland 
vorbehalten waren, zum Abjchluß und erhielten von Seiten ber 
Bundesverfammlung die Ratififation. 

Nachdem der niederländijche Gejandte, unter Bezeugung des 
naſſauiſchen Gejandten, im Auguft 1839 berichtet Hatte, daß ber 
König-Großherzog, an Stelle des abgetretenen wallonijchen Luxem- 
burgs mit 149,000 Einwohnern, nach Mebereintunft mit feinen 
Ugnaten, nunmehr mit dem Herzogthum Limburg mit 147,000 Ein- 
wohnern jeinen Eintritt in den deutichen Bund erkläre, wurbe dies 
unter den üblichen Wendungen dankbar acceptirt und Die belgijch- 
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Weniger den Wünſchen Preußens entjprechend war der Aus— 
gang in ber neuenburgifchen Angelegenheit; freilich, ohne daß man 
ber Bundeöverfammlung eine Schuld beimefjen durfte, denn was 
fie leiften konnte, Teiftete fie: fie fahte den gewünſchten Beſchluß. 
Nachdem nämlich durch eine vepublifaniiche Schilderhebung 1848 
jene oranifchen Exblande für die Krone Preußen verloren gegangen 
waren, hatte zwar Preußen von den Großmächten zu London 1852 
eine Anerkennung jeiner Ansprüche, von dem ſchweizeriſchen Bundes: 
rath aber eine Befriedigung derjelben nicht zu erlangen vermod)t. 
In Folge einer royaliftiichen Erhebung im Jahre 1856, die ganz 
mißglücdt war, waren mehrere Royaliften in Gefangenschaft gerathen ; 
und die Anftrengungen der preußiichen Regierung, die Freilaffung 
berjelben beim jchweizerischen Bundesrath zu erlangen, waren ohne 
Grfolg geblieben. Ende Oftober d. 3. ftellte der Gejandte v. Bis— 
mard deshalb bei der Bundesverſammlung den Antrag, die Bundes— 
berjammlung möge die Anerkennung der im Londoner Protokoll aus— 
geſprochenen Rechte Preußens auf Neuenburg ebenfall3 aussprechen, 
ſowie die Forderungen Preußens beim Bundesrat) unterjtügen, 
eventuell für eine militärifche Unternehmung gegen die Schweiz 
freien Durchzug durch das Bundesgebiet genehmigen. Nicht ohne 
gehobene Stimmung konnte Baiern in feinem Anfangs November 
darüber erjtatteten Ausſchußberichte beantragen, Preußens Anſprüche 
nicht bloß anzuerkennen, jondern auch durch alle diplomatijchen 
Agenten der Bundesſtaaten bei den Cidgenofjen jelbjt unterftüßen 
zu laſſen. Indem Deftreich nunmehr die Gelegenheit benußte, ſich 
für Die Bundestagsjchlappen während des Krimkriegs jchadlos zu 
halten, kam es in der Angelegenheit zu Noten und Mobilifirungs- 
Drohungen. Und nachdem der Präfidirende im Januar 1857 erklärt 
hatte, daß er ſich nur enthalte den öſtreichiſchen Standpunkt zu 
entwickeln, um prinzipielle Streitigkeiten au vermeiden, hatte der 
preußifche Gejandte Ende des Monats zu erklären, daß Preußen 
einſtweilen von einem militäriſchen Vorgehen abſehen könne, da bie 
Schweizerbehörden die Freilafjung der gefangenen Royaliften recht⸗ 
zeitig beſchloſſen hätten. — 

Am Schluß dieſes Abſchnittes mag der Vollſtändigkeit halber 
bemerlt werden, daß zu den bereits ‚genannten biplomatijchen Ber- 
tretern Rußlands, Englands, Frankreichs, Belgiens und Sardiniens, 
ſeit 1856 ein ſpaniſcher und ſeit 1859 ein ſchwediſcher Minifter- 
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refident für Frankfurt beglaubigt war; der letztere refidirte zu Brüſſel; 
1864 war, wie bemerkt, ein Gejandter Marimiliang von Merico, 
1865 ein ſolcher für Portugal beglaubigt worden; fo daß das Per- 
fonal der auswärtigen Diplomatie ungefähr 20 Köpfe ſtark war. 
Nach der voraudgegangenen Darftellung wird man nur bei Wenigen 
mit der Behauptung auf Widerltand ftoßen, daß es 20 zu viel 
geweſen feien. Dieſes Stüd der Bundestagsgeichichte überbietet die 
meiften andern an Häglicher Impotenz und beillofer Schwäche; die 
Nation eriftirte für dag Organ des Bundes nicht, und nationale Be- 
firebungen gehörten auch. in diefem Bereich zu den ſchlimmſten 
Belleitäten. 


Fünftes Bud. 


Die militärifhden Angelegenheiten vor 
der Bundesverjammlung. 
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40 Mann; von den größten jtellte Batern 30,000 Mann, Mejt- 
falen 25,000 Mann. Wenn bei allen diefen Truppen die fran= 
zöſiſche Organifation auch ala Borbild wirkte, jo weiß man doch, 
daß die Rheinbundscontingente jehr ungleich organifirt und in ihren 
Kleinen und Heinften Theilen nichts weniger ala kriegstüchtig waren. 
Alles war aber nad) der Schlacht von Leipzig jehr ſchnell desorga- 
nifirt. Nimmt man nun hinzu, daß die beiden deutjchen Groß— 
mächte wieder ganz verjchieden organifirt waren, jo fann man ſich 
nicht wundern, daß man auf dem Wiener Congreß nicht einmal 
zur Bildung eines Militärausjchuffes kam, und e3 nur dem großen 
Beſiegten von Hanau vorbehalten gewejen war, in feiner befannten 
Meile für jenen in Außficht genommenen Ausſchuß „ſieben Delibe- 
rationdpunkte* aufzustellen. In welchem Geifte die Verhandlungen 
beim Bunde begonnen wurden, mag man daraus entnehmen, daß 
ber Kurfürſt jchon 1816 erklären ließ, der Bund könne höchſteus 
einen Vertheidigungskrieg erklären, denn die „Hauskriege“ Oeſtreichs, 
Preußens u. A. gingen ihn nichts an; zum Reichsheer habe Sere- 
nissimus Elector nie mehr als 800 Mann geftellt. Uebrigens 
twirb in geheimer Inſtruktion dem kurheſſiſchen Bundestagsgeſandten 
eingefchärft, fich ftille zu halten und im äußerften Nothfalle 2500 
Mann zu geben; ald alleräußerfte Leiftung wird dann die Stellung 
von 1000 Mann Linie und 3000 Mann Landwehr und Landſturm 
bezeichnet. 

Um zunächſt eine Grundlage für die weiteren Berathungen zu 
gervinnen , war die Aufftellung einer Matrifel nöthig, Und nun 
begann ein Streiten und Rechnen, wer amt beiten fahre nad) dem 
Maßſtabe der Bevölkerung, oder der Einkünfte, oder de Flächen- 
inhalts, 1818 entjchloß man fich, die Bevölkerung ala Norm an- 
zumehmen. Auf Grund diefer und der ſtatiſtiſchen Mittheilungen 
der Bundesregierungen wurde Anfangs 1819 eine proviſoriſche Ma— 
trifel mit einer Bevöllerung von rund 30%,, Millionen auf fünf Jahre 
aufgeftellt, nach welcher die: Mannſchaftsſtellung und die Geld- 
leiftungen, mit Ausnahme der Bundestanzleitoften, zu erfolgen 
hatten. Als charalteriſtiſch iſt ſchon hier hervorzuheben, daß der 
Bund es niemals zu einer definitiven Matrikel gebracht hat. Nach— 
dem man ſich vor allem darüber geeinigt Hatte, daß bei der Kriegs— 
verfaffung ala die grundlegenden Geſichtspunlte die der „vollkom⸗ 
menen Würdigung ber Souveränität der Staaten, die den Bund 
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bilden“, ſowie des Defenſivſyſtems anzufjehen feien, konnte mar ala 
Zweck der Militäwverfaffung angeben: „diefer wird als in fich ge 
gründet angejehen". Nach weiteren derartigen Vereinbarungen fette 
man 1818 für bie Militärangelegenheiten einen ftändigen Ausſchuß 
von fieben Mitgliedern ein, welchem man 1819 die im erſten Bud) 
bereitd beiprochene technijche Militärcommiffion unterftellte, jo daß 
für alle Militaria am Bunde ein für allemal mindeftens drei In— 
— —— Der oben erwähnte Entwurf der Bundes— 
werfaſſung enthält durchweg nur ganz allgemeine und vieldeutige 
— * offenbar weil man doch wenigſtens zu einem be— 
ſchriebenen Papier lommen wollte. In hohem Maße bezeichnend 
it, daß wie Artikel 5 beftimmt, „tein Bundesftaat, deſſen Gontingent 
ein ober mehrere Armeecorps bildet, darf Gontingente andrer Bun 
beöftaaten mit dem —— in eine Abtheilung vereinigen,“ jo Ar— 
ee „Telbft der Schein der Suprematie eines 
Bunbdesftaates iiber > andern vermieden werden ſoll“. Darnad) 
hielt man es allerdings für nöthig, Artikel 12 zu behaupten, daß 
dad „mufgeftellte Kriegsheer“ de3 Bundes ein Heer ſei und von 
einem Feldherrn befehligt werde, deſſen einzige Behörde die Bun- 
beöverjammlung ift, vor welcher er auch in Eid und Pflicht ge- 
nommen ift. Wenn demnach Zöpfl den bezüglichen Abjchnitt feines 
Staatsrechts mit dem Satze beginnt: Der deutſche Bund hat kein 
in Friedenszeiten ſtändiges Bundesheer, jo iſt dies thatſächlich 
und ftaatörechtlich eben jo wahr und begründet, wie politijch umd 
militärijch verlehrt und ſinnlos. Denn weder durch jenen Para- 
graphen, noch durch die Wahl eines Oberfeldherrn und General⸗ 
leutmants des Bundes, noch durch die Bildung eines Hauptquartiers, 
in welchem bie Contingentsherren ihre kriegsherrlichen Sonderrechte 
dureh völlig unabhängige höhere Of igiere v  verfaffungsmäßig ausüben, 
noch durch einen Operationsplan wird e ein Gonglomerat von Gonz 
fingenten zu einem Heer, und noch viel weniger zu einem brauch⸗ 
kan De, welches man ſofort vor dem Feinde verwenden kann. — 
Bu bem Entwurf der Kriegsverfaffung nahm im April 1821 
die Bundesverſammlung noch die in 9 Paragraphen gefaßten 
„Grundzüge oder näheren eftim mmun 
das Gontingent der ftreitbaren ——— — der Bevölkerung 
betragen ; * dem Ausrüclen desſelben wird ſogleich 1/00 der 
Bevölkerung, ſechs Pe ſpater Yıdoo berfelben, der Reit nach 





je zivei Monaten als Erſatz nachgejandt ; jedoch darf biefer nachge- 
jandte Erjag in einem Kriegsjahr in der Gejammtjumme der 
Bevölkerung nicht überjchreiten; die Reiterei jollte */; des Bundes— 
heeres; Jäger und Schützen .0, Pioniere ho derſelben betragen. 
Auf je 1000 Mann Infanterie ſollten zwei Geſchütze, und ein 
Geihüß für die Reſerve kommen; , der Artillerie joll beritten 
jein, der Belagerungsparf aus 200 Geſchittzen und Mörſern gebildet 
fein. Die Contingente, die mehr als ein Armeecorps betragen, 
ftellen einen Brüdentrain für große Flüffe, alle andern Armeecorps 
ftellen jedes einen für circa 400 Fuß. 

Das Minimum eines Kavalleriecontingents jollte 300, das ber 
Anfanterie 400 betragen. Im Frieden brauchte bei der Infanterie 
nur , der Mannſchaft und */, der Unteroffiziere, bei der Kavallerie 
und reitenden Artillerie %, der Mannfchaften und Pferde im Dienfte 
zu bleiben. Die ganze Mannjchaft des Contingents joll jedes Jahr 
zu vieröchentlichen Uebungen zuſammengezogen werden. In Fries 
denszeiten find Kadre von Chargirten und Spielleuten für 400 
der Bevölkerung zu bilden. Das ganze Heer foll in zehn Armee— 
corps getheilt werden, von denen Deftreich drei, Preußen drei, 
Baiern eins als die jogenannten ungemijchten Armeecorps formiren. 
Als beſondere Vergünſtigung wird dem Oberfeldherrn im Kriege die 
Muſterung der Contingente geſtattet, obgleich „die innere Einrichtung 
der Contingente auch im Kriege den einzelnen Bundesſtaaten über— 
laſſen bleibt”, zur Beſeitigung allenfalſiger Mängel kann der Ober— 
befehlshaber ſich an die Bundesregierungen, daneben auch an die 
Bundesverſammlung wenden. Bezüglich der Verpflegung wurde 
auf das Verpflegungsreglement verwieſen, welches aber erſt in Folge 
der Bundesexekution in Holſtein 1863 in aller Eile zu Stande ge— 
bracht wurde, und zwar, dem ganzen Charakter des Bundes und 
feiner Vertretung entiprechend, „proviſoriſch“; der Gerichäftand in 
Strafjachen wurde 1852, das Subordinationsverhältnik derer, welche 
verjchiebenen Gontingenten angehörten, 1853 geordnet. 

Nachdem im letzten Artikel des Kriegsverfafjungsentwurfs er= 
klärt worden war, daß zwiſchen jämmtlichen Bundesſtaaten ein 
allgemeines Gartell (zur Auslieferung und Behandlung der Deſerteure) 
beftehen ſolle, und die Militärcommiſſion einen Entwurf im Jahre 
1820 vorgelegt Hatte, ftimmten die Bundesregierungen fünf Jahre 
lang über denfelben ab, Dieje Abftimmungen wanderten aljo Ende 
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h die Vermittlung des Bundestagsausſchuſſes in Militär 
ten: an die Militärcommiffion zurück. BER er 
fünf Jahren gelangte ein neuer Entwurf an die Bundesverfam 

verjchiedenen Abſtimmungen wieder geändert, endlich 
unter dem Drud der Aulivevolution und der politifchen Bewegungen 
in Deutjchland im Februar 1831 in einer Form zu Stande kam, 
die bis im die jechziger Jahre die Bundesverfammlung zu Inter- 
—— Zuſätzen u. ſ. wm. nöthigte. 

Namentlich die auf unausgeſetztes Betreiben Friedrich Wil— 
helms IV. gemachten Anläufe führten endlich nach den Anregungen 
von Dresden und unter dem Drud des Krimfrieges 1855 zu einer 
Revifion ber — welche ein Haupteontingent mit 
1, %,, eine Reſerve mit 4, % „ und ein Erſatzcontingent mit — % 
der Bevöllerung für die ftreitGare Mannſchaft feſtſetzte. Nach der 
zevidirten Verfaſſung jollte die Reiterei Y/; des Heered ausmachen. 
Die Feldartillerie ſollte auf 2%, Geſchütze für 1000 Mann Haupt- 
und Rejervecontingent vermehrt werden. Ginen Brücdentrain von 
400 Fuß jollte jedes Armeecorps ftellen, ſowie außerdem einen jolchen 
von 200 Fuß für die Avantgarde. Jäger und Schüben jollten von 
jeht ab "/,5 der Infanterie ausmachen. Auf 45- 50 Mann ftreit- 
bare Infanterie und 30—35 der andren Waffengattungen follten 
ein Offizier, bezw. auf 12—15 und 10—12 ein Unteroffizier, auf 
45—60 bezw. 40—50 Streitbare ein Spielmann, auf 300 Steeit- 
bare ein Arzt kommen. In den Seldlazerethen joll für dreißig 
Kranke ein Arzt geftellt werden. Auch hier war wiederholt, daß 
bie Heinen Gontingente zu Bataillonen, die ganz gleich nen 
bewaffnet und geübt fein jollten, zu vereinigen jeien. Der Frieden 
präfenzftand jollte betragen: bei der Infanterie d/, ber Offen 
%, ber Unteroffiziere und Spielleute, 3, der Geminen; bei Reiterei 
und reitender Artillerie /,—*/, der Unteroffiziere, 2/, Gemeine und 
Pierbe; bei der Fußartillerie ®, bezw. Ya; ; in ben Präfenzftand 
find Rekruten im erjten Halbjahr ihres Dienftes nicht mitzurechnen ; 
zz vafant zu halten find nur Buch der Subalternoffiziere, Ys 

ber Unteroffiziere, 3—. der Reitpferde vs der Zugpferde der 
Artillerie; die vierwochentlichen Uebungen ſollen jedes Jahr in halber 
Kriegsſtärke bataillonsweiſe, in Brigaden und Diviſionen alle zwei, 
in Armeecorps alle ſechs Jahre, regelmäßige Mufterungen alle fünf 


Jahre vorgenommen werden. as Dienftpfliht ſoll bei der Infan- 
u ® 





terie, Fußartillerie, Pionieren und Genie ununterbrodden mindeitens 
zwei Jahre, bei Reiterei und reitender Artillerie mindeftens drei 
Jahre 


betragen. 

Zu heftigen Zufammenftößen in der Bundesverfammlung führten 
die Verhandlungen über eine weitere Reform der Kriegsverfaffung 
in Folge der Anträge, welche Angefichts des lombardiſchen Kriegs 
1859 von den Mittelftaaten eingebracht wurden. 

Dieſe erklärten, der irrigen Anficht, wie fie in der öffentlichen 
Meinung beftehe, dat die Bundeskriegsverfaſſung unzuveichend ei, 
müſſe Öntgegengetreten werden, vielmehr heaten ſie jelbft die „innigjte 
Ueberzeugung”, daß, wenn alle Beichlüffe ausgeführt wären, Alles 
gut jei. Nachdem man jodann eingeftanden hatte, daß bie ſtriegs⸗ 
verfaſſimg allerdings der Fortbildung fähig, ſchloſſen ſie, nach einem 
gewaltigen Schwall von Worten über das Geſammtwohl mit dem 
Antrage: Die Bundesverſammlung möge die Militärcommiſſion 
zur Prüfung der Bundeskriegsverfaſſung veranlaſſen. Dieſer Antrag 
wurde genehmigt, nachdem Preußen trocken erklärt hatte, es ſei längſt 
ſeine Anſicht geweſen, daß dieſe Verfaſſung den realen Anforderungen 
nicht entſpreche. Nach zwei Monaten fiel den Antragſtellern ein, 
daß ſie verabſäumt hatten, die Richtung anzugeben, in welcher die 
Reviſion beginnen ſollte. Und da iſt es wieder in hohem Maße 
bezeichnend, daß fie in erfter Linie als nothwendig bezeichneten einen 
geeigneten Modus für die raſche Wahl des Oberjeldheren zu juchen, 
ſodann müßten die gemijchten Armeecorps jchon im Frieden ftän- 
dige Gorpscommandeure nebſt Generalftäben, ferner gemeinjchaftliche 
Bildungsanftalten und Militäretablifjements, combinirte 
gleihe Mumition, gleiche Signale u. ſ. w. haben. Bereits in der 
Militäreommiffion Hatte der preußiſche Bevollmächtigte erklärt, es 
ſei vor allem unprattiich, das Bundesheer ein Heer zu nennen und 
den Bundesfeldherrn von der Bundesverfammlung wählen und in 
Eid und Pflicht nehmen zu laffen, denn die Bundeskriegäverfaffung 
verfahre überall jelbft jenem Grundſatz entgegen, indem fie michts 
mehr verlange und betone als die Selbſtändigkeit der Contingente, 
jodann liege die Schwierigkeit in der Thatſache der Eriftenz ber 
beiden Großmächte, alfo außerhalb der Bundesverſammlung. Dieſe 
würden trotz aller Beſchlüſſe faktiſch doch nie ihre Organiſation auf- 
löſen, ſondern nur den in lockerem Zuſammenhang ſtehenden Con⸗ 
tingenten als natürliche Anhaltspunkte dienen können, jo wurde ſich 
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ud) keine Grogmacht in der Verleihung ihres Oberbefehls von der 
beftimmen laſſen. Die Bundesverſammlung 

Gabe dund) ihr Berjahren 1840 und 1848 anerkannt, was geſchehen 
mähje, nämlich die Theilung des Oberbejehls zwijchen Deftreich und 
Preußen. Das 7. und 8. Bundesarmeecorps follte ſich fortan an 
Oeſtreich, dad 9. und 10, Armeecorps und die Rejerveinfanterie- 
divifion an Preußen anfchließen. Feſtſtellung des Operationsplanes, 
Bildung des Hauptquartierd müſſe Sache der Großmächte bleiben. 
ebenfalls beruhe die Sicherheit Deutchlands darauf, daß wenigftens 
— am Bundeskrieg theilnehme. Alle dieſe Vorſchläge 
Militärcommiſſion ebenſo abgelehnt worden, wie ſie 

— —— in Militärangelegenheiten und von der Mehr⸗ 
zahl der Bundesverſammlung perhorrescirt wurden. Nachdem ber 
— — weit ausgeholt hatte, erllärte er mit unbe— 
ftironie: „An feinem andern Inſtitut des Bundes iſt 

Die Ibee * Ginpeit jo außgeprägt, wie im Heer, und die Auf— 
fung biefer Ginheit müßte in der That bie Griftenz des Bundes 
“ Meberdieh verlege die militärijche Unterordnung unter 

die Großmächte die Selbjtändigfeit der Bundesſtaaten und die 
Grundgeſetze des Bundes. Auf jedem Blatt der. deutjchen 5* 
ſtänden ren eingegraben die Namen der Sachſen, Batern, 
Schwaben und Franken, und dies follte jeht ausgelöfcht werden, 
damit „dieje him Stämme Anhängjel der Armeen von Oeſtreich 
‚und Preußen würden“. Die preußiiche Antwort hob wieder hervor, 
dab man durch einen nominellen Oberbefehlshaber weder die mili- 
tärijche Einheit, noch einen militärifchen Erfolg fichere, dies könne 
nad) der Lage der Dinge nur dadurch geſchehen, daß man die 
‚größeren Heerlörper intalt laſſe und die Heineren an fie gliedere. 
Nachdem zum Schluß namentlich auf bie völlige Ummälzung ber 
‚politifchen und militärifchen Stellung der benachbarten Großmächte, 
insbeſondere auf die außerordentlich gekräftigte. und zufammengefaßte 
Macht Frankreichs und den Untergang be er heiligen Allianz 
hingewieſen worden war, begannen wieder außerhalb der Bundes⸗ 
zwiſchen Oeſtreich und $ Preußen die Verhandlungen 

‚über den Bere: währen end die vier. Konigreiche mit Genoſſen 
auch ihrerſeits ihre ſeparate Thätigkeit it fortſehten. Bei den weiteren 
Arbeiten der Ausſchüſſe —— wieder | die Frage regen ber 
Aufitellung einer definitiven Matritel auf, da. doch die Bevölkerung 





um 45 %, zugenommen habe. Wber jehr bald ftellten fich ſolche 
Schwierigkeiten heraus, daß man 1862 beichloß, die alte Matrikel 
beizubehalten. Die Bevölkerung hatte zwar ftarf zugeriommen, aber 
ein Staat hatte um 83 %,, der andre um 10 %% der Bevölferung 
ſich vermehrt. Man fürchtete bei einer Neuaufftellung twieber die 
Frage auftauchen zu jehen, ob nur die Bevölkerungszahl der Ma— 
trifel zu Grunde zu legen jei; die Formation der gemifchten Armee- 
corp8 würde ebenfall3 twieder durch ſolche Wenderungen bedroht 
u. ſ. w. 

Als ſodann die Militärcommiſſion beantragte, die Unterſcheidung 
zwiſchen Haupt- und Reſervecontingent wegfallen zu laſſen, da beide 
gleich organiſirt ſeien, und die nominelle Scheidung leicht zu Miß— 
verſtändniſſen führen könne, machten zwei Bevollmächtigte der 
Militärcommiſſion, von denen der eine der preußiſche war, darauf 
aufmerkſam, daß, wenn man auf Grund der alten Matrikel 2 %, 
ber Bevölkerung forbere, da3 Bundesheer immer noch 60,000 Mann 
weniger betrüge ala 1'/, %, der wirklichen Bevölkerung, und ſelbſt 
dann Sei das Bundesheer zum Schub des Bundesgebiet3 noch nicht 
hinreichend, man möge doch wenigftens 1%, °, der Bevölkerung 
nehmen. Allein weder die Militärcommilfion, noch der Bundes- 
tagsausſchuß in Militärangelegenheiten, noch die Mehrheit der Bun- 
desverjammlung war diejer Anficht — zu machen; man 
ſetzte das Haupteontingent auf 125 %,, das Erſatzcontingent auf 
. %, ber Bevölkerung. Mittlerweile, im Mai 1861, hatte Preußen 
beantragt, im Falle eines Bundeskriegs von der Wahl eines Ober- 
jeldheren abzufehen und die Führung des Kriegs in die Hände der 
Großmächte zu legen. Deftreich fand fich durch dieſen Antrag über 
raſcht, hielt ſich das Protokoll offen umd erklärte, offenbar durch die 
Mittelftanten nicht unweſentlich beeinflußt, e8 finde jenen Antrag 
zivar entgegenkommend, aber doc; kaum annehmbar. Es hätte Hin- 
zufügen können, daß ihm ſeine Zuſtimmung die Sympathien der 
Mittelſtaaten koſten könne, hatte man doch ſeit 1850 nächſt Ruß— 
land auf fie die oſtreichiſche Vorherrſchaft im Bunde gegrlndet, die 
mm einmal richt dauernd zur Geltung zu bringen war, jo lange 
nicht Preußen wieder unter die Zahl der Mittelftaaten hinabgeftoßen 
war. Nachdem Preußen hierauf erklärt hatte, dab es, wie die 
Mehrheit, die Umgeftaltung aufgegeben und nur den größten Nebel- 
ftänden durch Ausnahmebeftimmungen habe abhelfen wollen, wurde 
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feit beftand, wenn man die Rejultate anfieht, aber in den erften 
fünf Jahren mir darin, daß fie drei allgemeine, bei den Wiener 
Minifterialeonferenzen aufgeftellte, übrigens ganz jelbftverftändliche 
Beitimmungen zu den ihrigen machte, — — 
drei Feſtungen vom Bunde übernommen, hergeſtellt, unterhalte 
und, den Verträgen gemäß, beſetzt werden jollten; allerdings Hatte 
der Ausschuß jchon 1818 die Nothwendigkeit betont, mit der Be— 
feftigung des Oberrhein zu beginnen, aud) Ulm als vierte Bundes» 
feftüng auszubauen beantragt; dabei war e8 aber geblieben. Nach 
meitjchichtigen diplomatischen Verhandlungen zwijchen Deftreich und 
Preußen, ſowie "namentlich mit Baiern, welches in der Feſtung 
Landau eine vom Bunde unabhängige Stellung einnehmen wollte, 
erfolgten nad) abermald fünf Jahren endlich die Abftimmmungen 
wegen lebernahme, Garniſonirung ꝛc. der drei Feſtungen. Die 
Abftimmung Deftreichd war, mie jo häufig, auch diesmal litho— 
graphirt in die Hände der mittleren und Feineren gegeben worden. 
Nachdem unter den üblichen Wendungen die präfidivende Macht 
ihre Wohlwollen verfichert hatte, erklärte fie, daß Mainz zwar ala 
Schlüſſel von Deutſchlands weftlicher Grenze für ſämmtliche Bundes- 
ftaaten von gleichem Intereſſe fei, und daß daher feine Feſtungs— 
werke aus ihrem „in mancher Beziehung ſehr vernachläffigten Zu— 
ſtande“ herausgebracht werden müßten, daß dagegen bei Luremburg 
nach „jeinem geringeren ftrategifchen Werthe augenblidlich eine eigent- 
liche Ergänzung der Feſtungswerke nicht wohl zu rechtfertigen wäre“, 
Nur das Nothwendigſte habe hier der Bund zu übernehmen. 
„Was Landau anlange, jo jei ©e. Majeftät gern bereit, Die ums 
mittelbare Aufficht über die von ihm bereits in Angriff genommene 
weitere Inftandjegung der bairifchen Regierung, wie fie es zu 
wünſchen fchiene, auch ferner ausſchließlich zu überlafjen.“ 

63 werden fodann die näheren Beftimmungen, nach welchen 
die Bundesfeftungen im Frieden unter dem Befehle und der Aufficht 
der Bundesverfammlung ftehen, als Nachtrag zur Kriegaverfaffung 
bezeichnet. Im Einzelnen hier auf diefe Beſtimmungen einzugehen, 
jcheint feine Veranlafjung vorzuliegen. 

Aus den tranfitorifchen Beftimmungen ift hervorzuheben, daß 
Die Bundesfeftungen im April 1825 vom Bunde förmlich über- 
nommen tverben ſollen. Behufs Uebernahme wird eine beſondere 
— ernannt; die beſtehende Militärcommiſſion hat alle ein— 





In fünf- Jahren, — — müffen alle 
bezüglichen Arbeiten und Anfchaffungen ganz vollendet jein. Als 
Merimalfäbe für die laufende Dotation der Zeitung Mainz find 
79,000 jL., —— 38,888 fl. 39 Sr, nach den Anträgen 

- Militäreommiffion pro 1825 zu bewilligen; dieſe Budgets 

jährlich von ber Bundesverfammlung genehmigt werben. 

"Dein Bein mr de hop dr eh mit mehr 

ober weniger Worten, Wünfchen und Reftriftionen bei. Baiern 
erklärte troden, e8 halte ſich das Protokoll offen, deögleichen Würtem⸗ 
berg, Hannover, die Niederlande für Luxemburg. Se. königl. Majeftät 
von Sachſen konnte ſich aus manchen wichtigen Gründen, die hier 
aufzuführen, werthlos wären, gegen die Uebernahme ausſprechen; 
deögleichen Dänemark wegen Holftein und Lauenburg; auch Baden 
fonnte wegen ungerechter Vertheilung nicht zuftimmen, 

In der Sibung vom 13. Mai gaben dann die Gejandten von 
MWürtemberg und Baiern unter den üblichen Verficherungen des 
lebhaften Intereſſes ihrer Regierungen und Anerkennung der öft- 
reichiſchen Wohlmeinung Grklärungen ab, in welchen die twichtigften 
Differenzpunkte ausgeführt und eine weitere DVerftändigung über 
biejelben auf bundesverfaffungsmäßigem Wege und ohne Weber- 
eilung verlangt wurde. Am 19. Mai ſtimmte Hannover im All 
| bei, allerdings nicht ohne einige Aenderungen; zum 
. Schluß fordert das Präſidium den niederländiſchen Geſandten zur 
baldmöglichen Abſtimmung auf. Dieſe erfolgte denn auch mit 
weiteren Erklärungen von Preußen, Hannover, Würtemberg umd 
Kurheſſen am 21. Juli. Als dann, am 28. Juli, das Präfidium 
vi Entwurf des Bejchluffes über die Bundesfeftungen vorgelegt 

und Deftreich und Preußen ſich zuftimmend erklärt hatten, gab 
Boiern zu Protokoll, daß es demjelben nicht beitreten könne, ba 
feine Einwendungen und Rechte nicht die zu erwartende Beachtung 
gefunden hätten; und da durch dieſen Beſchluß die vertragsmäßigen 
Rechte der Krone Baiern berührt. würden, fo vernöge jeine Regie- 
zung eine Schlußfaſſung durch Stimmenmehrheit nicht zuzugeftehen, 
und dies um jo weniger, als in Gemäßheit bes Urt. 7 der Bundes- 
alle und der Art. 13, 14 und 15 der Wiener Schlußakte die Ein- 
helligkeit und freie Suftimmung fämmtlicher Betheiligten als durch- 
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aus erforderlich zu — ſei. Demgemäß ſehe ſich der Geſandte 
genöthigt, Verwahrung der bundesverfaſſungsmäßigen Rechte im 
Allgemeinen und zugleich der eigenthümlichen Vertragsrechte der 
Krone Baiern insbeſondere einzulegen. 

In derſelben Weiſe äußerte ſich Würtemberg. 

Baiern, das zuerſt allein in feiner Oppofition geweſen war, 
fand ſich durch das feſte Auftreten der beiden Großmächte in die 
Enge getrieben, und die Mehrheit der Geſandten war der Anſicht, 
wenn jene bei ihrer feſten Sprache blieben, werde Baiern ſchon 
nachgeben. „Wenn man das,“ jchreibt Gere von Marſchall, „zu 
Münden erſt fieht, jo gibt man jicher nad), denn unmöglich kann 
eine Regierung ſtark in ihren äußeren Verhältniffen jein, die in 
den inneren jo ſchwach ift.“ Aber mit dem Regierungsantritt 
König Ludwigs trat jofort in jofern eine Wendung ein, ala es 
Baiern nunmehr gelang, Wiürtemberg auf jeine Seite zu ziehen, 
und jo konnte denn Herr von Nagler auch jehr bald berichten, 
„daß die Herren Baiern Courage gewinnen, jeit fie nicht mehr allein 
in der Oppofition fich befinden.“ Während nämlich der bairifche 
Geſandte dem preußifchen die von ihm entworfene, entjchieden 
oppofitionelle Abftimmung vor ihrer Abjendung nah München 
vorgelegt hatte, hatte der MWiürtemberger von Trott die feinige, bie 
„lehr arg“ war, dem Präfidirenden vorgelejen, Weil dieje beiden 
Staaten ihr eigenes Vertheidigungsſyſten haben wollten, Taten fie 
den Plan, die Abftimmung im Plenum zu verlangen, damit e8 eben 
zu feiner Entjcheidung käme. 

63 hatte die Großmanndfucht diejer beiden verleßt, daß die 
Großmächte ſich 1824 unter Leitung des Staatskanzlers auf 
Johannisberg verftändigt hatten, es hatte Wiürtemberg ſchwer ge— 
troffen, daß e3 bei einem Vermittlungsverfuch — ** Oeſtreich 
und Baiern, zu dem es ſich gedrängt hatte, „nicht eben ſauft“ ab- 
gewieſen worden war. Die Oppoſition von Sachſen, Holſtein und 
Luxemburg gründete ſich auf ganz kleinliche, meiſt finanzielle Nüd- 
fichten. 

Mit den andern Kleinen ging es jchon beijer. So tröftete ſich 
der Naſſauer damit, daß ſein Herzog bei einem Aufenthalt in Wien 
von Herrn von Gentz ſchon hinreichend werde belehrt werden. 

Die Mittelſtaaten, meint Herr von Marſchall, wollten ſich bei 
dieſer Gelegenheit wieder einmal „intereſſant und wichtig machen“, 


— 





ni 
=. 


= r 
— — — — r » = 


iR J 


u 





214 


wird, dem Antrag gemäß, die Betreitung der Kurkoſten aus dem 
Herftellungsfond genehmigt. 

Gine mehr antiquarifche Kurioſität liefert ein Anderer. 

Im Jahre 1795 Hatte Wirrtemberg zur Dotirung der Reichs⸗ 
feſtung Philippsburg fünf Haubitzen dargeliehen, welche dann in 
franzöſiſchen Zeiten nad) Mainz gekommen waren, Dieſe reklamirte 
mm Würtemberg. Die Militärcommiſſion erſtattete Bericht darüber, 
ber Bundestagsausfchuß deögleichen, und in der 25. Bunbdeätags- 
ſitzung des Jahres 1826 wurde die Angelegenheit zu genauer 
Unterſuchung durch die Militärcommiſſion an das Feſtungsgouver— 
nement Mainz zu verweilen bejchloffen. Mit nicht minderer Sorg- 
falt wurden die Verhandlungen durch die Militärcommiffion, ben 
Ausſchuß und die hohe Bundesverfammlung jelbft iiber die Kaſern— 
und Spitalfournituren, ſowie über die Instandhaltung und Er— 
gänzung der Mobilien der Gouderneure, Commandanten und Genie- 
und Artilleriedireftoren geführt. Auch in den folgenden Jahren 
wurden dieſe Angelegenheiten in gleicher Weile behandelt. Die 
würlembergijche und bairiſche Regierung zahlten war ihre Beiträge, 
hielten aber, wenn auch in jehr gemildertem Tone, im Ganzen an 
ihren früheren Erklärungen feſt, welche dann jedesmal an ben betr. 
Ausſchuß verwieſen wurden, in welchem fie verblieben. Nachdem 
MWürtemberg 1829 und 1830 mit feinen Erklärungen fortgefahren, 
wurde eine Art von Gompromiß im Auguft 1830 zu Stande 
gebracht. Die bairijchen Einwendungen haben dagegen erjt Ende 
1830 ihre Erledigung gefunden, zum Theil im Sinne der bairijchen 
Reſervatrechte. 

Nicht ohne eine gewiſſe Erregung aber ging in der hohen 
Bundesverſammlung die Frage wegen der Herſtellung der Abtritte 
in den Garniſonslazarethen zu Ende 

In der Eikung vom 9. Auguft trug der Referent, Freiherr 
von Gruben, vor: „Mit gleicher Eilfertigkeit und ebenjo rücjichts- 
Lofer Hintanſetzung ihres Verhältniſſes zu der hohen Bundesver— 
ſammlung, wie bei den in der Roßkaſerne zu Mainz vorgenommenen 
Baueinrichtungen, verfuhr die Mainzer Feſtungsbehörde mit der 
Herftellung der Abtritte in den beiderjeitigen Garnifonslazarethen 
gedachter Bundezfeftung, worüber fich die Militärcommiffion in 
ihrem zu verlefenden Bericht vom 2, d. M. äußert. 

Sie ordnete dieſelbe mit dem großen Koſtenaufwande von 
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Die Bumdesverfammlung verhielt ſich zumächft mad) ihrer Ge— 
wohnheit paffiv, denn mit den Zinfen der 20 Millionen, von denen 
ber vierte Pla am Oberrhein gebaut werden jollte, wurde Mainz 
und Suremburg ausgebaut; fie befchloh; deshalb auf Wericht des 

nur, daß der Brüdenkopf zu Germeräheim 
nach den bairiichen Vorſchlägen gebaut werden folle und richtete 
überdies an Baden, das jeit Anfang der dreißiger Jahre ich gar 
häufig in freiheitlichen Verdacht gebracht Hatte, die entjchiedene 
Erwartung, daß es auch für die rechte Eeite Baiern den Ober- 
‚befehl zugeſtehe. Dies geichah, nachdem Baden das betreffende 
Stüf an Baiern und diejes eine Rheininſel an Baden abgetreten 
hatte, Im Juni 1837 nahm Würtemberg den Antrag Baierns 
wegen Naftatt wieder auf, und Die Bundesverjammlung bejchloß, 
die Militärcommiffion zur Abfaffung eines Gutachtens aufzufordern ; 
da aber das Präfibinm und der öftreichiiche Worfißende der Militär 
eommmifjion jenem Antrage entgegen waren, jo blieb Alles till, bis 
MWürtemberg 1839 der Bundesverfammlung in jehr bitterem Tone 
die vertragamäßige Sicherung der Südweſtgrenze wieder in Erin= 
nerung brachte; allein auch jet begmügte fich die Bundesverſamm- 

‚mit einer Erinnerung an die Militärcommifjion, die, man weiß 
nicht ob troß oder wegen des Kriegägejchreis von Frankreich her, 
erft Dezember 1840 ihren Bericht fertig fteltte. 

Mittlerweile Hatte durch Friedrich Wilhelm IV. auch dieſe 
Frage eine neue Anregung erhalten. Die Südweſtſtaaten Baiern, 
Wiürternberg, Baden und Hefjen verhandelten in Karlsruhe Anfangs 
Sommerd 1840 über bie Angelegenheit. Baiern und Baden 
wünjchten, daß Ulm und Raſtatt gleichzeitig gebaut würden, wäh- 
rend Würtemberg erſt Raftatt und. dann Um gebaut haben wollte. 
Auf dem Wege der Verhandlung gab es zwar zu, daß die beiden 

aber Ulm aus Matritularumlagen gebaut würde, was 
einer Ablehnung ziemlich gleich gelommen wäre, Wahrſcheinlich, 
meint ein Berichterſtatter, habe : Würternberg „die arriere pensde" 
weiterer Befejtigungen im Schwarzwalde gehabt. Schliehlich come 
promittirte man denn doc) — * —— in Angriff zu neh» 
—— Bau * —— 
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und energijche Förderung berjelben gedrungen wurde. Allerdings 
würden hierzu die vorräthigen 20 Millionen Franks nicht aus— 
reichen, der Bund müſſe alfo die nothrwendigen Zulagen machen, 
um endlich der aller elementarjten Forderung, die man an ein 
Staatäwejen zu ftellen berechtigt ift, nämlich die Sicherheit feines 
Gebiet? nach Kräften im Auge zu Haben, zu genügen. Als Be- 
atzung wurde außer den Truppen der Territorialherren öſtreichiſche 
in Ausſicht genommen. Nach Ablauf von ſechs Wochen begannen 
die Abſtimmungen über dieſe Vorſchläge, welche zu deren Beſchluß— 
nahme führten. Im folgenden Jahre einigte man ſich durch be- - 
jondere Punktationen über die Commando- und Garniſonsverhält- 
niſſe. Ebenſo erfolgten die Speyialgutachten der Militärcommiſſion 
über die Ausführung der Feſtungsarbeiten, deren Koſten für Ulm, 
das als Hauptwaffenplatz nicht bloß eine ei 
von 20— 24,000 Manı , jondern auch eine äußere Lagerbefeitigı 
für 100,000 Mann haben müfje, auf 17%, Millionen Gulden, die 
von Raſtatt als Nebenplag auf 10 Millionen Gulden gejchätt 
wurden. Im Auguft 1842 wurden diefe Summen, aber als nicht 
zu überjchreitende, genehmigt und die Milttärcommijfion beauftragt, 
die Ausführung jofort in Angriff zu nehmen, fpezielle Vorſchläge 
über die Bauzeit, die zeitliche Folge der Koftenbeträge zu machen 
und am Schluffe jedes Baujahres mit dem Bericht über die aus— 
geführten Arbeiten die fpezielle Angabe der für das nächſte Baujahr 
erforderlichen Gelbmittel zu verbinden. Im Jahre 1843 fchritt 
man dann zur Bildung des Baufonds, zu welchen in zehnjährigen 
Raten nach der Matrifel der Bund noch über 18 Millionen Gulden 
aufzubringen Hatte; die Ginzahlung des erjten Zehntels erfolgte 
Michaelis 1843. Den zehn Baujahren für Ulm und ben fieben 
für Naftatt entjprechend erfolgten dann die Spezialvorjchläge der 
Militärcommilfion, deren Referent für Ulm Oeſtreich, für Raftatt 
Preußen war, Allein jchon 1844 wird über den mangelhaften 
Fortjchritt der mer Bauten geklagt, indem für den Bau 2 
Feſtung es nod) immer an dem allgemeinen Bauprojekt fehle; erft 

am 18. Oftober 1844 konnte die Grumdfteinlegung in beiden Feſtungen 
erfolgen. Auch im Jahre 1845 fehlte es noch immer, wie die 
Referenten klagen, an den nöthigen allgemeinen Vorlagen für die 
Anlagen auf dem linken Donauufer; auch in dieſem Jahre mußte 
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— die Artillerieausrüſtung energiſcher in Angriff zu 
et ber Bundesverfammlung, daß die Militär- 
nicht durch allzuviel Inſpektionen — zwei im 

ihre - nn teen möge, ſaudte dieſe eingehen- 


geführt Mr stellte fich im Jahre 1846 für Ulm jchon eine 
vejentliche Weberjchreitung der Baujumme heraus, weshalb man 
bon verſchiedenen Außenbeſeſtigungen abjah; nicht minder geriethen 
en Bauherren Baiern und Wiürtemberg untereinander 
und mit Commiſſion und Ausfchuß in üble Differenzent, die nament⸗ 
lich bei Würtemberg zu jehr malitiöfen Auseinanderjegungen führten. 
Schr zornmüthig hatte der König von Würtemberg erklärt, er 
wolle jich nimmermehr gefallen laſſen, daß von der für das line 
Ufer bejtimmten Baufumme für das rechte etwas verwandt werde. 
Denn er fomme in dreifacher Eigenichaft in Betracht: als „integriven- 
ber Theil des Bauherrn,” als Eigenthümer von Grund und Boden 
und ala Baumeifter. Die Berichte über den Fortgang der Arbeiten 
lauten im Jahre 1847 dagegen günjtiger, ſowohl Hinfichtlich der 
Bauten als auch der Armirung; im Jahre 1848 waren beide bis 
zur Vertheidigungsfähigkeit vorgefchritten. 
Die Arbeiten für Luremburg und Mainz beziehen fich mit 
Ausnahme des Jahrs 1841, wo fogar ein „Geheimer Abdrud“ des 
— die ah be anzufchaffenden Paltifaben, Blodhäufer, Wacht- 
ſchiffe auf dem Rhein, Baraden, Gerüfte, Beleuchtung ze. angibt, 
auf die bekannten Rubrifen: Armicung, Approvifionnirumg, Herftellung, 
der Munition, verlegte Arbeiter u. ſ. w, fie find ohne Intereſſe. Daß die 
Bundesverfammlung jelbft im Großen und Ganzen ihren Traditionen 
getreu geblieben iſt, wird man ihr zutrauen dürfen, auch wenn man 
er weiß, dab fie mit gewohnten Intereſſe den Bericht darüber 
vernahm, da man für das Weißen der Kaſerne den Verſuch be⸗ 
gonnen habe, ob man nicht, ftatt alle > zivei Jahre, jedes Jahr nur 
die Hälfte der bisherigen Koften verwenden und die Arbeit durch 
die Truppen ſelber thuen laſſen fönne, Hat fie doch auch noch 
anno 1847 vernehmen müffen, woher bie Großherzoglichen und Herzog⸗ 
lich Sächſiſchen Häufer ihre 180 Zundhütchen pro Mann nehmen. 
Der Bau von Germersheim hatte ber Bundesverfammlung 
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unterdes wenig Sorgen gemacht; aber im Frühjahr des Yahres 
1848 um jo mehr; erft im April 1848 begann man nämlich den 
Bau des Brüdenfopfs auf dem rechten Ufer. 

Wie auf Antrag des Gouvernements von Mainz die Bundes- 
verfammlung 1835 bejchloffen hatte, daß die Aufftellung von Gonfuln 
in den Bundesfeftungen unzuläffig jei, jo wurde, wie bemerkt, auch 
die Nheinfchiffahrtscommisfion aus Mainz nad) Mannheim verlegt, 
damit die franzöfiiche Regierung keinen Vorwand mehr hatte, in diejer 
wichtigen Bundesfeftung Ngenten zu unterhalten. 

Erſt nachdem im Jahre 1851 der Feſtungsfond, den man jeit 
1848 zum Theil für die Flotte verwandt hatte, wiederherzuftellen 
beſchloſſen und außerdem für Mainz und Lıremburg noch bejonders 
über Y, Million zur Anftandjegung genehmigt war, formten ſich 
die alten lagen über die mangelhaften Kajernenbauten, ungenügen— 
den Npprovifionnirungsfond und die mangelhaften Friedenspulver— 
magazine wiederholen, bis die Turchtbare Exrplofion in Mainz 1858 
auch in der Bundesverfammlung einen bejondern Eindruck hervor: 
zubringen vermochte, jo daß endlid; Bewilligungen für den Bau 
jener reichlicher erfolgten. Mit immer gleichem Eifer wurden die 
Vorträge über Heizung, Beleuchtung, Latrinen, Wachthäufer, Bett 
zeug, Heu, Sped, Gerfte, Bohnen und Linfen u. ſ. w. vernommen, 
auch entſchloß man ſich mach reiflicher Heberlegung: Kümmel und 
Koriander aus den Feitungsetat3 zu entfernen, nachdem man endlich 
1853 dazu übergegangen war, ordentliche Proviantirungsetats auf- 
ftellen zu laffen. Noch jpäter, 1856, einigte man ſich über Be— 
ftimmungen bezüglich der Kleingewehrmunition für die bunten Be— 
fabungscontingente, allein jchon kurz darauf tritt die „wünſchens— 
werthe Uebereinſtimmung bei der Ausführung jener Beſtimmungen 
wieder als petitum in den Berichten der Militärcommiſſion auf; 
und wenn Anhalt-Bernburg hierbei eine bejondere Frift von ber 
Bundesverfammlung gewährt wurde, jo gewährten fich viele Kleine den 
Ausſtand jelber. Nachdem 1832 ein Feſtungsreglement für Mainz 
zu Stande geklommen war, wurde die Militärcommiſſion wiederholt 
beauftragt, auch für die übrigen, bezw. für alle Bundesfeftungen ein 
ſolches zu entwerfen; nachdem man es aber zu zivei Entwürfen ge 
bracht hatte, bie nicht zur Annahme gelangt waren, wurde 1853 
ein neuer Entwurf in Angriff genommen; auch dieje Arbeit blieb 
ohne Ergebniß, bis die Umftände ein Reglement für Ilm und Raftatt 
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; 1860 beichloß man die probiforiiche Entwerfung des— 
hiben. nd dabei it es denn auch geblichen. 


\entfprangen, ſich von Jahr zu Jahr mehrten, 
beantragte Baiern felbft 1857 die volle Uebernahme derſelben auf 
den Bund, die 1859 auch genehmigt wurde. So günſtig ſich auch 
die & E£ Inſpicirung über den Stand der Werle vor und bei der 
Nebernahme ausgeſprochen hatte, ſo mußte doch die Dotationsfumme 
von 40,000 Gulden nicht bloß jofort erhöht, jondern auch jährlich 
außerordentlich hohe Summen für den Ausbau befonders bewilligt 
werben; 3. B. 1864 über 777,000 Gulden. Unterkunftseinrichtungen 
für die Kriegsbeſatzungen in den Bundeöfeftungen wurden erſt An- 
—— lombardiſchen Kriegs 1859 beſchloſſen und für dieſelben 

, Millionen Gulden bewilligt. 
ne Verhandlungen über den Bau von Ulm ımd Naftatt be 
anfpruchen in einzelnen Punkten ein befonderes Intereffe. 

Wie es bie Weile der Bundesverfammlung war, mach über- 
ftandenen Gefahren Sicherheitsmaßregeln gegen dieſelben zu treffen, 
jo beſchloß fie auch Ende 1850, auf Anregung Oeſtreichs Naftatt 
mit Deftreichern bejegen zu lafjen, da die Preußen abgerüdt waren 
und die badischen Truppen „allgemeines Vertrauen einzuflöhen noch 
nicht geeignet find“. Diele Gelegenheit glaubte die Präfidialmacht 
benußen zu können, um durch ein Separatabfommen mit Baden 
Raftatt dauernd von Deftreichern beſetzen zu laſſen; nachdem Man- 
teuffel wenigſtens ein Drittel Beſatzung für Preußen verlangt und 
darauf Hingewiejen hatte, daß dieje Frage ‚jedenfalls Frankreich zur 
Einmiſchung benußen werde, ſchob der Bundestagsllatſch, als ſie 
wirklich erfolgte, fie allein Preußen ; zu. 

Mit erheblicher Ueberjchreitung d ‚ber durch die Bundesbeſchlüſſe 
feſtgeſetzten Maximalſumme hatte Oeſtreich 1852, wie es ſcheint im 
Zuſammenhang mit ſeiner orientalifchen ı Politit, für den beichleunigten 
Ausbau von Ulm und Raftatt, eine Nachbewilligung von 3%, Mil- 
lionen Gulden bei der Bundesverfammlung beantragt. Nach vielem 
Hin= und Herſtreiten, nachdem Oeſtreich vorher ſchon 100,000 
Gulden bejondere Matritularumlage für r bie Jahre 1851—1852 
beantragt hatte, und die Ausgaben ſich immer zu mehren jchienen, 
fing Preußen energiicher an ſich dem ortfilatorijſ ſchen Optimismus“ 

a > 





und der „unmotivirten Freigebigfeit mit Bundesmitteln” zu mwiber- 
ſetzen. Während Deftreich diefen Staat in den Orientfrieg zu ver- 
wideln wünſchte, juchte es gleichzeitig ihm im dieſer Frage zu über- 
liften. Nach langtvierigen diplomatischen Verhandlungen  ftellten 
Oeſtreich und Preußen gemäß pezieller Verftändigung 1854 den 
Antrag: 1,878,000 "Gulden ein für allemal zu bewilligen; babei 
hatte Deftreich, wenn auch in zweideutiger Weiſe, nachgegeben, daß 
bei einer wichtigen Neuanlage das Projekt eines höheren preußiſchen 
Ingenieuroffiziers zu Grunde gelegt wirde. Allein jehr ſchnell ſchob 
Deftreich in der Militärcommilfion jein Projekt unter und erlangte 
dort auch leicht die Majorität, und ala der preußiiche Gefanbte 
v. Bismard dagegen remonftrirte, ftellte die Präfidialeriviederung 
alles nur als „Motive getäufchter Erwartung” Hin. Darauf er- 
flärte Bismarck unter Anderem: „die Opfer, welche die Fönigliche 
Negierung, ungeachtet der durch ihr eignes Befeſtigungsſyſtem be 
dingten Anſpannung ihrer Finanzkräfte, bisher für Die Befeftigung 
der Südweſtgrenze Deutſchlands gebracht hat, laſſen fich durch Be— 
rechnung des preußifchen Matritularantheil an dem Gejanmtauf- 
wand für Ulm und Raftatt leicht überjehen. Nach feiner geographiichen 
Lage ift Preußen die Aufgabe zugefallen durch fein eignes Vertheidigungs⸗ 
ſyſtem die Weftgrenze des nördlichen Deutichlands auf feine alleinigen 
Koften zu deden. Wenn zum Schub der Weſtgrenze des füblichen 
Deutſchlands auf partifulare Koften nur annähernd Achnliches nad) 
Verhältniß geichehen wäre, wie die Verwendungen, welche Preußen 
jeit Errichtung des deutjchen Bundes auf feine den Norden ſchühende 
Feſtungen gemacht hat, ſo würde das Bedürfniß nicht vorgelegen 
haben, einen Staat, der im Intereſſe des deutſchen Vertheidigungs⸗ 
ſyſtems zu feinen bedeutenden Leiftungen auf eignem Gebiet genöthigt 
ift, auch noch in dem Maße, wie gejchehen, zur Betheiligung an 
den Koften der Befeftigung auf dem Gebiet andrer Bundesgenofjen 
heranzuziehen.“ Der Eindrud dieſer Worte, die den Nagel auf den 
Kopf trafen, kann bei den betheiligten Staaten nur ein unangenehmer 
geweſen ſein; das Präfidium bemerkte kurzab, es verzichte auf weitere 
Aeußerungen im Intereſſe der freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen 
Oeſtreich und Preußen. Schließlich gab Preußen in der ſicheren 
Vorausſetzung, daß weitere Nachforderungen nicht gemacht würden, 
wiederum nad). 

Wie der lombardiſche Krieg Raſtatt auch endlich die Armirung 





allerdings zunächſt mur eine Notharmirung brachte, jo —— 

ne bie Karfheffung bon Bombenkanonen und 
1 mad preußiſchem Syſtem. Bis 1863 waren 522 ae 
— ß e Art in Dienſt geſtellt. Die Streitigkeiten und 
Beſtimmungen über die Beſatzungen der Bundesfeſtungen näher aus— 
zuführen entbehrt jeder Bedeutung; es wäre allenfalls zum Schluß 
bier anzugeben, daß nach langwierigen Verhandlungen ald Bejaungs- 
truppen bejchlofjen wurden für Mainz: 22,000 Mann im Krieg, 
8000 im Frieden; für Luxemburg: 8000 Mann im krieg, 4000 
im Frieden; für Ulm: 20,000 Mann im Krieg, 5000 im Frieben ; 
für Raftatt: 12,000 im Krieg, 6000 im Frieden; für Landau: 

7000 Mann im Krieg, 2800 im Frieden. 

Für Eifenbahnen und Telegraphen wurden 1835 bezw. 1855 
infofern Baubejtimmungen und Mobififationen durch Bundesbeichluß 
erlafjen, als fie den Rayon einer Feſtung trafen. Von größerer 

- find die 1846 bei der Bundesverjammlung eingeleiteten 

und en fünf Viertel Jahren zum Bortrag gebrachten technijchen 
über die militärische Bedeutung der Gijenbahnen. 
außerordentlichen Wichtigkeit dieſes Gegenſtandes er— 

—— von Intereſſe, zu ſehen, wie man militär-techniſch damals 
jene Frage beurtheilte und ſeitens der Bundesverſammlung be— 
handelte. Indem man von dem Satze ausging, daß Eiſenbahnen 
höher potenzirte Landſtraßen ſeien, ein Moment, zu welchem durch 
die Anwendung der Dampfkraft noch zwei wichtige Momente hin 
zufamen , nämlich die der Beitabtürzung und der Maffenhaftigteit 
des zu transportivenden Materials, folgerte man, daß fie die Zeit 
auf ein Biertel verkürzten und die zu transportivenden Mafjen um 
das Behnfache erhöhten. Allerdings ‚höre auf dem Sriegätheater 
ſelbſt ihr Nuben auf, und die Ausgangspunkte der Bahnen am der 
feindlichen Grenze müßten in befeftigte Plätze auslaufen. Um bie 
Einzelheiten zu übergehen, jo ift weiter anzuführen, daß der Bericht 
in feinem zweiten Theil bie militäriſch wichtigen Linien beſpricht, 
in dem dritten Theil einen Vergleich zwiſchen ben vorhandenen 
und projektirten vom militäriſchen Gefichtspuntte anftellt; im vierten 
Theil wird diefer Vergleich auch) auf die frangöfifchen und belgifchen 
Bahnen ausgedehnt. Ganz befonders ernft wird auf die beſchleunigte 
Ausführung der Bahnen im ſudweſtlichen Deutſchland gedrungen, 
das Straßburg gegenüber beinahe wehrlos fei. Nachdem Deftreich 
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lediglich anhingegeben Hatte, diefen Bericht auch zur Kenntniß ber 
Bundesſtaaten zu bringen, beantragte Preußen, daß diefe veranlaft 
werden follten Ueberfichten über den Stand der Eifenbahnen an die 
Bundesverfammlung mitzutheilen, in welchen die Linien, die Länge 
berjelben, die Bahnhöfe, Mafchinenzahl, Transportmittel, Weite und 
Anzahl der Schienengeleife angegeben ſeien; ferner jeien Ermittelungen 
über die Gebrauchsfähigfeit und das Faſſungsvermögen der Bahnen 

in militärifcher Beziehung anzuftellen, ſowie die Bezeichnung ber 
One, in welchen die militärifch wichtigen Eifenbahnen fich mit ge— 
wöhnlichen Straßenzügen jchnitten, in den Neberfichten zu erwarten. 
Nachdem Preußen Ende des Jahres bereits eine ſolche eingereicht 
hatte, erklärte Anfangs 1848 Kurheſſen, daß es zwar im Allgemeinen 
nichts dagegen einzuwenden habe, fich aber gegen jede Einmiſchung 
de3 Bundes in die Eifenbahnangelegenheiten verwahren müſſe. 

In den wenigen Abftimmungen, wie denen von Baden und 
Mürtemberg, die vor den Märzftürmen noch binzutröpfelten, trat 
durchweg der eigenmächtige Territorialdüntel wieder hervor. 1853 
konnte ſodann conftatirt werden, daß bei dem Ausbau der Eifen- 
bahnen die 1847 aufgeftellten militäriſchen Gefichtöpuntte jehr wenig 
Berückſichtigung gefunden hatten; die Bundesverſammlung bejchloß, 
die Bundesregierungen um Abgabe jener Meberfichten anzugehen, 
allein auch auf wiederholte Aufforderung hatten ſich Ende 1856 
doch erſt acht Regierungen dazu veranlaßt gejehen. Als ber für 
die Ueberreihung von neuem feftgeftellte Termin Anfangs 1857 
nicht eingehalten worden war, ftellte man einen weiteren Termin 
fiir Ende d. I. Allein im Sommer 1858 mußten Hannover, Hol- 
fein, die Ernftiner und Bremen wieder befonderd angegangen wer— 
den, denn wenn einmal endlich alle Ueberfichten eingelaufen waren, 
fo befanden ſich immer veraltete darunter; endlich 1861 wurde einer 
Commiſſion von Generalftabsoffizieren das ganze Material zur Ab- 
fafjung eines Gutachtens übertragen. Als auf Grund beffelben, 
nachdem es durch die Militärcommiſſion und den Bundestagsaus⸗ 
ſchuß in Militärangelegenheiten durchgeſickert war, 1863 Spezial- 
vorſchläge von der Bundesverfammlung an die Bundesregierungen 
zur Berücfichtigung überwieſen worden waren, konnte die Bundes— 
verſammlung ihre Thätigkeit in dieſer Richtung einſtweilen als be— 
endigt anſehen. Was die Anlegung don Brücken über Grenzflüſſe 
angeht, die heit 1832. don der Genehmigung der Bundesverſamm⸗ 


—— 
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Contingentsherren jelbjt abgegeben wurden, gingen zuerft an bie 

Bunbdesverfammlung, dieje gab fie weiter an den Bundestagsausſchuß 

in Milttärangelegenheiten; diejer wieder an die Militärcommiffion. 

— ſie denſelben Gang wieder bis zur Bundesverſammlung 

hatten, waren in der Regel zwei Jahre verfloſſen und 

Bis Dam die Gontingentöherren fich wieder auf die Monita geäußert 

hatten, konnte in der Regel wieder die neue Mufterung abgehalten 

werden. Betrachten wir beilpieläweije einen Bericht vom Anfang 
der dreißiger Jahre. 

In dem Fürftentgum Lichtenstein, heißt es da, beiteht das 
bundesmäßige Contingent noch nicht (1832), da, außer einer Be- 
zeichnung von Leuten, welche künftig dafjelbe bilden können, nod) 
gar feine Vorkehrungen zur Aufftellung, Bewaffnung u. ſ. w. ge: 
troffen waren. — Nicht alle Contingente waren an einem Orte ver- 
einigt, jo daß fie hätten der Inſpektion untertvorfen werden können, 
Ber dem Gontingente von Meiningen fehlten 6 Ober- und einige 
60 Unteroffiziere, bei dem von Hohenzollern-Gigmaringen 
3 Ober- umd 1 Unteroffizier, In dem legt genannten Bundesſtaate 
follten die vakanten Offizieräftellen erſt bei eintretendem Marſche 
durch junge Leute aus den Unteroffizieren oder dem Givilftande be= 
jet werden. Auch wurde bei mehreren Gontingenten die gejetliche 
Truppenzahl vermißt. Die Bildung der Jäger: und Scharfſchützen— 
abtheilungen ftand bet einzelnen Gontingenten noch ganz aus, Auch 
über die Dienstzeit beftanden noch verjchiedene Beitimmungen, bei 
dem einen Bundesftaate waren vier, bei dem andern ſechs Jahre 
fejtgejett. In Reußä. L. z. B. fand bei einer jechsjährigen Dienft- 
zeit nur alle jech® Jahre die Aushebung ftatt, jo daß im erften 
Jahre von einer Truppe überhaupt keine Rede fein konnte, da fie 
nur aus rohen Rekruten beftand; in Altenburg dagegen wurde 
alle zwei Jahre ausgehoben, 

Die Berichte vom Jahre 1831 hatten über die gewaltige Ver— 
ichiedenheit der Gewehrfaliber geflagt und es war denn auch bes 
jchlofjer worden, dab dafür Sorge zu tragen ſei, daß dieſer Uebel— 
ſtand beſeitigt werde; in dem Vortrag von 1832 heißt ed: „bie 
Gewehre ämmtlicher Gontingente, mit Ausnahme des fürftlich 
lippifchen, find von franzöſiſcher Conftruftion und gleicher Kaliber. 
Da das bei den Truppen der größeren Garniſonsſtaaten eingeführte 
Kaliber der Gewehre nicht übereinſtimmt, jo iſt auch eine völlige 
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Major von Radowi verfaßt, verlangte zunächſt ala eine Noth- 
wendigkeit, daß wenigſtens alle vier Jahre eine regelmäßige Mufterung 
diejer jo mannigfach zufammengejegten Truppe vorgenommen werden, 
dab aljo im Jahre 1840 die nächjte Mufterung derfelben ftattfinden 
möge. Sodann wurden unter acht Rubriten die verjchiedenen Er— 
innerungen und Vorſchläge gemacht, und zwar, nachdem zunächſt im 
Allgemeinen gefagt war, daß allerdings gegen 1831 manches befjer 
geworden ſei, aber noch twichtiges und vieles befjer werden müfle, 
wenn die Gontingentäherren die Bunbdespflichten erfüllen wollten, 
wurde unter Anerkennung des guten Mannjchaftsmateriala auf die 
erſte Rubrik: Stand der Contingente übergegangen. 

Hinfichtlich de Mannſchaftsbeſtandes erklärte ſich der Bericht 
für befriedigt; monirte aber, dat das Bataillon von Hohenzollern— 
Lichtenftein feinen Stabsoffiziev habe, die Gontingentöherren beab— 
fichtigten nämlich, exit für den Fall eines Feldzuges einen folchen 
zu ernennen, allein derjelbe jei doch zur gleichmäßigen Ausbildung 
im Frieden nöthig und deögleichen gehöre, wie in allen europätfchen 
Armeen, ein berittener Adjutant dazu. Außerdem fehlt es bei den 
meiften Contingenten noch an Gompagnieoffizieven ‚ Indem einzelne 
nur zwei, Lichtenftein jogar nur einen hatte. Wenn jelbit die 
gröften Heere fich nicht weniger als drei Compagnieoffiziere geftatten 
dürften, jo jei dies bei jo Kleinen Gontingenten um jo nothwendiger. 
Bei Ausbrucd eines Krieges diejem Uebelftande abhelfen wollen, 
hieße im beften Falle ganz mangelhaft ausgebildeten Offizieren Ehre 
und Glüd der Waffen preisgeben. Schon der gemeine Mann wiſſe, 
daß ihm aus jo furger, übereilter Zeit feine zuverläffigen Führer 
formen können, und diejer Umftand vermehre nicht wenig die Nach⸗ 
theile. In größeren Heeren rechnete man auf einen Unteroffizier 
10—12 Gemeine; im meiningijchen Contingent famen 23 Gemeine 
auf eimen Unteroffizier. Während man gewöhnli auf 25—85 
Gemeine einen Spielmann vechnete, ſchwankte bei den Kontingenten 
diefe Zahl zwiichen 9 und 62, Beſonders bedenklich erichien, daß 
mehrere Hauptleute und Leutnants durchaus invalide waren; Diele 
wie invalide Unteroffiziere und ganz rohe Rekruten machten einzelne 
Gontingente jelddienftunfähig. Der Stand, womit die Gontingente 
zur Mufterung ausrückten, war bei mehreren verringert, zum Theil 
dadurch, daß GCommandirende zum Polizeiz, Steuer» oder Forjtdienft 
abcommandirt oder beurlaubt waren. 








237 


regbeefigung in Blu, Gate, wirkte a, ein wenig 
Sch win m Kuguft 1840 Hatten bie franzoſiſchen Rüftungen 
kit mit. der Abficht gegen Deutſchland. Die behagliche Ruhe der 
Bundesverſammlung wurde indes, wie bemerkt, nicht eher geftört ala 
die bringenbfte Gefahr vorüber zu fein fhien; ext im Mär 1841 
hielt das Präfidium einen längeren Vortrag über die Angelegen- 
beit, welche mit dem Antrag endigte, von der Militäreommiffion ein 
Gutachten über die noch zu treffenden Maßregeln einzufordern. So 
geichah es. Zwei Monate darauf gelangte das Gutachten zum Vor— 
trage. Was die Infanterie anging, jo konnte man fich im 
Ganzen mit einer Einfchärfung der für den vollen Friedensſtand 
ſchon geltenden Beftimmungen der Bundeskriegäverfaffung begnügen, 
daß nämlich der complete Gtat an Offizieren, welcher zu der Kriegs⸗ 
formation der Gontingente nöthig ift, auch im Frieden ftetö bei- 
behalten werde; von den Unteroffizieren jollte nur ein Drittel im 
Frieden beurlaubt werden; von ber eingeübten Mannjchaft, aljo 
erlufive Rekruten, jollte mindeſtens immer ein Sechftel unter den 
Fahnen bleiben. "Die völlige Kriegsbereitſchaft erforderte hiernach 
bei der Infanterie die Einberufung des beurlaubten dritten Theils 
der Unteroffiziere und der beyrlaubten fünf Sechftel der Mannſcheft. 

Bei der Kavallerie galt für die Offiziere daffelbe, die Unter- 
offigiere und Trompeter follten ebenfalls nicht ftändig beurlaubt 
werben konnen. Für Manni chaften und Pferde geſtattete die 

sverfaſſung ein doppeltes Syſtem: 

1) Sämmtliche Pferde, die zum Kriegsetat gehören, find vor— 
täthig, Zönnen aber bis zu zwei Drittel nebſt Mannſchaft be— 
urlaubt ſein; * 

2) vom Pferdebedarf im Frieden darf ein Fünftel age 

fann ein Fünftel der Mannſchaften beurlaubt fein; es 
—* jedoch Vorkehrungen getroffen jein ‚ daß die Mobilmachung 
in der beftimmten Zeit erfolgen kann. 

Mit der reitenden Artillerie war es ganz entſprechend zu 


Bei der Fußartillerie mußte nach wie vor ein Drittel immer 
im Dienft jein, dagegen follte es mit den Unteroffizieren wie bei 
der Kavallerie gehalten werben. Die Beſpannung brauchte nur für 
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ein Drittel der Gejchüge und erſten Munitionstwagen vorhanden und 
im Dienft zu fein, von den Mannjchaften — — 
Drittel fehlen und im Urlaub fein. Entgegen dem. 

ben jeitherigen Beftimmungen jollten die Fuhrmanfcpaften ie: * 
Beſtand der Kanoniere nicht einbegriffen ſein. Bei den Pioniren x. 
jollte es von jetzt ab wie bei der Fußartillerie gehalten werben, 
Namentlich Hinfichtlich der Beichaffung der Pferde wurde num ver 
langt, daß die Bundesftaaten dem Bunde gegenüber fich über die 
ftatiftifche Controle und eine Pränotirung der für den Dienſt er- 
forderlichen Pferde auszuweiſen haben. Außerdem wurde von jebt 
ab verlangt, daß für die Erſatzmannſchaften Kadres an Offizieren, 
Unteroffizieren und Spielleuten im Frieden aufgeftellt werden. Die 
Nejerven, welche auß dem 300. Theile der Bevölkerung beftehen, 
jollten geübt, mit Kadres verjehen fein und in 10 Wochen ſchlag— 
fertig aufgeftellt werden können. 

Im weiteren wurden dann die ſchon jo oft aufgeftellten Forde— 
rungen betr, Präfenzgeit, Uebungen, Mufterungen 2c. wiederholt, und 
namentlich die Nothwendigfeit wieder hervorgehoben, daß die hohen 
Regierungen endlich dafür jorgen möchten, daß. das Kaliber ber 
Gewehre und Geſchütze wenigſtens innerhalb deſſelben Armeecorps 
den gegenſeitigen Gebrauch der Munition geſtatte. 

„Der Ausſchuß,“ heißt es weiter in dem Vortrage, „hat ſich nicht 
verhehlt, daß die Muſterung Beſchwerniſſe mit ſich führe. Nament- 
lich trat dies bei Anwendung derſelben auf Oeſtreich hervor. Wer 
immer bie Eigenthümlichkeiten des Kaiſerreichs kennt, muß mehr fühlen 
als e3 fich ausſprechen läßt, wie ungewohnt diefem, aus jo vielen 
Dölterichaften zujammengejehten großen Heere diefe amtliche Be— 
fihtigung durch andere als k. k. Generale fein werde. Wenn dem— 
unerachtet ber k. Hof, im Gefühle treuergebener föderativer Gefinnung, 
ſolcher Mufterung fich zu unterwerfen bereit ift, und wenn Se— 
Majeftät der König von Preußen diejelbe Gefinnung auf das ent 
jchiedenfte an den Tag gelegt, und nicht minder Se. Majejtät ber 
König von Baiern fich für die dermal in Antrag gebrachte Inſpeltion 
auögejprochen hat, jo darf wohl gleiches Wollen und Streben bei 
allen übrigen höchjten und hohen Regenten vertrauensvoll voraus⸗ 
gejett werden.“ 

Und gerade die minder mächtigen Staaten hätten dazu beſondere 
Veranlaffung, denn erfahrungsmäßig würden fie bei einem unglüd- 











Sn Baiern wurden darnach zur Ausbildung der Refruten 
nur drei Monate vertvandt; bei der Infanterie fehlten 360 Unter: 
offiziere, die Infanterie umb Artillerie wurden nur alle zwei Jahre 
zu ben vierwöchentlichen Hebungen herangezogen, Als der bairijche 
Vertreter darauf ——— — 
der Offiziere und Unteroffiziere, ſodann des vortrefflichen Willens 
der Mannſchaften, die Infanterierekruten binnen 6 Wochen vollkommen 
dienſtfähig gemacht werden könnten, meinte Referent, die bairiſche 
Regierung würde doch wohl nicht annehmen, daß zwiſchen den 
Eigenſchaften ihrer Leute und denen der anderen Bundesſtaaten 
ein jo wejentlicher Unterjchied bejtünde, daß fie in der Lage jei, nur 
die Hälfte der Ausbildungszeit zu gebrauchen, die jene nöthig Hatten, 
Bei dem würtembergiſchen Gontingent hatte die Gompagni 
nur drei Offiziere, deögleichen fehlte ein Theil der Fägermannichaft: 
da3 Gleiche galt von Baden und Hefjen, bei welchen außerdem noch 
36 Unteroffiziere und 239 Gemeine am Präfenzitande fehlten; ähnlich 
war ed auch bei Sach ſen, das außerdem jeine Nejerven im Frieden 
gar nicht üben ließ und nicht mit Bekleidung, Ausrüftung und Be- 
waffnung verjehen hatte. Außer den beregten Nebelftänden und dem 
Mangel an Offizieren auch bei der Kavallerie wurde Hier aud) bie 
viel zu kurze Präjenzzeit der Artillerie, ſowie das Fehlen der zweiten 
Gewehrgarnitur für die Reſerve gerügt. Sehr übel jah e8 bei dem 
naſſauiſchen Contingent aus; an der Organijation der Jäger 
fehlte e8 ganz, an Gemeinen sehlten gegen 700 Mann; die Präjenz- 
zeit dauerte nur 17 Monate, bei der Artillerie fehlten 50 Kanoniere. 
Die Pioniere wurden die Hälfte des Jahres beurlaubt und waren 
ohne jede Ausbildung; die Rejerven waren ohne jede Formation 
und wurden bloß in Liften geführt; für die Stäbe hatte Naffau 9 
Offiziere und 19 Unteroffiziere zu wenig geftellt. Bei der hanno— 
verſchen Divifion wurde ebenfalls noch manches vermißt, 3. B. 
fehlte noch eine Vereinbarung mit Braunjchtveig wegen des Divifiond- 
und Brigadeverbandes , ſowie der Beftimmungen über die Kriegs— 
formationen umd die für die verjchiedenen Stäbe erforderlichen 
Generalftaboffiziere und Adjutanten; beim braunſchweigiſchen 
Gontingent mußte außerdem der Mangel an Chargirten und Aerzten 
und der au niedere Präſenzſtand gerügt werden; das holſtein— 
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fand man völlig vernadhläffigt und ungeübt, noch fchlechter Stand es 
bei Lippe, deſſen Hauptmann ebenfall3 wie der Oberbefehlshaber 
invalide war; das lichtenfteinifche Heer hatte noch immer fein gleiches 
Gewehrkaliber. Bon allen Monita waren Ende 1861 noch 21 ganz 
unbeantwortet, 1862 noch 16, 1863, als die Mufterung wieder be- 
gann, noch 10. 

Wenn die Ergebnifje diefer Mufterung auch) mehr ala früher 
befriedigende genannt wurden, jo waren immerhin nod) 44 Monita, 
an denen Würtemberg wieder mit vier betheiligt war, namhaft zu 
machen. Bei diefer Regierung wurden namentlich wieder die In⸗ 
fanterie und die mangelhaften Reglement? getadelt. Ein wahrhaft 
glänzendes Lob, wie es in jenen Räumen noch nicht vorgekommen 
war, Hatten die injpicirenden Generale von Oeſtreich, Baiern und 
Würtemberg der preußifchen Armee zu ſpenden. Man fieht zwiſchen 
den Zeilen das widerwillige Erftaunen, mit Sorge gepaart, im 
Streit mit der fachlichen Freude und Geradheit des Soldaten; lau 
war dagegen das Lob, welches Hannover gejpendet wurde. Nächſt 
Preußen wurde am meiften Koburg-Gotha, das eine Militär 
convention mit Preußen abgeichloffen hatte, von dem Muſterungs⸗ 
offizier belobt. Alle Monita waren bei der Auflöfung der Bundes- 
verfammlung noch nicht beanttwortet, geſchweige denn erledigt. 


Viertes Kapitel. 
Marine und Küſtenbefeſtigung. 


Die Thätigkeit der Bundesverſammlung in dieſer Materie iſt, 
wie wohl bekannt, in feiner Weiſe eine erfreuliche geweſen. Nad)- 
dem unter dem Drange der nationalen Bewegung die Bundes— 
verfammlung fich gezwungen gejehen Hatte, einleitende Schritte zur 
Gründung einer Flotte zu thun, und in dielen Beftrebungen bie 
Reichsregierung fortgefahren hatte, gelangte nach dem unglüdlichen 
Verlauf der ganzen Bewegung die Berwaltung der Flotte im Herbft 
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die Frage der politiichen Verfaſſung wiederholt in ihrer praftiichen 
Geftaltung an, namentlich) waren es Rheinbundfürjten, welche auch 
dieſe, allerdings recht deforative allgemeine Landesvertretung, wie fie 
ihr Herr und Meifter beliebte, in ihren neuen Würden einzu 
verfuchten oder borgaben. 63 iſt indes ſehr bezeichnend, daß die 
Bemühungen Preußens, in die Bundesalte ein Minimum der land» 
ſtändiſchen Rechte Hineinzubringen, gerade an dem Widerſpruche 
Baierns und Wiürtembergd ſcheiterten, ſo daß bekannter Maßen 
Artikel 13 der Bundesakte in ſeiner mageren Form der Pro— 
phezeiung den noch magereren Inhalt bot: „In allen Bundesſtaaten 
wird eine landftändijche Verfaffung ftattfinden.* 

Mährend in der Negel mir die Privilegirten ein Zurüdgehen 
auf-bie zum Theil ganz erjtorbenen altftändijchen Rechte verlangten, 
richteten ſich die praftiichen Beitrebungen, namentlich Weftdeutjch- 
lands, jchon von 1814 ab auf eine jogenannte repräjentative Ver— 
falfung nach dem Mufter der von Ludwig XVII. gegebenen Charte. 
Je mehr man fi) hierbei auf eine oberflächliche Kenntniß der parla- 
mentarifchen Formen England, ſowie die VBerfaflungsformeln jtüßte, 
welche beim und zum Sturz des alten franzöſiſchen Staats gebraucht 
worden waren, defto mehr entfernte man fich von den gegebenen 
Zuftänden, deſto eifriger focht man für theoretijche Vorausſetzungen 
und gegen eingebilbete Hinderniſſe. Trotz alledem bemerkten bie 
fleinen Könige, da dieſe Beftrebungen für fie nicht ohne Werth jeien 
und für ihre antinationale Selbftherrfcherpolitit ausgebeutet werben 
fönnten. Und wie Baiern und Wiürtemberg 1815 zu Wien jenen 
Beitrebungen Preußens vorwiegend aus Souveränitätsdünkel wider⸗ 
ſtrebt hatten, ſo ſahen ſie in den alsbald verliehenen Verfaſſungen 
und ihren Landtagen eine nicht zu unterſchätzende Stütze ihrer 
Partikularpolitik. Preußen ließ ſich leider durch den ruſſiſchen Ein- 
fluß von jeinen guten Abfichten wie von der Erfüllung jeiner Vers 
ſprechungen abbringen. — Die Bundesverfammlung ihrerjeitd über - 
nahm zivar im März 1817 die Garantie der tweimarifchen Berfaffung, 
ebenjo die der hildburghauſenſchen Oktober 1818, erklärte aber zur 
gleich, daf eine ſolche nur von ihr übernommen werben konne, wenn 
dieſe durch einſtimmigen Beſchluß des Fürſten und der Stände be 
antragt werde. Als aber auch innerhalb der Bundesverſammlung 
die verſchiedenen Strömungen zu bemerken waren, welche draußen 
mit lautem Toſen aufeinander trafen, ſchien es der Präſidialmach 





weiſen. So ergriff denn auch im September 1819 
das Wort, um unter vielen Klagen darauf zu 
— — anfange das landſtändiſche Princip mit 
Grundſätzen und Formen zu verwechſeln, jo daß 
dadurch der Bund, bezw. bie Griftenz der Monarchie gefährdet 
wiirde, Man wolle in dieſer Form die Rechte des Bundes angreifen, 
ein allgemeines politifches Sprachgewirr und eine für Deutfche 
unbegreifliche Oberflächlichteit umd Verkehrtheit habe fich, durch das 
Ausland dazu verführt, an diefem Artikel entwidelt. Deshalb mitffe 
man jest dazu fchreiten demſelben eine Grundlage zu geben, welche 
allein aus deutſchen Begriffen, deutjchem Rechte, deutjcher —— 
abgeleitet ſeien. Jedenfalls ſolle bei weiteren landſtändiſchen 
handlungen nichts geſchehen, was mit den hier vorläufig — 
geſprochenen Anſichten in Widerſpruch ftände. 

Beſonderer Tadel wird vom Präſidium zuletzt darüber ver— 
hängt, dab „die in verſchiednen Staaten eingeführte Oeffentlichkeit 
der en Verhandlungen und die Ausdehnung derfelben auf 

‚ die nie anders als in regelmäßiger, feierlicher Form 

a best Helliibun der Genate in die Welt dringen, eitler Neugier 

und Teichtfinniger Keitit zum Spiel diene.“ Cine wahrhaft 
augurale Einleitung zu der berüchtigten Metternichichen Conferenz- 
volitit. Wenn nun auch) die Verhandlungen zu Karlabad und Wien 
nicht, wie man gehofft und gewünſcht hatte, zur Ver⸗ 

nichtung der Verfaſſungen geführt, v vielmehr noch, namentlich durch 
die Oppoſition Wangenheims, zu der Beſtimmung der Wiener 
Schlußalte geführt Hatten, daß die Bundesverſammlung darüber zu 
wachen babe, daß die Beftimmung des Artilel 13 in keinem 
Bundesſtaat unerfüllt bleibe, fo: > trugen. die übrigen Paragraphen, 
55-61, diefer Afte doch durchweg das Gepräge der Metternichfchen 
Beitrebungen, d. h. bes Quietismus und ber ruſſificirten Allianz⸗ 
politit. Die Faſſung der Arlilel ft zum Theil jo allgemein, daß 
man ihmen jehr weitgehende Verſchiedenheiten unterlegen kann; zum 
—— ſie der — ber ‚altftändifchen Vertretungen freie 


Partitularpofiti ſich vielfach mit den, — —— be⸗ 
rührte. Während ſich Artitel 57 7 der Wiener x Shluhatte namentlich 





gehe erg 
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lung polemijche Bemerkungen fallen, jo dürfen dieje nicht in bie 
Deffentlichkeit dringen. Im Anjchluffe an die letzte Beſtimmung 
beſchloß die Bundesverſammlung 1824 auf Antrag Oeſtreichs, daß 
in allen Staaten mit Verfaſſungen für die Kammern „überall eine 
den Beſtimmungen der Wiener Schlußakte entſprechende Gejchäfts- 
ordnung“ einzuführen ſei. Bugleich wünſcht die Bundesverjamm- 
lung mit Sr. Majeftät dem Kaifer von Deftreich, dab die Bundes- 
ftaaten jich über die Grundlinien einer ſolchen Geſchäftsordnung 
verftändigen möchten. Es braucht nur angemerkt zu werden, daß 
es dazu überall nicht Fam. 

Als in Folge der Julirevolution in Frankreich eine neue Ver⸗ 
faſſung gegeben wurde, die den Schwerpunkt der Regierung in die 
Kammer verlegte, traten die entſprechenden Tendenzen, bie vielfach 
entſchieden republifantfch waren, auch in Deutjchland ftärker hervor. 
Die Präfidialmacht fand die Bundesverjammlung geeignet umd ges 
neigt in ihrer Weije poligeilich gegen jene Bewegungen, vornehmlich 
in den Kammern, aufzutreten. Sie nahm bie berüchtigten ſechs 
Artikel vom 28. Juni 1832 am, welche die veprejliven Abfichten 
der Wiener Schlußakte ftärker hervorfehren und die Kammern geradezu 
unter die polizeiliche Aufficht der zu erwählenden Bundestagscommiſſion 
ftellen. Da die bezüglichen Ergebnifje der Wiener Gonferenzen von 
1834 nicht zu Bundesbeſchlüſſen erhoben , worden waren, fahte 
die Bundesverjammlung 1836 den Beſchluß, daß Berichte aus den 
Kammern nur den cenfurirten Blättern der betreffenden Landes: 
vegierumg oder den zur Deffentlichkeit beſtimmten Akten derſelben 
entnommen werden durften und zwar unter Angabe der Quelle. 
Mie wenig im Grunde mit all diejen Quälereien und Nörgeleien 
ausgerichtet worden ift, bedarf feiner weiteren Auseinanderſetzung. 
Die Bundesverſammlung ließ ſich aber nicht abſchrecken, im Jahre 
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für das lippeſche dad Protokoll offen. Nachdem ſodann die ſechs— 
zehnte Stimme diejelbe Procedur noch einmal vorgenommen hatte, 
ſchwieg wieder Alles. 

Diefe 1836 zu Stande gekommene PVerfaffung, nach welcher 
die Landftände aus je fieben Abgeordneten der Ritter, Städte und 
anderen Grundbeſitzer beſtanden und nach Kurien abſtimmten, beſtand 
bis 1848 in anerfannter Wirlſambeit. Nachdem ſodann in dieſem 
Jahre den Landſtänden durch ein fürſtliches Patent ihre verfaſſungs- 
mäßigen Rechte in Finanzangelegenheiten und der Geſetzgebung an- 
erfannt war, wurde nach einem 1849 gegebenen Wahlgeje ein neuer 
Landtag von fünfundzwanzig nicht ſtändiſchen Abgeordneten eröffnet, 
mit welchem indes eine neue Verfaffung nicht vereinbart werben 
formte. Als aber nach dem Tode des Fürſten deſſen Nachfolger 
1852 die Miederherftellung des alten Landtags und Aufhebung aller 
Patente und Vereinbarungen von 1848 und 1849 von dem Sanb- 
tage forderte und dieſer jich deffen weigerte, erfolgte feine Auflöfung,. 
Die vom Landtagsausſchuß geforderte Borlegung des Etat? wurde 
verweigert und die Verfaffung von 1836 pure wieder eingeführt, 
Als deshalb die Stände bei der Bundesverſammlung petitionixten 
um Rücknahme diejer Verordnung ımd dem Fürften die Erklärung 
hierüber auferlegt wurde, beftritt diejer die Legitimation der Petenten 
umd die Competenz der Bundesverfammlung. Auf das darauf ein- 
gereichte „dringende Gejuch“ der Stände, welches dad Inhibi— 
torium der Verordnung beantragte, ließ Lippe mit großem Eifer 
erflären, ein Inhibitorium würde „die Autorität des Fürften und 
der ganzen ftaatlichen Ordnung in Lippe böchlichjt gefährden." In 
jehr weitläufigen juriftifchen Grörterungen gelangte die Bundes— 
verfammlung zu dem Beichluß die Petenten zwar abzuweiſen, Die 
Regierung aber aufzufordern, daß fie die erforderlichen Geſetzentwürfe 
über das landftändifche Finanz und Geſetzgebungsrecht den Ständen 
vorlegen jolle. Wie der Fürft erklärt hatte, daß er „mit förbder- 
jamfter Gonftituirung des Landtag nad) der Verfaffung von 1836 
verfahren werde, und von ber Heilſamkeit feines Verfahrens innigſt 
überzeugt ſei,“ jo ließ er nunmehr erklären, nach jenen Anträgen 
verfahren zu wollen. Die Bundesverfammlung beichloß demm auch 
Anfangs 1854, fie wolle der Anzeige der lippeſchen Regierung ent- 
gegenfehen, dieſe Anzeige erfolgte nicht; 1855 petitionirt der Land⸗ 
tagöauzfduß v don neuem, 1857 erklärte die lippeſche Regierung, bie 


























poration der Stadt Leer, den Repräfentanten des 
——— ray“ rn ER 


zur Sache“ stil. Mit einer Heuchelei und Dreiftigteit, die 
Bes Bien juchte, hieß es dann, die Beſchwerdeführer wüßten 

wohl, daß fie im Unvecht ſeien, alles liefe auf Skandal— 

machen Sierfür,“ erklärte der Geſandte, „ſpricht die Wahr- 
ang Sr gi Ze der im dunkeln jchleichenden Feinde 
und der Ordnung.” Die fönigl. hHannoverjche Regierung 

—* h in dem Vertrauen zu der Mehrheit der Bundesverſammlung 
richt getäufcht, die Reflamationen wurden entweder wegen formeller 
Bedenken zurücgegeben, oder falls dieje Bedenken nicht vorlagen 
ad acta gelegt. Allein damit war die Angelegenheit für die Bundes- 

bei weitem noch nicht erledigt. 

Gelegentlich der Abftimmung über die Osnabrücker Petition 
erklärte Baiern, daß hier von dem Bejchtwerderecht einzelner Corpo— 
rationen um jo eher abzujchen ſei als die Gompetenz der Bundes— 
verfammlung nach Axtitel 31 dev Wiener Schlußakte — nach welchem die 
Bundesverfammlung das Necht und die Verbindlichkeit hat für den 
Vollzug der Bundesartikel und der übrigen Grundgejete des Bundes 
zu ſorgen — feinem Zweifel unterliegen könne. Demgemäß müſſe 
die Bunbeöverfommlung verlangen, daß Hannover mit feiner Er- 
Härung in die Sache jelbjt eingehe und jeinen Mitverbündeten eine 
— altenmäßige Kenntniß von der geſammten Lage der dortigen 

Nungsangelegenheit gebe, und Baiern ftelle hiermit den förmlichen 


Darnach erhob ſich Wiürternberg und erklärte die Zuſtändigkeit 
bar Denbesveriemmlung ebenfalls für außer Zweifel ftehend, ebenfo 
begründet jei rechtlich die Legitimation der Petenten. Sollte dies 
aber auch nicht der Ball fein, jo Habe die Bundesverſammlung 
nach der Berfaffung die Pflicht von Amtswegen einzuwirken; dieſe 
Einwirkung jei aber nach der gegemmwärtigen Lage ber Verfaſſungs⸗ 
angelegenheit in Hannover begründet. Denn wenn Se. Majeftät 
der König von Hannover den Rechtstitel der Verfaffungsaufhebung 
auf die Behauptung gründe, daf bei Einführung derjelben die Ag- 
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naten, alfo auch er, nicht gefragt worden jei, fo ſei dies ftaatsrechtlich 
ganz unhaltbar, da den Agnaten fein Theil an der Regierungsgervalt 
zuftände, Uebrigens jei die Berfafjung von 1819 ebenjo wenig 
wie die von 1835 unter Mitwirkung der Agnaten zu Stande ge— 
fommen, Darnach erjcheine aljo die durch das Patent vom 
1. November 1837 erklärte Aufhebung derjelben als eine, mit Ver— 
letzung des Artikel 56 der Wiener Schlußakte eingetretene, thatjächliche 
Unterbrechung des Rechts- und Beſitzſtandes. 
„Eben darum,“ folgert die würtembergiſche Regierung weiter, 
tonnte aber auch die mit Annahme des Staatsgrundgeſetzes von 
1833 erlojchene frühere Verfaffung von 1819 durch diejen Akt nicht 
wieder aufleben und überhaupt einjeitig nicht wieder hergeftellt 
werden. Vielmehr möchte der Schluß fich rechtfertigen laffen, daß 
in der unter mannigfaltigem Widerjpruch einzelner Corporationen 
einberufenen, nicht einmal vollftändig nad) den Beitimmungen der 
bon Er. Königl. Majeftät von „Hannover ala rechtmäßig beftehenb 
erklärten Berfaffung von 1819 conftituirten neuen Ständeverfammlung 
ein zu rechtsgültigen Verhandlungen und Beſchlüſſen befugtes Organ 
des Landes nicht zu erkennen jei, eben darum ben mit benfelben 
gepflogenen Verhandlungen die rechtsbeftändige Gültigkeit abgehe, 
und deshalb eine daraus folgende Vereinigung über Wiederherftellung 
der Berfaffung von 1819 nicht angenommen werden fönne, zumal 
überhaupt die Abänderung einer in amerfannter Wirkſamleit be- 
ftandenen landſtändiſchen Verfaſſung nicht gleichlam ftilfjchweigend, 
jondern nur auf dem in derjelben beftimmten Wege zu bewirken iſt.“ 
Nachdem im Weiteren hervorgehoben ift, daß mit der uwoll⸗ 
ftändigen neuen Ständeverfammlung feine Verftändigung erzielt und 
diefe deshalb vertagt worden jei, wird bemerkt, es laſſe fich gar 
nicht abjehen wie ohne Eingreifen der Bundesverfammlung eine 
baldige friedliche Herftellung des dortigen Rechtszuſtandes herbei— 
geführt werden ſollte. Wenn die hannoverſche Erklärung aus poli- 
tifchen Gründen eine ſofortige Zurückweiſung der Petenten verlangt 
umd hinzugefügt habe, „daß die Feinde des Rechts und der Orb» 
numg im Dunkeln weiter eine geheime Thätigkeit entiwidelten,“ fo 
möchte gerade darin eine neue Aufforderung für bie — 
des Bundes vorliegen. „Denn,“ fährt Würlemberg fort, „es ift m 
zu mißfermen, daß der vorliegende Fall die Augen des — 
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beutichen Baterlandes auf ſich gezogen Hat, und deſſen Erledigung 
nicht ohme folgenreichen Einfluß auf das Vertrauen und die Bürg- 
ift welche die in anerkannter Wirlſamleit beſtehenden 
faffung —* Heiligkeit der Verträge, in der Sicherheit des 
ku ee Grundgeſetzen des deutjchen Bundes und in 
einer beffen Verpflichtungen entiprechenden Handhabung derſelben 
durch die Bundesverſammlung finden follen. Durch eine, die ver= 
tragamäßigen Rechte de3 Bundes wahrende Erfüllung der aus dem 
jelben hervorgehenden Verpflichtungen wird wohl weder die Auf- 
regumg im Lande genährt, noch werden Hierdurch die Feinde bes 
> und der Ordnung begünftigt werden.“ Pielmehr würde, 
wie weiter ausgeführt wird, das Gegentheil der Fall jein. Dem— 

nach müſſe verlangt werden, daß alle Akten dev Bundesverſammlung 
vorgelegt würden. In einer jehr abgeſchwächten und verflaufulirten 
ee die Vorlage ber Akten ebenfalla fir wünſchens— 


Nachdem dann das Präfidium conftatirt hat, daß die Mehr- 
beit der Abftimmungen bereits für die Abweiſung der Petenten wegen 
nicht gehöriger Legitimation fich ausgeſprochen habe, nahın Hannover 
das Wort, um jeine Entrüftung darüber zu äußern, daß eine einzelne 
Regierung wie die würtembergifche fic) beitommen Lafje, die Beſchluß— 
ziehung im letzten Stadio noch durch Ginmifchung neuer Anträge 
aufzuhalten, wodurch nothwendig eine allgemeine Gejchäftsverwirrung 
und eine völlige Lähmung der Wirkſamkeit des Bundes entftehen 
müfje; das widerſpreche zu ſehr dem jeitherigen Geſchäftsgange, ala 
daß dieſe Abſicht Wiürtembergs nicht eine feierliche Verwahrung von 
fönigl, hannoverſcher Seite zur Folge haben müßte, Hannover 
müffe deshalb gegen die Sn bes Präſidiums auf der heutigen 
Schlußabſtimmung beſteh 

Um die weiteren, — die Sache nicht wichtigen DVerwahrungen 
und Gegenverwahrungen zu. übergehen, muß nur hervorgehoben 
werben, daß die Stimme des Rechts und Gewiſſens, die Würtem⸗ 
berg hier in ſo höchſt anerlennenswerther Entſchiedenheit erhoben 
hatte, nicht ganz ungehört verhallte; es machte ſich ein gewiſſes 
Schwanken bei den folgenden Abftimmungen bemerklich, und bie 
hannoverſche Regierung jah ſich zu weiteren Erklärungen genöthigt; 
die Petenten aber wurden, wie bemerkt, abgewieſen durch Mehrheits⸗ 
beſchluß. In der letzten Sitzung des Jahres aeigte der hannoverſche 
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Gejandte an, daß die bezüglichen Erklärungen an die Gejandtjchaften 
behufs Mittheilung an ihre Committenten abgegeben jeien. Die 
Gompetenz des Bundes erkannte Hannover alfo nicht an. Im 
April 1839 erklärten fich nun Baiern, Sachſen, Würtemberg, Heffen, 
bie ſächſiſchen Häufer und Baden dahin, daß die Bundesverſammlung 
in der Aufhebung der Verfaſſung von 1833 eine Verletzung des 
Artikel 56 der Wiener Schlußakte erkenne; in den Angriffsmitteln, 
welche aus fortdauernden formellen —— in Hannover 
ben Gegnern des monarchiſchen Princips bereitet wilrden, müſſe 
die Bundesverſammlung einen um ſo dringenderen Beweggrund 
erblicken, dermal der königl. hannoverſchen Regierung die Aufrecht- 
erhaltung des formellen Rechtszuſtandes, ſonach die 

etwa für nöthig erachteter Abänderungen ausſchließüch auf dem 
dieſem Rechtszuſtande entſprechenden Wege angelegentlichſt zu empfehlen. 
Den Antrag, ſofort eine Commiſſion für die Prüfung dieſer An— 
gelegenheit zu wählen, wies die Mehrheit ab, da man erſt die Nüd- 
üußerung Hannovers, die längjtens binnen vier Wochen einlaufen 
müſſe, abzuwarten habe. Die freien Städte erklärten ſich nachträg- 
lich ebenfalls für die Commilfion, Als Mitte Juni die hannoverſche 
Erklärung immer noch nicht eingelaufen war, erfolgte von Seiten 
bed Präſidiums eine nachdrüdliche Erinnerung. ‘Ende des Monats 
fand dann Se. Majeftät der König von Hannover nicht das mindefte 
Bedenken, dem Anfinnen der hohen Mitverbündeten bundeäfreundlich 
entgegen zu fommen. Diejer freiwillige Schritt involvive aber keines— 
wegs die Anerkennung der Gompetenz der Bundesverjammlung. 
Solches gejchehe nur, um dem Bunde die beruhigende Ueberzeugumg 
zu gewähren, daß in diefer Angelegenheit von des Königs Majeftät 
die föderativen Grundgeſetze in keiner Beziehung verlegt worden find, 
Folgt dann die Auseinanderjegung auf 43 Foliofeiten, in welcher 
zunächſt nachgewiefen werden joll, daß die neue Verfaſſung die 
Integrität der monarchiſchen Regierungsgewalt untergrabe, daß fie 
angeerbte agnatijche Rechte der Welfen verletze, — bei dieſem Punkte 
hebt die Beweisführung von Heinrich dem Löwen an; — endlich 
daß die Form der Einrichtung der neuen Verfaſſung mit den Vor— 
ſchriften der Grundgeſetze des deutſchen Bundes nicht im Einklang 
geſtanden habe. Der hannoverſche Vortrag ſchließt mit der 
Forderung neuer Friſt zur Inſtruktionseinholung, da weſentlliche 
Buntte feiner Erklärung neu jeien und von den Regierungen noch 





dann das Präfidium das Protokoll fir die Abftim- 
mungen und begann mit der feinigen. 
Es hat fein Interefie diefe langathrmigen, gewundenen und ge 
juriftifchen Stilproben, oder die bekannten Bundestags- 
Präfidialphrafen zu wiederholen, der Schluß lautet: 

In Anbetracht dab in dem Königreich Hannover eine ben 
Erforderniſſen der Bundesverfammlung und Schlufakte entjprechende 
Verfaffung,, unter übereinftimmender Mitwirkung der Regierung 
und Stände, in Ausübung ift; daß dem Bunde feinenfalls die 
Berpflihtung obliegt, und auch nad) Anfiht Sr. Majeftät des 
Kaiſers micht das Necht zufteht, in die dermalen in Hannover be= 
ftehende der Dinge einen Eingriff zu thun; und daß endlich 
eim ſolches Ginjchreiten, ließe es ſich aud) rechtfertigen, der Ueber— 
zeugung Sr. Majeftät zu Folge, mit ſehr bebenklichen Folgen, ſowol 
für das Königreich Hannover, als für den gefammten Bund, verknüpft 
fein würde, haben Allerhöchitdiejelben Ihre Gejandtichaft beauftragt 
dahin zu ſtimmen, daß dieſe hohe Verſammlung den Beſchluß faſſe: 

Die Bundesverſammlung finde ein Einſchreiten zur Abſtellung 
der gegenwärtig im Königreich Hannover beſtehenden landſtändiſchen 
Verfaſſung und zur formellen Aufrechterhaltung des Staatögrund- 
geſehes vom Jahr 1833 in den Bundesgeſetzen nicht begründet.“ 

Allerdings könne Se. Majeftät ber Kaifer nicht umhin, nod) 
eine vertrauensvolle Erwartung dahin auszuſprechen: „daß Se. 
Majeſtät der König von Hannover geneigt fein werde, Allerhöchitihrer 
iwieberholt ausgefprochenen Wbficht, mit den dermaligen Ständen 
über das Verfaſſungswerk eine Vereinbarung zu treffen, Folge geben 
werde.” Dean braucht ſich nicht zu wundern, dafs der preußiſche 
Gefandte in einer kurzen Gıflärung der - Abftimmung Deftreich® zum 
großen Theil in wörtlichern Anfchluß I beitrat, Baiern beharrte auf 
feinem früheren Standpuntte , indem es namentlich noch einmal 
herborhob: „Gefährlich erſcheint es aus dem Standpunkt der 
Politik für das monarchiſche Prineip wenn die Unterthanen der 
dem beutjchen Charakter beſonders eignen und deffen Fittlichen Werth 
erhöhenden Achtung des geſehzlich Beſtehenden entwöhnt werden, 
indem ſie ſo bald von oben herab ir in Frage geſtellt ſehen, was die 

Fiſcher, Seid, bei beutfchen ——— a. m 18 
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Sanktion de3 Monarchen erhalten hat, und wenn fie in raſchem 
Nebergange dasjenige als ungültig und veriverflich betrachten jollen, was 
fie kurz vorher noch angewieſen waren, al3 unverbrüchlich und uns 
verleblich zu verehrten.” Sachjen wünscht die Wahl einer Commiffion, 
Miürtemberg hält alles PVorgebrachte aufrecht, Baden tritt der bai- 
riichen Erklärung ihrem ganzen Inhalte nach bei; Kurheſſen wie 
Deftreich, deögleichen Dänemark, die Niederlande, beide Mecklenburg, 
Dldenburg, Anhalt, Schwarzburg, ferner die ſechs Durchlauchten 
der 16. Stimme; die freien Städte wie Baiern, die ſächſiſchen 
Häufer für eine Commiffion. Die großherzoglich heifiiche Regierung 
icheint unterdeffen von Deftreich ſtark bearbeitet worden zu jein, denn 
nachdem fie mit ihrer Abftimmung gezögert hatte, antwortete fie mit 
dem größten Vertrauen zu den landesväterlichen WAbfichten Sr. 
Majeftät des Königs: die Bundesverfammlung könne denn auch ge= 
troft den Erfolg der Verhandlungen zwiſchen Regierung und Ständen 
abwarten, wenn aber fogleich bejchloffen werden müſſe, jo fei es 
mehr für eine Bequtachtungscommiffion. Nachdem ſich Braunſchweig 
und Naſſau sans phrase für Deftreich erklärt hatten, wies aljo bie 
Mehrheit der Bundesverjammlung die Einmiſchung zurüd und ſprach 
nunmehr auch ihrerjeitd die „vertrauensvolle Erwartung” der Prä- 
fidialmacht aus. Nachdem jo Hannover im Großen und Ganzen 
feinen Zweck erreicht hatte, fonnte es daran denken, in jeiner Weiſe 
zu Racheaften zu jchreiten, zu deren Ausübung ebenfalls die hohe 
Bundesverſammlung noch in Bewegung zu jeßen war. 

Auf Anfuchen des Magiftratd von Osnabrück hatte nämlich 
die Juriſtenfakultät zu Tübingen ein Nechtsgutachten über bie 
hannoverjche Verfaſſungsfrage abgegeben, ſelbſtverſtändlich war es 
gegen die Regierung ausgefallen; nachdem ſich die Fakultäten von 
Heidelberg und Jena angefchloffen Hatten, waren die Gutachten mit einer 
Vorrede Dahlmannd bei Fromman in Jena veröffentlicht worden, 
der hannoverſche Gejandte beantragte die Unterdrücdung diefer Schrift, 
denn das Tübinger Gutachten enthalte eine völlige Theorie des Rechts 
der Revolution. Nach Anficht der Commiſſion (Baiern, Sachſen, 
Baden) war die Beſchwerde begrünbet, das Präſidium jeßte fie von 
neuer auf die Tagesordnung und beantragte im Namen bes Prä- 
ſidialhofs, daß die Schrift unterdrüct werde, daß die weimariſche 
Regierung ein Verfahren gegen Druder und Verleger, die würtem⸗ 
bergifche ein ſolches ‚gegen bie Tübinger Juriſten einleite. Zum 
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beantragt e3, den Fakultäten das Abgeben von Gutachten, 
er in Civilſachen, zu verbieten. 

Interdefjen richtete das hannoverſche auswärtige Amt an das 
würtembergijche eine Note, im der die ſchwerſten Beichuldigungen 
und Anklagen gegen die Fakultät in Tübingen erhoben wurden: Die 
Berfafjer hätten ich des Hochverraths, des Predigens der Revolution 
u. J. wm. ſchuldig gemacht und verdienten die ſchwerſte Beſtrafung; 
diefe Note wurde der Fakultät zur Beantwortung vorgelegt, welche 
denn natürlich mit einer entjchiedenen Zurückweiſung jener Anklagen 
endigte. Mit einer kühlen Anttvort des würtembergiſchen aus— 
wärtigen Amts jchloß dieſer Zwiſchenalt. Durch Mehrheit wurden 
ſodann, abgejehen vom letzten Punkt, jene öftreichiichen Anträge 
acceptirt; Würtemberg und Baiern proteftirten gegen die Majori- 
firung, Sadjfen behielt ſich jeine Rechte vor. 

Zu einem weiteren Nacheaft gab jich die Mehrheit ebenfalls her, 
indem fie auf Antrag des Präfidiums beichloß, von dem Anwalt 
Dr. Heflenberg Eingaben in Sachen der hannoverſchen Verſaſſung 
nicht mehr entgegen zu nehmen. 

Allein damit war die Thätigfeit der “Bundeöverfammlung in 
diefer Angelegenheit noch nicht beendigt. Die im September 1848 
beichloffenen Verfafjungsveränderungen hatten zwar verichiebnen 
Nitterichaften des welfiichen Königreichd Anfang der funfziger Jahre 
— zu Beſchwerden bei der Bundesverſammlung gegeben, allein 

bei dieſer fam die Angelegenheit erſt in Fluß, als mit einer ge— 
eigneteren Regierung im Hannover der jogen. Sicherheitsausſchuß 
ſich jener Beitimmungen bemächtigte im März 1855. Die Juriſten 
dieſes Ausſchuſſes mußten zwar ‚zugeben, daß die Verfaſſungs⸗ 
veränderungen verfaſſungsmäßig zu Stande gekommen ſeien, denn 
ſie waren auf Antrag der hannoverſchen Regierung durch beide 
Kammern inſofern einfüimmig erfolgt, als fie, dem Erforderniß des 
8 180 ber Berfaffung von 1840 entjprechend , diefen Paragraphen 
einitimmig aufgehoben hatten. Aber dieſe Aufgebung, mälelten die 
felben Juriſten weiter, jet n nur gefehefen, um Wenderungen zu er- 
möglichen, was dem Geifte | der Verfafjung von 1840 widerſpreche. 
Deshalb jeien alle Aenderungen, welche auf dieſem verfaſſungswidrigen 
Haupibeſchluß beruhten, ebenfalls verfaſſungswidrig. Da aber die 
Bundesverſammlung jene Verfaſfung nicht garantirt hatte, und eine 
ausreichend begründete Beſchwerde nicht vorlag, fo — * Bundes⸗ 
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Inſtruttion bei den Bumbesregierungen einholen zu laffen, kam die 
Angelegenheit erſt nach anderthalb Jahren in der Bundesverſamm— 
lung dadurch wieber zur Verhandlung, daß der Landgraf von Heffen- 
Rotenburg gegen einzelne Beftimmungen biefer neuen Verfafjung 
Beichwerde erhoben Hatte. 

Als aber die Bundesverfammlung die kurheiftiche Regierung über 
biejelbe zur Erklärung aufgefordert hatte, ließ diefe nad) einem halben 
Jahre erklären: dieje Frage würde erſt dann vor die Bundesver— 
ſammlung gehören, wenn fie die Garantie der Verfaſſung über- 
nommen hätte, jo lange dies aber nicht geichehen ſei, verweigere 
die furfürftliche Regierung jede weitere Erklärung. Da die unter- 
des zur Berathung diejer Frage eingejegte Bundestagscommiſſion 
es zu feinem Berichte brachte, jo war die Angelegenheit damit einft- 
weilen in der Weiſe der Bundesverfammlung erledigt. 

Unterdefien Hatten in Kurheſſen die Kämpfe zwifchen Ständen 
umb Regierung ſchon begonnen. Sie find in den dreißiger wie in 
den funfziger Jahren an den Namen Haflenpflug geknüpft. Die 
Darftellung auch diefer Streitigkeiten kann hier nur inſoweit geſchehen 
ala die Bundesverjammlung bei dem Verlauf betheiligt iſt. *) 

Nachdem die Stürme von 1848 und 49 ſowol in die Ver— 
faſſung verjchiedene Veränderungen im Sinne der Zeitſtrömung ge— 
bracht, ald auch ein neues Minifterrum geichaffen hatten, war diejes 
im Geift ber nationalen Bewegung bis Anfangs 1850 der preußijchen 
Union treu geblieben. Wie aber der Sinn des Kurfürſten nächſt 
dem Geldertverb auf nichts mehr bedacht war als auf die Bejeitigung 
ber feine Macht einjchränfenden Verfaſſung, jo hatten Schwarzenberg 
und die Ruffen leichtes Spiel ihn auf ihre Seite zu ziehen. Und 
ala vollends Hafienpflug wieder Ende Februar 1850 die Regierung 


*) Die Alten ber Bundescommiſſäre befinden ſich in drei ſtarlen Fas— 
eitelm im Archiv, Schrank II No. 94a. Schon der Rahmen dieſer Arbeit hat 
den Berfaffer von der Aufgabe befreit, & das durchweg häßliche Detail, das 
vielfach auf Perjönlichkeiten beruhend ein whiſtoriſches Intereſſe jelten bietet, 
zu verarbeiten. Sehr vermißt hat er aber die wichtige, politifche Correſpon⸗ 
benz bes öftreichiichen Commifjärs, Grafen Rechberg, mit Frankfurt, Wien, 
Münden und Dresden vom 27. Oftober 1850 bis 15. September 1851; die: 
jelbe war über 300 Nummern ſiart, bis 1865 in den Händen des öftreichifchen 
Begationsraths dv. Braun, wurde im Januar 1866 ala „beionber® zu reſer⸗ 
viren” an bie Bundeskanzlei ‚gegeben, ſodann aber auf Requifition von Wien 
nach bort ausgeliefert. 
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übernommen hatte, konnte ſich Niemand über deſſen Mahregeln 
täufchen. Mlabald traten ſchwere Kämpfe, Auflöfung und Ende 
Auguft Steuerverweigerung und abermalige Auflöfung ein. Als 
aber bei der Steuereinziehung die Behörden ihre Mitwirkung ver 
fagten, erichien dem Minifter Haflenpflug der mittlerweile durch 
Dejtreich einberufene Rumpfbundestag ala Helfer in der Noth jo 
geeignet, daß ſchon, nad) der Regiftratur der vertraulichen Situng, 
am 12. September Sachen, in Vertretung von Kurheſſen, in fo 
polternder Weife von der Bundesverfammlung die Billigung aller 
Regierungsmaßregeln und jofortige Unterftüßung der Bundesver- 
ſammlung verlangte, dat das Präfidium, ſei es, daß Deftreich feine 
Beziehungen zu Preußen noch nicht jo compromittiren mochte, ſei es, 
daß die kurheſſiſche Regierung fich noch nicht ganz an das öſtreichiſche 
Syſtem außgeliefert hatte, nicht umhin konnte, jene Angaben für 
zu dag zu erklären und die kurheſſiſche Regierung zu Förmlicher 
Information und Stellung beftimmter Anträge aufzufordern. 

Die wenige Tage darauf von dem kurheſſiſchen Bundestags» 
gejandten vorgetragen, völlig einjeitige und partetiiche Darftellung 
fuchte ihrer Sache ein politijches Relief zu geben, indem fie mit 
den Worten anhob: „In dem offentundigen Zuftande Kurheſſens 
legt jich der Kampf der Principien der Revolution und der Monarchie 
zu Tage.” Die bereits früher geftellten Anträge wurden wiederholt 
und jest einem Ausſchuſſe von Dreien zugewiejen, in welchem die 
einzige Gapacität Herr von Linde war. Wie dieſer ald Referent 
bereit3 nach drei Tagen feinen Bericht erftattete, bedarf feiner Aus— 
führung, namentlich fand er aber die Bundesverfammlung auf das 
ftrenafte verbunden, „einer folchen alle Hierarchie des Dienftes 
zerftörenden Zuftand ſofort zu befeitigen“. Indem zum Schluß 
Kuchefien aufgefordert wurde, die landesherrliche Autorität wieder 
herzuftellen, behielt fich die Bundesverfammlung weitere Maßnahmen 
vor, während Hannover und Baiern der früheren Aufforderung 
gemäß erklärten, ihre Truppen ftänden zum Gingreifen bereit. Auf 
—— des indes durch Heſſen und Hannover verſtärkten Ausſchuſſes 

und auf die kurheſſiſche Erklärung hin, daß die Kräfte Kurheſſens 
zur Ueberwindung der Kriſe nicht ausreichten, beſchloß die Bundes— 
verſammlung am 7. Oktober Hannover ſolle mit acht Bataillonen 
Infanterie und entjprechender Artillerie und Savallerie an die fur- 
heſſiſche Grenze vorrüden, während Baiern wieder erflären konnte, 


j 
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Unter Vorlegung einer Dentſchrift, der, wie es fcheint von 
Uhden abgefaht, auch eine eingehende hiſtoriſche Darftellung über 
—— — beigegeben war, wurde Anfangs 1852 

besverjammlung jolle die Verfaſſung von 1831 
en von 1848/1849 außer Wirkfamkeit jeken und die 
mit der kurheſſiſchen Regierung vereinbarte und hierdurch vorgelegte 
rebidirte Verfaffung verleihen und garantiren, Bei der im März 
db. J. ausgeſprochenen Annahme dieſer Anträge übernahm die 
Bundesverſammlung jedoch eine Garantie nur im Allgemeinen und 
forderte die kurheſſiſche Regierung auf, nach der Publikation fie den 
Ständen vorzulegen und die Neuerungen derjelben der Bundesver— 
jammlung jpäter zu unterbreiten. Alsbald begann der Sturm ber 
Petitionen, bejonderö der heſſiſchen Ritterichaft an die Bundesver- 
ſammlung; der kurheſſiſche Bundestagsgefandte trug die Aeußerungen 
der Stände im Sinn der Regierung vor und Haſſenpflug jchrieb 
Denkichriften, die nicht ins Protokoll aufgenommen wurden. Ueber 
alles mafjenhaft angewachſene Material fam es erſt im Juli 1859 
zum Vortrag des Ausſchuſſes. Nachdem alle Einzelheiten vorgeführt 
und im einer Halb vermittelnden Weiſe zu erledigen beantragt waren, 
verichob das Präfidium die Abftimmung über die Anträge auf acht 
Wochen. Allein nun begann wieder die Gouliffenarbeit, und ala 
nach beinahe vier Monaten die gewünfchte Majorität zuſammen ver 
handelt worden war, beantragte Deftreich, den ganzen Ausfchußbericht 
nebſt Anträgen unter dem Vorwand, daß die kurheffiiche Regierung 
nene Erklärungen abgeben wolle, an die Gommiffion zurückzuverweiſen, 
d. h. die Petita der Stände zum großen Theil ad acta zu legen und 
ber Furheifiichen Regierung Zeit zur Oltroyirung einer neuen Ver— 
faffung ... geben. Die aehorſame Majorität ſagte auch hierzu Ja 


Preußen aber, das endlich Kraft gefunden hatte, die ruſſiſche 
Zwangslinie zu durchbrechen, erklärte: Der ganze Verlauf jeit 1852 
beweife, daß die durch bie ; Intervention des Bundes beabfichtigte, 
beruhigende definitive Gledigung difer 3 Angelegenheit nicht erreicht 
fei, es beftehe vielmehr immer noch ein Proviforium; die preußifche 
Regierung jehe alfo die in ihrem rechtlichen Beitande nicht definitiv 
aufgehobene Verfaſſung dom 1831 als die rechtliche Grundlage ber 
weiteren Entwidlung an, einzelne bundestwibrige Beftimmungen könnten 
ja aus ihr entfernt werden. Die Bundesverfammlung müſſe aber 








282 


den gegenwärtigen Zuſtänden ein Ende machen und die Verfaſſung 
von 1831 wieder in Wirkjamkeit jegen. Diefen Neuerungen jchlofien 
fih im Ganzen nur Weimar und Goburg- Gotha, pure mur Die 
freien Städte an. Doch that die Bundesverjammlung weiter was 
in ihren Kräften war, fie wählte Ende des Jahres einen neuen, 
großen Ausſchuß. 

Nachdem im Februar 1860 die kurheſſiſche zweite Kammer an 
die Bundesverfammlung das Erfuchen um Ginführung der Ver: 
fafjung von 1831 gerichtet hatte, erklärte die Mehrheit des Bundes— 
tagsausſchuſſes, dab die Berfaffung von 1852 zu Recht —* 
verlangten aber die Stände Abänderungen auf Grund nicht bundes- 
toidriger Beitimmungen der Verfaflung von 1831, lo habe die fur- 
heſſiſche Regierung dem ftattzugeben. 

Was die von den Ständen 1857 erhobenen 12 Beſchwerde— 
punkte anlange, jo jeien 10 ohne jeden Anftand zu genehmigen, 
bei zweien jei leicht, jo jagte man naiver Weife, ein Einverftändnik 
zu erreichen. Es war Died aber das Ausgabenbewilligungsrecht, 
welches die Stände forderten und der Competenzgerichtähof, den die 
Stände verwarfen, indem fie wünjchten, daß Streitigfeiten zwiſchen 
ihnen und der Regierung den ordentlichen Gerichten nicht entzogen 
würden. Preußen erklärte hierauf, es jähe in diefem Vorgehen der 
Bundesverfammlung zwar eine Annäherung an feinen Standpunkt, 
aber wenn die Bundesverfammlung die Berlicjichtigung der Ber- 
fafjung von 1831 von den Erklärungen der Stände aus dem Jahre 
1857 abhängig mache, jo fehle ihr dafür ebenjo jede rechtliche wie 
jede jaktijche Grundlage. Die Berfaffung von 1831 jei noch rechts— 
bejtändig, denn die Bundesverjammlung habe fie nur aufheben 
können, joweit fie bundeswidrige Beltimmungen enthalte. Die Ver: 
faffung von 1852 enthalte aber weit mehr Aenderungen als bie 
Bundesgeſetze verlangten und in ſo großer Anzahl, daß dieſe nicht 
eine revidirte, ſondern eine ganz neue Verfaſſung ſei, daß dieſe 
aber nicht in anerkannter Wirkſamkeit beſtehe, ſei ſelbſtverſtändlich 
So entbehre der Ausſchußantrag der rechtlichen Grundlage in 
jeder Beziehung. Die thatſächliche Grundlage fehle ihm aber auch, 
denn die ſtändiſchen Erklärungen von 1857 ſeien von ber hurhej- 
ſiſchen Regierung abgelehnt und dann von der zweiten Kammer 
aufgegeben worden. Nach achtjährigen Verhandlungen ſei man alſo 
ſo weit, daß alle drei Faltoren, die in Betracht fümen, unter ein: 
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ander und jeder in ſich umeinig feien: die kurheſſiſche Regierung, 
die von ihr geichaffenen Stände, die Bundesverfammlung. Auf 
a. könne die Löfung aljo nicht weiter geführt werden. 
Die Maftegeln feit 1852 ſeien meift nad) politiichen Doktrinen und 
Rechtsverdunkelung erfolgt; jo hätte man z. B. das Wahlgejek 
von 1831 nur deshalb bejeitigt, weil man das Zweikammerſyſtem 
habe; wenn auch Preußen diefem zugethan fei, jo jet dieje 

Art der Aufhebung doch ein Akt der Willtühr. Man müſſe deshalb 
auf die Berfaffung von 1831 zurückgehen und möge diefe auf ihre 
Bundeswidrigfeit prüfen. Die Petition der zweiten Hammer wurde 
gegen ben Antrag Preußens und feiner paar Helfer durch Die 
Majorität zu den Alten genommen, da die zweite Kammer allein 
nicht zur Sache legitimirt fei. Als es Ende März zur Abftimmung 
über jene Anträge fam, erklärte Oeftreich, daß Preußens Behauptungen 
auf Hypotheſen beruhten, denn die Bundesverjammlung habe 1852 
erflärt, daß die Verfaſſung von 1831 im ihrem wefentlichen Inhalte 
den Bundesgejeen widerjpreche, eine Behauptung, die ganz unbe 
gründet ift; denn nad) dem Wortlaut jener Erklärung bezieht fie ſich 
im erfter Linie auf die Beftimmungen von 1848 und 1849 umd 
befonderd das Wahlgejeß von 1849. Preußen blieb mit Oldenburg, 
Reuß j. L., Walded, Lübeck und Bremen in der Minderheit, erklärte 
jedoch, alle aus dem Mehrheitsbeichluß Folgenden Verpflichtungen zc 
ablehnen zu müflen; wogegen das Präfidium natürlich fich auf den 


bezog. 

Nachdem die kurheſſiſche Regierung jodann „auf Wunſch des 
Präfidivenden” die nicht bundeswidrigen früheren Petita der 
Stände genehmigt Hatte, obgleich letztere in ihrer Geſammtheit ſie 

gar nicht mehr anerlannten, wurde die neue Verfaſſung Ende Mai 
1860 verfündigt, ohne daß damit Kurheſſen zur Ruhe gekommen 
wäre; deshalb erklärte nun Baden i im folgenden Sommer, im Juli 
1861, die Zuftände in Kurheſſen ſeien beſorgnißerregend, das Miß⸗ 
behagen über dieſelben habe in ganz. Deutſchland gzerſetzend gewirkt. 
— mächtige Rechtsbewußtſein des urheſſiſchen Volks Habe allen 

widerftanden. Die Beſchluſſe von 1860 hätten die 
Angelegenheit noch mehr vewirn die Bundesverſammlung müſſe 
die Verfaſſung von 1831 wieder. herſtellen und die bundeswidrigen 


Beftimmungen daraus entfernen. 
Nach vier Monaten ‚hatte Kurbefen die Dreiftigteit gefunden, 


en we 
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zu erfläven: bie abe —— miſche ice 


Agitationsmittel, um bie Bundesautorität ſyſtematiſch zu untergraben. 
Mit mwohlfeiler Ueberredungskunſt verbinde diefer Verein einen un— 
verfennbaren Terrorismus. Man benfe: der Nationalvevein und 
Terrorismus! Nachdem die kurheſſiſche Regiernng ſodann die Güte 
hatte, die von Eeiten jenes Vereins geltend gemachten Gründe für 
„ſcheinbar einleuchtend“ zu erklären, fuchte fie in der nur ihr eigenen 
Weiſe die Schuld in zweiter Linie auf die Staaten der Minderheit 
abzumwälzen. Preußen empfahl ihr allerdings ſehr nachdrücklich die- 
jenigen verantwortlich zu machen, denen es gebühre; ihr Standpunkt 
jet unhaltbar. Die kurheſſiche Regierung beftritt hinwieder Preußen 
Schuld gegeben zu haben, behauptete aber zugleich, es laſſe fich doch 
nicht betreiten, daß Preußens Haltung die Oppofition ermuthigt und 
geftärkt hätte. Und nachdem fie in malitiöfem Ton namentlich 
Baden über feine „Mißverftändnifje" aufgeklärt hatte, ftellte fie ſich 
zum Schluß als die Borkämpferin der Monarchie und der Autorität 
de3 Bundes hin. Endlich war e3 der preußifchen Regierung gelungen, 
die öftreichiiche Negierung davon zu überzeugen, daß das Verfahren 
ber kurheſſiſchen Regierung immer zerjegender in Deutjchland wirke, 
und fo ftellten beide Staaten März 1862 beim Bunde den Antrag: 
die kurheſſiſche Regierung aufzufordern, Einleitung zu treffen, daß unter 
Wahrung der Rechte der Mediatifirten und vorbehaltlich der nad) 
den Bundesgejeßen nothwendigen Abänderungen die Berfaffung 
von 1831 in Wirkſamkeit trete. Nachdem die kurheſſiſche Regierung 
erklärt hatte, daß diefe Zumuthung „ihre Souveränität und ftaat- 
liche Selbitftändigteit vernichte”, producirte fie einen ritterfchaftlichen 
Proteft gegen jene Anträge. Als fie aber die Unverjchämtheit Hatte, 
Alle die, welche nicht protofollarifch die Rechtöbeftändigfeit der Ver— 
faſſung von 1860 erflärten, des Wahlrechts für verluſtig zu erklären, 
verlangten Oeſtreich und Preußen am 10. Mai bei der Bundes— 
verjammlung, daß jene Verordnung zurüdgenommen werde, und 
Preußen griff durch die bekannte Sendung des Generals Williſen 
am 11. Mai direkt in Caſſel ein. Die üble Aufnahme deſſelben 
führte nicht bloß zum ſofortigen Abbruch aller diplomatiſchen Be— 
ʒiehungen wiſchen beiden Staaten, ſondern auch zu der Erklärung 





Mittlerweile war der Antrag der Großftaaten vom 10, Mai 
von der Bundesverfammlung angenommen worden, nachdem Kur— 
heſſen mit jeiner brutalen Naivetät erklärt hatte, es hätte mit 
jener Verordnung ja nichts andres beabjichtigt, ala zu verhindern, 
daß der gewählte Landtag fich micht auch zum vierten Male für 
incompetent erfläre. Allein ſchon am 19. Mai erklärte Kurheſſen, 
nachdem es vergeblich noch in letzter Stunde auf die Unterſtützung 
Oeſtreichs gehofft hatte, daß es dem Beſchluß auf Rücknahme jener 

dem übrigend Hannover und Dänemark wider: 
iprochen Hatten, Folge geben wolle, Aber erſt nachdem die Mehr: 
heit den Antrag der Großmächte auf Wiederherftellung der Verfaſſung 
von 1831, gegen die Stimmen Dänemarks, der beiden Medlenburg, 
ſowie unter Vorbehalt Hannovers, am 24. Mai angenommen hatte, 
entließ der Kurfürſt fein Miniftertum und ließ durch eim neues 
die Verfaflung von 1831 wieder herftellen, genehmigte 
aber teine Vorlage der Minifter für den Ende Dftober zufammen: 
getretenren Landtag, jodaß dieje denjelben vertagen und ihre Entlafjung 
fordern mußten. Diejer heil- und kopfloſen Wirthſchaft konnte nur 
durch einen energischen Willen ein Ende gemacht werden. Die Note 
des preußiichen Minifterpräfidenten von Bismard — durch einen 
Belbjäger überbracht, da die kurheſſiſche Regierung eine preußische 
Note betreffend Wiederanfnüpfung der diplomatischen Beziehungen 
gar nicht beantwortet hatte — wirkte das Wunder, Drei Tage 
darauf, am 27. November, nahm der Kurfürft die Entlafjung der 
Minifter zurück und berief den Landtag, Die am Schluß der 
preußijchen Note in Ausficht geftellte Berufung der kurheſſiſchen 
Agnaten mochte Se. Königl. Hoheit wohl in unliebjamer Weile an 
den verflofjenen Herzog Karl von Braunſchweig erinnert haben 
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nicht im Ginklange ftehe; dab die Bundeöverfammlung zwar ben 
bei dieſer Gelegenheit hervorgetretenen patriotijchen Gefinmungen in 
ben Bunbeöftaaten ——— zolle, daß ſie aber die gehäſſigen 


en, die dabei ſtattgefunden, — 


Nachdem ſodann noch die anhaltiſchen und ———— 
ge ihre Rechte auf Sachjen-Lauenburg verwahrt hatten, war 
für das Jahr 1846 die Frage für die Bundesverfammlung abgethan. 

Das Jahr 1847 brachte nur neue Verwahrungen vom Prinzen 
en Maja betr. die ganze Erbichaft, vom Königreich Sachſen 
und den oe Häufern betr. Sachſen-Lauenburg. 
veiche Anzahl von Erbichaftsfandidaten Hatte ſich jomit 
Kon en 

- Das Jahr 1848 gab auch diefer Angelegenheit eine andere 
Wendung. 

Nachdem die Aufregung in den Herzogthümern, bejonders in 
Schleswig dadurch ganz außerordentlich geftiegen war, daß einer 
Deputation in Kopenhagen von Seiten des Königs die Antwort er= 
theilt wurde, daß er weder den Willen noch die Macht habe, für 
die Aufnahme Schleswigs in den deutjchen Bund einzutreten, daß 
er dagegen durch eine gemeinſame Verfaſſung die unzertrennliche 
Verbindung Scleswigd mit Dänemark kräftigen wolle, hatte ſich 
eine proviforiiche Regierung in Rendsburg gebildet, welche Ende 
März 1848 die Aufnahme Schleawigs in den Bund beantragte, 
Dieje legte jedoch das Präfidium erft vor, nachdem Preußen in der 
Sitzung vom 2, April erflärt hatte, daß, da ihm ein Krieg zwiſchen 
Dänemark und den Herzogthiimern unvermeidlich ſcheine, der König, 
um die Rechte jener deutſchen Provinzen zu wahren, ein Okkupations- 
eorp3 Habe aufjtellen laſſen, deögleichen habe er die Staaten des 
X, Armeecorp dazu eingeladen; Preußen erivarte nunmehr einen 
weiteren Beſchluß. Zunächſt wahlie man eine Commiſſion von ſieben 


Schon zwei Tage darauf — unter Anerkennung des patrio⸗ 
tiſchen Vorgehens Preußens auf Antrag dieſer Commiſſion be— 
ſchloſſen, daß Preußen die militäriſche Führung für die Herzog⸗ 
thümer ſowie bie diplomatiſche Vermittlung Namens des deutſchen 
Bundes übernehmen ſolle. Rachdem ſodann die „Männer des öffent- 
lichen Vertrauens“, welche der t Bundesverſammlung ——— waren, 

















bon neuem im der Sache angerufen Hatten, beſchloß die Bundes» 
verfammlung föon nach act Lagen: dab, falls biete Bi 
Einftellung der Feindfeligfeiten und die Räumung de3 Herzogthums 
Schleswig von den eingerücdten dänijchen Truppen nicht erfolgt jein 
jollte, dies zu erzivingen jei, um das durch den Bund zu ſchützende 
Necht Holfteins auf die Union mit Schleawig zu wahren; Preußen 
möge bei feiner Vermittlung auf die Aufnahme Schleswigs in den 
Bınd, ala die ficherfte Oarantie jener Union, binwirfen; bie 
proviforifche Regierung erkenne fie an und erfuche Preußen um 
Schub derſelben. Hierauf erflärte der däniſche Gejandte unter den 
üblichen Verwahrungen feinen Austritt. 

Bereit? am folgenden Tag berichtete der preußiſche Gejandte 
der Bundesverſammlung über die Lage der Dinge: Zugleich mit 
dem Ginrüden der preußijchen Truppen in Holftein hatte der König 
einen Abgejandten in dad Hauptquartier des Königs von Dänemark 
geſchickt, um demjelben davon zu unterrichten und darzulegen, daß 
Preußen nur vorgehe, um die Rechte des Bundes und der Herzog— 
thümer zu jchüßen, daß es zu einer Vermittlung auf der eben be 
zeichneten Baſis die Hand biete, daß ed nicht zu Gunften irgend 
eines Sonderintereſſes auftrete, am wenigften die Souveränitäts- 
rechte ded König-Herzogs antafte, welche auch die Herzogthümer 
jelbft bis jegt nicht verläugnet hätten. Wolle Dänemark auf obiger 
Baſis verhandeln, jo müfje es fich weiteren Vordringens in Schleswig 
enthalten, two nicht, jo mühe Preußen den Umftänden gemäß handeln. 

Eine Antwort wäre bi jeßt nicht eingelaufen, aber die däniſchen 
Truppen jeien bereit bis Tondern und in die Nähe Flenaburgs 
borgedrungen; Borpoftengefechte hätten jtattgefunden;, ein däniſches 
Corps jei bei Glücksburg gelandet; hierdurch ſeien die Truppen ber 
proviſoriſchen Regierung jo gefährdet, daß die preußischen Truppen 
hätten vorrücken müſſen, um ihre Waffen und die Sache der Herzog- 
thümer nicht zu compromittiren. 

‚Indem die Bundesverfammlung diefe Maßregeln anerkannte, 
drüdte fie den Wunjch aus, Preußen möge jein Hauptaugenmerf 
auf die Sicherung des deutjchen Handels und der deutjchen Schiff⸗ 
fahrt richten, und womöglich durch Vertrag mit einer Seemacht für 
den Schub der deutjchen Küften und Seeftädte Vorſorge treffen. 
Zwei Tage darauf wurde Preußen der fürmliche Oberbefehl über: 
tragen. 
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Ueber den Gang der Greigniffe in Schleswig berichtete ber 
preußiiche Gefandte am 20. April in der Bundesverſammlung, dafs 
er raſcher geweſen jei, als man erwartet hätte. Dänemark habe in 
— von ber Flotte unterſtützten Operationen eine größere —— 
fit und Energie entwickelt, als man in Schleswig vorausſah, und 
andererſeits hätten ſich die unorganiſirten Streitkräfte der provi- 
Regierung ungeeignet gezeigt, den regulären Truppen des 
Feindes in offnem Felde zu begegnen. 

Die preußiichen Truppen, noch zu gering an Zahl (8000 Mann) 
und ohne Artillerie und Gavallerie, von den anderen Bundestruppen 
ohne Unterjtügung geblieben, hätten ſich deshalb für die Vertheidigung 
Holſteins bereit halten müflen, jo da Schleswig zum großen Theil 
von den Dänen bejeßt war. Weiterer Nachſchub, auch von Oldenburg 
und Mecdlenburg, jei im Anmarjch; Generalleutnant Fürft Radzi- 
will Habe das Commando erhalten; das Obercommando jei jo= 
dann General von Wrangel übertragen. In derjelben Sitzung 
fonnte bereit3 mitgetheilt werden, daß die proviforiiche Regierung 
von Lauenburg unter völliger Nichtachtung ihrer Bundespflichten 
ihe Gontingent aus Holftein abberufen habe, 

Unterdeſſen Hatte fich auch die Diplomatie geregt: der in Berlin 
orerebitiete englifche Geſandte Weftmorland Hatte unter Veiſchluß 
einer Depeſche Palmerftond, am 18, April eine Note an den 
preußischen Minifter des Auswärtigen, Freiherrn von Arnim, ge ° 
richtet, in welcher fiir England auf Grund des Garantievertrags 
von 1720 das Recht der Einfprache gegen den Einmarſch fremder 
Truppen in Schleswig geltend gemacht und verlangt wurde, daß 
Preußen feine Truppen aus Schleswig zurüdziehe. Arnim hatte 
darauf geanttoortet, daß darüber der Bund zu befinden habe, übrigens 
nehme man die freundliche Vermittlung Englands zur Pacifikation 
an. Demgemäß beſchloß auch die Bundedverfammlung,. 

Deftreich hatte fich bei allem officiell ſchweigend verhalten, nur 
als der neue holſteiniſche Bundestagsgeſandte, ber Profefjor von 
Madai, in die Bundesverfammlung aufgenommen wurde, hatte es 
in der lang gelibten Weife, jet aber ohne Erfolg, für Inſtrultions⸗ 
einholung geftimmt, denn der beſte Sundet aenvſſe des ee 


27. April * die erfte Eiogeßnachricht bei der Bundesverfammlung ein. 
Das Präfidium machte noch einmal ben Verſuch einen dänifchen 
7 
> 
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Proteft zur Diskuſſion zu bringen, allein die Mehrheit ſetzte es 
durch, daß derjelbe zu den Alten genommen wurde. Am 29. April 
trug Preußen vor, daß Dänemark eine bedeutende Anzahl preußilcher 
Schiffe bereit? mit Beichlag belegt Habe, und daß die Blofirung 
deuticher Häfen unmittelbar zu erivarten ſei; es jei alſo nothivendig, 
da Deutjchland augenblidlich kein anderes Mittel habe, fich eine 
Entihädigung zu ficjern und einen Theil des däniſchen Gebiets ala 
Pfand zu offupiven. Dies wurde von ber Bundesverfammlung an⸗ 
erfannt und zugleich beichlofjen, daß der etwa eintretenden Mediation 
Englands erft Folge gegeben werde, wenn jene Offupation aus» 
geführt jei, oder England die Garantie für den Schadenerſatz über- 
nommen babe. 

Unter großer Entrüftung vernahm ſodann die Bundesverjamm- 
lung am 1. Mai, daß vor wenigen Tagen der däniſche Kammerherr 
von Reedb in Hannover eingetroffen fei, um mit Hannover ein 
Separatablommen zu treffen und auf Grund einer engliichen und 
ruſſiſchen Vermittlung die Zurüdziehung ber hannoverſchen Truppen 
zu erwirken. Hannover, das diefen Unterhändler an Preußen ge= 
wiejen Hatte, beantragte nun die Mobilifirung de ganzen X. 
Armeecorpd. Nachdem Wrangel das Heranrliden der Hannoveraner 
abgewartet hatte, um ihnen, wie er ſich ausdrückte, Gelegenheit zu 
geben, an der Ehre bes Kampfs Theil zu nehmen, hatte er nad 
einem fiegreichen Gefecht am 25. April Morgen? 8 Uhr Flensburg 
genommen. 

In voller Auflöfung waren die Dänen zurücgegangen, ſodaß 
am 28. April Wrangel Schon jenſeits Apenrade und Zondern feine 
Dortruppen, und Aljen gegenüber, wohin faft die ganze däniſche In- 
fanterie übergefeßt war, Truppen des X. Armeecorps Hatte Stellung 
nehmen lafjen. Gegen die Dänen reichten feine Truppen völlig aus; 
jollte aber, meint der General, die Bundesverfammlung die Ein- 
miſchung fremder Mächte fürchten, jo müfle er no, um alle er- 
rungenen Vortheile zu behaupten, bis zu 10,000 Mann Nachſchub 
haben. 

Am Jahrestag der Schlacht bei Großgörichen, 2. Mai, war 
Mrangel bei Kolding in Sütland eingerüdt, Hatte Tags darauf 
Fridericia bejeßt, am bortigen Seefort am 3. Mai die deutfche 
Flagge aufziehen laflen und die Edhiffahrt durch den Heinen Belt 
für frei erflärt. Am 10. Mai wurde die Mobilifirung des X. 








zurücgerufen, weitläufige Verhandlungen zwiſchen ihr und der 
Bumdeöverfammlung führten zu feinem Refultat, bis die Bundes- 
verfammlung am 16. Juni ‚beichloß, dad Herzogthum durch einen 
bejonderen Commiſſär in zu nehmen. Zu dieſer Ehren= 
fellung wäßlte man den baden Gefandten Weider, ob er oder 

die Bunbesverfammlung darüber eine größere Genugthuung em— 
Hunden habe, wird fich nicht feftftellen Laffen. 

Es liegt diejer Arbeit fern, dieſes Stück Leidensgeſchichte "bi 
Malmö und von Malmö nach Eckernförde, Kolding und Fridericia 
zu verfolgen. Unter dem Drucd der Gropmächte, ohne die nöthige 
Motte, nur jehr ſchwach unterftüßt und ſelbſt von ſchwachem Willen 
hatte Preußen am 2. Zuli 1850 auch im Namen ded Bundes 
Frieden mit Dänemark gemacht, um die Herzogthümer ihr Glück 
noch einmal ſelbſt verfuchen zu lafjen. 

Mittlertveile war auch auf Deftreichd Einladung eine Art von 
Rumpjbundestag in Frankfurt zufammengetreten. Bereit? im ber 
zeiten jogenannten Plenarſitzung defjelben erhoben Baiern und Sachſen 
Bedenken gegen die Zulaffung des däniſchen Gejandten, es war 
Bernhard Ernſt von Bülow, nachher Staatsſekretär des k. deutjchen 
auswärtigen Amts, allein das Präfidium erklärte, daß dieje Plenar- 
verfammlung ſich nur mit der Neconftruktion des Bundes befafle, 
dazu aber ber Vertreter des Herzogthums Holftein, deſſen recht» 
mäßiger Inhaber der König von Dänemark jei, zugelaflen werben 
mühe. Nachdem Anfangs Septernber von Herrn von Bülow der 
oben erwähnte Berliner Friede mit dem Erjuchen um Ratifikation 
jeitend ber Bunbdesverjammlung jowie mit der Bitte vorgelegt war, 
jofort an bie Statthalterjchaft in Rendsburg zur Verhinderung 
weiteren Blutvergießens ein Inhibitorium zu erlaffen, eritattete die 
Commiſſion der Bundesverfammlung erft nach drei Wochen ihren 
Bericht, in dem fie zwar, weil nichts andres übrig zu fein fchien, 
die Ratififation beantragte, zugleich aber nicht umhin konnte, nad) 
der Weiſe aller politifchen Nörgler und Scheinheiligen, Preußen zu 
tadeln, dab es die Form des Friedensſchluſſes gewählt habe, dad 
jet doch umerhört, daß der Bund mit einem Bundesfürften Frieden 
ihlöffe; als wenn nicht die Thatjache des Kriegs, fondern die Form 
be3 Friedens zu beklagen geweſen wäre, als wenn ein Krieg anders 
zu endigen ſei al3 durch einen fyrieden. Es wäre, meinten dieſe 
Weiſen, ja auch feine Kriegserflärung erfolgt. Allerdings. Aber 
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und Holſtein und Lauenburg mit Oktroyirungen bedachte, die die 
Selbſtändigkeit dieſer Länder ebenfalls gefährdete. Erſt als die 
ee Stände ſich petitionirend an den Bund wandten und 
die früheren Mandatare deffelben, Deftreich und Preußen, Ende 
Oktober 1857 unter Vorlage aller Aktenftüde, darunter 19 Depejchen, 
erklärten, daß troß aller Verhandlungen und troß alles Warten 
bie dänifche Regierung ein befriedigende Refultat nicht habe zu 
Stande fommen laffen, kam die Sache wieder in der Bunbeöver- 
jammlung zur Sprache. Und da fie, jo erflärten die Großmächte, 
eine weitere Verzögerung micht glaubten verantivorten zu können, 
jo gäben fie ihren Auftrag in die Hände der Bundesverfammlung 
zurüd. Bei der ſogleich beſchloſſenen Niederfegung eines Siebener- 
Ausſchuſſes verlangte Hannover die entjchiedene a ru * 
Bundesverſammlung, denn dazu ſei es „die höchſte Zeit“. 
hatte darauf hin im November Dänemark zu Erklärungen tn; 
da aber nach Erklärung diejes Staates zwei Monate zur Ertheilung 
einer Antwort nicht außgereicht hatten, jo referirte im Januar 1858 
Baiern für den Ausſchuß und beantragte: die Bundesverfammlung 
möge erflären, daß die Berfaffungsbeftimmungen von 1854 und 1855, 
die ohne Zuftimmung der holjteinischen und Tauenburgiichen Stände 
gegeben jeien, für diejelben ala rechtsverbindlich nicht anzujehen jeien; 
daß die Bundesverfammlung in dem jeitherigen Verfahren der 
bänifchen Regierung die Einhaltung der früher gegebenen Verſpre— 
chungen vermiffe, auch die Verfaffungsgejehgebung für gemeinjchaftliche 
Angelegenheiten der däniſchen Monarchie von 1855 mit dem Bundes— 
recht nicht für überall vereinbar halte; demnach jei die däniſche 
Regierung aufzufordern in Holftein und Lauenburg einen der Ber 
faffung und dem Bundesrecht entjprechenden Zuftand herbeizuführen 
und der Bundeöverfammlung darüber Anzeige zu erftatten, 
Anfangs Februar ergriff die Großmacht des Nordweſtens, 
Hannover, dad Wort, um darauf aufmerffam zu machen, daß die 
däniſche Regierung die Zeit benube, um immer mehr bundeswidrige 
TIhatfachen zu ſchaffen. Als darauf der Holfteinifche Gejandte jeinem 
Gollegen von Hannover angedeutet Hatte, daß die Beſchlüſſe des 
däniſchen Reichsraths weder ihn noch die Bundesverfammlung etwas 
angingen, und daß man die Abfichten des Königs verfenne, replicirie 
Hannover, man verlange von Dänemark nur was es verſprochen 
und die Abfichten Er. Majeftät beurtheile man nad) der That. 
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Die unterdes eingelaufene Antwort bezeichnete der Ausſchuß als 
irrelevant, und die Bundesverfammlung beſchloß am 11. Februar 
ben früheren Anträgen gemäß. — nah age 
Rorbfeemadht wieder bejonderö bemerkbar, indem fie wünſchte, die 
Jundesverfammlung möge ihr Augenmerk auch auf Schleswig richten, 
— bie Zerivürfniffe zwifchen Dänemark und dem deutjchen Bunde 
feit 1848, ſowie die Abmachungen von 1851 und 1852 bezögen 
ſich auch auf Schleswig. Man habe diejes Land allerdings jeiner 
abminiftrativen Selbftändigkeit durch jenes Abkommen beraubt und 
ber „Krone Dänemark“, aber nicht dem „Lande Dänemark“ einver- 
leibt ; die jchleswigichen Stände habe man gar nicht berücichtigt 
troß der Verjprechungen; das Refjortverhältniß des Minifterd für 
Schleswig Bi * innegehalten worden, und die däniſche Regierung 
nehme Handlungen vor, welche auf die Einverleibung 
des Landes in die däniſche Monarchie hinausliefen. Die folgenden 
Erllärungen Dänemarks waren ausweichend und erwähnten Lauen— 
burg 3. B. gar nicht; Hannover ſpielte feine große Rolle in dem 
Ausſchuß weiter, ftellte verſchärfte Minoritätsanträge, bezeichnete die 
Berichte der Majorität als optimiftifch und ihre Anträge ala un— 
zureichend ,; um bie Mitte des Jahres machte Dänemark dann wieder 
einige ſchwache Zugeftändniffe, die Majorität begann wieder mit 
ihm zu markten und Bejchlüffe zu faſſen, Hannover jchritt auf feinem 
Gothurn. Zu heftigen Auseinanderjehungen führte die Zulaſſung 
des holſteiniſchen Gejandten zum Exekutionsausſchuß, Hannover 
proteftixte und füllte dad Protokoll; bis die Bundesverfammlung 
endlich im November 1858 bejchloß auch die zuleßt eingegangenen 
Erklärungen Dänemarks für ungenügend zu erflären und den Exe— 
kutiondausihuß zur Stellung der nöthigen Anträge aufzufordern. 
Da producirte der Gejandte für Dänemark drei königliche Patente, 
bom 6. November datirt, durch melde die Holfteinischen Stände 
auf den 3. Januar 1859 einberufen und die im Anfang des Jahres 
1858 verlangte Aufhebung der bundeswidrigen Beftimmungen von 
1854, 1855 und 1856 zugeftanden wurde. Die Bundesverfammlung 
gewährte hierauf Dänemark Zeit mit den holſteiniſchen Ständen zu 
verhandeln, ſodaß während des ganzen Jahres 1859 die Angelegen- 
beit beim Bunde ruhte. Wiewol Dänemark in jeiner frivolen Weiſe 
mit den lauenburgiichen Ständen gar nicht, mit den holſteiniſchen 
Ständen aber auf Grund der von der Bundesverfammlung wie von 











en in Kopenhagen unterbefjen wenigſtens durchgeſeht, 
däniſche Regierung von der für Holftein im jenem Finanz⸗ 
Br chen außergewöhnlichen Steuerquote abſah. 

Aus jenen ſechs Wochen war mehr wie ein Jahr geworden. 
Neue daniſche GewalttHaten waren nöthig, um die Angelegenheit 
in der Bundesberſammlung auch nur — — 
Bereits im Anfang des Jahres 1861 waren die beiden Großmächte 
von der Bundesverſammlung erſucht worden, in Kopenhagen * 
über den Stand ber Sache zu informiren; da die Bundesverſammlung 
gang und gar nichts that, jo juchte namentlich Preußen den Herzog- 
thümern Erleichterungen zu verichaffen, wie die oben bezeichnete. 
Bei den weiteren diplomatijchen Verhandlungen hatte aber die däniſche 
Regierung die Dreiſtigkeit in einer Note an ihren Geſandten in 
Berlin Schleswig kurzweg als däniſche Provinz zu bezeichnen und 

zu behaupten, das Abkommen von 1852 beziehe ſich nicht auf 
— denn in Bezug auf dieſes ſei nur „die königliche Abſicht“ 
ausgeſprochen worden, es nicht —— Dagegen proteſtirten 
die beiden Großmächte in gleichlautenden Noten und auf ihren 
Antrag proteſtirte nun Ende März 1862 die Bundesverſammlung 
mit, auf deren Erſuchen die Großmächte wiederum auch dieſen Proteſt 
in Kopenhagen durch ihre Geſandten notificirten. 

Damit war die Thätigkeitsfähigkeit der Bundesverſammlung 
wieder für ein ganzes Jahr erſchöpft. Unterdes hatte Herr von 
Bulow das Glück gehabt, eine wort- und eidbrüchige Regierung 
nicht weiter vertreten zu müſſen. Sein Nachfolger war hierzu mehr 
geneigt und wie es ſcheint geeignet. England war ebenfalls deutlicher 
mit ſeiner diplomatiſchen Arbeit hervorgetreten. Willkührliche neue 
Maßregeln folgten am 30. März 1863 von Kopenhagen aus ; 
Deftreich und Preußen protejtirten; die Erklärungen gingen an ben 
Bundestagsausſchuß. Nach zwei Monaten referirte derjelbe auf 
Grund der von Deftreich und Preußen im Allgemeinen angenommenen 
vier engliichen DVermittlungsvorichläge, die aber Dänemark abgelehnt 
hatte, und ftellte Anträge, welche am 9, Juli zum Beichluß erhoben 
wurden: Aufhebung jener Mahregel vom 30. März; Durchführung 
der Verfprechungen von 1851/52 auf Grund der engliſchen Ver— 
mittlungsvorjchläge. Als auch bei diejer Abjtimmung der -. 
Gejandte leugnete, daß jene Abmachungen Schleswig beträfen, be= 
merkte ihm der preußische Bundestagsgejandte, dat die rückſichts— 
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vollen Formen jener Verhandlungen den erworbenen Rechten nichts 
von ihrer Bedeutung und den däniichen Verpflicjtungen nichts von 
ihrer Zimeifellofigfeit nehmen könnten. 

Nach beinahe drei Monaten beichloß dann endlich die Bundes- 
verfammlung am 1. Oktober an Oeftreih, Preußen, Sachſen und 
Hannover die Vollziehung des Grefutionsverfahrend in der Weile 
zu übertragen, daß die beiden leßtgenannten Staaten je einen Givil- 
Commiflär ernennen und dieſem 6000 Mann zur Verfügung ftellen, 
die beiden Großmächte aber größere Trupenmaflen bereit alten 
follten. 


Drittes Kapitel. 
Die Bundeserefution bis zur Londoner Gonferenz. 


Wie vieler Mühe, wie vieler Jahre, wie vieler Anträge Hatte 
e3 bedurft, ehe die Bundesverfammlung zu dem Exekutionsbeſchluß 
gelangt war; es bedurfte noch ſehr ftarker Anftöße, ehe ed zur 
Ausführung desjelben kam. 

Drei Wochen nach jenem Beichluß waren ſchon verfloffen, ohne 
daß die Bundesverjammlung irgend etwas über die Angelegenheit 
officiell verhandelt Hatte. Den nächſten Anlaß bot eine Depeiche 
des Grafen Ruflel an den engliichen Gefandten in Frankfurt, über 
welche exit Hinter den Gouliffen verhandelt und eine Berftändigung 
herbeigeführt werden mußte, ehe über fie in der Bunbesverfammlung 
referirt werden konnte. In jener Note war ziemlich kategoriſch vor 
einem militäriichen Eingreifen ſeitens des Bundes gewarnt und ge- 
jagt, daß die englifche Regierung die militärifche Veſetzung Holſteins 
ala eine „Bundegerelution” nicht anjehen künne. Wenn die holftein« 
lauenburgifchen Stände ein veto gegen das Verfahren bes däniſchen 
Parlament® und die dänifche Regierung haben folle, fo fei die 
Thätigfeit der dänischen Monarchie gelähmt und ihre Integrität und 
Unabhängigfeit verletzt; dieſe jei aber von England ebenjo garantirt 
wie der Londoner Vertrag von DOeftreih und Preußen. Der Bund 
möge aljo die ganze Streitfrage „der Mebiation anderer, an dem 
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— Ai dieſes Vorgehen Englands als eine um— 
Ginmifdrung In Bunbesamgelegenfeten Beide tt, 
wies er zumächit darauf hin, daß in jener Depejche der Ausdrud 
„bänifches Parlament“ zweideutig gebraucht jei; verftehe England 
darımder den dänischen Reichstag und feine, ſowie der däniſchen 
Regierung Bejchlüfie, fo falle es den Holfteiniichen Ständen ebenjo- 
wenig wie der Bundesverfammlung em, ein veto einzulegen; ver- 
ftehe man aber den „Reichsrath" darunter, fo ſei dieſer, da die 
Gejammtverfaflung von 1855 ala bundeswidrig für Holftein und 
Lauenburg aufgehoben jei, fein berechtigtes Organ für gemeinjchaft- 
liche Angelegenheiten der gefammten Monarchie mehr. Ebenfo zivei« 
beutig ſei dev Ausdrud „Königreich Dänemark“ gebraucht. Wenn 
die europäifeheh Regierungen ſich beumruhigt fühften, fo miften fie 
fi) eben an den Beunruhiger wenden. Durch feine fortgejeßten 
nn Alte zwinge Dänemart den Bund zur Grefution. 

Die Verfaſſungsangelegenheit für Holftein-Lauenbuirg werde aber die 
Bundesverfammlung feinenfall3 der Mediation auswärtiger Mächte 
unterftellen. Man beſchloß demgemäß, daf die Bundesverfammlung 
nicht in der Lage ſei der Mittheilung des englischen Gefandten eine 
Folge zur geben. Daran änderten auch die beiden folgenden Noten, 
die ſtufenweiſe maßvoller wurden, nichts. 
Mit der bekannten Paifivität ließ fich die Bundesverfammlung 
bie Ernennung der Givilcommiffäre, der Herm von Könneritz und 
von Münchhaufen anzeigen, ſowie die dreifte Erklärung Dänemarks 
bieten, daß die Erefution „unter feinen Umftänden” etwas erreichen 
werde. Am 15. November ftarb Friedrich VIL; Chriftian IX. 
trat die Herrſchaft an und dehnte die Verfaffung jofort auf Schleswig 
aus; am 21. November legte jein Gelandter in Frankfurt harmlos 
ala ſei nichts geichehen fein neues Beglaubigungsſchreiben vor. Cine 
ebenfo ungewohnte wie höchit bezeichnende Aufregung und Thätig— 
feit jpiegelt fich hier in dem Sitzungsprotokoll wieder. Nachdem Baden, 
bie Erneftiner und die funfzehnte Stimme erklärt hatten, daß nad) 
ihrer Vorausſetzung ber biöherige däniſche Geſandte jede amtliche 
Wirkſamleit bei der Bundesverfammlung einftelle, eine Erklärung, 
welche natürlich dem Ausſchuß zugetviefen wurde, — Baden die 

Bilder, Geſch. des beutſchen Yunbestags zu Frankf, a, M. 
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für alle Eventwalitäten gefichert wiſſen, denn die Ub- 

von 1851/1852, auf denen Deftreich und Preußen noch 

Then, gendgten ſchon deshalb nicht, weil Dänemark fie fo oft miß- 
‚habe, der Bund müſſe auf den Septemberbeihluß von 1846 


IR — fich für den Antrag der Großmächte nur Kurz 
beide Medlenburg und die Durchlauchten der ſechszehnten 
aus. Als nunmehr aber Deftreich und Preußen erklärten, 
ke gemäß der ihnen ſchon 1851/1852 zugefallenen bejonderen 
und bei der Dringlichkeit der Sache die Beſetzung ſelbſt 
im die Hand nehmen müßten, legten Baiern und Sachſen hiergegen 
entichieden Verwahrung ein, indem letzteres Hinzufügte, daß nur 
durch Vergewaltigung des Bundesgebiet3 Schleswig betreten werden 
inne; jobaldb ſich Würtemberg, Baden, Heffen und die Ermeftiner 
der Berrahrung angeſchloſſen hatten, verwahrten fich Deftreich und 
Preußen ihrerjeit3 wieder entjchieden gegen diefelbe. Nun begann 
wieder die Goulifjenarbeit, deren Reſultat in den Beichlüffen vom 
22, Yanuar vorliegt. Die Brigaden der Großmächte, die dem 
Berehl von Hakes entzogen waren, hatten mittleriveile die holfteinijche 
Grenze überjchritten, nachdem der Bundesverjammlung erklärt worden 
war, daß die Großmãchte der Thätigkeit des Bundes in Holſtein 
und Lauenburg in keiner Weiſe entgegentreten wollten, ihrerſeits 
aber auch die lebhafte Unterſtützung der Bundescommiſſäre erwar— 
teten. Ueber dieſe allerdings etwas mangelhafte Brücke trat dann 
die Mehrheit der Bundesverſammlung den Rückzug in das Land 
des Friedens an; nur Baden, die Erneſtiner und Oldenburg ver— 
jagten dieſem Rüdzug die Zuftimmung. 

Wenn jie dies in der Vorausſicht thaten, daß ein ſolches Nach— 
geben der Mehrheit nicht der Nothwendigkeit der Dinge entfpreche, 
jo Haben fie diejen Irrthum mit einer großen Anzahl ſüdweſtdeutſcher 
Yünglinge getheilt, welche in den ſogen. Wehrvereinen organifirt 
auf den erſten Schuß an der holfteinifchen Grenze warteten, um 
ben Grefutionstruppen gegen die verhaßten Großmächte, den „Ver— 
räthern am meerumichlungenen Lande” zu Hilfe zu eilen. 68 wäre 
mar ebenjo bezeichnend wie beklagenswerth, daß Regierungen der— 
gleichen Irrthümer theilten, denen kein preußifcher Bauer anheim- 
fallen konnte. Haben jie aber ihre oppofitionelle Stellung in der 
Vorausſicht gewählt, daß jenes Zurückweichen dem Bundestag den 
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batleit bezüglich Holſteins beſtrilten werden, jo ſei dies auf das 
zeohtliche Verhältnif; zu begründen. Der Londoner Vertrag Habe 
aber gar fein neues Erbrecht geichaffen, ſondern nur ein behauptetes 
anerkannt. Chriftian IX. habe in der Vollmacht für feinen Bundes: 
Zn ebenſowenig —— 
Londoner Vertrag als die Quelle ſeines Rechts bezeichnet; der— 

jelbe ftüße vielmehr feine Erbanſprüche auf Entſagungen und Ueber— 
fragungen von Agnaten und Gognaten. Nicht den Londoner Ver- 
frag Habe man alfo zu prüfen, fondern die Berechtigung jener Ent- 
jagungen und Nebertragungen, Die Prüfung diefer und ähnliche 
negativer Fragen müffen derjenigen nad) dem „Nächftberedh 
vorangehen. Gar nicht angänglich aber jei die Benbfichtigte Unter 
laffumg der Prüfung der lauenburgiſchen Erbfolgefrage, da die lauen— 
burgifche Stimmführung von ‚der Holfteinifchen untrennbar wäre. 

Als ftaatsmännifch kann nur das mecklenburgiſche Votum, das 
wohl von Bernhard Ernft dv. Bülow verfaßt war, hervorgehoben 
werben. Die Majorität, heit es in demſelben, hat zunächft den 
Schein ber Parteilichkeit dadurch auf fich geladen, daß fie von vorn- 
herein den reis der Rechtäquellen willkührlich fo verengert hat, daf 
nur ein Ausgangspunkt übrig bleibt. 

Ferner müfje doch der feunropäifchen Stellung der beutjchen 
Großmüchte bejondere Rückſicht gezollt werben; der Bund Habe ja 
auch jeither des Gewichts dieſer Stellung in feiner nur loſen Gentral- 
verfaffung in allen europäifchen Fragen nicht entrathen fünnen; es 
bürfte dem Geift und der Tendenz der Bundeöverträge nicht ent= 
ſprechen, wenn von diejer Großmachtitellung nicht Akt genommen, 
—— eine gewiſſe Provokation gegen dieſelbe ohne eine genügende 

eranlaſſung beſchloſſen werden ſollte. Weber den Londoner Vertrag 
Gabe die Bundeöverfammlung um jo weniger zu befinden, ala fie 
noch nicht einmal von competenter Seite zum Beitritt aufgefordert 
jei und durch einen ungzeitigen Ausipruch könne fie ſich nur in Ver⸗ 
widlung mit den europäijchen Mächten bringen. Es bleibe ihr nichts 
anders zu verhandeln als die Erbfolgefrage. 
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bie Großmächte: ‚dies. beftätigten ,- folgte Gadıfen: mit einer höcht 
alteritten Antwort; alles dieß wie die folgenden Petitionen zu 
Gunſten des Auguitenburgers, Beſchwerden gegen öſtreichiſch-preußiſche 
Durchmärſche und Beſatzungen, Inſtruktionsgeſuche wandern im, die 
Ausichüffe. Im ein neues Stadium traten die Verhandlungen in 
der Bundesberſammlung durch die am 25. — * 
Anträge. der, Großzmãchte. 


— gekommen ſei, ſo wäre der Fall des Beſchluſſes vom 1. Oktober 
1863 eingetreten, indem nummehr größere Truppenmafjen von Deft- 
reich. und Preußen aufzuftellen wären und zwar nach dem früheren 
Beſchluß je 5000 Mann, Im militäriſchen Intereſſe feien aber alle 
deutſchen Truppen in den Hergogthümern unter einen Oberbejehl 
und zwar den des Generald dv, Wrangel in Schleawig zu stellen, 
zugleich werde damit die Ernennung eines preußiſchen und öftreichifchen 
Givilcommifjärs verbumden jein müſſen. Diejen Schlag beantworteten 
die Mittelftaaten dadurch, da fie die Einberufung der holfteinifchen 
Stände beantragten. Ueber jene Anträge der Großmächte erfolgten 
aber am 3. Mai jo con= und diffuſe Abftimmungen, daß fie wieder 
an die Ausfchüffe veriviefen werden mußten, Someit hatte e8 bie 
Mehrheit bereitd kommen lafjen, troß der großen Worte, Anträge 
und Beichlüffe, die vom 17. bis mr Februar auf den Gonferengen 
zu Würzburg *) erfolgt waren. Die Zeit für eine Aktion hatte man 
verſäumt, jeßt wollten dieſe Politifer, wie Beuſt, Schrenf, Hügel 
noch weniger von einem Kampf wifjen ala früher; das jchien ihmen 
zu gefährlich. Und ſelbſt das Wenige, was man bejchlofjen Hatte, 
wagte Baiern nicht vorzubringen. Erſt am 3. März ließ es ſich 
im Sinn der Würgburger vernehmen, um eine Verweiſung an bie 
Ausihüffe zu erlangen. Trotz aller Einigfeitöbetheuerungen wurde 
*) In Würzburg waren vertreten: Baiern, Sachſen, Würtemberg, Ba- 
ben, Helfen, Weimar, Braunſchweig, Meiningen, Gotha und Naſſau. Das 
große Welfenreich hielt es für unter feiner Würde, fich zu betheiligen; ur 
hefien hielt e3 für unndthig und Oldenburg fam nicht, obgleich es zugelagt. 
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ee eifir iſt 
in ber Regel erfennbar geblieben, *) 


Schon in feinem erften Bericht ſpricht Beuſt von feiner Be- 
fürdtungen, daß Ruſſel jogleich die Frage nad) den Friedensbe— 
dingungen ftellen und dadurch von vornherein die Kemer 
deutſchen Vertreter and Licht bringen werde. Allein jowohl im 

diefer ala in den beiden folgenden Eitungen vom 9, und 12, Mai, 
war im Grunde von nicht? anderem die Rede, als von der Ein- 
der Feinbdfeligfeiten; denn wenn auch England gern jofort 
in die Mitte der Sache getreten wäre, jo fehlte ihm dazu jede Bafıs, 
de jein Verhältniß zu Rußland nichts weniger als freundichaitlich 
—— und es andrerſeits jetzt ebenſowenig, oder noch viel weniger 
Frankreich zum Kampf bewegen konnte, als dies Frankreich mit 
Gnoland in der ruſſiſch-polniſchen Angelegenheit gelungen war. 
Dazu ſcheute es fich, dem dänenfreundlichen Unterhaufe ſchon jetzt 
einen Einblid in feine impotente Stellung auf der Gonferenz zu ge 
währen, mindeſtens in demjelben Grade, wie Napoleon dies vor ber 
öffentlichen Meinung in Frankreich zu vermeiden wünfchte. Beide 
Mächte waren alſo einftweilen auf das Conferenzipielen hingewieſen, 
wie Rußland darauf: der Sadje der deutfchen Großmãchte möglichſt 
viel Schwierigleiten und ſeinen Vertreter auf eigne Fauſt recht große 
Worte machen zu laſſen, denen die Thaten nicht zu folgen brauchten. 
Es iſt im hohen Maße charakteriſtiſch, daß gerade Beuſt und 
Brunnow die Gelegenheit benutzten hitzige Wortgefechte zu ſchlagen, 
da beide Theile gleich ſehr von der Gefahrloſigkeit derſelben über— 
zeugt jein konnten. Die Stellung Frankreichs mißkannte Beuft 
vollfommen, indem er in feinem erſten Bericht nicht gemug von der 
ſcharfen Imftruftion reden kann, welche Fürft Latour zu haben 
ſcheine, während er fich nachher nicht genug über das Schweigen 
| wundern konnte. Vielleicht war Beuft zu der Anmahme geneigt, 
ober wollte die Möglichkeit derjelben offen erhalten, daß zu irgend 
einem Theil feinem Bejuch in den Tuilerien die rejervirte und vor- 
ſichtige Haltung Napoleons zu verdanken ſei. In Wirklichkeit war 
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9 Die Originalberichte vom 26. April bis zum 30. Juni unb bie De 
peichen vom 9, Mai ab befinden fich im Bundesarchiv Schrant IV, No. 151 H. 
Die folgende Darftellung bafirt im Wefentlichen auf benfelben, die Berichte 
waren in ber Negel vom preuhifchen Gourier bis Aachen mitgenommen unb 
bort zur Poft gegeben worben. 





319 
— mol, mar hierbei * und — ** — 


fr iwill ge 
2 Beutföen Geobmächle geoln, Sorauf Drums „nic oe 
en Anflug von Gereiztheit“ meint, der Bund jei militäriſch gar 
cht betheiligt, alſo ginge jeinen Vertreter auch dieſe Frage nichts 
jeuft dagegen erklärt jofort, daß wenn der Bund feine krieg— 


hrende Macht jei, jei ex auch feine neutrale, ſondern ftehe zwiſchen 
eiden — wie gewöhnlich — jebenfalla habe der Bund aljo „mine 
deit nB ‚ebenjoviel Recht jeine Meinung zu jagen“, wie eine neu— 
e Macht. Zableau; der geiftreiche Glarendon ruft: Ah ceei est 
Dirinitement juste! Mit „Genugthuung“ conjtatirt Beuft diejes 
heroiiche Anerkenntnig. Nachdem die Neutralen dann endlich die 
von England formulirten drei Bedingungen für den Waffenftillftand 
angenommen: Aufhebung der Blodade, Räumung Schleswigs (Alfens) 
däniicher-, Räumung Jütlands deutjcherjeit3, beklagt Beuſt bie 
neuerdings twieder „überaus gereizte und ungerechte Stimmung” in 
London gegen Deutichland — ala werm es überhaupt anders ge- 
wejen wäre — und wünſcht unbedingte Annahme jener drei Punkte, 
damit Dänemark ſeine „letzte gute Karte”, die Blockade, durch die 
es England noch in die Aktion zu ziehen hoffe, ausfpielen müſſe. 
In einem Bericht vom 7. Mai kann er wieder einen Erfolg ver— 
zeichnen, den ex über Ruſſel davon getragen hätte. Dieſer Hatte 
nämlich troß der Fürſprache Beufts eine ſchleswig-holſteiniſche De— 
putation nicht empfangen, worauf ihm Beuft feinen Standpunft in 
der ganzen Frage durch eine Note außeinanderfekte, jodaß „der edle 
Lord nunmehr meine Meinung in den Akten hat“, Mit Recht macht 
ſich Beuft über den oftenjiblen Grund Ruſſels luftig, der erklärt 
hatte, Untertanen eines fremden Souveräns in folchen Angelegen- 
heiten nicht empfangen zu können; „das nimmt fich,“ meint Beuft, 
„in bem Munde eines englijchen Minifters ſeltſam aus, wenn man 
bedenkt, wie wenig man hier beim Empfang neapolitanifcher, ums 
garifcher und polmifcher Zeidtragender des Souveräns ſich erinnert 
bat.“ In der dritten Sikung vom 9. Mai, welche vier Stunden 
dauerte, lehnten die däniſchen Bevollmächtigten die englijchen Waffen- 
ſtillſtandsbedingungen ab, welche offenbar unter franzöſiſchem Drud 
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formulirt waren; die englifchen Vertreter thaten jehr erftaunt; ob 
die Sache nicht ei abgefartetes Spiel tvar, was Lord Palmerfton 
eingefädelt ober doch gemehmigt hatte, ift eine andre Frage. 
Am 12. Mai fand endlich die vierte, eine „Lange folgerrreiche 
und für Deutjchland günftige Eiung“ ftatt. Diefe wie die nächit- 
folgende enthält den erſten Alt einer negativen Beiftung der deutſchen 
Bevollmächtigten; in bderjelben begannen diejelben nämlich, mach 
einem vorher verabredeten Plane, den Sturmlauf Er 
Vertrag; als derjelbe mürbe genug war, konnte in der fünften 
Sikung am 17. Mai die Losfagung von demjelben erfolgen, und 
der Borfehlag der Conferenz ımterbreitet werden: —— 
der durch gemeinſame Inſtitutionen eng vereinigten Herzogthün 
eventuell in dynaſtiſchem — mit dem Ddänifchen Königs— 
haus, alſo Perſonalunion. Charalteriſtiſch iſt bei dieſen Verhand⸗ 
lungen: das planmäßige, vorſichtige Vorgehen der deutſchen, beſon⸗ 
ders preußiſchen Vertreter, denn die Oeſtreicher verhielten ſich faſt 
ſtill, die brüsfe Haltung der Dänen, die ungelenke, hinterhaltige 
Weije der Engländer, die Rejerve der Franzojen und das auf eigne 
Fauſt Neben des Nuffen. Nachdem die Engländer fchon im An: 
fang devvierten Sihung anerkannt hatten, daß der Londoner Vertrag 
durch dem Krieg irritirt und überhaupt nicht perfeft jei, weil er 
nicht von den Agnaten, den Ständen umd dem Bund anerkannt fei, 
zugleich aber die Nothwendigkeit der Integrität der dänischen Mon: 
archie betont hatten, erklärte Bernftorff, er jehe nicht ein, weshalb 
jene eine nothwendige Bedingung des europätjchen Gleichgewichts 
ſei. Nachdem Brunnow in ſeiner Weiſe drauf losgeredet und Duaade 
„eine rührende Schilderung der verfolgten Unſchuld Dänemarts* 
entworfen hatte, erklärte Bernftorff troden, Dänemark Habe jeine 
Verpflichtungen ftet3 geleugnet, deshalb habe es diefelben umerfüllt 
gelafjen. Während deſſen rief Brunnom mehrmals: wenn von Auf⸗ 
geben des Londoner Vertragd umd der däniſchen Integrität ein 
Wort laut werde, er feinen Hut nehmen werde. Er nahm ihn 
aber nicht, jondern disputirte weiter und machte ſchließlich wieder 
in echt ruſſiſcher Diplomatenweiſe eine Gefühlsattafe auf die Con— 
ferenz, lobte feine Regierung umd den hochjeligen Friedrich Wil- 
beim IV; und ala ihm endlich die Thränen in die Augen geftiegen 
waren, „bemühte er ſich mit gewohnter Gewandtheit die angeregte 
Frage gu tourniren, ‚ indem er vorjehlug, man möge bod) einftweilen 
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die Verträge von 1852 unberührt laſſen“; die deutjchen Mächte 
möchten eine beſſere Combination vorjchlagen. Nachdem ihm Beuft 
unter die Naſe gerieben hatte, daß das vom ruffiichen Standpuntt 


fein würde, und Brunnow ihn wieder angeſchnurrt 


war, fing Apponyi wieder an zu calmiren und meinte: die Inte- 
grität Dänemarks jei disfutabel. Als dann aber Brunnow in feiner 
Weiſe jogleich zugriff und rief: Deftreich fei ja auch für die Inte— 
geität, mußte er Apponyis jehr einfache Berichtigung hinnehmen: 
er habe nur gejagt, man fünne hier von der Integrität Dänemarks 
reden. Während der franzöfiiche Botjchafter fich theilnahmlos ver- 
hielt, erklärte Clarendon, die neutralen Mächte jähen die deutjchen 
Mächte als durch den Vertrag gebunden an. Matt nur geſchah es, 
um zu ſcheinen, etwas gejagt zu haben. Die in der fünften Sikung 
vorgetragene Erklärung der beiden Großmächte tadelt Beuft, weil er 
glaubte, fie hätten jofort die Trennung der Herzogthümer vorjchlagen 
follen, das jei „der einfache Weg” geweſen. Das Iebtere wird 
Niemand leugnen können, das erſtere wäre unvorfichtig und übereilt 
gewwejen, war zweifellos in diefem Stadium der Unterhandlung von 
Deftreich auch richt zu erreichen. Es war jedenfalls für die deut: 
ſchen Unterhändler erfreulich, daß der Däne Krieger die Perfonal- 
union rund ablehnte und fich exrjt durch Brunnow und Glarendon, 
der das ſchwache Lebensfäbchen der Gonferenz noch erhalten mußte, 
zur Einſendung nach Kopenhagen bejtimmen ließ. Als Beuft er- 
Härte, daß der Bund ebenfall3 nicht darauf eingehen werde, lobt 
Glarendon jeine bonne foi, und Beuft freut fich dieſes aufrichtigen 
Lobes. Nachdem Schweden ich ebenfalld gegen die Propofition 
erklärt hatte, verlas Brunnow eine im Allgemeinen für die Dänen 
wohlmwollende Grflärung, in der aber nichts vom Londoner Vertrag 
oder don Integrität jtand. Dies war offenbar der Ausdrud des 
öfficiellen Rußlands, das officiöfe hielt man für pafjend eine andre 
Rolle jpielen zu laſſen. Im Stillen hielten nach diejen beiden 
Sitzungen die Neutralen den Londoner Vertrag für abgethan, fie 
famen nur auf ihn zurück, um ihre Vorjchläge in den Augen der 
beutjchen Vertreter beachtenswerther erſcheinen zu laſſen. 

In der num folgenden achttägigen Paufe, denn bie tee Sitzung 


Fiicdher, Geſch. des deutſchen Bundeſtags zu Trranff. a. M. 











fönnen. Die ——— ſcheinen die Vorfchläge mit 
einiger Aufregung entgegen genommen zu haben; Brunnow redete 
fogleich wieder vom Londoner Vertrag, Schweden will höchſtens die 
Eiberlinie zugeben, die Dänen fchreien immer: le trait& de 1852 
sera toujours sans vigueur, bie englifchen Vertreter ftarren ihre 
daniſchen Collegen fprachlos an und fordern endlich Aufklärung, bei 
ber ſich Herausftellt, daß die Dänen mit ihrer ſtandinaviſchen In— 
flerion hatten en vigueur rufen wollen. Als Krieger die Vor— 
ihläge extravagantes nannte, verlangte Bernftorff den Ordnungs- 
ruf, worauf das brave Präfidium nicht eingerichtet war ; dann nannten 
fie fie pas serieuses, worauf ihnen Beuft den Rath ertheilt fie ja 
für tr&s serieuses zu halten. England brachte hierauf als Ver— 
mittlungsvorichlag Theilung Schleswigs nach der Schleilinie vor, 
Nachdem man twieder die engliſch-däniſche Comddie, wenigſtens ben 
engliichen Vorſchlag ad referendum zu nehmen, wie dieß die deutjchen 
Unterhändler unter Verwahrung bereits gethan hatten, mit Erfolg 
—* hatte, ging man in erregter Stimmung auseinander. Bei 
einer Privatconferenz; am 31. jpielte Clarendon fo den Aufgeregten, 
daß er fortwährend von Abbruch der Verhandlungen redet und 
Beuft vorwirft, er rede mit legerts über beftehende Verträge. Im 
der 7. Sitzung vom 2. Juni ergriffen die Dänen zunächſt das Wort, 
um in einem für die Neutralen nicht weniger als jchmeichelhaften 
Vortrag ſchließlich die principielle Annahme des engliichen Ver— 
mittlungsvorſchlags für genehmigt zu erklären, jedoch mit der Ein— 
ſchränkung, daß eine Grenzlinie feftgeſtellt werde, welche alle mili— 
täriſchen und Handelsintereſſen Danemarks ſichere. Wahrend Apponyi 
erflärte, daß er mit einer Linie Apenrade⸗ Tondern einverſtanden 
jei, bemerkte Bernſtorff, der noch ohne Inſtruktion zu ſein erklärte, 
privatim könne er etwa eine ne Linie nördlid von Flensburg-Tondern 
bezeichnen und ſpäter befürworten en, dann müffe aber jedenfalls die 
bei Dänemark verbleibende Bevölferung zur Abſtimmung zugelaſſen 
werden. Oeſtreich war entſchieden dagegen, Beuft ſchwieg, Brunnow 
machte wieder einen Verſuch der Rührung, der diesmal auf ber 
„Sroßherzigteit Chriftians IN.” Bafirt ı war, und gab dann in feiner 
officiellen Eigenſchaft ben Londoner Vertrag auf und verlad bie 
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Verzichtäerklärung des Kaiſers auf Holftein zu Gunsten Oldenburg: 

Hmm Gelegenheit zu weiterer Verftändigung zu bieten, 4* 
Preußen Ichlieglich die Verlängerung des Waffenjtillftandes vor. 
In jeinem bezüglichen Berichte hebt Beuft hervor, man müſſe, um 
einen europäiſchen Krieg zu vermeiden, auf einen Theil Nord» 
ſchleswigs verzichten, dabei jolle man in kurz bemefjenen Zonen von 
Nord nad Eid die Bevölkerung abftimmen lafjen. Es jei nicht 
möglich Englands wegen die Wünſche Deutſchlands ganz zu erfüllen. 
Die 8. Sitzung am 6. Juni nahm einen ſonderbaren Anfang und 
Verlauf. Als um 1 Uhr alle Mitglieder verſammelt waren, ließ 
Ruſſel erſt . Stunde hingehen, dann begab er ſich mit Quaade in 
ein Nebenzimmer, jo daß die Uebrigen ihre Thätigfeit auf das 
Büffet bejchränfen mußten. Nachdem das Spiel vor aller Mugen 
abgefartet war, erklärte Quaade auf einen 14tägigen Waffenftillftand 
eingehen zu wollen; Apponyi erklärte dies für der Gonfereng 
unwürdig, Bernftorff verlangte mindeftens zwei Monate, worauf 
Glarendon in der leidenschaftlichjten Weiſe auf Deutjchland, befonders 
Preußen losfuhr, man habe es auf Sprengung der Gonferenz ab» 
gejehen und alle Schuld falle auf die deutjchen Mächte; Bernftorff 
ftellte nun eine telegraphiiche Anfrage unter der Modifikation in 
Ausficht, daß eine weitere Verlängerung des Waffenftillftandes nur 
gewährt werden könnte, wenn bis dahin eine DVerftändigung in 
ficherer Ausficht ſtehe. Brunnow, der offenbar einen Wink von 
Peteräburg aus erhalten hatte, erklärte ſich nun gegen die däntjchen 
Prätenfionen; freilich verlangte er, daß dies nicht ins Protokoll 
aufgenommen würde; er bemerkte unter anderem Schleswig ſei eine 
ganz deutjche Stadt u. drgl. Krieger Hatte fich nämlich mit ber 
klaſſiſchen Bemerkung eingeführt, Schleswig ſei von jeher incorporirt 
gervejen, da doch Dänemark bisher geleugnet hatte, es incorporiren 
zu wollen. Ohne auf die Örenzfrage weiter einzugehen, ſchloß Ruſſel 
die Sitzung. Nachdem in der 9. Sitzung durch die preußiſche Er- 
Härung den 14tägigen Waffenftillftand bis zum 26. d. M. gewähren 
zu wollen, eine etwas friedlichere Stimmung eingetreten ſchien, trug 
Herr von Balan eine Dentichrift vor, um die däniſchen Anjchul 
digungen zu entkäften und zahlreiche Beſchwerden über das Be 
nehmen der dänijchen Beamten während der Waffenruhe vorzubringen, 
Als die Dänen nunmehr die Dreiftigteit hatten fi) an den Waffen: 
ftillftand nicht mehr gebunden zu erflären, wurde ihnen dieſes von 
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der Gonferenz verwieſen; Brunnow ſprach wieder gegen die Dänen, 
Kuffel Hielt einen langen Vortrag, „den ex beſſer abgelefen hätte“; 
um den Londoner Vertrag ala loi publique de l’Europe hinzu= 
ftellen; als Bernftorff meinte, das jei längft abgethan, leugnete dies 
auch Carendon; darauf Ienft Brunnow auch wieder im fein altes 
Sahrwaffer und nennt den Einmarſch der öftreichijch - preußiſchen 
Truppen in die Herzogthümer l’origine de la ee Al er 
weiter den deutſchen Mächten vorwarf, daß fie erft Perfonalunion 
und dann Friedrich VIII. wollten, wurde ihm von Biegeleben be- 
merkt, daß, da die Dänen jene nicht gewollt hätten, einſtweilen 
nur dies übrig geblieben ſei. Das ſei nur eine öſtreichiſche Finte, 
zeplicirte Clarendon, denn man hätte ſolche Bedingungen an die 
Perfonalunion geknüpft, daß fie unannehmbar geweſen jei. Hierauf 
verlad Beuft eine Erklärung, welche feine früher berührte Meinung 
von der Grenzlinie enthielt; dieſe jet, meinte er, auf dem Boben 
biplomatifcher Gonnivenz, nicht aber auf dem der Strategie oder 
Notionalität zu fuchen, weil da3 zum allgemeinen Krieg führen 
ae 


Darauf wieder ein Beuſt-Brunnowſches Wortgefecht; der 
Franzoſe ſchwieg und die Dänen deögleichen. Als aber Schweden 
meinte, man müſſe bei der Erbfolgefrage auf 1720 zurüdgehen und 
Beuft fich dazu bereit erklärte, bat Clarendon „unter allgemeiner 
Heiterkeit“ dies um Gotteswillen zu unterlaffen. Als „die Anſprache 
immer weniger wohlwollend wurde”, ſchloß Ruſſel die Situng. 

Nun begann das Intriguiren von neuem; man glaubte durch 
einen weiteren poſitiven Vorſchlag die deutfehen Mächte trennen zu 
fönnen, und wenn man ihn fo wählte, daß Napoleon dabei zunächit 
ohne kriegeriſche Gefahr irgend ein Reſultat in Ausſicht ſtand, und 
man dabei zugleich irgend etwas fiir das Parlament herausfchlug, 
fo konnte man jehon eine Art von Beruhigung finden. Allein die 
Verhandlungen mit Paris ſcheinen ſchwach von Statten gegangen 
zu fein; Ruſſel verſchob die Conferenz vom 15. auf den 16., vom 
16. auf den 17., an welchem Tage das Kabinet eine moraliſch⸗ 
Niederlage im Parlament erlitt; endlich am 18. trat man mit der 
neuen Puppe hervor: angelehnt. an das bekannte Protokoll des 
Parijer Friedenstractats ſchlug England vor, die Beſtimmung der 
Grenzlinie einem Schiedsrichter zu übertragen. Man hatte wohl 
Napoleon im Sinne und fnüpfte feine € Spekulationen daran. Bern- 
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ftorff war aber flug genug nichts erhebliches dawider einzuwenden, 
oorauögejeht, daß die Möglichkeit, die Bevölkerung dabei zu befragen, 
offen gelafjen würde; Frankreich blieb ftill; Krieger erklärte, eine 
ſchleswigſche Nationalität gäbe e3 nicht, Brunnow fand es nun 
wieder für qut den leidenjchaftlich Erregten zu ſpielen über die Er- 
Härungen einer Macht, „die mit Rußland durch Bande immigfter 
Freundichaft verbunden fei”, Um die Gomödie etwas zu würzen, 
warf er die Trage auf, ob denn jchleawiger Bauern über eine 
Frage abftimmen follten, die der Conferenz unterbreitet jei. Ueber 
biefe Skrupel beruhigte ihn Graf Bernftorff mit der Bemerkung, es 
gäbe in Schleäwig auch noch andre Leute wie Bauern; außerdem 
würde die ruffifche Regierung ſchwerlich hier verdammen, was fie 
in Griechenland eben erſt gebilligt habe. Als Brunnow wieder auf 
den Londoner Vertrag zurückkam, verlas Bernſtorff eine Erklärung 
feiner Regierung, in welcher Preußen ſich ebenſo den andern Mit- 
unterzeichnern des Londoner Vertrags wie Dänemark gegenüber für 
völlig frei erffärte. Hierauf Hagt Clarendon über diefe Neuerungen 
im Bölferredjt und meint, es berühre ihn auf das allerpeinlichfte, 
daß man die Unterthanen über ihren Souverän abftimmen lafie; 
auch ihn konnte Bernftorff zur Bejchtichtigung darauf hinweiſen, 
was die englijche Regierung denn joeben mit ben jonifchen Inſeln 
vorgenommen Habe; er konnte fragen, wo denn bie „Gefährlichkeit“ 
liege, hier oder wenn das englifche Kabinet officiell und öffentlich 
erkläre, daß jedes mit jeiner Regierung unzufriedene Voll diejelbe 
zu verjagen das Recht habe? Weder in Modena, noch in Toskana, 
noch in Savohen und Nizza hätten die englifchen Minifter ſolche Be- 
denfen bernehmen laſſen. Beuft jekundirte hierbei und meinte, wenn 
Brunnow immer von „Bedauern“ jpreche, dann möge er fich ein- 
mal an das ruſſiſche Verfahren in Griechenland erinnern; wenn 
man von Bedauern reden wolle, dann würde mehr als ein deutſcher 
Hof es tief bedauern, daß eine Macht, die fich als confewativ par 
excellence bezeichne, einen Souverän durch Invafion und künftliche 
Abftimmung vertrieben ‚habe, „Sprechen wir alſo lieber nicht von 
Bedauern!“ Nachdem ſodann die Schiedsrichterfrage vorgelegt war, 
verſchwand Ruſſel, damit Clarendon ſich anders ausſprechen könne, 
als dies jener im Oberhaus gethan, two er ſich ähnlich wie Fran: 
reich vernehmen ließ, während doch die engliſche Regierung, ab— 
geſehen von den andern ‚Sieden, die fie mit dem Schiedsrichter zu 
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erreichen hoffte, dadurch der Abjtimmungsfrage entgehen wollte. 
Nachdem über einen neuen Waffenftillftand ohne Erfolg verhandelt 
war, verlad, unter englijch-ruffiicher Entrüftung, Bernftorff zum 
Schluß eine Erklärung, nach welcher ſich feine Regierung die Aus- 
flellung von Kaperbriefen gegen Dänemark vorbehielt, wenn dies 
weiter unter dem Schein einer nicht effectiven Blockade den Handel 
Preußens ſchädige. Nachdem unterdes Beuft über die jchlecht verhüllte 
Verſtimmung zwijchen Frankreich und England berichtet hatte — offen= 
bar war es den Engländern nicht gelungen Frankreich ins Feuer zu 
bringen, — fand man ſich zur 11, Sitzung am 22, Juni ein, in welcher 
Deftreich- Preußen unter verjchiedenen Reftriktionen den engliſchen 
Schiedärichtervorichlag annahm mit der Maßgabe, daß keiner auf der 
—— Tuc diejes Amt übertragen werde; Däne- 

mark lehnte in einer für England verlegenden Form rund ab; des⸗ 
un ließ Ruſſel wahrjcheinlich fein weiteres Projekt über Waffenrube 

und Uebertragung des Schied8richteramt3 an den König Leopold 
von Belgien in der Taſche; der Franzofe kam wieder auf jeinen 
Abftimmungsmodus zurück, Bernftorff nahm ihn ad referendum, 
Deftreich blieb auf jeinem früheren Standpunkte, Die Verhandlung 
war zu Ende: England hatte die öffentliche Meinung über bie 
ſchlimmſte Zeit hinwegtemperirt, Frankreich wollte nur etwas ohne 
Waffen erreichen, deögleichen Rußland, da3 auch hier wieder eine 
doppelte officiell- officiöje Nolle fpielte, Dänemark hoffte von ber 
Grneuerung ber Feindſeligkeiten die letzte Möglichkeit einen Neutralen 
in den Krieg zu ziehen, Schweden wollte nicht3 ernftlich, weil es 
nicht3 konnte, die deutjchen Großmächte hatten erreicht, was fie 
kaum zu erreichen gehofft hatten, Herr vom Beuft tröftete ſich mit 
der ficheren Annahme, daß fie Friedrich VIII. ernſtlich wollten. 
In der Schlukfigung am 25. ereignete ſich der größte Skandal. 
Schon mehrfad) hatten fich die Mitglieder durch die mangelhafte Füh- 
rung des Protokoll und die parteiifche Geichäftsführung beſchwert 
gefühlt und geklagt. Die Engländer hatten nun eim Expoſé aus— 
gearbeitet, dad im Parlament ihre ganze Vortrefflichkeit, ſowie die 
Gonnivenz der Neutralen und die Unjchuld Dänemarks gegenüber der 
hartherzigen, inconeilianten, ja ungerechten Haltung. der deutſchen 
Unterhändler in das rechte Licht ſehen follte, Daf dabei wichtige 
Erklärungen ganz unterdrücdt wurden, vollendete das „fair play“. 
Um aber das Maß diefer Fälſchungen, an denen Herr von Brunnow 









ngsvorjchläge. Die glorreiche Nacht von St. Peter 
—— Schlestoig in deutiche Hände; twenige Tage 
darauf erfuhr Chriftian IX. endgültig, daß England nur Worte 
gemacht hatte, jein Minifterium fiel; am 12, Juli ſchon kam es 
zum däniſchen Friedensgeſuch, dem jogleich die Waffenruhe und am 
1, Auguft der bekannte Abſchluß der Friedenspräliminarien folgte. 
Noch immer mochte man in Kopenhagen hoffen, daß der papierne 
Bımdesgenofje zu einem wirklichen werden könne; allein er blieb 
auch nachher papieren, und die großen Worte, das Bedauern, bie 
Hoffnungen des englifchen Kabinets konnten nicht mehr verhindern, 
daß durch die Auswechſelung der Ratifilationen der Friedensvertrag 
vom 16, November rechtskräftig wurde. 

Bemerkenswerth, weil in hohem Mahe charakteriftiich find die 
Vorgänge, die fich mittlerweile im der Bundesverſammlung ab- 
geipielt Hatten. Nachdem am 21. Juli Oldenburg und Friedrich VII. 
durch Bundesbeſchluß aufgefordert waren, ihre Erbanſprüche zu 
begründen, wurde zunächſt ein Bericht des ſächſiſchen, nunmehrigen 
Bundesgenerals von Hake vorgelegt, worin er bittere Beſchwerde 
führt über den jchändlichen Kaufmann Peterfen in Rendsburg, der 
ſich erfühnt hatte zur Feier des Sieges von Alſen auf dem Parade— 
lat; eine bſireichiſche und preußiſche Flagge aufziehen zu laſſen; 
bedenklicherweiſe richtete Hake an die Bundesverfammlung die Anfrage, 
ob diefe entfernt werden jollten. In diefem Falle erwies ſich das 
Verweilen an die Ausschüffe ganz bejonders probat. Nicht minder 
heifel war der telegraphijch angezeigte Gonflict, der zwiſchen Exe— 
futiond= und preußilchen Truppen ausgebrochen war und ben 
Befehl des Prinzen Friedrich Karl zur Bejegung von Rendsburg 
veranlaßt hatte, Dem von dem genannten General Hiergegen er: 
bobenen Proteft ftimmte auf Antrag Baierns die Bundesverfammlung 
bei und lie; fich einen jehr parteiifchen Bericht über jene Vorgänge 
erftatten, gegen ben der preußiiche Gejandte Proteft erhob, indem 
er die amtlichen Erhebungen jeiner Regierung zur Vorlage brachte. 
Weiterer Vortrag, weitere Telegramme, handfefte Erklärungen Han- 
novers folgten, mit wehmüthigem Heroismus erklärt Sachjen künftig 
nur der Gewalt weichen zu wollen. Alles wandert wieder in die 
Ausſchüſſe. Nachdem im Auguft, beziehungsweile am 1. September 
bie Prätendenten — Friedrich VII. auf 80 und nachträglich noch 
50, Oldenburg auf 200, Prinz Friedrich Wilhelm von Heſſen auf 
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Sitzung vom 29. November im ein — Stadium. Nachdem 
nämlich bei Beginn der Situng die Großmädhte den Wiener 
Friedensvertrag mit der Erklärung Deftreichd vorgelegt hatten, daß 
ed mit Preußen Verhandlungen eingeleitet habe wegen Erledigung 
des Artilels 3 des Vertrags, zeigte Sachjen an, daß der preußiſche 
Selandte in Dresden an die ſächſiſche Regierung dad Anfinnen 
gerichtet habe, daß Sachjen feine Truppen jogleich aus Holftein und 
Lauenburg zurüchiehen folle, da die gegen den König von Däne- 
mark bejchlofjene Erefution durch Abtretung der Herzogthümer gegen- 
ſtandslos geworden ſei; die ſächſiſche Regierung aber jähe fich dazu 
außer Stande, ba fie erſt einen bezüglichen Beſchluß der Bundes— 
verfammlung um jo mehr abwarten müffe, ala Deftreich eine gleiche 
Aufforderung an fie nicht gerichtet habe; während Baiern Sachien 
jefundirt, erklärt Preußen, daß es allerdings Sache der ſächſiſchen 
Negierung jei die Entjcheidung zu treffen, und daß dieje der preußi- 
ſchen Aufforderung entjprechen müfje, weil e8 im Artikel 13 der 
Grefutionsordnung heiße: „Sobald der Bollziehungsauftrag vor— 
ſchriftsmäßig erfüllt ift, hört alles weitere Exekutionsverfahren auf.“ 
Nachdem jodann die Telegramme von Hafed, nach denen am 28, 
eine preußiſche Gardedivifion mit vier Schwadronen bei Altona con= 
centrirt jei, verlefen waren, und die Bundesverſammlung bejchlofjen hatte 
von Hake telegraphiſch anzuweiſen: zunächit feine Stellungen zu be 
haupten „nad; Räumung der Etappenſtraße“, erneuerte der preußiſche 
Gejandte jein Verlangen jchleunigen Abzugs der Bundeserefutiond- 
truppen. Unterdes hatte die weitere Verftändigung der Großmächte 
denfelben ermöglicht am 1. December in der Bundesverfammlung 
zu beantragen, daß das Grefutionsverfahren für gejchloffen erklärt 
werde, da es gegenſtandslos geworden ſei; Preußen fügte hinzu, es 
werde in weitere Verhandlungen, namentlich bezüglich der Präten- 
denten micht eintreten, ehe nicht der unberechtigten Dauer der Ere- 
fution ein Ende gejeßt werde, Hannover jei bereit zur Zurückziehung 
jeiner Truppen, nur Sachjen weigere fi. Nachdem der Verſuch 
Baiernd, den Antrag an die Ausſchüſſe zu bringen, gejcheitert war, 
wurde derjelbe am 5. December, allerdings unter jehr mannigfachen 
Motivirungen, mit neun Stimmen gegen die Stimmen von Baiern, 
Sachſen, Würtemberg, Heffen, Emeftiner, Braunſchweig-Naſſau umd 
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Frankfurt angenommen und die Verwaltung der Herzogthümer den 
öftreichiich = preußiſchen Bu übergeben. Es verdient hier 
hervorgehoben zu werden, daß der preußiiche Minifter des Aus- 
wärtigen in ber Depeiche vom 13. den Triad-Choragen von Baiern 
und Sachſen ein Quos ego zurief, indem er ihnen zu Gemüth 
führte, wie fie gegen die Grundgejeße des Bundes eine Grefution 
in eine DOffupation und Sequeftration hätten vertvandeln wollen; 
derartige Tendenzen, die Gompetenz de3 Bundes zu überjchreiten, 
würden jchon diesmal zu einem „Bruch des — geführt haben, 
wenn man noch zwei Stimmen hätte hinzugewinnen können. Er, 
der Miniſter, wolle Niemand darüber im Zweifel laſſen, wie er den 
Fall principiell anſehe und bei künftigen Anläſſen darnach handeln 
werde. Ob und welche Antwort hierauf erfolgt iſt, ſcheint nicht 
belannt geworden zu ſein. 

Nachdem die Erneſtiner auch eine Denkſchrift über ihre Erb— 
rechte eingereicht und Altenburg, Anhalt und Naſſau Anfangs 1865 
ihre Anſprüche auf Lauenburg erhoben, letteres dabei aber erklärt 
hatte, daß es keineswegs verkenne, daf bei der Löſung dieſer Frage 
das ntereffe der Sicherheit und Machtitellung Deutjchlands im 
Vordergrund ftünde, erklärte Ende März Baiern, Sachſen und 
Helen: Bei der Einmüthigfeit de3 deutſchen Volkes in diefer Frage, 
wie fie jeit 1813 nicht mehr dageweſen fei, möchte es den Groß— 
mädhten gefallen Schleawig-Holftein Friedrich VIII. in Verwaltung 
zu geben und betr. Lauenburg der Bundesverfammlung Vorjchläge 
zu machen. Als aber die Antragjteller darüber Abjtimmung in 
acht Tagen verlangten, wogegen Deftreich nichts einzumenden hatte, 
erklärte Preußen, nach den früheren Beichlüffen müßten doch erſt die 
Erbanſprüche, die bereit3 geltend gemacht ſeien, geprüft werden, des— 
halb müßte der Antrag erft von den Ausſchüſſen berathen werben; 
und als Hannover darauf behauptete, daß die Antragfteller nur auf 
einem Umweg die Anerkennung ihres Prätendenten durchjehen wollten, 
und weiter bemerkte, daß die Sache weder jo einfach noch jo eilig 
jei, ſodaß der gewöhnliche Weg der Gejchäftsordnung zu verlafjen 
wäre, wurde doch von der Mehrheit die Abftimmung auf acht Tage 
jeftgefeßt, indem nur Kurheſſen, Mecklenburg, die 15. Stimme und 
die Hanjeftädte fich der Meinung Hannovers amjchloffen. Preußen 
verwahrte fich hiergegen und behielt fich die Geltendmachung jeiner 
Anſprüche vor. Dem Antrag gemäß beichloß die Mehrheit ber 














feitige Abkommen einlegen. Nachdem ſich Deftreich und 48* 
dagegen dertonhrt und Präfibium der Vundesverſammlung alle Recht 
gewahrt Hatten, wanderte Alles in die Ausichüfie. 
Bon da ab leitete ſich dieſe Frage bekanntlich immer mehr in 
die beutfehe Frage ein; in der Bumdesverfammlung ift fie nur noch 
biermal in Anregung gekommen, zu einer Zeit, wo der beutjche 
Krieg ſchon eine beichloffene Sache war. E3"war am 24. Mai 1866 
ala Oldenburg Beſchwerde darüber erhob, daß feine auf Aufforde- 
zung der Bundesverjammlung jchon vor zwei Jahren geltend ge— 
machten Erbanſprüche noch nicht einmal im Ausſchuß geprüft jeien. 
Nach einer hiſtoriſchen Neberficht kommt der Gefandte der 15. Stimme 
aud) auf die öftreichifche Depejche vom 26, April d. 3. zurüd, die 
- im Grunde nichts anderes wollte ala auf dem Boden ber holfteini- 
ſchen Frage Preußen dem Bund gegenüber ins Unrecht zu ſehen, 
nachdem es ihm auf dem Boden der deutſchen Frage bis jekt miß- 
lungen war, In diefer Depeiche hatte fich Deftreich von den Ver— 
trägen von Wien und Gajtein ſtillſchweigend losgeſagt, um mit 
angeblicher Bundestreue die Gimpel in die Nebe zu loden. Olden- 
burg erklärte aljo: Es läge mit jener Depeiche Har zu Tage, daß 
Deftreich beabfichtige mit oder ohne Preußen ben Bund zur Ent- 
ſcheidung über die Erbfolgefrage zu veranlafjen. 

„Da die Bundesverfammlung aber feine richterliche Befugniß 
bat, fann fie auch nicht über die Erbfolgefrage erkennen. Die 
Bundesverfammlung kann aljo feine Entjcheidung treffen, es mühte 
denn benfbar jein, da fie nicht bloß über dad Erbfolgerecht eines 
Mitgliedes des Bundes, ſondern auch über die Durch glorreiche 
Maffenthaten in Gemeinjchaft mit Oeſtreich erworbenen Rechte 
Preußens zu Gericht fiten könnte, ohne durch den Ausſpruch einer 
Stimmenmehrheit das Bundesrecht und zugleich ben Beftand bes 
Bundes jelbjt in jeinen Grundfeften zu erjchüttern.* Der Groß— 
berzog jei der Meinung, daß hier die Intereſſen Deutjchlands in 
Frage ftünden, gegen die dad Erbfolgerecht aller Prätendenten nur 
eine untergeordnete Bedeutung haben könnte; feine Rechte werde er 
fi) allerdings durch eine einjeitige Behandlung nicht gefährden 
lafien, „io lange noch der Bund befteht“. Deftreich Habe aber jebt 
einen Weg betreten, der mit all jeinen früheren Schritten im 
Widerſpruch ftehe. Und damit erhebt Oldenburg entichieden Proteft 
gegen die öftreichiiche Herrſchaft in Holftein und gegen jede Ver- 
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fügung ber Stimmenmehrheit der Bunbesverfammlung über biefelbe. 
Ueber die Erbaniprüche Aller kann nur eine „geordnete Rechtäinftang“ 
entfcheiden, bei diejer aber werde Oldenburg Hagend gegen den Kaiſer 
von Oeftreich auftreten. Demgemäß wirb die Bundesverſammlung 
erfucht die erforderlichen Maßnahmen für da8 Austrägalverfahren 
einzuleiten. 

Natürlich begrub man diefen Antrag, der offenbar darauf 
hinausging, den Krieg auf Oeftreih und Preußen zu beſchränken, 
in den Ausſchüſſen. 

Als dann der längft verabredete Antrag Oeſtreichs auf Ein⸗ 
berufung der Holfteinischen Stände in der Bundesverfammlung am 
1. Juni eingebracht war und Preußen proteftirt und auf den Bu= 
ſammenhang mit der Reform der Bundesverfaffung hingewieſen 
hatte, erklärte Oldenburg am 6. Juni, daß die Holfteiniicden Stände 
feinen Ausspruch fällen könnten, der rechtlich von Bedeutung fein 
könne; wolle man aber damit politiiche Thatjachen Ichaffen, jo fomme 
man damit immer weiter vom Ausgleich ab. Die Schlußerflärung 
erfolgte durch Preußen am 9. Juni, in welcher noch einmal bie 
Vertragsverletzung Oeſtreichs hervorgehoben und darauf aufmerkfam 
gemacht wurde, daß die Competenz des Bundes noch gar richt feft- 
geftellt jei, wie fie von Oeftreich und Preußen vor mehr ala zwei 
Jahren bereit? gefordert war. Indes diesmal Half kein rechtliches 
Bedenken, ein juriftiicher Locton, dem die Bundestagsgeſandten 
fonft jo gern folgten. Die Triasregierungen und Genoſſen wollten 
ihr Müthchen Fühlen, die einen dachten an Olmüb, die andern an 
Sena; Preußen aber mußte wollen was es wollte, Deftreich glaubte 
ed wollen zu müfjen, die Triaspolitifer waren begierig es zu wollen; 
fie haben in erfter Linie die Verantwortung für den beutfchen Krieg 
zu tragen. 

Die Geichichte der ſchleswig-holſteiniſchen Trage ift die poli= 
tiiche Odyffee der deutjchen Nation in unjerm Jahrhundert. Mit 
fühnem Herzen und Tallenblid Hat unfer „Eluger Berather" das 
meer» und fturmumtofte Schiff wenn auch nicht in die ewige Sicher- 
heit ded Hafens, jo doch zur Ruhe der Rhede geführt, damit die 
Mannichaft ſich ausruhen und ftärken, damit dag Schiff zu neuer 
Fahrt gerüftet und geführt werden konnte. 


Achtes End. 


Die deutſche Frage, Bund und Bundestag. 





Erſtes Kapitel. 
Bis zu den Herbftbewegungen des Jahres 1830. 
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Auf Grund der natürlichen Vorbedingungen den nationalen 
Staat zu errichten iſt unſerem Volk erſt in den letzten anderthalb 
Jahrzehnten gelungen. Die Gründe, weshalb alle früheren Verſuche 
mißlungen find, weshalb die ftaatliche Entwidlung ber Nation 
jedesmal auf Abwege gerieth, liegen in der Hauptfache offen zu Tage. 

Die germanijche Befiedelung Europad durch die Völkerwande⸗ 
rung hatte die geographilchen und ethnographiſchen Seriterien für die 
Bildung eines nationalen Staates jehr wefentlich verduntelt; die 
Verbindung der Fränkijch = deutfchen Krone mit der italienijchen und 
die Vermiſchung der weltlichen und geiftlichen Herrſchermacht ver- 
binderten ebenjo eine nationale Politit, wie fie die Träger und 
Organe der Regierungsgewalt ihren Berufsgeichäften entfremdeten 
und von ihren Aufgaben und Zielen entfernten. Deutichland wurde 
allerdings der Iſolirung entriffen, aber in dem Kampf, den bie 
Kaiſer, ihrer Stellung gemäß, mit den nationalen wie mit den 
hierarchiſchen Beſtrebungen außzufechten hatten, famen die Territorial- 
mächte, nicht unmefentlich gefördert durch die deutſche Stammes⸗ 
bejonderung, allmählich zur maßgebenden Gewalt. 

Auch die habsburgiſche Weltherrſchaft Hatte Hieran nichts zu 
ändern vermocht. Der weftfäliiche Friede theilte die ſouveräne 
Macht in Deutichland unter die Landesherren und verlieh denjelben 
die Qualität europätfcher Fürſten. In den Ruinen der Reichd- 
verfafjung und des Reichsrechts, welche der Tatferliche Hof fich zu 
erhalten wünfchte, bauten, fäten und pflanzten die Einzelherren ihre 


Hütten, ihren Samen, ihre Stämme. Immer öfter folgte daß Kleinere 
u er, Geſch. bes deutſchen Bundestags zu Frankf. a. M. 
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dem Größeren nach: Es bildeten ſich neben dem Kaiſer zwei Groß— 
mächte, das rein-deutſche Brandenburg-Preußen und das alberti— 
niſche Sachjen-Polen. 

Sobald das letztere aber ſeiner inneren Schwäche und der 
Macht der Ereignifje erlegen war, und Friedrich der Große aus der 
deutjchen Großmacht eine europäiſche gemacht Hatte, ſah ſich Deft- 
reich durch diefe Macht in gefahrdrohender Weife „contrabalancixt”. 
Vormwiegend durch dem öftreichijch = deutjchen Gegenkampf gelang es 
dem erſten Bonaparte die legten Reichstrümmer zu bejeitigen, zwiſchen 
und gegen bie beiden beutjchen Mächte Sachſen-Polen und die 
Rheinbundsftaaten unter ſeiner Oberhoheit einzufeilen, e8 gelang ihm 
die auswärtige Politif der mittel- und weſtdeutſchen Staaten franzö- 
jifch, die innere Politif ſouverän zu machen. Die Nation jchien 
vernichtet, ein deutjcher Staat unmöglich gemacht. Metternich mit 
den Seinen hatte dies erkannt: e8 mußte jeine Sorge fein, bie aus— 
wärtige Politit jener Staaten in jein Geleife zu bringen, die innere 
konnte bleiben, damit die Gefahr eines nationalen Staates das 
Kaiſerhaus in feiner angeblichen Herrjcherftellung nicht von neuem 
bedrohte, Der Bertrag zu Ried ift der Grumdftein der folgenden 
Föderation; die europäijche Erhebung ſchloß mit einem europätjchen 
Vertrag, der die Nation wieder um ihre ftantliche Geftaltung brachte, 
der zur Freude der europäiichen Mächte Deftreih und Preußen 
wieder jo zujammenfoppelte, daß fie ſich in europäiſchen Fragen 
voraugfichtlich Tahmlegen mußten; daß fie in den beutjchen An 
gelegenheiten auf die Mittelftaaten angewiefen ſchienen, jobald eine 
der andern Oppofition machen wollte. Die Errichtung des beut- 
ichen Staat? war wieder gejcheitert oder verjchoben; bie deutjche 
Frage blieb was fie geweſen: eine internationale Machtfrage, Mit 
diefem Ungebilde einer bösartigen Neftauration wurde alfo bie 
Nation begabt. „Die unübertreffliche Unbrauchbarkeit“ der Bundes— 
verfafjung wird Niemand mehr leugnen können; daß die Bunbes- 
verfammlung fchnell der „Indifferenzpunkt der deutjchen Dinge“ 
wurde, hat fich bei allen öffentlichen Angelegenheiten gezeigt. Wenn 
ihon 1815 ein Schmalz die Zerftüdelung Deutſchlands öffentlich 
preijen durfte, jo kann man fich nicht wundern, daß bei dem erften 
Jahresfeſt der Schlacht bei Leipzig, das die Vertreter des Bundes 
hätten 1816 in Frankfurt begehen können, die meiften in großer 
Bellemmung waren, ob und wie fie feiern oder flaggen jollten; 
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der Präfidialgejandte und jeine Anhänger hatten es vorgezogen ſich 
auf Reifen zu begeben; der engliiche Geſandte flaggte und illuminirte, 
der burheſſiſche Hielt Feſteſſen und Toaſte. 

Be Re Para in ber Burnbesveriomnkeig ſchien zumächt 


x & wo var, es beſtand mit mehr oder weniger Gerlingen, 
jo lange Friedrich Wilhelm III. lebte, Die öſtreichiſche Politik 
fonnte unter diefen Umftänden mit vollen Segeln gegen die mittel- 
und Heinftaatliche Oppofition in See gehen. Dieſe jogenannte 
Dppofition war allerdings von Haus eine jehr brüchige: Noch im 
Jahre 1816 waren Baden und Kurheffen in Bedenken über bie 
Worte des Herzogs Wilhelm von Baiern, daß Baiern doch noch 
Hanau, Iſenburg, Heidelberg und Mannheim befommen werde; 
1817 verjuchte Kurheſſen mit Darmftadt eine entente cordiale 
berzuftellen, auch mit Holftein und Baiern wurden für einzelne 
Fragen dergleichen Berjuche, zuweilen nicht ohne Erfolg gemacht, 
namentlich wenn es galt die läftigen Reflamanten loszuwerden. 
Hierbei verjchmähte man auch nicht die Ruffen gegen bie —* 
Großmächte zu Hilfe zu rufen, um dieſe von der Befriedigung der 
Reklamanten abzuſchrecken. Das gegenſeitige Mißtrauen der Bundes— 
ſtaaten hinderte aber in der Regel eine jede Einigung, beſonders 
ſeildem Baiern ebenſo im Südweſten eine hegemoniſche Stellung 
einzunehmen ſuchte, wie Hannover dies vergeblich für den Nord— 
weſten erſtrebt hatte. Allein che dies eintreten konnte, hatten ſich 
ftarfe Wandlungen anderwärts vollziehen müſſen. 

Als der rheiniſche Merkur in Preußen verboten wurde (1816), 
fonnte Herr von Montgelas ein. patriotiſches Gewand umlegen; 
ala die nationale Bewegung i immer uͤrteutoniſcher und confeſſioneller 
wurde (1817) und die Wartburgſcene veranftaltet werden konnte, 
halfen alle Bertheidigungen der weimarijchen Regierung nichts, Ob- 
gleich, jo ziemlich alle Bundesta tagagefanbie damals darüber einstimmig 
waren, daß man dem allgemeinen Widerwillen nur dann entgehen 
lonne, wenn ſofort zur Ausführung des Artilels 13 der Bundes⸗ 
Alte geichritten würde, fo geſchah nichts, als daß Buol und Goltz 
ad referendum nehmen. ließen, weil bie Gefandten von ihren 
— ⸗ durchaus abhängig w waren. 

Nachdem der Aachener Gong ngr greß die heilige Allianz, die ebenſo 
wenig eine Allianz als Yeilig,r war, on neuen — hatte umd 
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die verläumderifchen ruſſiſchen Berichte über die Gährung in Deutich- 
land mit Grauen und Genugthuung entgegengenommen waren 
(1818), konnte Ende des Jahres der hannoverfche Gefandte nad 
einem langen Bericht über Studenteminruben, die im Sommer in 
Göttingen ftattgefunden hatten, beantragen, allgemeine Maßregeln 
gegen tumultuirende Studenten beichlußmäßig vorzubereiten. Das 
Jahr 1819 brachte die Erfüllung: Kotzebue wurde ermorbet, 
auf Shell ein Anſchlag gemacht; Jahn wurde verhaftet, die Turn⸗ 
pläße geichloffen, Görres floh, Schleiermadjer wurde internirt, Arndt 
drangfalirt, Humboldt, Boyen, Grolmann, Beyme wurden entlaffen. 
Am Bund hatte Weimar den reaftionären Maßregeln begegnen wollen 
und beantragt, die Regierungen follten jelbft die Burſchenſchaft 
organifiren und die Bewegung in vernünftige Geleije bringen, man 
Tolle die Univerfitätsdizciplin bundesgeſetzlich regeln. Nachdem ſich 
Baiern auf das Heftigfte Hiergegen erklärte, und Buol — „Graf 
Golg jtimmte gewöhnlich wie Buol“ — gemeint Hatte, dergleichen 
gehörten als interne in den Bereich der Bundeaftaaten, nahm der 
Präfidialgefandte plöglich die entgegengejeßte Haltung in Folge eines 
Reftript? Metternicha, datirt Rom, 23. April an, offenbar weil es 
dem Staatskanzler unterdes gelungen war, Preußen für feine Maß—⸗ 
regeln zu gewinnen. Nachdem man fich ſchon in ber Bundesver⸗ 
fammlung mit Stimmenmehrheit dahin geeinigt Hatte, Studenten 
nur auf „Wohlverhalten” zu immatrituliren, war es dem Karls⸗ 
bader Congreß vorbehalten, die Preife zu unterdrüden und die Univer- 
fitäten zu knebeln. Artikel 13 der Bundesakte bloß auf die alten 
landftändifchen Verfaffungen einzujchränten mißlang allerdings. Diele 
Karlabader Beichlüffe ſollte Buol fogleich nach vertraulicher Ver⸗ 
lefung zum Bundesbeichluß erheben laſſen; da er aber Einſprache 
fürchtete, 309 er e8 vor die Schlußziehung auf die folgende Sikung 
zu verichieben. Schon nad) dem erſten Berlefen waren 12 Stimmen 
für die Annahme. Da aber der Präfidialhof peinlich an dem 
Wortlaut Feithielt, jehr viele Einwendungen aber gegen dieſen fich 
erhoben, jo wurden diefe in eine befonbere Regiftratur aufgenommen, 
damit man mit der Einigkeit paradiven konnte. Yugleich wurde die 
berüchtigte Gentralunterfuchungscommilfion in Mainz niedergefekt, 
und die Berfolgungen fonnten nun in großem Stil begonnen werden. 
Zunächſt allerdings jchrieb dieje an die Bundesverfammlung nur um 
Geld und Hagte, daß fie mit Arbeiten nicht vorwärts? kommen 
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tönme, da die preußiſche Regierung nicht alle Unterjuchungsatten 
herausgeben wolle; das geichehe, meint ein Bundesdiplomat, weil 
fie nicht gern ſoviel angejehene Märnmer compromittiren wolle.*) 
Um das zu Karlsbad begonnene Werk zu Ende zu führen, 
| ich, die Minifterialconferenzen nad) Wien; um ſich ben 
Erfolg zu fichern er⸗ und verbat er fich die abzufendenden Unter» 
händler. „Die obſturanten Principien des Wiener Kabinets,“ wie 
der kurheſſiſche Gejandte fich ausdrüct, ſiegten in den wejentlichen 
Punkten; allein das Attentat auf die ſüddeutſchen Berfaffungen wurde 
nicht bloß vereitelt, jondern es gelang jogar den Artikel 13 der 
Bundesakte noch durch die Artikel 56 und 61 der Schlufakte mit 
Sicherheiten zu umgeben. Auffallend war namentlich die Wendung, 
welche der bairiſche Miniſter Graf Rechberg in ſeiner Politik von da 
ab vornahm; er, dev ſeither der entſchiedenſte Gegner Oeſtreichs 
geiwejen war, wurde nun jein entichiedenfter Anhänger und jo muhte 
denn der bairische Bundestagsgejandte gegen jeine Ueberzeugung 
(1820) durd Dit und Dünn mit dem Präfidialhof gehen; 
Sachſen folgte jeiner Gewohnheit gemäß dem habsburgischen Nach- 
Er. —— in Hannover, Karlsruhe und Schwerin verehrten 
letternich den größten Staatsmann Europas; viele Kleinſtaaten 


9 Das weiticichtige Akten- und Protofollmaterial ift zufammengefaht 
im fieben Foliobände. Im fünf Foliobänden nämlich ift niedergelegt bie 
auf Grund der Akten vom bairischen Commiſſär gegebene „Zotalüberficht 
über das Gejammtrefultat.*“ In berfelben tritt deutlich das Beftreben hervor, 


au einem großen Syſtem zu gelangen; alles ift in drei Perioden zerlegt, bie, 


wie ein Commiſſär felbft bemerft hat, weniger dem Aktenmaterial als der 
Tendenz entiprechen; e3 find die Abjchnitte 1806—1815, 1816—1820, 1820—1835, 
Die ganze demagogiſche, hochverrätheriiche Vewegung hebt nad) der Meinung 
dieſes Herrn mit zwei Privatbriefen des Buch handlers G. A. Reimer aus 
dem Jahr 1806 in Berlin an, in welchen eine „allgemeine Regeneration des 
beuffchen Volls“ als mothiwenbig bezeichnet. wird. Zah ber bairiiche Referent 
auch Schleiermachers, Steins und Gneiſenaus Namen in die Protofofle ge: 
bracht hatte, entipricht eben. der Tendenz, 1 die Fichtes Reden an die deutſche 
Nation inkriminirte. Manche abſonderliche Aufklärung über bie häfliche 
Zendenzmacherei des Berichts 3 findet: fü ſich in dem Band „Separatprotofolle” 
über die Dislkuſſion, die fich in ber Commiſſion über die Faſſung bes Refe— 
renten erhob. Dieje haßliche ſchwarze Waſche hier aber noch einmal aufzus 
hängen, tmwäre ebenſo unäfthetifch wie im jeder Beziehung unnüb. Ende 1827 
ging im einem ftarfen Foliobande⸗ — über 1100 Paragraphen — „ber Haupt⸗ 
bericht“ ein, der 1831 als veheimes Protofoll « abgeben wurde. 
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waren durch ihre Einzelintereffen von dem Wohlwollen des Präfidi- 
renden abhängig, die Muthloſigkeit der Meiſten half weiter und ſo 
blieben nur Würtemberg und einige Wenige, wie Kurheſſen, welche 
die Oppoſition gegen die Großmächte fortſetzten. Wie der Präſidial⸗ 
hof jelbft die Bedeutung der Schlußakte angejehen haben wollte, 
zeigt eine Neußerung des Gejandten von Munch. „Bis zur Ab— 
faffung der Wiener Schlußakte, erflärte er ſpäter, fehlte es dem 
Bunde an denjenigen organiſchen Geſetzen, wie ſie eine beſtimmte 
und klare Entwicklung ſeiner politiſchen Wirkſamkeit bedurfte; durch 
die Wiener Schlußakte wurde jedoch dieſe Lücke ſo weit ausgefüllt, 
als die Natur des Bundes es geftattete.“ 

Soldhen Beftrebungen gegenüber verrannte fich Wangenheim 
immer mehr in die Organijation de3 „reinen Deutſchlands“, der 
Trias den Großmächten gegenüber; jein König inſpirirte das ſo— 
genannte „Manuſkript aus Süddeutſchland“, deſſen Durchführung 
zu einem neuen Rheinbund hätte führen müſſen. 

Die Revolutionen in Südeuropa gaben Metternid) neue Mittel 
in die Hand die Nichtigkeit jeines Syftems zu erweilen. Der Eon- 
greß zu Verona (1822) befiegelte dafjelbe. Als die Ergebnifje des— 
jelben unter der üblichen Verdankung von der Bundesverſammlung 
angenommen werden jollten, erklärten Wangenheim und Lepel nicht 
inftruirt zu jein. In Abweſenheit Münch machte nun Marjchall 
„den Frechen Vorſchlag“, die Majorität möchte bejchließen, da fie 
von der Inftruftion abjehe, das wagte die Mehrheit nun doch nicht; 
und da Wangenheim, Lepel und Garnier nur die Abficht der Mächte, 
nämlich) die Ruhe zu erhalten, verdanfen wollten, jo wurde die 
Shlußziehung ausgeſetzt. In hohem Mae erbittert berichtet Lepel 
an ben Kurfürſten, daß die heilige Allianz unter jenem Deckmantel 
bloß die Einmifchung in die inneren Regierungsangelegenheiten 
maskire; troßdem daß der Kurfürſt in feiner Souveränität gefränkt 
erliheinen mußte, gebot er Lepel Schweigen und engen Anſchluß an 
Baiern. Oldenburg, Weimar und die Niederlande waren jchon 
durch eime ruſſiſche Note zum Schweigen erjchtedt worden. Als 
aber neue Beſchwerden über Lepel in Kafjel einliefen, erhielt er einen 
ſchweren Verweis mit dem beftimmten Befehl, Deftreich nicht mehr 
au opponiren, ſich mit dem Präfidium zu halten wie die Andern 
und jedes Zuſammengehen mit Würtemberg zu vermeiden. Mann: 
haft — Lepel, er treibe, feine ſyſtematiſche — und 
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gehe mit Wangenheim nur, wenn jeine Sache eine gute jei, übrigens 
verſchmähe es Stimmen zu werben, wie Buol das immer 
thue; mit dem badiſchen und hannoverſchen Geſandten könne er 
wegen ihrer Falſchheit und ihres Wankelmuths nicht zuſammen— 
gehen; den Bundesangelegenheiten müſſe weit mehr Sorgfalt gewid— 
met werden al dies geichehe. Im Herbſt wurde er abberufen (1823) 
und bald darauf auch Wangenheim, nachdem man ihm und feinem 
Hof noch auf Bericht des Herrn von Blittersdorf, „des ergebenen 
Satelliten des Fürſten Metternich” dadurch einen bejonderen Schlag 
verſetzt Hatte, daß der „deutjche Beobachter“ in Stuttgart von 
Bundeswegen unterbrüdt wurde, Der König von Würtemberg 
antwortete damit, daß er jeinem Gefandten jeden Verkehr mit dem 
Babenjer verbot, ein Umftand, der erſt 1836 auf Vermittlung 
Münchs beſeitigt wurde, ſowie daß er Wangenheim erſt 1824 einen 
Nachfolger in Herrn von Trott gab, den Niemand haben wollte; 
der, wie Herr von Meyerjeld Ichreibt, berüchtigt war wegen feine 
antipatriotiichen Verfahrens in Kurheffen während der Jahre 1813 
und 1814, verächtlich wegen Verwendung von Depofitengeldern für 
jeine eigne Perjon, verhaßt wegen jeiner bei den Wiener Gonferenzen 
gelhanenen Aeußerungen. Aber, befürchtet er, diefer Mann werde 
ſich ſchon einzujchmeicheln willen und bald großen Ginfluß ent- 
wideln, da er 18,000 Gulden Gehalt und freie Wohnung habe. 

So war bie Epurirung vollyogen, e8 war „die zweite Portion 
Karlsbader Waller, die mar, wie Gent jagte, dem Bund einfchentte,“ 
Die lagen einzelner Bundestagsgefandten über das Einſchüchterungs— 
ſyſtem des ruſſiſchen Gelandten wurden immer häufiger; fie führten 
wohl zu einer Verftimmung zwifchen diefem und der Präfidialmacht, 
aber die eingebildete Macht des Syſtems fiegte. Nachdem Mietter- 
nich feinem Gebäude die nöthigen Stützen und Schugmanern glaubte 
verichafft zu haben, dämmerte das Organ des deutjchen Bundes 
weiter bis Die Fuliblige des Jahres 1830 dem gemüthlichen Zuftand 
in der Ejchenheimer Gafje ein jähes Ende bereiten halfen. 

Die Nation Hatte ſich unterdes ben nationalen Bejtrebungen 
völlig abgewandt; viele dentende Köpfe ließen ſich von Schleier- 
macher und Hegel zum großen Theil abjorbiven; als ernſtere Be- 
ftrebungen herbortraten, die Romantit aus der Dichtkunft zu ver- 
treiben, 309 fie in die Staatswiſſenſchaft ein; es wiederholte ſich die 
unbeilvolle Zeit, in der durch Paracelfus die Phantafie in die 
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die Probufte des Aderbaues find werthlos, die vielen Auswanderer 
verfommen in der Fremde, die Induſtrie ift gelähmt und der Handel 
jo gehemmt, daß er „wie ein geheßtes Wild auf 100 Umivegen 
den Hunden bes Fiskus zu entfliehen ſucht.“ Die Kapitalien wurden 
durch die Staatsſchulden abjorbirt, nur Börſe und Agiotage blühte, 
Ind allem dem gegenüber ftand das Volk ftumpf und doch verbiffen, 
ängftlich und doch voll Meberhebung, gleichgültig umd doch neidiſch: 
‚in Deutjchland, ruft Gagern ſchmerzlich aus, verfteht man die 
Kunft mit Gelafjenheit zu verzweifeln.” Die Univerfitäten, die doch 
die Franzoſen nicht anzutaften gewagt hatten, hatte man der Frei— 
heit beraubt, die Wifjenjchaft unter Vormundſchaft geftellt, hervor— 
ragende Lehrer entfernt, die Polizei in die Collegien gejeßt. Dabei 
feine irgend mie gejunde Parteibildung. Die ftärkfte Partei war 
die der Gervilen mit wenig Charakter und viel Intereffen, fie waren, 
meint Gagern, ohne Enthuſiasmus und Heuchelei, im Gegenfat zu 
Frankreich; fie ftanden immer in ihrer ganzen Nadtheit da, fie 
waren wie der Knecht vor dem Herrn, der Rekrut vor dem Gorporal; 
Legitimität galt nichts, ein großer Theil des Adels fuchte jein Glüc 
in der Fremde. Weit geringer, am ftärfften vertreten im Gelehrtens, 
Handeld- und Militärftand, ſowie unter der Jugend waren die Uni— 
tarier, die die Einheit der Nation wollten, aber jehr bald zum großen 
Theil auf die Wege der Demokratie und Revolution, zu einem 
geringeren in den Schmollwinfel gedrängt wurden. Nur wenige 
behielten Hare Augen und friſchen Muth, wie Friedrich von Gagern, 
der jchom 1823 auf Preußen ala den einzigen Helfer hinwies, wie 
dies kurz nachher der Heſſe Wilhelm Schulz und der Würtemberger 
Paul Pfizer in jo jchneidiger und überzeugender Weiſe fortgejeht 
haben. Als dritte Partei find die Föderaliften zu nennen, die ſich 
aber in zwei ganz entgegengejegte Gruppen palteten; Die eine, ge— 
führt von Leuten wie Blitter8dorf, wünſchte Aufrechterhaltung des 
Beftandes und Verſtärkung der polizeilichen Gentralgewalt des 
Bundes zu Gunften dev Präſidialmacht; man hat fie deshalb bie 
abſoluten Föderaliften genannt. Die damaligen Regierungen von 
Deftreich und Preußen wurden ganz in ihrem Sinn geleitet. Die 
andere Gruppe, au ihrer Spitze Wangenheim und feine Gefinnungs- 
gemoffen, wünſchte Stärkung der Mittel- und Kleinftaaten, den 
Großmächten gegenüber, durch Verfafjungen und eine aufgeflärte, 
eonftitutionelle NRegierungsweife der Landesherren. Wie jene durd) 
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den zuffilcheöftreichiichepreußifchen Abſolutismus, To ſuchten dieſe 
durch den conftitutionellen Partitulariamus die Bildung des deutjchen 
Staat? zu verhindern, Co ſchwach dieje Partei zu jener Zeit war, 
und jo ſchwächlich fte in der Regel verfuhr, jo mächtig wurde jene 
und fo brutal brauchte fie ihre Macht zumal in der Bundesver— 
jammlung. Wie e8 in diejer herging kann Gagern voll Erbitterung 
faum ausſprechen. Er Hagt über jeine Unthätigkeit in der Militär- 
Gommiffion, zu der ihn der König der Niederlande 1824 abgejchidt 
hatte, es werde ihm jo jchiver fich in die „Gaunerfprache* ber 
Bundesdiplomaten zu finden, deren Parteiungen ihm vorfamen wie 
die byzantinischen „Grünen und Blauen” in der Rennbahn. 
bejonders bitter äußert ex fich über die öftreichiiche Politik, über die 
man urtheilen fönne, wie Newton über die Natur: Wenn fie ihren Zweck 
nicht erreiche, jo könne fie fich damit rühmen, in Verfolgung defjelben 
das Minimum von Verjtand, Geld und Muth aufgewandt zu haben, 
Und in diefer Beit gerade konnte Hegel zu dem Sabe gelangen 
und ihn offen ausjprechen: „Was wirklich ift, iſt vernünftig und 
das PVernünftige ift das Wirkliche.“ Und dieſelbe Zeit ift es, in 
der die Nomantit die Muſik beherrichte: Precioja, Freiſt 
Euryanthe und Oberon, Spohrs Jeſſonda und Marſchners Vamphr 
find Kinder der zwanziger Jahre; die altdeutjche Kunft, Literatur 
und Volkspoeſie wurde gepflegt; Friedrich Schlegel und Albrecht 
von Haller jchlugen Geichichte und Staatswifjenjchaften über den 
romantifchen Zeiften; Görres fuchte Heil und Halt in der, Kirche; 
der Gonvertit Adam Müller jchrieb: „Freiheit ift ein thierifches 
Nermögen, wenn fie nicht durch Dienftbarfeit vermenjchlicht und 
geadelt wird." Während Niebuhr das individuelle Selbitgefühl und 
die Herrichaft der Sitte und der Tradition durch das ganze Voll 
hin verbreiten wollte, trat Rotted mit feinem flachen Schematismus 
den geichichtlichen und politifchen Sinn mit Füßen. Während 
Müllner und Grillparzer die Schuld-, Schreden- und Speftafel- 
Tragödie Eultivirte, langweilte Houwald feine Lejer und Zuhörer 
mit feinem nüchternphantaftischen Zeug, machte Zedli im „Stem 
von Sevilla” Stimmung für die öftreichifchen Abfolutiften. Während 
Ammermann die greulichite Schichſalstragödie unter ſeine Lande 
leute jchleuderte, spielte Platen in feinem beleidigten, unſicheren 
Selbjtgefühl den literariſch Unzufriedenen, führte Rückert feine Leſer 
in den Orient, erzählten die vornehmen und geringen Pilger ihre 
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Irrfaheten, ſatiriſirie Hoffmann und feine Anhänger, wandelte 
Gichendorf mit feinen Gejellen durch feine träumerifche, veizende 
Sonntagswelt, begoß Ccheffer jene 3. Pauljchen Pflangenjeelen, 
verhöhnte Börne die Nation, fang Heine in der Verzweiflung de3 Ma— 
terialiamus feine jentimentalen und Frechen Lieder, um feinen Glauben, 
feine Liebe und fich jelbjt zu verhöhnen; zerriß er mit jeinen „Reife 
bildern“ den Nebel der albernen Kleinmeifterei und der verlogenen, 
fabenfcheinigen Phrajen, der über das deutjche Leben gelagert war. 





Zweites Kapitel. 
Die aufftändiichen Bewegungen im Herbit 1830, *) 


Nachdem das abjolute Herricherigftem der Präfidialmacht, das 
durch befondere Conferenzen (1824) auf Metternichs Schloß Johannis: 
berg im Detail feitgeitellt und als verbindlich für den Bundestag 
bezeichnet war, die Kirchhofsruhe über die deutjche politiiche Welt 
verbreitet Hatte, war e3 vornehmlich das junge, den Zeiten der 
Freiheitäkriege entwachjene Gejchlecht, welches politiich regjam war, 
fi) aber durch die jtumpfe Reaktion immer mehr auf Abwege 
drängen ließ; franzöfiiche Lockvögel und ruffische Drohungen be- 
ichleumigten diejen Gang noch erheblich. In diefe ſchwüle Atmofphäre 
ſchlug die Yuli-Revolution hinein. Die füdtweftdeutichen Fürften 
erfreuten ſich im Ganzen einer verfafjunggmäßigen Ruhe; im Nuguft 
berbreitete ich die Gährung nad) Norddeutichland, ſchon die erſten 
Septembertage brachten die Ausbrüche, zunächſt in Leipzig am 2. 
d. M.; bald darauf in Dresden, am 6. in Gaffel und in Braun— 
ſchweig, am 13. in Altenburg umd weiter in Sonderdhaufen, Neuß, 
Holftein und Anhalt.**) In Braunschweig war man einig vom 


*) Zu biefem und ben folgenden Slapiteln bringt viel Detail ber 1. Band 
ber Schrift von R. Mude „die politischen Bewegungen in Deutſchland von 
1830—1835.” Leipzig 1875; der 2. Band beflelben Buchs bebanbelt weit: 
läufig bie belgif eluremburgifchen Mirren. 

*9 Als auch in Köthen Rebellion ausgebrodyen war, hatte fich bie Her« 
zogin nad Stollberg zu ihrer Nichte geflüchtet, und fchrieb num mad) Berlin 
riditũule Briefe”, wie Herr von Rochow erzählt, mit ber Erflärung, fie fei 
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re kt war folgender Bericht des Kreis— 

amtes Schlüchtern an die Regierung zu Hanau beigefügt: 

„Rad; meinem bereit3 erftatteten Bericht wird Hochdieſelbe 
(Regierung) entnommen haben, wie hoch die Gefahr in der dahiefigen 
Gegend gefteigert war. Die Gräuelthaten, wie ſolche in Steinau, 
Schwargenfeld und Sterbfritz Sorgefallen, find von der Art, daß 
die größten Bejorgniffe obwalteten. Sch habe daher geftern ſämmt— 
liche Orlsvorſtände angewieſen, in ihren Gemeinden die nöthigen 
Eicherheitämaßregeln zu treffen, welches auch alöbald gejchehen. 
Ih Habe den Ortsvorſtänden noch bemerklich gemacht, daß Se. 
Hoheit der Kurprinz in Hanau angefommen jei, der in ben erſten 
Zagen in höchfteigener Perjon in unfrer Mitte erjcheinen werde. 
Durch die Nähe Sr. Hoheit und von der größten Gefahr überzeugt, 
wurden alle redlich Gefinnten ermuthigt und jo die zweckmäßigſten 
Anordnungen getroffen, mwodurd die Schlechten in jeder Gemeinde 
im Bügel gehalten wurden, welches zur Folge gehabt, daß die ver- 
gangene Nacht, ſowie der heutige Tag allenthalben ganz ruhig 
vorüber gegangen find. Nach diejen eingetretenen Einrichtungen 
bleibt, bei der bejtehenden Mehrzahl der Guten, die Ruhe in allen 
Gemeinden gefichert, und unfre Thätigfeit wird mur von der Heineren 
Anzahl der Mebelgefinnten in den bewegten Ortichaften Steinau, 
Soden, Sterbfrit, Mottgers und Weigersbach in Anspruch genommen, 
und die Gefahr dürfte um jo mehr vorüber jein, ala aus ben 
meiften Ortſchaften, die fich ruhig verhalten und nach eingezogenen 
Erkundigungen auch ruhig bleiben, bereit3 Deputationen mit den 
Orisvorſtänden dahier erjchienen umd nicht mur die größte Ergeben- 
heit für die rechtliche Ordnung an den Tag gelegt, Jondern auch 
den größten Abjcheu gegen die Gewaltthaten geäußert umd ſich er⸗ 
boten, die nöthige Unterſtützung erforderlichen Falls gegen Unruh— 
ftifter zu leiften. Mit dem größten Enthufiasmus für Se, königliche 
Hoheit den Kurfürften und Se, Hoheit den Kurpringen ift der größte 
Theil der Kreisuntergebenen bejeelt, und ber ſehnlichſte Wunsch geht 
dahin, Se. Hoheit in unfrer Mitte zu jehen.“ 

Eine Kritik über Form und Anhalt dieſes wie es jcheint auf 
Beftellung gearbeiteten Bericht3 wird einem aufmerkjamen Leſer 
gegenüber ummöthig, wenn der folgende Bericht reſp. Vortrag des 
großherzoglich heſſiſchen Gejandten damit verglichen wird. Dieſer 
Vortrag lautet wörtlid): 
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„Die in verjchiedenen Theile des ſtenthums Heffen neuer- 

lich ausgebrochenen Unruhen haben auch auf * — grenzenden 
geofherzoglich heſfiſchen Lande einen die öffentliche Sicherheit ftören- 
den Einfluß geübt. Dem großherzoglichen Gejandten find darüber 
nad) und nad) von verjchiednen Seiten, obgleich nur theilweiſe auf 
offiziellem Wege, Notizen zugekommen, welche, jo wenig er aud) 
deren Vollftändigkeit zu verbürgen vermag, bei einer hohen Bundes— 
verjammlung zur Anzeige zu bringen er fich für verpflichtet hält. Vor— 
züglich waren es Einwohner der kurheſſiſchen Provinz Hanau, welche 
fich der gröbften Gewaltthätigkeiten auf großherzoglichem Staats- 
gebiete und der Aufwieglung großherzoglicher Unterthanen gegen 
Obrigkeit und Geſetze ſchuldig machten. 

Zuerft ſchien es von den Aufrührern hauptlächlich auf Ver— 
nichtung der Grenzzolleinrichtungen des Großherzogthums abgefehen 


zu jein. 

In der Nacht vom 25. auf den 26, v, M. wurde dad Neben- 
zollamtsgebäude zu Heldenbergen, Landrathsamt Vilbel, von einem 
80 bis 100 Mann ftarken Haufen Meuterer, welche von Windeden 
in Kurheſſen gelommen waren, angegriffen, durch Steinwürfe wurden 
alle Fenfter und Laden zerftört, die Dächer beichädigt, und jelbft 
die untern Wände des Gebäudes durchlöchert; dieſer Angriff war 
von aufrührerifchem Gejchrei und den heftigften Aufforderungen der 
Bewohner von Heldenbergen, mit den Empörern gemeinfame Sadje 
zu machen, begleitet. 

Dieje Aufwiegelungsverſuche jcheiterten an dem pflichtmäßigen 
Benehmen des Bürgermeifterd und dem guten Geifte der Einwohner, 
welchen es gelang, die Meuterer, nachdem ſie Feuer auf dieſelben 

gegeben hatten, zu verjagen; fie zogen ſich in der Richtung von 
Windecken zurüc, bald darauf aber ftanden drei an einander hängende, 
mit mehr ald 200 Fuder Früchten angefüllte Scheunen in Flammen 
und brannten von Grund aus ab, was allgemein für die Wirkung 
einer von ben Aufrührern aus Rache vor ihrem Abzug verübten 
Brandftiftung angejehen wird, 

Die nahe gelegenen Gemeinden Keichen und Büdesheim hatten 
alsbald Sicherheitsmannſchaft nach Heldenbergen geſchickt, und zur 
Herftellung von Ruhe und Ordnung dajelbit thätig mitgewirkt. 

Für die folgende Nacht war ein ähnlicher Angriff auf das 
Hauptzollamt zu Vilbel angekündigt, welcher aber durch eingetroffene 
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————— worunter eine Schwadron Kavallerie, vereitelt 


— bei dem Hauptzollamte zu Offenbach war ein Drohbrief 
‚, mwodurd) die Ginwohner der Stadt um jo mehr 
— vumen, als ſich mehrere 100 Bewohner der nächſten 
Umgegend von Offenbach daſelbſt geſammelt hatten; eine alsbald 
aufgebotene, von der Bürgerſchaft aufs bereitwilligſte geſtellte Sicher- 
heitstwache von 100 Ortsbürgern übte aber, in Gemeinſchaft mit 
der Gamifon und der Genädarmerie jo gute Aufficht, daß die 
Bo de3 Frevels ımterblieb. 

Am 28. v. M. wurde durch Meuterer, welche aus bem 
hanauiſchen herüber kamen, die Zollhütte bei Steinheim in Aſche 
gelegt und nod auf mehrere großherzogliche Zollgebäude an ber 
kurbefftichen Grenze wurden dem Vernehmen nad Angriffe unter- 
nommen, ohne daß die desfallfigen näheren Umftände und beren 
Erfolg ber großherzoglichen Gejandtichaft noch zur Zeit bekannt ge- 
worden find. In ber Stadt Büdingen, dem Wohnfig des Herrn 
Grafen von Iſenburg-Büdingen, war durch einen Haufen von Unruh— 
ftiftern die Ordnung auf kurze Zeit geftört worden. Durch bie 
Orisbürger wurde aber al3bald die Ruhe wieder hergeftellt, und die 
Haupträdelaführer wurden verhaftet. 

Auf die davon erhaltene Anzeige jandte das großherzogliche 
Gouvernement ein Truppendetachement von 30 Mann dahin ab. 
Darauf wurde Büdingen in der Nacht vom 28. auf den 29. Sep- 
tember von Hanauer Infurgenten, welche mit Gewehren bewaffnet 
waren, angegriffen, jedoch von dem Militär, mit Hilfe der Bürger 
und ftandeöherrlichen Diener, jo gut vertheidigt, daß mehrere ber 
Angreifer, darunter zwei tödtlich verwundet, die übrigen verjagt 
wurden, der Zweck dieſes Angriffs war, die verhafteten Anſtifter 
ber erften Unordnungen au befreien. 

Bei dem Rückzuge fündigten die Aufrührer an, daß fie ver- 
ftärft wiederkehren wilden, und fie ‚hielten Wort, ehe eine nad) 
Büdingen gefandte Schtwadron Kavallerie bajelbft eintreffen konnte. — 
Diejer letzte Angriff gelang ihnen, und hatte die Folge, daß ſchwere 
Frevel in der Stadt berübt und mehrere, Häı iſer verbrannt worden 
ſein ſollen, worüber jedoch auch dem Geſandten die näheren Details 
abgehen. Der Herr Graf: von Ienburg wurde genöthigt, an der 
Spitze der Aufrührer fortzugiehen, fand aber bald Gelegenheit, ſich 

——— * 
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und dieſes Corps unter den Oberbefehl Sr. Hoheit des Prinzen 
Emil von Heflen geftell. — Dafjelbe ift auch bereits zu feiner 
Beitimmung abgegangen, und e3 ift zu erwarten, daß diefe Maf- 
regel genügen werde, Oberheffen von ben rebellifchen Ausländern 

zu reinigen. Ge. königliche Hoheit der Großherzog haben durch 
die getroffenen Berfügungen bervährt, wie jehr Höchftihnen in der 
jeßigen gefahrvollen Zeit die Entwidlung der Militärkraft ihres 
Staat3 amt Herzen liege, um, ſoweit es dieſelbe geftattet, wenigſtens 
innerhalb der Grenzen des Großherzogthums, einem Zuftand ein 
Ende zu machen, welcher nicht allein die großherzoglichen Lande, 
ſondern auch jämmtlidie Bundesftaaten, wern er nicht durch höchſt 
energijche Maßregeln unverzüglich unterdrückt wird, mit gänzlicher Auf: 
löfung aller Bande der bürgerlichen Gejellichaft und völligem Ruin 
bedroht, — Se. königliche Hoheit können e8 daher auch mur ala 
heilige Bundespflicht erkennen, daß alsbald von Seiten des Bundes 
große Kraftanftrengung erfolge, um im Notbfalle Höchftihre Be— 
ſtrebungen zu unterftühen und alsbald das notorifch ſchon zu einem 
furchtbaren Grade herangewachſene Uebel mit feiner Wurzel aus— 
zurotten, welche befarmtlich nicht im Großherzogthume zu finden ift.“ 

Zum Schluß verlangt der Gejandte im Namen feiner und im 
Antereffe aller Bundesregierungen die Aufftellung einer ftarfen 
Militärmacht. 

Nachdem der kurheſſiſche Gefandte ſich ausgeſchwiegen, ergriff 
der Präfidirende das Wort, um nach einigen einleitenden Worten 
die Vorjchläge des Bundestagsausfchuffes vorzutragen, welche dahin 
gingen, bewegliche Colonnen in der Stätte von 7000 Mann zu 
bilden, nämlich von 5500 Mann Infanterie, 1500 Mann Kavallerie 
und 16 Geichügen, zu ftellen von Naffau, Baiern, Baden und 
Helfen; und zwar jollen die Nafjauer i in Hoͤchſt und Oberurſel, die 
Baiern bei Dettingen a. M., die Badner in der Richtung auf 
Offenbach, die Heffen in Offenbach und Steinheim Aufſtellung 
nehmen; der Corpscommandant, den das ſtärkſte Contingent, in 
dieſem Falle Naſſau, gibt, wird mit ausgedehnter Vollmacht ver⸗ 
ſehen und ſoll an die Befehle der hohen Sihere ge⸗ 
bunden ſein. 

Außerdem werden drei Reſervecorps aufgeftellt: ein wlirtem⸗ 
bergiiches mit 4—6000 Mann bei Heilbronn, ein bairiſches von 

Fifſcher, Geld. des — Re . a, M. 23 
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Bon hier aus theilte fich die Bande, wie es fcheint in mehrere 
Colonnen, wovon fich eine über Florſtadt gegen Altenstadt, die andre 
über Melbach gegen Friedberg oder Buybach, die dritte gegen 
Schotten ımd den Vogelsberg hinwandte. 

In Melbach erichien in der Nacht vom 30, September auf 
den 1. Oktober ein Haufen von 4—500 Köpfen und verübte die 
größten Frevel; die Einwohner zu Melbach, zu ſchwach um allein 

cſtand zu leiſten, verhielten fich Anfangs ruhig. Während des 
Treibens der Rebellen aber famen die Einwohner von Södel und 
Wolſersheim dem bedrängten Ort zu Hilfe, trieben vereint mit den 
Melbachern die Meuterer aus dem Orte, und machten neun Gefangene, 
welche fie, aller Betheuerungen ungeachtet, daß fie gezwungen worden 
ſeien, nach Friedberg ablieferten. Eine andere Inſurgentencolonne 
erſchien in derſelben Nacht zwiſchen 9 und 10 Uhr zu Florſtadt, mo 
fie ſogleich Sturm läutete, unter Fenſtereinſchlagung und fürchterlichen 
Drohungen in den Hof der Patrimonialgerichtöbarkeit, des Freiherrn 
don Löw, eindrang und dort Zerftörungen mancherlei Art vornahm. 

Inzwiſchen Hatten ich die Florftädter Einwohner beformen und 
geſammelt, fie fielen über die Rebellen her, jchlugen fie zum Ort 
hinaus und ee ſechs gefangen, welche ebenfalls nach Friedberg 
gebracht wurden 

Die Rebellen, deren Golonnen ſich nad) dem Vogelsberg hin 
gewandt hatten, langten am 30. September, Abends um 8 Ußr, 
nachdem fie ſechs Stunden larıg zu Gedern Verwüſtungen vorgenommen 
und Perjonen mißhandelt, doch den Herrn Grafen von Wernigerode, 
in deſſen Schloß fie lange verweilten, perfönlich verschont Hatten, 
in Schotten an, wo fie die ganze Nacht über in allen öffentlichen . 
"Gebäuden die größten Gräuel verübten und das Haus des Rent- 
beamten und Landraths faſt gänzlich demolirten; die Beamten, der 
Sandrath, der Landrichter und der ? Nentbeamte mußten flüchten, um 
nicht ermordet zu werden. 

Die Bewohner des Landrathamisbegirts Schotten ſahen dieſe 
Gräuel mit an, nahmen aber größtentheils feinen Antheil an benjelben. 

Am 1. Oftober früh verlieh die Rotte die Stadt Schotten 
wieber und zog fich weiter in den Vogelsberg, Nur ein Kleiner 
Theil der Rebellen war mit Gewehren bewaffnet, die meiften führten 
Prügel. Der Kern der Rotten , die dem Aufruhr weiter zu führen 
beftimmt waren, beſtand and ben — Pöbel, den Auswurf 
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und daß weder von einer Unterfuchung noch Beftrafung der Rädels— 
führer und Theilnehmer an dem Aufſtande bisher etwas bekannt 
getvorden war u. dergl., woraus bie Bundesverfammlung eher die 
Fortdauer als die Beilegung des Aufftandes annehmen zu müffen 
glaubte, auch nicht einmal fich darüber beruhigt jah, ob die Mittel 
ber kurheſſiſchen Regierung ausreichten, dieſen geſetzlichen Zuſtand 
der Dinge herzuſtellen. Nach einer etwas abdämpfenden Rede des 
Präſidiums wurde einhellig beſchloſſen den kurheſſiſchen Geſandten 
aufzufordern: „ausführliche weitere Anzeige zu erſtatten a) ob die 
Landes⸗ und Ortöbehörben wieder in gejeglicher Wirkſamkeit jeien, 
b) ob Hinfichtlich der in der Revolte von den Obrigfeiten erpreßten 
Zugeſtändniſſe den Geſetzen gemäß verfahren worden ſei, ec) ob die 
Theilhaber und Rädelsführer des Aufftandes den competenten Be- 
hörben überantwortet jeien, und d) ob volle Gewißheit darüber vor— 
handen jei, daß die don der Regierung zum Schuß der ruhigen 
Bürger angeordneten Maßregeln auch wirklich Hinreichen die Wieder- 
fehr der jtattgehabten Exceſſe und tumultuarijchen Auftritte abzuhalten.“ 
Nachdem dann auf Antrag des Bundestagsausſchuſſes in Militär- 
angelegenheiten am 14. Oktober beichloffen war, das in den beiden 
Heſſen aufgeftellte Truppencorp3 unter Herabſetzung auf 5300 Dann 
fortbeftehen, die Aufftellung der Nefervecorps jedoch wegfallen zu 
lafjen, wurde nach einer für unzureichend erklärten Privatmittheilung 
des kurheſſiſchen Gejandten unter Danf an die betreffenden Bundes— 
ftaaten bejchloffen, die Truppencontingente zurüczugiehen. Als aber 
auch einen Monat jpäter der Furheffiiche Gejandte noch ohne In— 
ftruftionen war, wurde am 18. November auf Antrag des Präfidiums 
beichlofien, von der kurheſſiſchen Gejandtichaft binmen 14 Tagen 
die verlangte und zugeficherte Erklärung entgegen zu nehmen. Aber 
erft in der lebten Situng des Jahres, am 14, December erklärte 
der kurheſſiſche Gejandte nach feiner jchriftlichen Inſtruktion wörtlich 
wie folgt zu Protokoll: 

„Die durch betrübende Greigniffe, welche in mehreren beutjchen 
Staaten ftattfanden, herbeigeführte Beumruhigung der Gejammtheit 
des beutjchen Bundes und der betreffenden Nachbarjtaaten wird, 
joviel die Vorgänge in der Provinz Hanau anbelangt ald durch die 
Notorietät bejeitigt anzunehmen ftehen. In ganz Kurheſſen ift die 
Ruhe, joweit fie ald unterbrochen geweſen betrachtet werden könnte, 
volllommen wieder hergejtellt, und Se. königliche Hoheit der Kurfürft, 














Drittes Kapitel, 
Die Mafregeln der Bundesberſammlung. 


Während jener Greignifje hatte der Präfidirende die Bundes— 
verjammlung zu einer vertraulichen Beiprechung am 18. September 
vereinigt und zunächſt das Wort genommen, um die Bunbeöver- 
jammlung auf ihre Verpflichtungen hinzuweiſen. 

Nachdem der Vortragende aus dem Artikel 2 der Yundesakte, 
ſowie den Artikeln 25, 26, 27, 28 und 32 der Wiener Schlußakte 
nachgewieſen hatte, daß dem Bunde in feiner Gejammtheit die Auf: 
rechterhaltung oder Wiederherftellung der Ruhe verfaffungsmäßig 
obliege, fuhr er fort: „Von der Weisheit der Regierungen darf 
mit Zuverſicht erwartet werden, daß jelbe den gerechten Beſchwerden 
der Unterthanen, wo folche beftehen und im gejeßlichen Wege vor: 
gebracht werden, mit landesväterlicher Milde abhelfen, Verpflichtungen, 
welche fie ihren Untertanen gegenüber eingegangen Haben, treu und 
ohne Rüdhalt erfüllen, und auf dieje Weije jeden Anlaß zur Auf- 
lehnung gegen die Obrigkeit im Voraus befeitigen werden.“ Die 
Unruhen müßten jchleunigft unterdrückt werden, feinenfalla dürfe 
aber durch ungeitgemäße Nachgiebigfeit das Nebel verjtärkt werden. 
Dazu müßten bie Bundesſtaaten fich gegenfeitig unterftügen und 
wenn jelbft zu ſchwach, die Hilfe des Bundes anrufen. „Allerdings,* 
juhr Herr von Münch⸗ Bellinghauſen fort, „wiirde hiernach auch er- 
forberlich jein, daß hiervon, ſowol von der hilfeleiſtenden, als von 
der die Hilfe erhaltenden Regierung ‚ die Anzeige an die Bundes— 
verfammlung gemacht werde, damit letztere hierauf diejenige Stellung 
einnehme, welche ihr die betreffenden Beſtimmungen der Wiener 
Schlußakte zuweiſe. Auch bedürfe es wohl nicht der ausdrücklichen 
Grwähmung, daß die Anzeigen, welche die Bundesverfammlung bon 
den mit Aufruhr betroffenen Regierungen zu erivarten berechtigt ift, 

mit aller Offenheit und ungejchmintter Wahrheit abgejaßt fein müſſen, 
wenn die Bundeöverjammlung über die Maßregeln gegen die Ge— 
fahren, von welchen die Ruhe Deutſchlands bedroht iſt, entſprechend 
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vereine übernommen und von deren gewifienhaften Erfüllung die 
Unterthanen eine weſentliche Beförderung ihrer Wohlfahrt erwartet 
haben. Denn es würde Pflicht des Bundes fein, dafiir zu forgen, 
dab allem hiervon abgenommenen Vorwande zu Beſchwerden ber 
Unterthanen und zur Verbreitung derfelben auf ungeſetzlichen Wegen 
vorgebeugt würde.” 

Man kann fich denfen, welchen Eindruck diefe Worte bei der 
hohen Verfammlung gemacht haben; das Protokoll ſchweigt natürlich 
darüber und jetzt in dem folgenden Abjchnitt die preußische Betrach- 
fung über die Mittel und Wege zur Heritellung der Ruhe fort, 
Nach einer Haren ftaatörechtlichen Erörterung über die betreffenden 
Artikel aus der Bundes- und Schlußakte erklärt die preußijche Ge— 
jandtichaft, es ſei angemeffen fich über folgende Maßregeln zu einigen: 

„I) Dem deutſchen Bunde ift von allen, innerhalb jeines Gebietes 
vorgehenden, unruhigen Bewegungen, tvelche einen politifchen Cha— 
tofter andeuten (mithin nicht von zufälligen Volksaufläufen, die 
polizeilich ebenjo leicht unterdrückt werden, als fie entſtanden find), 
durch die Regierungen der betheiligten Staaten ohne Zeitverluft am 
Bundestage Anzeige zu erftatten, und dieje Anzeige wird fich zugleich 
über die Veranlaffung der eingetretenen Unruhen und über die zur 
Befeftigung der wiederhergeftellten Ordnung ergriffenen Maßregeln 
zu verbreiten haben. 

2) In Berüdfichtigung des möglichen Falles, daß eine Regierung 
durch die Folgen eines entjtandenen Aufruhrs wider ihren Willen 
in eine Lage gerathen wäre, welche ihr eine Mittheilung von der 
Lage der Sache an die Bundesverſammlung gar nicht geſtattete oder 
ſehr erſchwerte, würde die Bundesverfammlung zu beſchließen Haben, 
daß auf Anregung eines oder des andern benachbarten Bundesſtaates, 
die Einziehung gründlicher und. zuvexläffiger Information über den 
Zuftand des betreffenden Landes durch eine oder mehrere, zu diejem 
Zwecke mit bejonderem Commiſſario von Bundeswegen zu verſehende 
Bundesregierung zu bewirke mund von denjelben über dasjenige, was 

zue Wiederheritellung und Erhaltung geſetzlicher Ordnung daſelbſt 
ach Lage der Umftände thunlich und erforderlich ift, Vorſchlag zu 
machen fei, wobei jedoch dem Bundesgliede, welchem der Auftrag 
ertheilt wird, die Verpflichtung, 1 mit der, Regierung des in Aufruhr 
geſetzten Landes genaue Rücjprache zu nehmen, aufzuerlegen fein 
würde. 
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3) In fernerer Berüdjichtigung der möglichen Fälle, wo dad 
Eigenthum und das Leben von Angriffen bedroht find, welche durch 
ſchnelles Einjchreiten militäriicher Hilfe abgewendet werden Tonnten, 
wo aber zugleich die betreffende Regierung eine ſolche Hilfe, weil 
e3 ihr an hinreichenden Mitteln dazu fehlt, eintreten zu laflen außer 
Stande ift, würde die Bundesverfammlung zu beichließen haben: 

a. daß allenthalben, wo bei dem Vorwalten der oben bezeichneten 
Umftände irgend eine Gefahr im Verzug vorhanden tft, jeder Bundes⸗ 
ftaat, an welchen diejerhalb von der betreffenden Regierung ein 
Aufruf ergeht, die erforderliche Hilfe Namens des Bundes zu leiften, 
nicht allein autorifirt, ſondern auch verpflichtet fein ſolle, injofern 
er fich nicht jelbft dadurch der Gefahr ausſetzt, die Sicherheit eines 
eignen Gebiet? und feiner Unterthanen bloß zu ftellen, die Ver— 
theidigungsfähigfeit eines feſten Platzes zu mindern, ober jeine 
Truppen auf irgend eine Weile zu compromittiren, deren Befehls⸗ 
haber bei ihrem Einrüden in ein fremdherrliches Gebiet darauf be- 
dacht fein muß, den Zweck womöglich mehr durch den moralifchen 
Eindrud zu erreichen, welchen die Nähe einer ftärkeren Militärmadht 
berborzubringen geeignet ift, ala durch eigentliche Anwendung phyfifcher 
Gemwaltmittel ; 

b. daß dergleichen Hilfäcommando3 jedesmal von einem Civil: 
commiſſarius begleitet fein müflen; 

c. daß hierüber, ſowie über den Erfolg Anzeige an die Bundes⸗ 
verlammlung zu erftatten ift. 

4) Die Bundesverfammlung würde in Erwägung zu ziehen haben: 
ob e3 nicht dienlich fein möchte, daß aus ihren Mitgliedern eine 
Commiſſion zur angemefjenen Vorbereitung ihrer nach dem Übigen 
zu beginnenden Wirkſamkeit niedergejeßt werde, und ſofern ſolches 
angemefjen gefunden wird, würde fie alabald zu deren Ermennung 
Ichreiten können. 

5) Sie würde e3 fi im Einne des Artikel 32 der Wiener 
Schlußakte zum Grundjah zu machen haben, daß wirklich erecutivifche 
Maßregeln nicht ander? ala in Uebereinftimmung mit den Anträgen 
der betreffenden Regierung beichloffen werden können. 

6) Endlih würde die Bundesverjanmlung ſich die Aufgabe 
zu ftellen Haben, bei der Prüfung der ihr über die vorkommenden 
aufrühreriicden Bewegungen gemachten Mittheilungen befonder auf: 
merfjam darauf zu fein, ob von den Regierungen der betheiligten 
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Staaten ihren allgemeinen und ſpeciellen Bundespflichten, 3. B. den 
Prlichten rücfichtlic der landſtändiſchen Einrichtungen, auch hin— 
länglich Genüge geleiftet worden ift, und die betreffenden Regierungen 
wo fie ſich vom Gegentheil überzeugt, wiederholt zur Erfüllung 
—* Pflichten einzuladen, auch über dasjenige, was in dieſer 

inſicht von ihnen veranlaßt worden ſei, ihre Anzeige zu erfordern, 
damit allen Vorwänden zu Bejchiwerden der Unterthanen, und zur 
Betreibung einer Abftellung berjelben auf ungejetlichem Wege vor- 
gebeugt werde.“ 

Eine Beftimmung über die Aufhebung der irgendivo eventuell 
gemachten Zugeftändnifie zu treffen, jei um jo mißlicher, als man 

„allgemeine Merkmale des notorifchen Abgedrungenſeins“ nicht an— 
geben fünne, und um jo weniger nöthig, als es ſelbſtverſtändlich 
jei, daß dergleichen Zwangsconceſſionen nicht verbindlich feien., Es 
ift jchon hier zu bemerken, daß die preußiiche Regierung die früher 
ausgeiprochene Meinung des Herrn von Nagler fich nicht anzueignen 
vermochte. Zum Schluffe wurde der Bereithaltung der Bundes— 
contingente und der jchärferen Genfur beigeftimmt. 

In den drei legten Punkten ftimmten alle überein mit größeren 
oder geringeren Modifikationen. 

Gharakteriftiich ift aber gelegentlich diefer Abftimmung ein Abs 
ja aus der hannoverjchen Erklärung, der für die Bundesverſamm— 
einen ſtarken Beigeſchmack entwickelt haben mag: „die Erinnerung 
der Bundeöverfammlung an die verjchiedenen Bundesregierungen 
binfichtlich ihrer Verpflichtungen gegen ihre Unterthanen, finden 
Se. Majeftät durch die höchſten Bundeszwecke völlig gerechtfertigt ; 
nur würden Sie gewünjcht haben, dal hierin die Thätigkeit der 
Bundesverſammlung in den geeigneten Fällen ſich ſchon früher be— 
währt hätte. Allerhöchftdiejelben ſetzen übrigens dabei voraus, daß 
die in Antrag gebrachte Erwartung nur im engjten Vertrauen an 
die Bundesregierungen ergebe, halten aber dafür, daß fie zugleich) 
von der Warnung zu begleiten ſei, daß der Bund auch unaufgefordert 
feine Pflicht erfüllen werde, falls den Bundesgeſetzen nicht baldigit 
Genüge geleitet werden ſollte.“ 

Der Würtemberger ftellte darüber der hohen Bundesverſammlung 
im Auftrage feiner Regierung eine wenig erfreuliche Alternative: 
Verwendungen dev Bundesverjammlung bei denjenigen Regierungen, 
welche etwa notorisch Anlaß zu Bejchtverden gegeben haben möchten, 
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werden ohne nachdrüdliche Unterftütung von jehr zweifelhaften Er- 
folge und leicht geeignet fein bie Bunbesverfammlung zu compro- 
mittiren, mit weiteren Maßregeln aber verbunden, den bunbes- 
verfafſungsmäßigen Grundfaß der Nichteinmifchung in die inneren 
Angelegenheiten eine® Bundeaftaates verlegen. Allein man ſtimmte 
den Präfidialpropofitionen durchweg bei, nur Baben zeigte fich für 
einige Borjchläge der preußiichen Regierung geneigt, Baiern und 
die beiden Mecklenburg waren ohne Inſtruktion. Von ben übrigen 
Abftimmungen verdienen noch zwei hervorgehoben zu werden, wenn 
auch aus ſehr verichiedenen Gründen, zunächſt die der freien Städte, 
deren Stimme damals der Bürgermeifter von Bremen Dr. Smidt 
führte, die ſich beſonders für eine Icharfe Genjur dahin ausſprach: 
„Die empfohlene gejchärfte Vorficht Hinfichtlich der politifchen Blätter 
ericheint der Gelandtichaft ala eine um fo dringendere, ba ein mit- 
wirfender auswärtiger Einfluß zur Aufreizung unruhiger Gemüther 
faum mehr zu verlennen ein dürfte. 

Diefer harakterifirt fi) vor allem dadurch, daß man diejenigen 
ausländiſchen öffentlichen Blätter, welche fremden und einheimifchen 
Unrubeftiftern für die Zubereitung gefährlicher Nahrungsmittel folcher 
Umtriebe einen bereitwilligen Herd darzubieten fcheinen, fortwährend 
bemüht findet, vermuthete oder angebliche Stoffe zu Beſchwerden der 
Unterthbanen einzelner Bundesſtaaten ala bereit? vorhandene und 
wirklich außgefprochene, und mögliche Ausbrüche von Unruhen als 
bereit erfolgte zu ſchildern; — wo dann durch Schilderungen biefer 
Art mitunter veranlapt wird, was ohne biefelben vielleicht gar Keine 
oder doch wenigſtens feine nahe Beranlaflung gefunden haben dürfte. 

Wahrheit, fährt der Gejandte fort, ift die Pflicht des Geſchichts⸗ 
ſchreibers, aber nicht bloß durch Verſchweigung kann ber Geichichte 
Gewalt angethban werden, jondern auch durch Schweigen über eine 
ihr durch Verbreitung notorifcher Unmahrbeiten zugefügte Gewalt. Die 
Beitellung kundiger, verftändiger und vor allem patriotifcher Männer 
für die Redaktionen, wie für die Genfuren öffentlicher Blätter dürfte 
den unter diefen Umſtänden erforderlichen Takt am ficherften zu 
verbürgen im Stande fein.‘ 

Wenn man diejer ganzen Verhandlung den dramatiichen Cha⸗ 
rakter, etwa der Tragödie, zuerlennen wollte, würbe man um das 
Satyripiel nicht verlegen fen. Die 16. Stimme, Freihest von 
Leonhardi, erklärte im Namen der höchften Committenten von Reuß, 
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verlegen Helfen; man wunderte fich, daß Altenburg und Reuß j. 2. — 
ber kurheſſiſche Geſandte verwechjelt fie mit der älteren Linte und 
nennt dieje Reuß⸗Kreuz — ſich von Preußen Truppen erbeten hätten, 
da biefer Staat „jo jehr zu Erwerbungen benachbarter Länder ge— 
neigt jei”, Allein über Preußen ſollten diefe Herren fich bald be— 
Babigen; ben Streiifg-rufien*) Ginfüffen gelang 6 Vernſtorff 
zu verdrängen und an feine Stelle Ancillon zu bringen, der von 
ier im Kabinet ein weichmüthiges , charakterlojes Schaufeln ber= 
treten Hatte und fich eine Ehre daraus machte ein Kandlanger 
Metternich3 zu werden. Man kann zwar nicht jagen, daß mit 
biefem Kabinetswechſel ein neues Syſtem fich Geltung verichafft habe, 
man muß aber jagen, daß durch denſelben das alte der heiligen 
rn von neuem befeftigt worden iſt. Wie fich Graf Golt zwar 
im Allgemeinen in jenem Geleiſe gehalten Hatte, aber in Frankfurt 
auch am Ende jeiner Laufbahn noch nicht fich Hatte entichließen 
mögen den Vertreter des „größten Mitteljtaats‘ zu ſpielen, jo hatten 
Graf Bernftorff und Genofjen zwar auf eine jelbftändige Politik in 
Frankfurt und im Ausland verzichtet, aber doch einzelne Fragen, 
wie die des Zollvereind, benußt, um Preußen eine mächtigere und 
geachtetere Stellung in Deutichland zu verjchaffen. Als es aber 
den unbedingten Anhängern der heiligen Allianz gelungen war, 
Herrn von Nagler nad Frankfurt zu bringen, war dieſer, geftüßt 
auf die Partei Wittgenftein-Ancillon-Altenftein-Rochom bemüht, den 
bon Metternich überall erfochtenen Sieg auch in ber Bundes» 
verfammlung vollenden und fichern zu helfen. Auf das Schwanten 
der preußiſchen Regierungskreiſe am Ende der zwanziger Jahre folgte 
mit dem Amtsantritt Ancillon® die Zeit der unbedingten Unter— 
werfung unter die Metternichichen Polizeitendenzen, bis Ende der 
dreißiger Jahre durch die hannoveriche Verfaſſungsfrage, ſowie die 
Frrungen in Köln und Pojen und die durch Abel geleitete ultra= 
mortane bairiſche Politik wiederum die Schwankungen in ben 
Regierungskreiſen ftark hervortraten. Herr von Nagler hat aber bis 
1835 nicht bloß als getreuer Helfer Metternichs in der Bundes— 
berfammlung , jondern auch ala Stellvertreter des Präfidirenden 


*) Ende 1830 hielt ſich Monate lang in Berlin der ruffiiche Marichall 
Diebitidy auf, der, wie ein preufiicher Diplomat erzählt, nie frank war, aber 
immer aufpahte; er beflagte ſich, daß man ihn mit Männern verhandeln Laffe, 
wie Gneilenau und Grolmann, „die feine royaliftiiche Gefinnung hatten“. 
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das politiiche Leben vergiftete, fo fielen die Regierungskreiſe nach 
der Riederlage der polniichen Revolution der ruffiichen Reaktion 
anheim. In dem Sinne diefer handelte die Bundesverfammlung, 
in dem Sinne jener fam ed im Mai 1832 zu einer. Reihe von 
Verſammlungen im Süden und Welten, die eröffnet wurden in ben 
badijchen Städtchen Weinheim und Badenweiler. Erſt gegen Ende 
des Monats nahmen dieje Bewegungen eine etwas größere Aug 
dehnung an in Hambach, Lichtenberg, Meifenheim, Bergen, Hanau 
und in der nächſten Umgebung von Yranffurt, auf dem Sandhof 
und in dem kurheſſiſchen Wilhelmsbad. Sobald eine genauere Kennt⸗ 
niß berjelben an die Bundeöverfammlung gelangt war, beichloß die= 
jelbe auf Antrag des Präfidiums am 7. Juni eine Commilfion von 
5 Mitgliedern zu wählen, welche beauftragt wurde mit der Begut- 
achtung der gegenwärtigen Lage Deutichlands und den Mafregeln 
zur Erhaltung und MWiederheritellung der öffentlichen Ruhe und 
geſetzlichen Ordnung im deutichen Bunde, desgleichen der Mittel, 
welche geeignet wären, dem Ausbruche der Revolytion entgegen zu 
wirken. Bei der ſofort angeitellten Wahl wurden zu Mitgliedern 
derfelben beitimmt die Geſandten von Oeſtreich, Preußen, Sachjen, 
Großherzogthum Heſſen, Holftein, und ala Erſatzmänner die Bun 
destagdgelandten für Würtemberg und Baden. Sodann wurde an 
die betreffenden Gejandten da8 dringende Erjuchen gerichtet, bald⸗ 
möglichſt eine genauere, amtliche Darftellung der Ereigniffe vor der 
Bundesverfammlung zu geben. Erſt am 30. Auguft, alfo nad 
beinahe einem Vierteljahr, berichtete der badilche Gejandte Freiherr 
von Blittersdorf: „Das Feſt, welches am 1. Mai d.%. in Wein: 
heim gefeiert wurde, war urſprünglich und lediglich durch eine 
Spelulation des dajigen Wirths Reichard veranlagt, wie auch einige 
andere Heine Zujfammenkünfte in verichiedenen Stäbten des Landes. 

Um die Zahl der Gäfte zu vermehren, hängte er die Preb- 
freiheit ald Schild au und ließ eine Einladung an einige groß» 
berzoglich heifiiche Beamte, fodann nad) Mannheim und Heidelberg 
ergeben. Erſtere jchicten Jolche nach Darmitadt, von wo fie nach 
Frankfurt beförbert wurden; daher kam e3, daß weit mehr Fremde 
ala Einheimifche aniwejend waren. Es wurden während des Eſſens 
kürzere oder längere Toaſte zu Ehren der Prebfreiheit ausgebracht, 
und alles würde ruhig vorübergegangen ſein, wenn nicht ein Advokat 
aus Frankfurt, Namen? Neinganum, eine Adreffe an den Bundes 

Fiſcher, Geſch. bes deutſchen Bundestags zu Frankf. a. M. 24 
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1) Päſſe nad) dem bairiſchen Rheinkreiſe für die Zeit vom 
22. bis 28. Mai l. J. nur jenen Reiſenden ausgeſtellt werben 
möchten, welche ſich über wahrſcheinliche Geſchäfte ausweiſen, und daß 

2) des Vorhandenſeins und der Art dieſer unverſchieblichen 
Geſchäfte in dem Paſſe ausdrücklich Erwähnung geſchehe. 

Kurz darauf traf bei dem Miniſterium des Innern eine bericht- 
liche Anzeige des Generalcommiſſärs des Nheinkreifes, datirt vom 
17. Mai, ein, wonach die Angelegenheit wegen des Hambacher Feſtes 
eine friedliche Wendung genommen habe. Die Unternehmer haben, 
fo lautete diejer Bericht, eine officielle Erklärung abgegeben, worin 
fie Die jeditiojen Ausdrüde in ihrer Einladung befriedigend er— 
fäuterten, und in einer zweiten Erklärung feierlich verficherten, an 
der Verbindung bezahlter Gäfte nicht den geringften Antheil ge— 
nommen zu haben. Sie verficherten öffentlich, bloß eim friedliches, 
ſchönes Feſt jeiern zu wollen und übernahmen ausdrüdlich die 
Haftung für jede Unordnung. Der ganze Landrath wollte dem 
Hambacher Fejte beimohnen, in der Abficht, Ruhe und Ordnung 
handhaben zu helfen. Eine Menge der achtbarften und einfluß- 
zeichiten Bürger wollten das Nämliche thun. 

Unter ſolchen Verhältniſſen und bei der PVerficherung, daß 
nirgends eine Abficht zu einem Attentat gegen die conftitwirten Ge— 
walten im Innern des Landes beftehe, auch ebenjowenig eine Ver— 
abredbung gegen auswärtige Mächte bezweckt werde, nahm der General- 
commifjär die von der Neuftädter, jowie von der Frankenthaler 
Gejellichaft angebotene Garantie an und erklärte, daß alle Mlotive 
des Verbotes wegfallen. 

Auf ſolche Weile ward durch den Vorſtand des Rheinfreijes 
dad Werbot der Feier des Maifeftes zu Hambach bereit zurüd- 
genommen, ehe er noch die Weijung vom 16. Mai und die Be- 
ftätigung diejes Verbote mit geeigneter Modifikation erhalten, und 
23 konnten nur noch von diefer Lage der Sachen die Höfe zu Stutt— 
gart, Karlsruhe, Darmitadt und Wiesbaden mit dem Anhange 
in Kenntniß gejeßt werden, daß nunmehr die Exrtheilung von Päſſen 
zu dem Hambacher Feſte an ordentliche, angeſeſſene Leute nicht mehr 
beanftandet, aber nichtödeftomweniger von der Geneigtheit der jenfeitigen 
Regierungen erwartet werde, daß die Grtheilung von Päflen an 
ſolche Individuen, von welchen eine Störung der öffentlichen Ruhe 
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eine Auszeichnung mit blau und weißer Armbinde führen und die 
Polizeibeamten in ihrer gewöhnlichen Amtskleidung erfcheinen jollten. 

Später wurde befannt, daß in Mainz für die Zufammenkunft 
in Hambach Sr jogenannte deutjche Nationalcocarden und 
Bänder verfertigt wü 

— — der bei dem Feſte für die Erhaltung 
der öffentlichen Ordnung anweſend geweſenen Staatsbeamten zu Folge 
hatten fich ſchon am 26. Mai mehrere Taufend Menſchen aus Neu- 
gierde, und um die getroffenen Vorkehrungen einzufehen, auf dem 
Hambacher Schloffe eingefunden. Am Feittag, den 27. Mai, Mor- 
gend 9—10 Uhr, z0g die VBerfammlung von Neuftadt aus auf jenen 
Schloßberg, unter dem Vortritt der Bürgergarde, welcher der Neu— 
fäbter Mufitverein, fodann die ZFeftordner, die meiften Stände: 
abgeorbneten aus dem Rheinkreiſe, der Landrath, Deputirte aus 
Speyer, Deidesheim, Dürkheim und andern Städten des Rheinkreiſes 
mit (angeblich) altdeutfchen Fahnen (von fhwarzer, vother und 
goldener Farbe), Frauen und Jungfrauen und die übrigen Säfte 


Die meiften Theilnehmer trugen Gocarden, und viele daran aud) 
Bänder von obigen Farben. 

Als die Züge auf der Schlofruine angelommen waren, wurde 
die Flagge von jenen Farben auf deren höchſte Spitze geſteckt und 
die übrigen Fahnen an verfchiedenen Plätzen aufgepflanzt. Kine 
roth und weiße Fahne mit dem polniſchen Adler war auf einem 
Seitenthürmchen aufgeftellt. Die verfammelte Vollsmaſſe mar zu 
20,000 Menjchen, nad) andern auf 12—15,000 gejchäßt. 

Die Eröffnungsrede hielt Dr. Hepp, praftifcher Arzt aus Neu— 
ftabt, und. entwidelte den Plan und Zweck des Feſtes. Schon dieſer 
zielte dahin, wie Deutjchland dur Entfernung des öftreichtichen 
und preußiſchen Ginflufjes reformirt, und die Bildung eines Ge— 
fammtdeutichlands ausgeſprochen werden joll. 


Aehnliche Reden hielten nad) und nach Dr. Wirth, Groffe, 
Siebenpfeiffer, Piftor, Pfarrer Hochdörfer, Strohmaier, Nedafteur 
des Wächters am Rhein zu Mannheim, Advokat Hallauer aus 
Et. Wendel, ein angeblicher Heidelberger Student Brufemann oder 
Brucdner. An verichiedenen Plätzen wurden Reden von Studenten 
und andern jungen Leuten gehalten. 
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Montag, den 28. Mai, fanden ſich Nachmittags mehrere Tauſend 
Menichen auf dem Hambacher Schloffe ein. Es wurde eine Rede 
von dem Deputirten Advokat Schüler aus Zweibrüden in Beziehung 
auf Beibehaltung des Preßvereins gehalten, welche von den Staats- 
beamten ald ruhig und gemäßigt gejchildert wird, wobei er die 
Spaltung in der Oppofition nicht in Abrede ftellt, dabei aber 
anführte, wenn auch die grellen Mittel einiger Redner nicht gebilligt 
werben fünnten, jeien doch Alle zur Erreichung des vorgejekten 
Zweckes einig. Zum Schlufje fügte er einige Worte zur Bejänftigung 
der durch Wirths Rede jehr empörten Franzoſen hinzu und verband 
damit die Ermahnung zu ähnlichen Vollaverfammlungen in allen Gauen 
Deutichlands. So ſoll die nächſte Volksverſammlung ähnlicher Art 
am 23. Juli d. 3. im Lamboiwalde bei Hanau ftatt finden. 

Es ſprachen dann noch mehrere Individuen aus verjchiedenen Volta- 
Hafjen von der Bühne, jedoch ohne erhebliche oder fträfliche Aeuße— 
tungen, es wurde vielmehr da3 ganze Volksfeſt ala eine Poſſe dargeftellt. 

Der in öffentlichen Nachrichten vortommende Umſtand, daß 
Wirth mit einem aus Frankfurt gefendeten Ehrenſchwerte umgeben 
worden, wird von den Amtöbehörden nicht hervorgehoben, wohl 
aber wird bemerkt, ein. ficherer Gödfe*) aus Mainz jei von den 
antvejenden Mainzer Deputirten als ein angeblicher Spion zur Ent- 
fernung vor Gröffnung des Feſtes veranlaßt worden, ſowie aud) der 
Unglüdafälle und Bejchädigungen erwähnt wird, welche durch 
Herunterfallen eines Steins der alten Schloßmauer und durch das 
Zerſpringen eines jchadhaften Pöllers an einigen Perfonen zu— 
fällig verurjacht worden. 

Hinfichtlich der unterlaffenen Ginfchreitung gegen die Redner 
enfichuldigen fich die Beamten mit der Unmöglichkeit, einen jolchen 
Auftrag im Angeſicht einer höchſt bedeutenden Menge auszuführen, 
da vielmehr eine dadurch entjtandene Aufregung den Plänen der 
Vollsredner willkommen gewejen wäre. Die Staatsregierung nahm 
jeboch den umterlaffenen Einſpruch gegen die politiiche Tendenz bes 
Feſtes, gegen revolutionäre Banner, dreifarbige Cocarden und Schärpen 
und revolutionäre Reden nicht gleichgiltig auf, jondern es ward, 

*) Diefen hatte nämlich die bairifche Regierung mit einem Paſſe ala Spion 
geſchickt. 
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anweſende Volt begrüßt und zu allgemeiner deutfcher Sinneseinigung (!) 
‚aufgefordert. In diefem Sinn jeien noch mehrere kurze Reden, theils 
abgelejen , theils aus den Stegreif gehalten und zuweilen von den 
Zuhörern mit einem Bravo unterbrochen worden. 

ser dann die Redner, unter ihnen drei Kandidaten der 
Theologie, aufgezählt worden, wird berichtet, daß fich ſchliehlich die 
Sache in allgemeines Wohlgefallen aufgelöft habe, beim Abmarſch 
* man das „brave kurheſſiſche Militär" und die Polen leben laſſen. 

Aus dem andern Bericht wäre folgendes zu entnehmen: 

Am 22. Juni gegen ein Uhr Mittags ſei der Zug aus der 
Stadt Hanau zu Wilhelmsbad mit Muſik unter Vortragung von 
Fahnen angelommen; nämlich: 

1) eine große Fahne, ſchwarz, gelb und roth mit ber 
Aufichrift: Freiheit, Wahrheit, Gerechtigkeit und Einheit Deutjchlands, 

2) eine Heinere mit der Aufichrift: Ohne Freiheit fein Leben, 

3) hatten mehrere Frankfurter eine Fahne mit einem Adler und 

4) mehrere Bockenheimer eine ſolche mit Bienenſtock und Streit— 
art mitgebracht. Nachdem Pfarrer Merz von Hanau die Verſamm— 
lung. begrüßt,, habe Dr. Zein gejagt: da der Zweck der heutigen 
BVerjammlung von vielen mißdeutet werde, man glaube, man ver- 
lange die Vernichtung aller bejtehenden Regierungen und Einrich— 
tungen; dies ſei nicht der Fall, bloß Reform fei das überall gefühlte 
Bebürfniß, dieſe müſſe auf gejeblichem Wege herbeigeführt werden, 
follte fie aber auf dieſem Wege nicht zu erreichen jein, jo werde fie 
die Ginjtimmigfeit aller Stämme deutjcher Nation auch auf anderem 
Wege zu erlangen willen. 

In ähnlicher, gemäßigten Weile hätten fich die andren Redner 
geäußert und bejonder3 betont, daß man fein Hambacher Feſt wolle. 
Der Feftiaal jei mit Fahnen der Bundesftaaten und den fogen. 
altdeutichen Farben geichmüct gewejen. Dann wären Adreſſen an 
die hannoverſchen und kurheſſiſchen Landjtände verlefen worben. 

Stärfer jei ſchon ein Toaft des Dr. Schulz aus Darmitadt 
gewejen, der von ben dunklen Beſtrebungen der Großmächte und 
dem Frankfurter Bundestag als einer Vertretung des Ariſtokratismus 
geiprochen habe; wenn nichts mehr helfe, müſſe man die Steuern 

1. Auf Drängen der Volfsmenge von 6—8000 Menſchen 
jeien dann bie Reden vom — ange worden. 
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aber bie dortigen Staatsdiener, zur Untreue gegen ihren Landes- 





ieß, nach allen ihren Kräften und Mitteln entgegenzuwirken, 
und fo war «8 denn der: Regierung bis zum 26. Mai d. 3. 
gelungen, die er erneute Aufregung der Gemüther wieder zu 
bejänftigen und ſelbſt noch die Ordnung und Ruhe aufrecht zu er- 
halten, ala, nach betrübenden Vorgängen in der —— auch 
das herzogl. Landesgericht zu St. Wendel ſich zu irrigen Theorien 
hinteißen ließ und den Grundſatz ala Urtheil ausſprach daß Ber- 
ordnungen, welche nicht mit Zuſtimmung der in dem Fürſtenthum 
Lichtenberg beſtehenden Provinzialſtände erlaſſen worden wären, für 
wirkungslos erachtet werden müßten. So erſchien der 27. Mai, 
an welchem auf dem Schloßberge bei Hambach ein fogen. deutjches 
Feſt gefeiert worden ift, das von den revolutionären Parteien im 
Rheinkreife angeordnet und mit den wirkſamſten Mitteln unterftüßt 
nicht nur die allgemeinjte Theilnahme erregte, jondern auch in vielen 
andern bdeutjchen Gegenden nachgeahmt wurde, 

Auch in dem Fürftenthum Lichtenberg verfammelte ſich an 
diefem Tage auf dem jogen. Bofenberge, ungefähr eine halbe Stunde 
von der Stadt St. Wendel, ein zahlreicher Volkshaufen unter dem 
Vorwande, ein Maifeit daſelbſt begehen zu wollen. Anfangs unter- 
nahmen die Anmwejenden nichts, was Bejorgniffe für die Erhaltung 
der Öffentlichen Ruhe und Ordnung hätte begründen können. Allein 
bald ward zur Errichtung eines, mit einem ſogen. Freiheitsfäppchen 
und mit den jogen. deutjchen Freiheitäfarben verzierten Freiheits— 
baumes vorgejchritten. Der wegen revolutionärer Umtriebe von 
feinem Amte juspendirte und in Unterfuchung befangene evangelilche 
Pfarrer Juch hielt eine Anrede an das verjammelte Volk, das nun— 
mehr, von der Bedeutung des Tags und beraujchenden Getränken 
erhitzt, den errichteten Freiheitsbaum ergriff und mit joldem am 
Abende des 27. Mai unter fortwährendem Lärmen und Tumult in 
der Stadt St. Wendel einzog. Hier ward der gedadhte Baum 
wieder in der Mitte der Stadt aufgerichtet und mit der drohenden 
Aufichrift verjehen, daß derjenige des Todes jein jolle, der fih an 
jenem Baum vergreifen würde. Vergebens erjchöpfte noch an diejem 
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herzogl. Regierung zu St. Wendel die Zeit wieder zurüd⸗ 
gelehtt zu ſehen, 20 fe im Deren auf Sie eatenen uf 
ee ellckn anıler. bemm Ehe. ber hefehrabm Gehtherbie ihr an« 


welches nunmehr am folgenden Tage, den 30. Mai d. J. Mittags, 

in jeime Garnifon zurückehrte. Allein die eingetretene Ruhe war 
2 furger Dauer. Bald nad) dem Abgang des preußiſchen Militärs, 
am 1. Juni, fehrte der Advofat Hallauer aus St. Wendel von 
bem Hambacher Felt dahin zurüd. Unmittelbar nad) feiner Rüds» 
fee — noch zur Zeit unbekannt durch welche Mittel oder aus 
welchen Urſachen — verlor ſich der gute Eindrud, den das ge 
mäßigte und nachfichtsvolle Benehmen der Regierung auf die Ge- 
müther gemacht ju haben jchien, von Stunde zu Stunde, der Strafen» 
unfug begann aufs Neue, es ward an die Errichtung neuer Frei— 
heitsbäume Hand angelegt, in dem von dem Dirigenten der Regierung 
bewohnten Theil des herrichaftl. Gebäudes wurden die Yenfter ein- 
geworfen, und ed verbreitete fich eine jolch ungewöhnliche Aufregung 
aller Gemüther, daß ein großer Theil der dortigen Bewohner ſich 
zu öffentlichen Berathungen verfammelte, in welchen endlich bie 
Verwirrung jo weit ging, daß man ben Beichluß fahte, die Re— 
gierung daſelbſt aufzuheben, derſelben diefe Aufhebung förmlich zu 
verfündigen,, jodann eine neue Regierung einzufegen und eine neue 
Verfaffung dajelbjt einzuführen. 

Diefe unerhörte Aufregung vermehrte fich zuſehends in einem 
höchſt bedenklichen Grade, und es machten fich jogar Spuren bes 
merklich, auch das bisher theilnahmlos gebliebene platte Land auf- 
zuregen und alädann bei dem Eintritt energischer Negierungsmaß- 
regeln auf die thätige Beihilfe des benachbarten, gleichfalls im Zu— 
ftande höchſter Gährung befindlichen bairiſchen Rheinkreiſes, ſowie 
auf die Mitwirkung des nahe grenzenden Frankreichs ſich zu ſtützen. 
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verjammlung die Zurückziehung der Truppen bejchließen möge, aud) 
darauf Hingewiefen, daß jchon der vielen Zölle wegen die Abjendung 
von coburg=gothaischen Militär nad; Et. Wendel kaum möglich 
jet, und der preußiiche Gejandte nochmals den Wunſch jeiner 
Regierung ge hatte, wurde die Sache wieder an die 
verwieſen. Da regte ſich die Gemeinde St. Wendel 

jelbft und Kanbte eine Deputation an die Bundesverfammlung, um 
ae um die Aufhebung der Einquartierung anzugehen, denn nach 
einer Eingabe des Landraths koſte diejelbe ſchon 30,000 Gulden; 
jedem Höchjtbefteuerten kofte diejelbe bis jet weit über 1000 Gulden. 
In dem Bericht der Commiſſion wird namentlich auch darauf Rück⸗ 
ſicht genommen und bemerkt: wenn der Landrath in jener Eingabe 
ſage: „es müſſe empören, wenn man bedenke, daß der größte Theil 
der Einwohner von St. Wendel, Und namentlich faft alle Höchit- 
bejteuerte, an der Beranlaffung zu der militärifchen Beſetzung nicht 
den geringjten Antheil genommen hätten und folglid ohne alle 
Schuld um ihr Vermögen kämen“, jo ftehe dies doch in einem 
bemerfenöwerthen Gegenſatz zu dem Bericht des herzoglichen Gejandten, 
der von der großen Mehrzahl, ferner von allen Gemüthern zc. ge- 
iprochen habe. Außerdem feien die preußiichen Truppen nicht als 
Grefutivtruppen von St. Wendel, jondern als Garnifon anzufehen, 
welche nicht eine Semeinde-, Tondern die Staatskaſſe zu bezahlen 
hätte. Folgt dann die Mittheilung aus dem Bericht des öſtreichi— 
ſchen Feldmarſchallleutnants, Prinzen von Hohenlohe = Langenburg, 
über die kurz vorher erfolgte Mufterung des coburg- gothaiſchen 
Bundescontingent?, daß ftatt der 1366 Köpfe, die hätten vorhanden 
fein jollen, nur 950 da waren, alſo 407 abwejend waren. Von 
diefen wurden 260 als im Fürftenthum Lichtenberg befindlich ange 
geben; wo diejelben aber während der Unruhen gewejen ſeien, gehe 
aus den Akten nicht hervor; dieſes lichtenbergiſche Contingent werde 
ja auch wohl zur Aufrechterhaltung der Ordnung genügen. Die 
Commiffion beantragte, daß bie preußiſchen Truppen fo lange noch 
dajelbft bleiben müßten, bis ein coburg⸗ gothaiſches Contingent dort 
eingerückt ſei; alle Geſandten ſtimmten dieſem Antrage bei, der 
bairiſche nicht ohne daß er vorher auf den unruhigen Charakter der 
Bewohner von St. Wendel hingewieſen hatte. Am 11. Oftober 
eröffnete der preußiſche Geſandie, daß die herzogliche Regierung 
zwar nicht 260 Mann, w wie die hohe ine — 
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jondern nur 150 Mann im Fürſtenthum aufftellen wolle, da nun 
noch Monate vergehen würden ehe jene Truppenhöhe erreicht fein 
werde, und die Stadt durch die preußiſche Beſatzung bis zur Er- 
ihöpfung belaftet werde, jo wünjcht der Gelandte den preußilchen 
Befehlshaber zum Abmarjch anweiſen laſſen zu können. Die Bundes⸗ 
verſammlung beſchloß demgemäß in der folgenden Sitzung nach 
dem Gutachten der Commiſſion. 

Dieſe Vorgänge waren es beſonders, welche den Herzog von 
der Unmöglichkeit überzeugten, dieſes Fürſtenthum noch länger 
ſouverän zu verwalten; im Jahre 1834 konnte der Bundesverſamm⸗ 
lung der Abtretungsvertrag an die Krone Preußen unterbreitet 
werden. 


Fünftes Kapitel. 
Das Frankfurter Attentat und die demagogiſchen Umtriebe. *) 


Schon die Freiheitäbewegungen der romaniſchen Bevölferungen 
während der zwanziger Jahre und das darauf folgende Unterdrückungs⸗ 
ſyſtem Hatten zu geheimen politiichen Verbindungen geführt, von 
denen die befanntefte die der Carbonari if. Der Mittelpunkt der- 
lelben war Paris geworden. Da aber die Leitung derjelben von 


*) Das Material zu dieſem Kapitel it den Unterjuchungdatten der Bun: 
descentralbehörde entnommen, welche fich jetzt in vier ftarfen Convoluten im 
biefigen Bundesardiv, Schrant I, Fascikel 37 a—d befinden. Eine reich⸗ 
lich, wenn auch nicht jelten recht trüb fließende Quelle für die Kenntniß 
der Frankfurter Zuftände, namentlich der damaligen Suftizpflege und Der: 
waltung, ſowie der großen Politif des Eenatd, auch dem Bundestag und 
Preußen gegenüber, und Verjonalien befonderd der Geſandten bietet ſich in 
dem anonym erichienenen Buch: „Vierzig Jahre aus dem Leben eines Todten.“ 
(1790—1830) 3 Bände, Tübingen 1849. Ofiander’ihe Buchhandlung, und 
in der Fortſetzung: „Noch fünfzehn Jahre aus bem Leben eine® Todten.“ 
(1830—1845.) 1 Band Tübingen 1853. Beide Bücher rühren von einem 
geborenen Trankfurter ber, dem Hauptmann K. Friedrich, ehemals in fran- 
zöſiſchen und preußiſchen Dienften. 
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nationalen: Erhebungen, Klagen und Staatenbildungen nichts wiſſen 
wollte, jo jtiftete Mazzini in Marfeille, zunächft für Italien einen 
geheimen politifchen Verein, welcher zur Einigung und Republitani- 
firung Italiens führen ſollte, dieſen Verein nannte er bekanntlich 
„das junge Italien“. Der Mißerfolg der polnijchen Inſurrection 
trieb auch diefe Bewegung in das Geleife der geheimen Klubs und 
in die Urme jenes zünftigen Verſchwörers Europas; es fam aud) zur 
Gründung eines jungen Polens. Ein’ bei dem deutſchen Joumaliften 
Garnier aud Raftadt vorgefundener Brief, gezeichnet von Strozji, 
dem unftreitigen Pjeudonym für Mazzini, mit dem Stempel der 
Parifer Stadtpoft vom 17. Februar 1833 verſehen, gibt junächſt 
eine Einficht in die Organifation des jungen Italiens. An ber 
Spitze beijelben ftehe, jo heißt ed, ein Central-Comité in Marjeille, 
in jeder der Provinzen, in welche Italien zerfalle, beſtehe ein 
Gomite, in jeder Stadt fei ein Ordinatore und Propagatort, letztere 
mit dem Rechte, in die Verbindung aufzunehmen. Daraus folle 
allmählich ein junges Europa fich entwideln. Le dernier but, 
heißt e8 im dem Briefe, devrait étre celui de constituer une 
grande f6öderation Europeenne des republiques assocides entre 
elles par tous les moyens possibles. 

Dieje Beziehungen jollten indes fich noch minder mächtig er- 
weiſen, als diejenigen des revolutionären Frankreichs und der land» 
flüchtigen Polen. Am frühften und engſten traten die Würtem—- 
berger und die Aheinbaiern mit diefen Glementen in Beziehung. 
Außer dem Buchhändler Frankh in Stuttgart, der namentlich enge 
Beziehungen mit Paris pflegte, waren e3 die Advofaten Rödinger 
und Tafel in Würtemberg, die Dr. Siebenpfeifer, Wirth u. A. in 
Nheinbaiern, Pfarrer Weibig, Apotheker Trapp u. U. in Heflen; 
Abo. Dr. Gärth u. A. in Frankfurt, welche in Beziehung mit jenen 
ausländijchen Revolutionsmännern die Frage der deutſchen Einheit 
und Freiheit durch Begründung von Journalen, Preßvereinen, 
Wahlklubs ꝛc. zu löfen verſuchten. Schon im Herbſt 1831 wurden 
von den oben genannten Würtembergern Wahlklubs geftiftet, „Die 
wie in dem benachbarten Frankreich im Stillen die heilige Gluth 
der Freiheit nähren follten" ; ihr publiciftijches Organ der „Hoch 

* war, wie bie Bundescentralbehörde jagt, das Orakel 
dieſer kleinſtädtiſchen Politiker; baren auc in Nheinbaiern, nur 
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des deutſchen Bundes’ und größere Einheit zwifchen den deutjchen 
Bundesftanten, namentlich durch völlig freien Verkehr, Im Som- 
mer 1832 hielt man eine Verſammlung in Frankfurt ab, in welcher 
man ſich über die Abfafjung einer Schrift zur Aufklärung des 
Landvolls insbejondere einigte. Cine bezeichnende Stelle aus dieſer 
lautet: „Schmad) und Schande über und, wenn wir uns das gejallen 
rt vom 28. Juni 1832). Sind wir Schafe, 

jo gejchieht uns Necht, wenn wir gejchoren werden, und erft wird 
man uns fcheren und dann wird man uns jchneiden. Aber wir 
— —— — die ihr gutes Recht kennen, und ihr gutes 
Necht zu behaupten wiſſen. Was werden wir aljo thun? Die 
— iſt ſehr einfadh: Halten ung die Fürſten ihr Wort nicht, 
jo find wir auch den Fürſten nichts jchuldig, wir find ihnen aljo 
auch Feine Steuern und Abgaben mehr ſchuldig.“ Mit Gewalt möge 
man fich den Steuererhebern und den Soldaten, die übrigens mit 
dem Volle gemeinjame Sache machen würden, mwiderjeßen; kommen 
aber Preußen und Deftreicher, dann jolle man die Franzoſen um 
Hilfe rufen. Derartige Verſammlungen und Beiprechungen twieber- 
holten fich in Frankfurt noch mehrfach. Beſonders lebhaft wurden 
die Berathungen in Gießen und deſſen nächiter Umgebung fort- 
gejeßt. Namentlich zwiſchen Bürgern und Studenten entwickelte 
ſich daſelbſt ein lebhafter politiicher Verkehr; fo jchlofien ſich all- 
mählich 90 Theilnehmer zu einem Comité zuſammen, welches wieder 
in eine Anzahl Kränzchen zerfiel, die fich wöchentlich verjammelten, 
Die Frage der Bewaffnung wurde öffentlich beiprochen und dabei 
auf die in den Dörfern noch vorräthigen Gewehre der Landwehr 
gerechnet; dabei unterhielt man regen Verkehr mit Baden, Rhein- 
baiern und insbeſondere Kurheſſen, namentlich mit dem Apotheker 
Döring in Kurheſſen, wahrjcheinlid) auch mit dem Profefjor Jordan 
dajelbft, dem indefjen von feinen Leuten die größte „Lauheit“ vor- 
geworfen wurde. Auch im Zuſammenhang mit den franzöfiichen 
Revolutionären hielt man fih. Im Juli 1832 erſchien ein polnifcher 
Offizier bet dem Apotheter Trapp in Friedberg und legitimirte ſich 
durch ein Empfehlungsſchreiben Lelewels als ein Abgeſandter des 
revolutionären Vereins in Paris; dieſer berief dann noch einige 
Gefinmmgsgenofien, denen der Emifjär, welcher auf den Paß eines 
Meinhändlers reifte, auseinanderjegte, dab er im Auftrage des 
Parifer Vereins reife, um die Bildung politifcher Vereine in Deutjch- 
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Bunſen in Frankfurt bearbeiteten die Burſchenſchaften, ſodaß fich 
ſechs Mitglieder ber Heidelberger, ſowie Einzelne der Münchener, Er— 
langer, Würzburger, Göttinger, Tübinger, Gießener und Jenaer 
an dem Aufftand betheiligen zu wollen erklärten. 
Au in Di, hieh 68, jei ein Haufe zum Einfall in Deutfcjland 

bereit, gleichzeitig werde in Lyon eine bewaffnete Erhebung jtatt- 
— Auch in Rheinheſſen war die Einleitung zur Erhebung ge— 
troffen, namentlich durch Verbreitung des „Wächter am Rhein“ und 
der Vorrede zu Heine's „Tranzöfiiche Zuftände‘. Die Pläne des 
würtembergiſchen Oberleutnants Kojerit zu Ludwigsburg: einen Theil 
des würtembergiſchen Militärs für die Erhebung zu gewinnen, nahmen 
nur jehlechten Fortgang. Am 10, Februar 1833 nämlich erjchienen 






. bie Frankfurter Advofaten Dr. Gärth und Dr. Neuhoff bei Pfarrer 


Fick in Petterweil, bei welchen fich jpäter aud) Rektor Weidig aus 
Butzbach einfand. Die Frankfurter erklärten hier, fie würden ſich 
von dem Aufruhr in Frankfurt nicht zurücdhalten laſſen, wenn aud) 
die Würtemberger nicht Losjchlagen wollten. Weidig erklärte bie 
Sache für ganz erfolglos und verweigerte jeine Theilnahme. In 
Mipbehagen und mit dem Vorbehalte weitere Mittheilungen abzu— 
warten, trennte man fid). 

Für den 3. März wurde dann eine Verjammlung ber Füh⸗ 
rer nad) Großgartach bei Heilbronn zu einer Berathung aus— 
geichrieben. Bon den Grwarteten und angeblich Eingeladenen fanden 
ſich daſelbſt aber nur ein: Oberleutnant Koſeritz und Gürtlermeifter 
Dorn aus Ludwigsburg, Advofat Gärth aus Frankfurt, Kandidat 
Breidenſtein, Apothefer Trapp aus Friedberg, welche fich unter 
Führung eines jungen Mannes aus Großgartach nad) dem Stunde 
entfernten Schlüchtern begaben, wo ſie in einem Billardſaale ihre 
Beſprechungen hielten. Gärth theilte mit, daß in den Kellern des 
Dr. ©. Bunſen Waffen für mehrere Hundert Mann ſeien, bie 
Urtillerie des Frankfurter Bürgermilitärd mit 16 Geſchützen, ſowie 
bie zwei in der Nähe von Frankfurt garnilonirenden preußilchen 
Negimenter — Polen — jeien im Einverftändnif: wie es in Lyon 
loſsginge, jo gleichzeitig auch in Warjchau, 4—500 Polen wilrden 
bei Bajel über den Rhein gehen; 20 polnische Offiziere jeien von 
Lelewel zur Nevolutionirung de3 Schwarzwaldes nad; Rorſchach 
beordert; da Frankh verhaftet jei, müſſe alsbald losgejchlagen wer- 
den; Koſeritz ſolle warten, bis der König von Würtemberg jeine 
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Relidenz nach Ludwigsburg verlege, was im Anfang April gefchehe, 
damit die Erhebung mit deffen Gefangennahme beginnen fönne; dann 
ſolle eine proviſoriſche Regierung unter Leitung des Profefiors 
Jordan aus Marburg eingejeßt werden, welcher die Kurheſſen ſchon 
am Schnürchen habe. Zugleich wurden dem Koferi 150 Gulden zur 
Beitehung des Militärs übergeben, denen dann noch per Wechſel 
aus Frankfurt 313 Gulden zugefügt wurden. Bon da begab ſich Gärth 
nah Mannheim, Karlaruhe und Straßburg, Breidenftein nad) 
Gießen und Marburg. Bierzehn Tage darauf erſchien Dr. Neuhoff 
bei Koſeritz mit einem Gredenzbrief Gärths; die Frankfurter ver- 
langten auf das heftigfte, daß Koſeritz zuerft losſchlage. Dieſer 
weigerte ſich, weil er den Frankfurter Verjprechungen mißtraute; 
noch zweimal in beftigfter Weiſe von Gärth aufgefordert, chickte 
Kojerib den Dorn zu Gärth und ftellte ihm die Unmöglichkeit einer 
baldigen Erhebung vor; wie ein Rajender habe ſich Gärth gebärdet 
und audgerufen, er werde dann allein losſchlagen; das ganze 
Militär um Frankfurt ſei im Einverftändniffe, in Kurheffen jei man 
ebenjo bereit wie im Elſaß; bei Bunfen, berichtet der ehrliche Gürtler- 
meister mit geheimem Grauen, babe man offen vor der bei Tiſch 
fervirenden Magd von der demnächſt ausbrechenden Revolution ge 
ſprochen. Zwiſchen den Führern wurden dann die Verhandlungen 
weiter geführt: wenn der erjte Echlag in Frankfurt gelungen wäre, 
dann ſollten Erhebungen in Nauheim, Gießen u. |. mw. ftattfinden, 
nachdem zu dieſem Zweck durch zwei Studenten die Bauern im 
Vogelöberg und Hinterland bearbeitet worden wären. 

Gnde März ftellten fich denn die Verſchworenen allmählich im 
Franffurt ein. Dr. med. Bunjen hatte 200 Gewehre gefauft, von 
welchen 60 an die benachbarten Bauern in Bonames vertheilt wur: 
den; dezgleichen hatte er 3 Ctr. Pulver und 1 Ctr. Blei und eine 
Menge Kugeln angeichafft. 

Am 2. April kaufte Bunjen überdies 6'/, Dubend Raketen zum 
Signaliliren, ſchwarz-roth-goldne Schärpen und Bänder wurden 
bereit gehalten. Am Mittag deflelben Tags fand nun eine Ver— 
jammlung der Verſchworenen in Bodenheim in dem Gafthof „zur 
Stadt Frankfurt” ftatt; und zwar waren dahin nur Diejenigen 
geladen, welche den Sturm auf die Hauptwache unternehmen jollten, 
während der Angriff auf die Conſtablerwache von ganz anderen 
Elementen ausgeführt werden jollte, welche ſich einzeln verabredet 
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hatten und gejondert von diejen fich verfammelten. In Bockenheim 
waren Bunfen und Ad. Dr. Kömer von Frankfurt die Wortführer; 
‚außer diejen Beiden fanden fich ein Inſtitutslehrer des Bunfen, 
Dr. Berchelmann, ſechs Heidelberger, neun Würzburger, drei Er- 
langer und drei Göttinger Burſchenſchafter, ferner Raufchenblatt und 
noch vier Andere ein. Der Plan der Verſchwornen lief im All⸗ 
gemeinen darauf hinaus, ſich der beiden feſten Punkte in der Stadt 
und gleichzeitig der Kanonen zu bemächtigen; vom Pfarrthurm wollte 
man Sturm läuten und dann mittelſt des in der Stadt zufallenden 
und vom Lande heranziehenden Volks den Aufruhr allgemein machen. 
Nachdem Dr. Bunjen nach Eröffnung der Verfammlung diejen all- 
gemeinen Plan angegeben hatte, bezeichnete er ala die Aufgabe der 
Verfammelten Grftürmung der Hauptwache. Alle Vorbereitungen 
feien getroffen, 2000 Handwerfäburjchen jeien zur Unterftügung 
bereit; auf das Sturmläuten würden außerdem die Sachjenhäufer 
und bie Bauern zu Hilfe kommen, heſſiſches, würtembergiſches und 
naſſauiſches Militär ſei gewonnen. Zwei von ben antvejenden 
Studenten ftellten aus Mißtrauen genaue Fragen, erhielten aber mır 
weitere Lügen als Antwort. Nach der Ueberrumpelung, wurde hinzu= 
gefügt, würde ein Comité die proviforiiche Negierung übernehmen. 
Ranfchenblatt erhielt das Commando über die ganze Unternehmung ; 
Bunſen, Körner und Berchelmann erhielten die drei Untercommandos, 
Nachdem jeder drei Fylintenfteine erhalten und die tröftliche Mittheilung 
vernommen hatte, daß auch die Frankfurter Bürger zur Theilnahme 
bereit jeien, wurden fie fir den folgenden Abend zu Bunfen beftellt. 

Um 3. Vormittags neun erhielt der zufällig aus Würzburg 
anweſende Rechtsconſulent Quante ein anonymes Schreiben, in wel- 
dem da3 ganze Gomplott verrathen war. Nachdem diefer dann dem 
ebenfall3 anweſenden Proſeſſor Seuffert von Würzburg daſſelbe mit⸗ 
getheilt hatte, erfolgte die gleichzeitige Anzeige bei dem bairiſchen 
Gejandten von Lerchenfeld und dem erſten Bürgermeifter von Frank— 
furt, Herrn von Guaita. Daraufhin wurde die Mannſchaft der 
Hauptwache um 10 Mann verftärkt, da Commando behielt ein 
achtzehnjähriger Unterleutnant , Patronen wurden feine ausgegeben, 
die ungelabenen Gewehre jollten in der Vorhalle hängen bleiben, die 
Mannſchaft in die Wachtftube zurüdgezogen werden. Die Gonftabler- 
wache erhielt gar feine Benachrichtigung; das Linienmilitär wurde 
in die Kaſerne confignirt. 
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ſchwarz- roth⸗ goldene Binden und Schärpen, Piſtolen, 

anmne Beile an einem Strid wurden vertheilt; Mehrere 
jönärzten fi) die Gefher Einer nahm auch eine Larve vor; bie 
— in Uniform; 10 Minuten vor 10 rief Gärth: Meine 
es ift Zeit. Während diefer Vorbereitungen war ein Auf- 
wartemädchen aus Schreden ohnmächtig geworden und hatte fich 
auf das Bett gelegt: Wir Alle, jagt der naive Zeuge aus, küßten 
beim Weggange der Reihe nad) das jchöne Kind. Den Major an 
der Spitze rücdten fie zwei Mann body aus, in der erften Reihe 
Lubainsty und Seriba; Punkt /,10 auf der Zeil angelommen 
ftürzten fie unter dem Rufe: Es lebe die Freiheit! Freiheit, Gleich: 
heit und Revolution! mit gefälltern Gewehr gegen bie Gonftabler- 
wache los. Der Poften vor dem Gewehr wurde durch zwei 
Bajonettjtiche niebergeftoßen , dann drangen fie in die Wachtftube, 
gaben auf Commando eine Salve auf die darin befindlichen Eolda- 

ten ab, wodurd; einer tödtlich verwundet wurde. 

Gleichzeitig wurden unter dem Rufe: Wollt Yhr Heraus, Ihr 
Hunde, die Fenſter eingeichlagen und hereingeſchoſſen; die Soldaten 
flohen, ein Soldat wurde durchſtochen, ein Unteroffizier, ein Gefreiter 
und ein Soldat vertwundet. 

Sodann ftürmte ein Theil in den oberen Stod, wo die Ge— 
fängnifje waren, im welchen einige Gejellen und Lehrlinge jahen. 
AS die Frau des Gefängnißwärters, denn dieſer jelbft befand fich 
im Wirthshauſe, die Aufrührer die Treppe heraufftürmen hörte, 
öffnete fie wei Zellen, deren Inſaſſen ſie um Hilfe und Rettung 
bat; als der eine dazu Miene machte, wurde er miebergeftochen ; ; nad)= 
— die übrigen Bellen geöffnet waren, fonnten zwei erſt durch Be— 
drohung ihres Lebens zum Verlaſſen derſelben gebracht werden; der 
zurücklehrende Gefüängnißwärter wurde niedergeſtochen; da faßten 
zwei der befreiten Gefangenen Pofto, um die Familie des Mannes 
gegen weitere Angriffe ficher zu ftellen. Ein Verſuch der Soldaten, 
die Wache wieder zu gewinnen, wurde abgewieſen, die Soldaten ver—⸗ 
krochen ſich darauf bis zum Morgen | in eine Wagenremiſe des Herrn 
von Rothſchild. Während befien hatte ein anderer Theil der Auf- 
rührer die Gewehre: der Wache auf die Straße geworfen umd bie 
Menge zur Teilnahme an der Erhebung aufgefordert, aber ohne 


Nachdem man dann Wade und Zeughaushof beſetzt hatte, 
— das Be RE WR allein jehr bald * 
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Poliziften wurden bei Seite gejchoben, der Thurm exbrochen, mit 
—— ne, es jei Zeit, die Bauern wären an ben Thoren; 
nachdem die Thürmerfrau ihnen die Sturmglode gezeigt hatte, wurde 
dieſe jofort von Einigen gezogen, dann entfernten fich Alle, und das 
Weib mußte umter Aufficht eines zurücgebliebenen Aufrührers bis 
11 Uhr das Stürmen fortſetzen. 
— Nachdem man ich mit leichter Mühe wieder in den Beſitz der 
Hauptwache gebracht hatte, wurde der Hauptmann Yungmichel mit 
28 Mann gegen die Conſtablerwache abgeſchickt. Won diejen ſchickte 
diejer dann weitere flnf Mann und einen Unteroffizier voraus; dieſe 
aber wurden von den verfammelten 20 Aufrührern mit Schüfen 
empfangen, zeriprengt und zum Theil niedergefchoffen. Unterdes 
war der Hauptmann herangefommen, und als feine Truppen mit 
einem förmlichen Peletonjeuer, das nach franzöſiſchem Commando 
abgegeben wurde, empfangen worden, gaben die Schützen ohne Com— 
mando Feuer; ein Handgemenge entitand, in welchem Mehrere ver- 
wundet und getödtet wurden. Sofort aber wurden die verwundeten 
Aufrührer weggebracht, ſo daß fie nicht mehr aufzufinden waren ; Bun⸗ 
jen, ber fich mit einigen Leuten wieder eingefunden Hatte, rief beftändig: 
Steht! Steht! warf jich aber ſchließlich mit dem Reſt in die Flucht. 
Um dieje Zeit zeigten ſich auch an anderen Punkten der Stadt 
aufrühreriiche Haufen; To trat in der Fahrgaſſe ein ſolcher von 
5—6 Bewaffneten aus einem Haufe und rief: Es lebe die Republik!, 
marſchirte an der Gonftablerwache vorbei zur Hafengafie und, nad)- 
dem fie jich hier mit einem herzutretenden Mann bejprochen hatten, 
zeritreuten fie fich. Gleichzeitig traten an einer andern Stelle in 
ber Fahrgafje 5—6 Bewaffnete hervor, welche unter dem Laden der 
Gewehre tiefen: vive la libertd, vive la röpublique! Am Juden- 
markt jtand ein Haufe von 10 Bewaffneten, die ſich beriethen und 
und äußerten, daß fie, da der Dom ſchon beſetzt ſei, die Schnurgaſſe 
nehmen wollten; während deſſen trat ein Andrer hinzu und fragte 
Einen aus dem Haufen : Nicht wahr, Sie find auch Frankfurter? 
Und nachdem diefe Trage bejaht war, ſetzte ſich der Haufe unter 
Führung der Beiden in Bewegung, fie Inden im Gehen bie Gewehre 
unter dem Rufe: Revolution! ! Freiheit u. ſ. w.! Ebenſo zeigten fich 
zwei Trupps in ber Mainſtraße und bei der Mainbrücke; Soldaten- 
patronillen, die bald erichienen, zerftreuten fie; Einzelne verloren ſich 
in die Häuſer, bie Bm ‚entlamen durch die Thore, trotz des 

















verbindlich jei; eine bejondere Commilfion von ſechs Mitgliedern 
beim Bunde folle künftig die landftändiichen Verhandlungen darauf 
prüfen, ob fie nicht die Zwecke des Bundes gefährden; zugleich wird 
es den einzelnen Regierungen zur Pflicht gemacht, Angriffe auf den | 
Bund in den Kammern nicht zu dulden. Außerdem wurde wieder- ) 
holt auf den „beijpiellojen Mißbrauch der periodisch-politijchen Preſſe“ / 
und die Nothwendigkeit einer Zügelung derjelben hingewieſen. 

Dieſe Vorſchläge wurden einhellig angenommen. 

Auf Vorſchlag jener Commiſſion wurde am 5. Juli beſchloſſen: 
Alle außerhalb der Bundesftaaten gedrudten Zeit- oder Drud- 
hriften unter zwanzig Bogen bedürfen vor der Veröffentlichung der 

g der Regierungen; alle politiſchen Vereine ſind ver— 
boten; Vvollofeſte und Volksverſammlungen dürfen nur nach Ge— 
nehmigung der Behörden ftattfinden; politiiche Reden dürfen auch 
bei erlaubten Volksfeſten nicht gehalten werden; das Tragen von 
Abzeichen ift dem Untertfan mur für feine Landesfarben geftattet; 
Fahnen dürfen nicht aufgeſteckt, Freiheitsbäume nicht errichtet werben; 
Univerfitäts- und andere öffentliche Lehrer müſſen treng beauffichtigt 
und eventuell entfernt werden; in einem andern Bundesitaat dürfen 
ſolche Ausgeichloffene feine Anftellung finden; die Burichenichaften 
find zu unierdrücken und ihren Mitgliedern ift der Zugang zum Staats⸗ 
dienst zu verjchließen; die genauefte polizeiliche Ueberwachung der 
Einheimifchen wie der Fremden wird den Regierungen zur ſtrengſten 
Plicht gemacht; die Bundesftaaten liefern alle politischen Verbrecher 
gegenfeitig aus; fie Jagen fich gegenfeitig auf Verlangen die promp= 
tefte militärijche Aſſiſtenz zu. 

Das Frankfurter Attentat gab dieſen Beftrebungen einen neuen 
Impuls, indem am 20. Juni Herr von Blittersdorf Namens ber 
Fuünfereommiſſion der Bundesverjammlung folgendes zur ſchleunig— 
ften Beſchlußfaſſung unterbreitete: 

1) Bon Bundeswegen wird eine Gentralbehörde niedergejekt, 
deren Aufgabe ift, die näheren Umftände, den Umfang und Zus 
ſammenhang de3 gegen den Beltand de3 Bundes und gegen Die 
öffentliche Ordnung in Deutjchland gerichteten Complotts, insbeſondere 
des am 3, April I. J. zu Frankfurt ftatt gehabten Attentats, zu 
erheben und fortwährend von ſämmtlichen Verhandlungen der ver— 
ſchiednen, mit Unterfuchungen wegen Iheilnahme an dem gedachten 
Gomplotte in dem einzelnen Bundesftaaten bejchäftigten Behörben 
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rumgen zu zeitweiliger Beiordnung von Stellvertretern nach Be- 
dürfniß Sorge tragen. (Kurheſſen und Naſſau wurden beftimmt.) 

7) Die Gentralbehörde erſtattet ihre Berichte an den in Folge 
des Artikels 23 der Wiener Schlußafte ernannten Bundestags- 
ausſchuß (die Fünfereommiſſion). An dieſen richtet fie ihre Anträge 
über die Leitung und Beförderung der Unterfuchungen, insbeſondere 
bei fich zeigenden Anftänden, und ebenjo legt fie derjelben von 
Zeit zur Zeit das Ergebniß der Unterfuchungen vor. 

Sie hat alle über die aufrührerijchen GComplotte in den ein- 
zelnen Bundesftaaten ihr zugehenden Notizen zufammen zu ftellen, 
die Thatjache aufzuklären, die Urheber und Theilnehmer zu ermitteln 
und hiermit ihre Anträge wegen grünbdlicher Hebung des Uebels zu 
verbinden. 

8) Die Koften der Gentralbehörde werden aus der Matrifular- 


: beitritten. 

Nachdem der kurheſſiſche Gefandte in der Weije feiner Regierung 
ſich mit der kuürheſſiſchen Verfaſſung zu verflaufuliven gefucht hatte, 
aber unter allgemeiner Zuftimmung vom Prafidium auf das Bundes- 
verfaffungsmäßige der Gentralbehörde vertiefen worden war, erfolgte 
die Zuftimmung jämmtlicher Gejandten. Man fieht, tie beeifert 
Alle waren, injtruirt zu Jen; man wird zugeftehen müſſen, daß 
hier eine Gentralinftanz gefchaffen war, die man einer ſolchen Bundes— 
verfaffung nicht hätte zutrauen follen. Freilich handelte es fich ja 
auch um Sein und Nichtjein. 

So jchnell als man gehofft und gewünfcht hatte trat Freilich 
die Gentralbehörde nun doch nicht zuſammen; aus den aivei Wochen 
wurden acht Wochen, was für e eine Bımdeseinrichtung immer noch 
eine ganz außerordentliche Schnelligkeit bedeutet. 

Am 17, Auguft conftituirte fie fich und am 11. September 
überreichte fie der Fünfercommiffion den erſten Bericht über ihre 
erſten neun Sitzungen, der x freilich der Fünfercommiffion nicht wichtig 
genug erjchien für einen Vortrag in ber Bundesverſammlung. Die 
Behörde beſtand aus dem öftreichtjchen Geheimrath Freiherr von 
Wagemann und dem Auskultator von Thinelli als Aktuar, dem 
preußiſchen Kammergerichtsrath Eichmann und dem Aſſeſſor Luther als 
Altuar, dem bairiſchen Oberappellationsgerichtsdireltor von Heinrichen 
und Aſſeſſor Hofſtatt als Altuar, dem würtembergiſchen Oberjuftizrath 
bon Priejer, dem aoßhenoglich rien Oberappellationsgerichtsrath 
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eonfrontirt und die Identität feiner Perſon feitageitellt war, von 
neuen auf würtembergiſchem Gebiet in Haft genommen wurde, 

Auch in der fünften Sitzung, ala von Seiten des Vorfitenden 
und den fibrigen eine allgemeine Studenten= insbeſondere Burjchen- 
Ihafterunterfuchung ala nöthig bezeichnet wurde, erhob Eichmann 
Einſpruch, indem er erklärte, man müſſe doch wenigſtens jo lange 
damit warten, bis fich irgendwo Spuren von politifchen Umtrieben 
zeigen würden. Der Präfidialübereifer führte denn auch bald zu 
Conflikten mit den Landesgerichten, jo zunächft mit dem Gießener 
Hofgericht,, welches der Gentralbehörbde eine jehr derbe Lektion gab 
und erklärte, e3 wiirde fich durch dieje Behörde nicht in den Ruf 
der Parteilichkeit bringen und fich nicht im den Nechtögang ein- 
greifen laſſen. Als dann der Deftreicher eine Beſchwerde bei der 
Bundesverfammlung durchſetzte, wußte es der preußiſche Gefandte 
von Nagler zu verhindern, daß diefe an die Bımdesverfammlung 
gebracht wurde; ein ſehr ärgerlicher Auftritt war damit jedenfalls 
vermieden worden, In dem Falle Garnier, der damals ein außer: 
gewöhnliches Aufſehen erregte, brachten es die Nebereifrigen etwas 
weiter. Der genannte Journaliſt war bekanntlich vom Hofgericht 
zu Raftatt freigefprochen, auf freien Fuß geſehtt, jedoch unter Auf: 
ſicht der Polizei gejtellt worden, und die Gentralbehörde hatte es 
nicht erlangt, daß jenes Gericht fein Urtheil fiftiet und den noch 
micht über allen Verdacht erhabenen Garnier im Gefängniß gehalten 
hatte. Als diefer nun nach Frankreich enttommen war, beſchwerte 
fich die Gentralbehörde bei der Bundesverſammlung, und Herr von 
Pechlin beantragte, daß jenes Gericht beffer iiber die Competeny ber 
Gentralbehörde unterrichtet werde, und daß künftig auf Requifition 
der Gentralbehörde die Urtheilsfällung der Gerichte auszuſetzen fei. 

Das Präfidium beantragte Inſtruktionseinholung. 

Schon am 17. Januar 1834 war der Präfidirende in der 
Lage, feiner Inſtruktion gemäß, durchaus für jene Anträge zu 
ftimmen, bdesgleichen Boiern, Sachſen, Dänemark, die jächfiichen 
Häufer, Oldenburg, Anhalt, Schwarzburg und die Dirchlauchten der 
16. Stimme; Würtemberg und Heffen waren der Meinung, dab 
dergleichen Beſchlüſſe nicht nöthig jeien, ba fie jchon in der Come 
petenz der Gentralbehörde liege, man brauche den Landesgerichten 
bloß einzufchärfen, daß fie fich exit bei ber Gentralbehörde darüber 
vergemwifjert hätten, daß nichts mehr gegen die Inkulpaten vorliege, 
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öffentlichung wichtiger Aftenjtüce wieder, die von der Bundes— 
verjammlung mit immer erneuten Einſchärfungen und Erinnerungen 
an die Bundesjtaaten beantwortet werben. 

Die Differengen mit dem Vorſitzenden führten damals auch zur 
Wbberufung, reſp. Erſetzung des —— a Mitgliedes durch 
Herm bon Breitihwerdt. Nachdem auch das heſſiſche Mitglied 
erſetzt worden war, jchien die Homogenität der Gentralbehörde nach 
den Wünfchen des Präſidialhofs im Ganzen erreicht zu fein; man 
lann deutlich bemerken, wie ſich diefe Behörde immer tiefer in das 

Irrſal Halbwahrer, halbeingebildeter Revolutionsverbindungen ver⸗ 
—* wie die Unterſuchungsobjekte immer mehr ſubtil und immer 
weniger greiſbar werden, wie der Geiſt der Unterſuchenden immer 
poligeilicher und inquiſitoriſcher wird. 1837 werben Klagen erhoben 
über die fortgeſetzten Entweichungen der Angeklagten, namentlich aus 
Frankfurt, und beantragt, die Gefangenen nad) Mainz zu verbringen. 
Namentlich wurde das Entkommen des zu lebenslänglicher Zucht: 
hausſtrafe verurtheilten A. 2. Rochau aus Wolfenbüttel bedauert; 
ber geijtesfranf gewordene stud. von Reigenftein hatte an ein — 
noverſches Irrenhaus überwieſen werden müſſen. Zugleich wird 
das Reſultat der Unterſuchung über das Frankfurter Attentat mit 
getheilt: 10 wurden zu lebenslänglicher, 1 zu fünfzehnjähriger, 
1 zu zwölfjähriger, 1 zu jechsjähriger, 1 zu jechsmonatlicher 
Zuchthausſtrafe verurtheilt. Bon den in Oberheſſen betheiligten 
waren 22 zur Haft gebracht, 24 waren flüchtig, gegen 15 wurden 
ohne Haft inquirixt; auch in Darmftadt waren 77 in Unterjuchung 


gezogen. - 

Gegen den lebhaften Widerſpruch des preußiſchen Mitglieds 
wurde unterm 2. April 1836 ein ſehr ausgedehnter Bericht der 
Gentralbehörbe an die Bundesverſammlung erſtattet, in welchem 
— ein ziemlich ſtarler Folioband — eine Ueberſicht über die ſeit 
fünfundzwanzig Jahren in Deutſchland ſtattgehabten revolutionären 
Umtriebe nebſt Andeutungen über Urſprung und Umfang derſelben, 
ſowie die Mittel zur Hebung des Uebels vorgetragen wurde. 

Die Gentralbehörde hatte ſich jchon fo tief in die europäiſchen 
Ummälzungen hineingelebt, daß fie das Bedürfniß fühlte ihren Be— 
richt mit Betrachtungen über die Franzöfiiche Revolution einzuleiten 
und im ihren Begründungen bis zum Jahre 1789. zurücdzugehen. 
"Die deutſche Verſchwörung beſtehe ſchon ſeit den Jahre 1810 und 
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und die Nothwendigkeit der ergriffenen Maßregeln einjähe, Des- 
Halb durfe bie Darftellung durch ihre Haltung nicht zurückichreden ; 

namentlich müſſe man ſich davor hüten, den Geift der Befreiungs- 
kriege anzutaften (vergl. E. M. Arndt). "Das mache aud) die Ge- 
mäßigten kopficheu; dazu ſei eine bejondere Einleitung gejchrieben, 
die die hohe Bundesverfammlung auch nach diefem Zwecke beurteilen 
möge. Zum Scluffe wird die Behauptung aufgeftellt, daß nicht 
bie Bundestagabeichlüffe von 1832 die Stimmung bis zu revolutionären 
Entichließungen gefteigert hätten, jondern ſchon früher hätten diefe 
beftanden, wie die entjchieden revolutionäre Stellung der Burjchen- 
ſchaft im Herbſt 1831 beweiſe. 

Lieſt man num junächſt die Einleitung, die zu dem oben an— 
gegebenen Zweck vorangeftellt ift, jo tritt allerdings die Abſicht der- 
ſelben jo deutlich hervor, daß man alle gemachte Naivetät und An- 
biederung des Präſidiums mit der ganzen Schamlofigkeit der Rhein- 
bundsregierungen fich vereint denfen muß, um Waflungen zu be— 
greifen, wie: „Für den Segen der organischen Einheit des Vater— 
landes, zu der fich in dem deutſchen Bund zu ihrem Heile die ge- 
trennten Glieder der deutjchen Lande aneinanderichließen, fehlte 
manchem der Blid. So entftand, oder erneute jidh in denen, welchen 
für die wahre innere Einheit Deutichlands der Sinn abging, ein 
Verlangen nad einer äußerlich fichtbaren.” Im folgenden Gate 
* werben dann bie Ideen der frangöfifchen Revolution hineingeſchmuggelt; 
ſodann wird hervorgehoben, wie von den Unruhftiftern anftatt die 
Einführung der landſtändiſchen Verfaſſungen abzuwarten, „laut und 
leidenſchaftlich Conſtitutionen im aus ländiſ chen Sinn gefordert 
und im "englischer oder franzbſiſcher Weile eine Gefammt- 
repräjentation des deutfchen Volta verlangt wurden. Hier⸗ 
durch trat zuerft ein jeiner Natur nach undentjches Clement in den 
bis dahin doc national aufgefaßten Kampf.” Alfo wagt der Ver- 
fafler und Unterzeichner diejer „Darlegumg, ” der öftreichifche Freiherr 
v. Wagemann, vor ber gejammten Nation in heuchlerifchen ee 
diefe ganze Nicht: und Mißregierung als den Hort deutjcher Ge— 
finnung und den deutſchen Bund als die organiſche Einheit des 
Vaterlandes hinzuſtellen; er hat die Stirn von dem Segen dieſes 
erbärmlichften und widerwärtigſten Inſtituts zu reden, das doch 
nur der Hinterhaltigkeit des Auslands, der Frechheit der Rheinbunds⸗ 
fönige, dem napoleoniſchen Selbſtſuchtsdünkel der kleinen Fürſten 
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weil man neue Nahrung gebrauchte für das unnatürliche Verhältniß 
mit Preußen; weil man einen edelgefinnten, aber mißtrauifch ge- 
wordnen Monarchen von neuem glaubte von der Schlechtigkeit des 
Volls und von der k. k. Regierungsallweisheit Beweiſe liefertt zu müſſen; 
und weshalb überhaupt eine Verſtärkung? damit man etwas gethan 
zu haben ſcheine. Weshalb ſchwieg Herr von Lerchenfeld? Viel— 
leicht weil die Präſidialabſichten auch ſeiner Regierung genehm waren. 
Weshalb ließ ſich Herr v. Guaita überreden? Vielleicht aus 


Und derſelbe Bericht hat dann kurz darauf die heuchleriſche 
Frechheit von dem Unglück und dem Blute zu reden, das über „die 
gejegneten Länderjtreden Deutjchlanda“ hätte fommen können. Hat 
ſich denn die ka £. Regierung in Wien und Frankfurt nicht zu Mit- 
ſchuldigen kopf⸗ und gewiſſenloſer Aufrührer gemacht? Für dieſe kann 
ein Vertheidiger die mildernden Umſtände der Exaltation, der Unter— 
drückung und Verfolgung plaidiren; welche mildernden Umſtände 
können für jene Regierung geltend gemacht werden? Steine. Nach 
reiflicher Neberlegung, mit kaltem Blut, in gewinnſüchtiger Abficht 
hat dieſe Negierung die Eriftenz und dad Leben Vieler aufs Spiel 
gejegt. Konnte nicht das Attentat verhindert und doch das ganze 
Unterfuchungsmaterial und die Hauptichuldigen gefaht werden? 
Weshalb konnten nicht um neun die beiden Lofale umſtellt und 
die Verſchwörer beim Heraustreten durch ſtarke Militärwachen ab— 
gefangen werden? Jedenfalls hätte man dann die Rädelsführer 
erwischt und nicht bloß jugendliche Verführte, 

Und bei alle dem wagte es jene Regierung ſich als den Retter 
und Hüter Deutſchlands hinzuſtellen. Es iſt nur bedauerlich, daß 
ſich im weiteren Verlauf ſo manche Regierung von dieſen Künſten 
hat gewinnen und zu manchen Härten hat verleiten laſſen. 

Es iſt auch heute, nachdem man Einſicht von den Akten ges 
nommen at, ſchwer, fich ein objektives Urtheil über Maß und 
Qualität der Schuld: aller Beteiligten zu bilden. Denn einmal 
find Motive und Beftrebungen derjelben ſehr gemifcht, ſodaß fie 
nicht Har hervortreten, ſodann haben wir es vielfach mit ſogen. 
„umfaſſenden Geſtändniſſen“ zu thun, in denen aber in der Regel 
der Geſtändige ſeiner Perſonn nur eine ſehr beſcheidene Stelle ein- 
räumt; kommt nun noch Hinzu, dab Ginzelne, ſei 8 aus ehren- 
werthen oder andren Schober, ſolche Geſtändniſſe nicht abgelegt 
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———— die verhältnißmäßig Unſchuldigen mußten in Deutſch— 
land auch diesmal die Schuld der Verführer bühßen. Eins der 
duntelften Blätter im der Gejchichte diefer Unterfuchungen ift das, 
was über den Pfarrer Weidig handelt. Diejer, wie aus den Alten 
hervorgeht, hochachtbare und in jeinem Wirkungskreis verdiente und 
hochangeſehene Mann war durch die Widerwärtigkeit der politiſchen 
Lage, wie es ſcheint, zu dem Grundſatze gekommen, daß für das 
Vaterland jedes Mittel recht ſei, welches zum Ziele führte; da es 
ihm aber an Einſicht und Klugheit nicht fehlte, jo Hatte er ſich gegen 
das Frankfurter Attentat ablehnend verhalten, hatte jedoch nach dem— 
jelben jeine Wirkſamkeit in Vereinen und Schriften, die beſonders 
gegen den Bund gerichtet waren, fortgejegt. Man hatte allmählich 
Anhaltspunkte zu feiner Verhaftung ausfindig gemacht, welche 1835 
erfolgte. Zu feinem Inquirenten wurde dev Hofgerichtsrath Georgi 
in Gießen beftimmt, alle nur denkbaren Mittel wurden von dieſem 
gebraucht, um den Angeklagten zu einem umfafjenden Geftändnif 
zu bringen; der Inquirent beabfichtigte feiner Regierung und der 
Gentralbehörde als das Rejultat melden zu können, welche hohen 
Häupter eigentlich an der Spitze der Bewegung ftänden, bie bis 
jet noch im dunklen Hintergrumde geblieben waren. Daß Weidig 
dies nicht geftand, lag eben daran, daß e3 nicht zu geftehen war, 
denn alle Unterjuhungsatten beweiſen umviderleglich, ah dergleichen 
nicht Dagewejen find, man müßte denn Mazzini dafür halten wollen, *) 
Georgi beflagt fich denn auch ununterbrochen über den beharrlichen 
und höhniſchen Trotz des Inkulpaten. Aber er hatte ſich vor— 
genommen dieſen zu brechen. Eines Tages im Jahre 1838 fand 
man Weidig in ſeinem Blute; die Centralbehörde konnte beklagen, 
daß durch den Selbjtmord dieſes Mannes man um alle die ge— 
wünſchten Aufklärungen gekommen jei. Man mag über die Ver- 
irrungen dieſes Unglücklichen denken wie man will; im Vollsmund 
ſeiner Landsleute lebt er noch heute als Märtyrer fur Deutſchlands 
Einheit und Freiheit fort; ſein hartherziger Inquirent aber ift ebenjo 
bon jeinen — gerichtet, wie von feinen juriftifchen Gollegen 
gemieden worden. Es iſt für den Geſchichtsſchreiber feine erfreu— 


*) In den Kreiſen bei Herrn von Rochow wuhte man freilich Ichon 1830, 
daß Franzöfifches Geld den polnischen. Aufftand gemadjt hatte, und dafı bie 
„ganze Demagogie* unter einem comitd directeur ftand, zu welchem aud) ber 
franzdfiiche 4 Merillon gehorte 











aber, wenn es etwas helfen follte, ————— 
ſammenwirken erforderlich; im wohlverſtandenen Intereſſe Aller ſei 
68, dafz Unfuge diejer Art in Deutfcland nicht ftttfänden. Rad 
dem dies allgemein gebilligt worden war, wurde durch einen er= 
neuten —— die Aufrechterhaltung jener Beſtimmungen für noth— 


Der. a Geſandte verhielt fich ſchweigend, die Sache nahm 
ihren Berlauf, bis Oeftreich von neuem im November d. %. in 
einem ſehr ftarf formulirten Antrag, der natürlich auch zum Be— 
ſchluß erhoben wurde, die Bundesftaaten auffordern ließ, nunmehr 
endlich die Vorkehrungen zur Unterdrüdung der Prefje zu treffen; 
die Preßcommiſſion jollte ſcharfe Wacht darüber halten; deshalb 
wurde fie durch Herrn dv. Pechlin verjtärkt. 

Schon vierzehn Tage darauf konnte Deftreich für feine Staaten 
die ftrenge Durchführung des Preßgejeges melden. Nachdem der 
£ £, Gejandte daran die Mittheilung geknüpft hatte, daß die im 
Straßburg erjcheinende Zeitung „das Eonftitutionelle Deutjchland” 
für die £, k. Staaten verboten jei, drüdte er den Wunſch und bie 
bejtimmte Griwartung aus, daß auch die andern Staaten ihren 
Bundespflichten zu genügen wiffen würden; er lobt jodann die preiö- 
wirdige Cinmiüthigfeit und jagt, gerade in dem gegenwärtigen Augen— 
blick jei dieje um jo erwünjchter, als die jeit Kurzem im den ver— 
ſchiedenen Ständeverfammlungen mit grengenlojer Anmaßung und 
nicht ohne Erfolg gegen die Bundesverjammlung gerichteten Angriffe 
einen öffentlichen Akt der Bundesautorität erforderten, um die Ueber— 
zeugung allgemein jejt zu begründen, daß die Bundesverfammlung 
eingedenf ihrer Stellung umd der ihr zu Gebot ftehenden bundes- 
gejeglichen Mittel bereit jei, vereint jedem Verſuch entgegenzutreten, 
wodurch die Grumdprincipien ded Bundes mit irgend einer Verlegung 
ober Erjchütterung bedroht werden. Auf diefe Unmahnung ſchwiegen 
die meiften Gejandten, verfchiedne Jagten aber die Unterdrückung 
de3 genannten Blattes zu; Preußen verhielt ſich während dieſes 
Jahres meift jchweigend. Gerade in diefem Jahre aber ertönten die 
lauteften Klagen unter den preußiſchen Gonfervativen, die nichts 
Höheres kannten, alö „den großartigen Kaiſer Nicolaus“. Es war 
in berjelben Zeit, wo Dahlmann in jeiner berühmten „Rede eines 
Fürchtenden“ auf das heftigfte gegen die jeweilige preußische Re— 
gierung polemifirte, zugleich aber auf Preußen als Deutjchlands 
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——— ſo energiſcher eingreifen, als ja die bezügl. Beſtimmungen 

und Beſchlüſſe von 1819 und 1824 den fremden Geſandten über- 
mittel worden ſeien; diejen gegenüber werde man doch nicht den 
Anſchein der Schwäche oder Anconjequenz auf fich nehmen wollen, 
Demgemäß wurden neun Blätter auf den der geſetzt. Daß die 
Oppofition ihre Sache nicht ungeſchickt, wenn auch fehlecht genug 
ſtiliſirt, anfaßte, zeigt 3. B. ein Artikel in dem „Boten aus dem 
Weiten“ vom 2, December, in welchem e3 hieß: „Der ſchmachvolle 
Bundesbeſchluß — vom 10. November — wodurch den fouveränen 
Mitgliedern des Bundes verboten wird, ihren Völkern Preßgeſetze 
zu — hat hier einen tiefen, erſchütternden Eindruck gemacht. 

Mit gejpannter Erwartung fieht man den Schritten entgegen, 
twelche die Regierung zur Wahrung der Fürſtenehre, welche die Stände 
zur Aufrechterhaltung unſerer Selbſtändigkeit ergreifen werden. 
Wir müſſen dieſen Bundesbeſchluß als den erſten Schritt ſchreiender 
Bewaltthätigkeit anſehen; die Fürſten, welche ſtillſchweigend ſich 
ſichem Beſchluß Fügen, haben auf ihre Souveränität verzichtet; fie 
find zu bloßen Statthaltern herabgefunfen. Ihre Völker, wenn fie 
jo Ungebührliches dulden, find Sklaven und Knechte. Bald werden 
wir wieder politische Ketzergerichte einführen, Demagogen-Fagden 
anitellen jehen, um jene ald Hochverräther zu beftrafen, welche es 
wagen, im Namen des Volta deſſen durch Meineid und Trug der 
Gewaltigen verweigerte Rechte in Anſpruch zu nehmen. 

Wir aber rufen es laut: — Höret, Kleingläubige an der Kraft 
und am Willen des Volks — in der Berechnung der Gewalthaber 
iſt eine jämmerliche Lücke; ſie haben vergeſſen, daß im Jahr 1831 
ein neuer Geiſt im Volke rege geworden!“ 

Auf Grund dieſes „verabſcheuungswerthen Artikels“ beantragte 
Herr v. Pechlin Namens der Preßcommiſſion, daß die Bundesver— 
ſammlung aus eigner Autorität diefe Zeitung unterdrüden ſollte. 
Die darauf folgende Debatte ift nicht niedergejchrieben worden, man 
kann bloß erkennen, daß der Artitelfchreiber richtig gerechnet hatte: 
bie bairiſche Einſprache ſiegte, man ſprach bloß die übliche Er— 
wartung aus. 

Das Verbot des „Conſtitutionellen Deutſchland“, das ſpäter 
unter einem andern Titel erſchien, um die Schwerfälligkeit der 
Bundesverſammlung für feine Exiſtenz zu benutzen, geſchah ebenfalls 
unter den bitterſten Anklagen und Beſchwerden der Präſidialmacht. 
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dem ſchien es dem Präfidialhofe nöthig, immer von neuem die 
Bundesftaaten zur gewiſſenhaften Verfolgung der ſchlimmen Preſſe 
anzubalten ; namentlich war es der fortgeſetzte Unfug der Preſſe in 
Rheinbaiern, welche die Klagen und Beſorgniſſe jener Stelle fort- 
dauernd hervorrief. Auf Drängen Deftreich wurden auch die litho— 


graphirten Schriften unter dies Preßgeſetz geftellt und auch bezüg- 
lich dieſer alle Genjoren zu einer ſcharfen Aufrechterhaltung jener 
Beltimmungen angewiejen. Zunächſt und in erfter Linie befchäftigte 
fi) die Preßcommiffion mit den auf den Inder geſetzten politifchen 
Schriften; da Fam denm auch im Auguſt 1832 ein Bericht über Die 
von Rotted herausgegebene Beitichrift „die allgemeinen politiſchen 
Annalen” zum Vortrag in der Bundesverfammlung. Diejer wurde 
von einem der gehorjamften Diener der f. k. Mifregierung exftattet, 
nämlich dem naſſauiſchen Geſandten v. Marſchall; kein Wunder, 
daß derſelbe ein Muſter politiſcher Kleinkrämerei, Rabuliſtik, Rechts— 
verdreherei iſt. Mit beſonderem Behagen wärmte ſich der Herr 
Referent an folgenden Stellen aus einem Aufſatz des Darmſtädter 
Advokaten H. K. Hofmann: Nur Preußen könne Deutſchland retten. 
„Darum iſt es Sache des ganzen deutſchen Vaterlandes und jedes 
wahren Volksfreundes mit allen Kräften dahin zu wirken, daß 
Preußen endlich dem Zeitgeifte Huldige. Die preußifche Regierung, 
als die bewegende Kraft des Staates, ift feit, ftarf, gewandt; fie 
hat in kurzer Zeit und mit den geringften Mitteln von der tiefften 
Erniedrigung den höchften Gipfel der Macht erftiegen. Aber Schade, 
daß diefer treffliche Organismus gelenkt wird von einer Partei, die 
fich mit unerhörter Unverjchämtheit offen für die Feindin aller Tugend 
umd Begeifterung erklärt hat, zc., dieje Partei vom Ruder zu ver» 
drängen, dadurch Preußen. und Deutjchland retten, dies muß das 
Strebeziel des wahrhaft freifinnigen Vaterlandsfreundes ſein. Gegen 
jene Partei, alſo für, nicht gegen Preußen muß gelämpft werden, 
— das preußiſche Bolt frei, der preußijche Staat erhalten werde 
zum Heil und zur Ehre Deutſchlands. a 
Aus Schamgefühl, meint t Herr v. Marſchall, mülſſe er ſich verſagen 
die folgenden Stellen wiederzugeben, die ſich namentlich gegen bie 
Grbärmlichkeit der Bundesverfammlung wenden und verlangen, daf 
Vollsvertretungen, Preßfreiheit, Anordnungen für Handel und Ver— 
fehr ec. gegeben würden. Demnach wurde denn auch beichloffen, 
diejes unheilvolle Blatt zu unterbrüden und den Redacteur bon 
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predigt wurde; im eingelnen Schriften zeigen fich ſchon ſtarke com- 
mimiſtiſche and. focialiftifche Anwandlumgen, wie im „laubens- 
belenntniß eines Geächteten“: der Staat darf von denen, welche 
durch ihrer Hände Arbeit leben, keine Abgaben nehmen, und muß 
diejenigen, welchen der Verdienft fehlt, unterhalten, die Vergröße— 
rung des Vermögens darf der Staat nur bis zu einem gewiſſen 
Grad geftatten. Dabei wird aber auf das entjchiedenfte die nationale 
Einheit verlangt und der Bundesſtaat verworfen, denn dieſes be- 
deute für Deutichland mır Schwäche und Zerſtückelung. Die „Er- 
Härung der Menjchen- und Bürgerrechte” enthält den Abklatſch der 
befannten auf Freiheit, Gleichheit und Brüderlichteit geftellten Phrajen. 
Nachdem man alle Kanäle diejes revolutionären Tintenftroms 
glaubte verjtopft zu haben, ſah ich die Präfidialregierung zu neuen 
Anftrengungen durch „das junge Deutjchland oder die junge Literatur“ 
im Jahr 1835 veranlaßt. Am 10. December des Jahres nahm 
‚der Präfidirende das Wort und conftatirte, daß nachdem man enb- 
lich der jchlechten politiichen Preffe Herr geworden ſei, nunmehr von 
Seiten der Literatur noch weit jchlimmeres zu befürchten ftehe, 
Die jchlechte Literatur, jährt Graf Münch fort, die hier genteint 
iſt, läßt ſich weſentlich als antichriftlich,, gottesläfterlih und alle 
Sitte, Scham und Ehrbarkeit abſichtlich mit Füßen tretend, bezeichnen. 
An der Spitze derſelben ſteht Herr Heine in Paris, welcher 
dieſen Ton bald nach der Julirevolution unter den Deutſchen zuerſt 
angeklungen hat. Aus einer genauen Prüfung der neuſten 
Schriften, welche von ihm und feinen Genofjen herrühren, erhellt, 
daß ein tiefer, lange verhaltner Groll gegen das Chriftenthum das 
Hauptmotiv Diejes literariſchen Treibens iſt. Die Schmähungen 
gegen die Religion, welche verſteckt oder offen das ſtets varürte 
Thema ihrer Arbeiten bilden, ſind keineswegs neu und originell. 
Neu dagegen, wenigſtens in Deutſchland, iſt das Hinüberziehen 
dieſer Materie auf das belletriſtiſche Gebiet; neu iſt daran die halb 
witzige, halb poetiſche Einkleidung und die gewählte verführeriſche 
Form des Romans, des Gedichtes, der Novelle und der politiſchen 
Briefe; neu iſt ferner die, beſonders don Heine zur Anwendung 
gebrachte, eigens auf die Verführung der Jugend berechnete, innige 
Berbindung der Blasphemie mit der Aufregung der Sinnlichkeit, 
ſowie die eigenthümliche Einflechtung St. fimoniftifcher und pan= 
theiftifcher Ideen und die, beſonders von dem letztgenannten Schrift- 
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Bundesftaaten unter Bortritt der Präfidialpoligei die treibenden 
Glemente in der Nation entweder in die Höhlen der ausländijchen 
Verſchwörer getrieben oder in ihren gemäßigten und gefunden Theilen 
zum Schweigen gezwungen hatte, eben jener Verſchwörer-Ton und 
Einn auch in die deutjche Bewegung gepreßt umd den Extremen 
allein noch ermöglicht wurde dad Wort zu nehmen; daß nachdem 
man die Meinungsäußerung der Nation in ber Preſſe unterdrüct 
hatte, die Geifter in der Literatur ihre Fadel leuchten ließen? Daß 
dieſe Geifter nicht felten unfauber und die Fadeln qualmig wurden, 
hat jeinen guten Grund, man hätte ihn nur anderwärt3 ſuchen 
müflen ala wo ihn die hohe Bundesverfammlung zu finden ſich 
vorgenommen hatte. Man kann nicht ohne Widerwillen und 
eine Art Schamgefühl Gutzkows „Wally“ leſen.“) Es wird einem 


Auf einem weißen Zelter läßt, im Beginn bes Romans, der Schrift: 
m. feine Wally, ſchöner ala Aphrodite, durch den asp 
Wald jprengen; fie war auägeftattet mit jedem klaſſiſchen Reize, allem xo: 
mantiihen Zauber, ja mit ber Drapperie der mobernften Seit; ' biehenn uns 
finnigen Anlauf wird die tieffinnige Bemerkung kurz hinzugefügt, daß Wally 
wohl jelbft nidyt wuhte, daß der Belter blind war. Dieſer läßt er dann ben 
Gäfar im Walde begegnen, der nicht mehr vor fich ſelbſt miederfällt, fondern 
feine Vergangenheit bie Anie feiner Zukunft umichlingen läßt; er war reif; 
er vechnete mit Beariffäichatten, mit geweienem Enthufiasmus. Dieſem Gäfar 
ſcheint aber dabei body nicht jehr wohl geweſen zu fein, denn er lachte, um 
bie Thränen zu vertreiben. Da flog Wally vorüber, fie wußte immer nod) 
nicht, bat der Gaul blind war, ein jonderbarer Glanz lang durch die Luft 
und zu Caſars Fühen lagen fünf Ringe; fie mußten an der Neitgerte geſteckt 
haben; er ſteckte fie ein, und als ein gewiſſer Negierungspräfibent im zweiten 
Kapitel einen beinahe Ländlichen Ball gab, trug Cäſar bie fünf Ringe über 
ben Hanbichuhen: Die Liebesgeſchichte ift vorbereitet. Im folgenden Kapitel 
hält Wally einen Literar »geichichtlichen Vortrag, in welchem fie und lehrt, 
bafi bie guten Waldjänger Schwab und Ehamifjo fid) die freiheit nahmen, 
ſehr enuyant zu fein, Heines Proja ift ihr lieber ala Uhland und ber ganze 
Barbenhain. Auch über die Philofophie läht Guplomw dann ein Kapitel zwi: 
ſchen ben Liebenden reden, aber natürlich originell: Lebe Deinen Nächten, 
wie Dich jelbft, ift fein Wahlſpruch. 

In ben weiteren Salongeipräcdhen heißt ed: Homer und Offian ſeien 
mehr Mufifer als Dichter; Muſik ift abjolut nichts, die Bildung legt exit das 
hinein, was wir barin zu finden glauben. Nachdem bann Gäjar jeine Wally 
wie ein humoriftiiches Kapriccio der animalifchen Natur genommen bat, gibt 
er ihr eine geographiiche Yeltion: Läge Düffeldorf in Thüringen, es würde 
ein zweites Weimar werden; das blonde Deutichland hat den Rhein, ber in 
ber That ein ſchöner Strom ift; in Schwalbad) ſprechen bie Keute mit ſchwä— 
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wahren Gedanfenbroden, verblaßten, nothdürftig galvanifirten Ge- 
falten, Sinnlichteitsfenen voll Unnatur im Mondenfchein ohne 
inneren Zufammenhang, zum Schluß verbrämt mit Exkurſen, die 
von befo großer Unlarhet, wie Halbiwifferei, von Frivolität, wie 


Ultramarinringel der Leidenfchaft unter ben Augen hat, bringt 
ri auf ben Befib biejes göttlichen Leibes, er will ihn nur nadt ſehen. 
Und obgleich er bad Höchite bewieſen hatte, deſſen feine Seele fähig war, bie 
Naivetät, eine rührende Unichuld in ber Forderung, verlieh Wally 

Holz das Lokal. An ihre Rüdtehr war nicht mehr zu denken. 
Aber ſchon im nächiten AUugenblide war fie fi) mit ihrer Tugend recht 
dt vorgefommen und allmählich fam fie dahinter, daß das Poetifche 
x ſteht ala alle Geſetze der Moral; fie erfannte, daß Gäfar eine Moral 
hatte, bie über der ihren war. Ihre ganze Tugend war armfelig, wenn fie 
nicht nat fein könne. Sie faht fich ein Herz, läd ihm am Hochzeilstag 
ichrijtlich zur Vorſtellung ein, den Vorhang ſolle er 10 Minuten nach 10 
zurüdziehen! Aber nicht weiter vortreten darf er. Ich ſchäme mid) 
vor onen. jchreibt das herrliche Weib, dab id Scham hatte, Er ericheint, 
fieht fie ganz nadt, bie hohe Geftalt mit den jungfräulich ſchwellenden Hüften 
u. J. to.; jo ftand fie einen zitternden Augenblid, da umſchlang fie rüdlings 
der jarbinifche Gejandte, der jeine junge Frau fuchte, Die Vorhänge fielen 
zurüd; Gäfar wankte nad) Haufe. Der Gefandte ahnte nichts. Tiefes Ge— 

heimniß. 


Die treffliche Wally ſcheint wie ihr Biograph an ſchwacher Auffaſſung 
und kurzem Gebächtniß zu leiden; denn als ber biedere Gemahl nad) bier 
Monaten zum erſtenmal fie zur jpäten Stunde beſucht und ihr unter den 
üblichen Wendungen eine Locke für feinen jo raſend im fie verliebten Bruber 
abſchneibet, da merkt fie erſt, daß fie an einen Mann verheirathet war, ben 
fie nicht kannte. 

Sie wiſchte au ihrem Antlitz, das ex berührt hatte. Sie Lüftete das 
Bett, um es von dem unkeuſchen Worten zu reinigen, bie hineingefallen waren, 
benn es fland offen. Sie will fliehen, Da ftellt fic jener verliebte Bruder 
ein, von dem ihr Gemahl ihr geſagt hatte: Seine Neigung iſt ſo ſtark, daß 
ee jeden Lebensfunlen feines Körpers mit dem Deinigen verwechfelt; er erflärt 
ihr, daß er fie von Ewigkeit her liebe, das müſſe fie aus Plato fennen; im 
Schooße Gottes, ruft der Liebhaber aus, trugen Sie eimft diefelben gelben 
Pantoffeln, mit welchen Ihr Fuß noch jeht fo reigend fofettirt. Die wahr- 
heitsliebende Wally bemerft ihm aber, daß es feine ewigen Pantoffeln, fon- 
dern irdiſche Schuhe ſeien; und ich erwarte, fügt fie in ihrer ganzen Liebens- 
würbigfeit hinzu, daß Sie fie au binden derfuchen. Geſchieht. Endlich er: 
ſcheint Cäſar wieder und macht ihr Mar, daß ihr ſchnöder Gemahl fie nur 
gebraucht, um die Reichthümer feines Brubers zur erhafchen. Der Schrift: 
fteller jagt uns jchnell zur Beruhigung: er war mehr bös als gemein, mehr 
europäiſch jchlecht als italieniſch ordinär. Der andere arme Teufel, ber nur 
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er das Dämmerlicht über Kopf und Herz des Nolte 
geworfen, damit die Augen den politijchen und literariſchen Sumpf 
für janfte Auen und lodende Gründe anfahen; damit das Herz für 
bie frifche, männliche Liebe zur Jungfrau Germania fich mit fremden, 
ſchamloſen Phantafierveibern täufchen laſſen konnte, 

Kann man ſich dann wundern, dat auch die Beſſern unter 

diefen Schriftjtellern dem deutichen Volk die bevorftehende goldne Zeit 
zu ern wagen: *) wie die aus dem Gold herborgetwachjenen 
Kobolde durch ihre Berührung alles verfengen, mit ihrem geilen 
Blick auch den letzten heiligen Befik der Armen erfunden. „Aber 
die Jungfrauen,” heißt es da, „können fich nicht verbergen vor ihrer 
Lüfternheit,, denn fie haben feinen Mantel mehr um ihre Blöhe zu 
decken, und welche Jungfrau fie wollen, die muß fich überlaffen und 
fie werfen nur ihrer hungrigen Mutter einen Strom von Dufaten 
in den Schoß." Wie padend ftellt er an andren Stellen die „heilige 
Armuth“ dar und dann ganz in der Weile der franzöſiſchen Bourgeois— 
haffer: „Saubere Frucht, fluchwürdige Civilifation, welche die ehr— 
loſeſte und verderblichſte aller Ariftofrafien, die des Reichthums 
zu der Nriftofratie der Geburt hinzugefügt und ein halbgeſchundenes 
Emporfriechergefindel zu Herren der Nation gemacht hatte. Dort oben, 
im Gonnenjchein des Glücks jah ich riefige Giftpflangen, empor- 
geichoffen aus Sumpf und Moder, Brillenjchlangen, die halbe König— 
reiche zum Frühftüd verzehrten, feifte Blutigel, die ganze Nationen 
ausichröpften, die Völker liegen am Boden, und Flintenkolben und 
Geldſäcke ſtoßen ihnen die Bruft zufammen. Ihr Gott freut fich 
nicht, ihr Gott betrübt fich nicht und darum nennt er fich allein 
ewig umd unvergänglich. Das Leben ift der Schweißfuchs, den er zu 
Tode reitet; die Welt ift die vorüberraufchende langgeſchwänzte graue 
Maus, mit deren Angft feine grauſame Tatze ſpielt. Ihr Gott iſt 
schrecklich heilig, ſchrecklich ewig, ſchrecklich ſelig.“ 

Man kann ſich bei ſolchen Worten nur wundern, daß dies 
ätzende Gift über drei Jahrzehnte gebraucht Hat, um ſich bis in bie 
Tiefen der Nation durch⸗ und einzufreffen. Und dieſer Schriftſteller 
it politiich noch geſünder wie die meiſten andern. Er eifert gegen 
die Refignation und ſtumme Verzweiflung der Nation, er warnt 
fie ebenfo vor dem ruſſiſchen wie vor dem franzöfiichen Volksgeiſt; 


9 Wienborg, Wanderungen durch den Thierkreis. 


— 











431 

werben die Strafbeftunmungen angegeben. Zum Gramen wird nur 
ber BR ee welcher durch ein Abgangszeugniß fich über den 
Beſu Vorieſungen, Fleiß und Aufführung ausweiſt. Dieje 
Artitel wurden einftimmig angenommen ; daß fie nichts nen würden 
icheint bloß der Bundesverfammlung unbekannt geblieben zu jein. 

Ganz bejonders übel war auch in diefer Beziehung der Prä- 
fidialhof auf Baden zu ſprechen; er ließ durch die Bundesverſamm⸗ 
fung Baden zur Abjegung der Profefjoren Duttlinger, Welcer, 
von Rotteck u. U. auffordern, Baden weigerte fi), das Verlangen 
wurde bon neuem gejtellt, Baden antwortet von neuem halb. Der 
Beſuch der revolutionären Univerfitäten Zürich und Bern wurde 
verboten. Namentlich im Jahr 1834 verlangte das Präfidium twieder- 
holt die ſchärfſte Polizeiaufficht über die Studenten, die mafjenhaft 
nad) Straßburg reiten. 

Ep wurde denn auch in einer vertraulichen Situng im 
Oktober d. J. auf Antrag des Präſidiums bejchlofjen, wenn aud) 
nicht einjtimmig, daß die Univerfitätögerichte feine Päſſe mehr aus- 
jtellen jollten; fein Student dürfe ſich in Frankfurt a, M. länger 
als 24 Stunden aufhalten, jolche aber, welche aus Frankreich oder 
der Scjiweiz fümen, müſſen fich jofort wieder entfernen. In derjelben 
Sitzung fonnte denn auch zur Unterftüßung dieſer Anträge referirt 
werben, daß der stud. Minnigerode von Gießen aus den verberb- 
lichen „heſſiſchen Landboten“ in einer großen Anzahl von Exemplaren, 
die er auf dem Leibe und in den Kleidern verborgen hatte, zu ver- 
breiten gejucht habe und dabei verhaftet worden jet, 

Ueber eine von Preußen angeregte gleichförmige Feftjegung ber 
Univerfitätsferien wurde eine Einigung erſt jpäter erzielt. Mit 
bejonderem Nachdruck machte die Gentralbehörde darauf aufmerfamt, 
daß die afademijchen Lehrer fich zum großen Theil ein Geſchäft 
daraus machten, die Regierungen herabzufeßen ; die Juriftenfakultäten 
fünne man davon nicht: ausnehmen, es ſei aljo ferner nicht zu ges 
ftatten, daß Kriminal⸗ und Polizeiakten zur Spruchfällung an Juriften- 
fafultäten eingejandt würden. Auch die Sandesjuftizcollegien jeien 
von den Irrthümern der Zeit nicht frei geblieben. 

Gemäß jenem Antrage wurde durch Bundesbejchluß nur noch 
die Einjendung von Civilakten geſtattet. 

Weitläufige Verhandlungen wurden in der Bundesverſammlung 
geführt über das ſo allg jemein verbreitete Use der politifchen Flücht— 
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nichts enthalten würde, was nicht mit den bereits beftehenden Ge- 


ann ie: vollfommenfte übereinftimmt, wenn fie nicht durch 
andre Erwägungen dabon abgehalten würde. Sollte ſich nämlich) 
aus den weiteren Abftimmungen, Dr en Fe 
Be. * ergeben, daß überall bereits zureichende 
die Mißbräuche der Handwerksgeſellen, namentlich gegen 
‚oder Brüderjchaften und die Geſellenfreiſcheine befiehen, * 
tann es nur auf die ſorgfältige Vollziehung derſelben anlommen, 
und ein Bundesbeſchluß, der die Maſſe der Verordnungen nur mit 
Äiner neuen vermehren würde, erſcheint ala überflüffig; follte Hier 
und da ein Mangel in der beftehenden Geſetzgebung jich noch offen 
baren, jo reicht ficher ſchon, dab die Sache am Bundestage zur 
Sprache gefommen, hin, die erforderlichen Ergänzungen hervorzurufen, 
Dazu kommt noch ein Andres, Man kann den Bundesbeichluß in 
Beziehung auf die erwähnten Handwerlsmißbräuche nur aus dem 
politifchen oder gewerbepolizeilichen Gefichtspuntte, entweder in Be— 
ziehung auf die politijchen oder gewerblichen Nachtheile | jener wollen. 
Was aber das erftere angeht, jo ift beveit3 durch einen früheren 
Beſchluß — vom 6. Juli 1832, Artikel 2 — alles geichehen was 
nothivendig war, und es fann nur auf die Vollziehung ankommen, 
wobei, wenn der erfte Beichluß nicht genau hie und da vollzogen 
worden, auch ein zweiter Beichluß zu nichts helfen wird; was hin= 
gegen den getwerböpolizeilichen Geſichtspunlt und die Geſehgebung 
darüber angeht, jo gehört dieſe, wenn je etwas zu der inneren Staats- 
verwaltung, auf die durch Bundesbejchlüffe einzuwirken, abgejehen 
bon der Natur und den Grundlagen des deutjchen Bundes, um jo 
weniger als angemefjen erſcheint, al da es ſich bald zeigen dürfte, 
daß fragmentariiche Anordnungen zu feinem Ziele führen, eine Re— 
viſion der ganzen Gewerbegeſetzgebung der einzelnen Staaten als 
nothwendig erſcheinen dürfte, die vorzunehmen weder als bundes— 
verfaſſungsmäßiger Beruf der Bundesverſammlung, noch überhaupt 
als eine angemeſſene Aufgabe derſelben angejehen werden kann.“ 
Wie man fieht, ‚ganz der Ton eines Präfekten, der von einem 
Bonaparte die innere Politit gelernt hatte, ganz die ſelbſtbewußte 
Einſicht eines Rheinbündlers, der ebenſo geeignet wie bereit war eine 
vernichtende Kritit der von ihm jelbjt herbeigeführten verfaffungs- 
mäßigen wie hiftoriichen Jmpotenz des Bundes und feines Organs 
ohne Umftände zu geben und dem Protokoll ——— zu laſſen. 


diqer, Geſch. b. deutſchen Bundestags Lu Franff. a. M. 
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Nachdem die übrigen Abftimmungen noch Hinzugetröpfelt waren, 
kam es über einen Präfidialentwurf Ende 1840 zum Beichluß. 

Wie früher bemerkt, hatte der Präfidirende gelegentlich des 
Frankfurter Attentat? Frankfurt mit Truppen der Großmächte be- 
ſetzen laſſen; durch einen Beichluß bes Bundestaga vom 12. April 
1833 wurde die Beſatzung zu einer dauernden. Erſt 1835 gelang 
e3 dem Frankfurter Senat endlich die Reduktion der Beſatzungs— 
truppen auf 1200 Dann zu erreichen. 

Im folgenden Jahre fehte Frankfurt diefe Verſuche fort und 
ließ in der Bundesverfammlung unter anderem erflären: Nach 
Verlauf von mehr ala ſechs Jahren lafje ſich Klar erkennen, daß 
jene Aufregung einem ruhigen, friedlichen Zuftand gewichen fei, eben- 
ſowenig erjcheine eine Revolutionirung in Deutfchland noch drohend; 
alle Verzweigungen de3 Attentat? feien höchſt vollftändig ermittelt, 
e3 babe fich heraußgeftellt, daß die Mafjen der Bevölkerung ohne 
Antheil geblieben ſeien; Erneuerungen gewaltjamer Angriffe jeien 
in feiner Weile zu fürchten. Außerdem ſei die Handhabung der 
Sicherheitspolizei jet eine folche, daß feine Gefahr beftehe, und das 
Frankfurter Linienmilitär jei bedeutend über den gewöhnlichen Con⸗ 
tingentbeitand erhöht. 

Nachdem diefer Antrag an die Fünfercommilfion abgegeben 
worden, referirte Herr von Pechlin Namens derjelben im Juni 1836, 
daß die Commiſſion ebenfall® der Meinung Jet, daß eine Erneue- 
rung der Bervegungen nicht zu befürchten jei, daß daher eine weitere 
Verminderung — folgen die Detailvorichläge — ftattfinden könne; 
aber erſt müfle auch die freie Stadt Frankfurt ihren Verpflichtungen 
nachkommen. Schon vor zwei Jahren habe die Bundesverfammlung 
die Stadt aufgefordert: in möglichft kurzer Frift nachzuweiſen, daß 
und welche genügende Einrichtungen und Anordnungen dahın ge 
troffen worden, um die vollftändige Erreichung der polizeilichen 
Zwecke in hiefiger Stadt zu verbürgen. | 

Diefe Aufforderung fei troß mehrfacher Erinnerung bis jeßt 
nicht erfüllt, fie müfje alſo vor jeder weiteren Erleichterung erft er- 
füllt werden. Es jet ferner nöthig, daß genau die Vermehrung 
de3 Linienmilitärd nachgewiejen, ſowie über die Inſtruktion desſelben 
für den Fall aufrührerifcher Bewegungen Auskunft erteilt werde: 
weiter möge Frankfurt erft erflären, ob es mit der Abführung der 
politiichen Gefangenen nad) Mainz einverftanden ſei; ob es die 
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hältnifjes muß jein, daß der Bunbesverfammlung daraus be- 
— Bde, der Stadt Frankfurt aber —— — 
wachſen. Dieſe find, neben den geſandtſchaftlichen Rechten, 

unbedingten Anſprüche des Bundestags auf Sicherheit und * 
Rückſichten, welche ſeine Würde erfordert; und wegen dieſer An— 
ſprüche, einer einfachen Folge des Bundesvertrags, bedarf er keiner 
Zugeſtändniſſe. Vielmehr müſſen die Verbindlichkeiten der Stadt 
Frankfurt ebenſo unbedingt ſein und darin beſtehen, der Bundes— 
verſammlung das, was ihre Sicherheit und Würde erfordert, zu 
gewähren, oder geſchehen zu laſſen, daß der Bund ſelbſt hierfür 
durch geeignete Maßregeln Sorge trage. Weiter begründet iſt dieſer 
Beruf der Bundesverſammlung durch ihr Verhältniß zu den bei 
dem deutſchen Bunde und, als Centralbehörde deſſelben, beim Bundes— 
tage alkreditirten europäischen Geſandten. Wegen des völferrecht- 
lihen Schußes, der ihnen hierſelbſt gebührt, haben dieſe Gejandten, 
auf welche alle Borrechte der Bundestagsgeſandten bundesbeichluß- 
mäßig ausgedehnt worden find, ſich unmittelbar und allein an die 
Bundesverfammlung zu halten. Die Bundesverfammlung muß 
alſo, um die Verhältniffe de3 deutjchen Bundes mit den befreundeten 
europäiſchen Mächten, welche Gejandte an denjelben alkreditirt haben, 
bor jeder gegründeten Reklamation und möglichen Störung zu 
bewahren, der Mittel zur Erfüllung der ihr den europäiſchen 
Gejandten gegenüber obliegenden Verpflichtung gewiß jein.“ Zum 
Ueberfluß erklärte die Commiffion die Sicherheit und Würde der 
Bundesverjammlung in der Stadt Frankfurt wegen Mängel ihrer 
Einrichtungen oder Fehler ihrer Verwaltung thatfächlich Für ges 
fährdet. — Man jieht, wie dieſe NRabulifterei, als Anwalt der 
Willkühr und Gewalt, bei Zeiten die ſouveräne Stadtregierung über 
ihre thatjächliche Unabhängigkeit aufzuklären gejucht hat, damit war 
aber für den anweſenden Vertreter der freien Stadt Frankfurt der 
Kelch noch nicht geleert, die Hefe flößte ihr mit dem bekannten 
Wohlwollen der Präfidivende ein, der unmittelbar nach erftattetern 
Butachten erklärte: „Der k. k. Hof kann nur bedauern, daß bie 
Grwartungen, welche die Regierung der Stadt Frankfurt hinfichtlich 
ihrer Poligeiorganijation gehegt hat, durch die Ereigniſſe getäufcht 
worden find, und dab in den von der Regierung dargebotenen 
eigenen Mitteln die Sicherheit nicht gefunden werden kann, welche 
der Sit ber hoben Bundesverfammlung anzuſprechen berechtigt iſt. 
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In Berlin ſchien, jo weit die Natur der Dinge dies ermöglichte, 
ſchnell die alte Lage befeftigt, man eilte andre Höfe in die ruſſiſchen 
Verwandtichaftänete zu ziehen: in Darmftadt und Wiesbaden gelang, 
was in München * mißlang. Derjenige, der ſich ſo weſentliche 
Verdienſte um die rufjifch-deutfche Politik erworben hatte, Hert von 
Meyendorff, avancirte nad) Berlin, wo er die intimften Beziehungen 
mit er unterhielt; in Stuttgart folgte ihm Fürſt 
ver ſeine deutſchen Quellenſtudien ſpäter in Frankfurt 


& dauerhaft demnach der ruffiiche Einfluß auch in Berlin 
ichien, jo brachte doch der Regierungsantritt Friedrich Wilhelms IV. 
einige Unficherheit, die zunächſt allerdings mehr gefürchtet und ein= 
gebildet als thatſächlich war. Allein in den deutjchen Angelegen- 
beiten trat doc allmählich eine Wenderung ein. Das franzöftiche 
Kriegsgeſchrei wirkte anvegend, kräftigend und jammelnd auf die 
nationale Gefinnung, man jang doc, wieder und durfte fingen von 
Deutjchland und dem deutjchen Rhein; in preußischen Regierungs- 
und Hofkreifen wurde doch wieder von Neformbedürfniffen und 
Reformen geredet und geplant; Herr von Radowitz projektirte und 
veifte von Hof zu Hof, freilich man befand fich zu wohl im alten 
Nefte, die Charniere der deutjchen Staatsmaſchinen waren auch gar 
zu ſehr eingeroftet. 

Und in Berlin fam man eben nicht über das Projektemachen 
hinaus. Man verjuchte auf die Carlsruher Conferenz, die über 
Germerdöheim und den Bau der neuen Bundesfeſtung verhanbdelte, 
fördernd einzuwirken, allein Seiner wollte nachgeben. Baiern, 
nachdem es mit Baden audgeftritten hatte, kämpfte um jo hart— 
nädiger mit Würtemberg um die Bejehung der Commandojtellen 
in Ulm, wo noch gar nichts zu commandiren war; daß ber bairijche 
General Baur 33 Gulden Tagsdiäten bezog, trug zur Beichleunigung 
der Verhandlungen nichts bei; Baiern ſäumte zwar nicht in der 
Bundeöverfammlung jeinen militärischen Ruhm und Eifer verkünden 
zu laffen ; in den trodenen aber objektiven Garnifonsrapporten ſtand 
es dagegen ſchwarz auf weiß, daß diefe Macht 12—15 Mann präfent 
bei der Compagnie hatte. Herr von Radowitz gerieth zwar nicht 
mehr wie Herr von Wolzogen über alle ruſſiſchen und öftreichifchen 
Militäreinrichtungen in Gritafe, um über die preußiichen fich im 
beicheidenes Schweigen zu hüllen, aber die vorzüglichen Baupläne, 
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die der preußijche Ingenieur für die würtembergiiche Seite in Ulm 
entwarf, konnten erft durch den öſtreichiſchen Vorfitenden der 
Militärcommilfion gegen die preußilchen Mitglieder derjelben zur 
Annahme gebracht werden. Wenn Jener für zwei Kleine Inſpektions⸗ 
reifen von Frankfurt nad) Ulm 800 Gulden liquidirte, jo waren bod) 
die Berichte der Militärcommilfion von: der peinlichiten, Tparfamften 
Genauigkeit; fie verfäumten nicht die Bundesverfammlung darüber 
zu unterrichten, daß Baiern dem Bund einen Theodolit geliehen, 
und daß man zu Raftatt ed unternommen hatte, eine Kalkgrube 
auszuheben. Mit tiefer Trauer berichtet ein preußifcher Diplomat 
der alten Schule 1843: „Der Bund wird jelbft von den Regie 
rungen ala eine Leiche betrachtet und behandelt.” Eine Reihe von 
Sahren wurde über ein Bundeswappen verhandelt, bis endlich 
wenigſtens etwas zu Stande kam. 

Sn Berlin wurde indes weiter projeftirt und geplant; „in 
Berlin,“ klagt Herr von Rochow, „wird viel gelocht und wenig wird 
gar. Es dauert lange big angerichtet wird. Das Wetter ändert 
jih jede Stunde.” Die Regierungdverhältnifie wurden immer 
ſchwankender und unficherer; gar viele Unberufene milchten ſich ein; 
der Ordre folgte -gar oft die Gegenordre auf dem Fuße. Selbft 
die Gedanken der heiligen Allianz jchienen in Vergeſſenheit kommen 
au jollen. Der König plante ein Verfaſſungsprojekt, daß Metternid) 
und Katjer Nikolaus, wie ein Unterrichteter erzählt, ſchier traurig 
wurden über jene unbeilvollen Bejtrebungen des Preußenkönigs, die, 
wie fie meinten, zu einer Auflöfung des Bundes und der Allianz 
führen mußten. Nur der Bundestag blieb fich jelbjt getreu. Er 
mußte zwar manchmal feine Situngen zujammenlegen, um Material 
für ein Protokoll zu gewinnen, aber er arbeitete doch nad) Jeinen 
Kräften und in feiner Weile an den Broden, die ihm vorgeworfen 
wurden; mochte dies eine neue Preßmaßregel des Etaatöfanzlerd 
oder ein anderer ftant3polizeilicher Akt auch einer Kleinen Regierung 
fein. So zeigte denn mit großer Beunruhigung der heiftiiche Ge- 
ſandte an, daß troß der Beſchlüſſe von 1840, die doch fo mühjelig 
zu Stande gefommen waren, unter Eattler-, Dreher: und Glafer- 
gelellen noch die jogenannten Brüderjchaften für ganz Deutichland 
fortbeftünden. Es war indes nicht3 weiter nachzuweiſen, al3 daß 
dieje Vereine lediglich — abgejehen von dem Zechen auf den Her: 
bergen — die gegenjeitige Unterjtüßung der Gejellen auf der Wander⸗ 


eben. Chile. gepflegten Tanb trance Wera 
Produkten gehegten focialiftiichen und communiftiichen Beftrebungen 
haben die Bundesverfammlung nur einmal im Jahre 1846 be— 
ſchaftigt, indem auf Antrag des Präfidiums beichloffen wurde, daß 
„eonmmuniftiiche Vereine“ als politiiche Vereine, alfo als durch 
Gejeg vom 5. Yuli 1832 verboten anzujehen feien. Damit fchien 
man etwas gethan zu Haben. Erſt in den Sturmmonaten bes 
Jahres 1848 fommen in den Berichten des politiichen Ausſchuſſes 
wieder Hinweiſungen auf jene Beitrebungen vor, nachdem es fih 
herausgeſtellt hatte, daß viele Arbeiter, Gejellen u. a. von Frank— 
reich und der Schweiz aus, mit communiſtiſchen Aufrufen und den 
befannten Glückſeligkeitsrecepten verſehen, ſich an und über bie 
deutſche Grenzen begeben hatten. In den Wogen der Revolutions- 
fluth find dieſe Blaſen dann zumächit twieder untergetaucht. 

Was die Univerfitäten angeht, jo Hatte der Präfidirende ſchon 
im Juni 1841 vertraulich fich darüber vergewifjert, daß die Bundes- 
regierumgen geneigt wären", die im Jahre 1834 gemäß der Wiener 
Minifterialconferenzen, vereinbarten zwölf Artilel, deren Rechts— 
beitändigfeit im November 1841 ablief, auf weitere jech® Jahre zu 
genehmigen; darnach wurde Ende Juli der officielle Beſchluß gefaßt 
und ins Protokoll aufgenommen. Dafjelbe geichah mit den Be- 
ftimmmmgen über die Genfur und den Artikeln 39—41 des Schluh- 
protololls, betreffend Aufficht über die Dozenten umd die Burſchen— 
ſchaften während der Ferienreifen, ſowie der Reifen der Studenten 
überhaupt, Zunächſt ließ Preußen inſofern eine Milderung eintreten 
als es im Jahre 1842, wie der Bundesverfammlung angezeigt 
wurde, das allgemeine Verbot des Beſuchs der fehmweizeriichen 
Univerfitäten aufhob. Der Präfidialhof erlangte Ende 1847 und 
Anfang 1848 ohne jeden Widerjprud) die weitere Merlängerung 
jener 12 Artikel wider die Univerfitäten, insbeſondere die Burfchen- 
ſchaften. 

Die poligeilichen Verbote der Druckſchriften wurden mit Eifer 
fortgeſetzt, 1841 reichte Baiern ein Verzeichniß der im Jahre 1840 
verbotenen 13 Schriften e ein; unter ihnen befanden fich die Galanterien 
des Herrn von Pollnitz; desgleichen reichte Würtemberg ein ſolches 
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von 12 Schriften, unter denen Romane von Paul de Kod und dem 
Chevalier Faublad waren; ferner wurden 1841 von Bundeswegen 
verboten die bekannte Schrift Jacobi „Vier Tragen“, und „die 
Kölnische Kirche im Mai 1841”. 

Auf ein fehr umfangreiches Referat des Herrn von Blittersdorf 
wurden 1843 Auges, inzwiſchen nach Leipzig übergefiedelte „Deutiche 
Jahrbücher für Wiflenichaft und Kunft“ von der Bundesverfamm- 
lung verboten. 

Den immer ausgedehnteren Literaturleiftungen Ruges, Teuerbadhs, 
Dr. Bauerd, Herweghs ꝛc. folgten 1844, 45, 46 und 47 immer 
neue Verbote, die zum Kleinen Theil auch communiftifche und ums 
fittlide Schriften trafen, Würtemberg überreicht für 1843 wieder ein 
Verzeichniß von 15 verbotenen Schriften; beſonders die Schriften 
des literariichen Comptoirs in Zürich und Winterthur, meift redigirt 
von Yuliuß Fröbel und U. Ruge, machten der Bundesverfammlung 
mancherlei Arbeit und Kopfzerbrechen. — Zu einem jehr bitteren 
Rede- und Schreibduell gelangten 1845 die Herren Vertreter der 
dänischen und bairiſchen Krone gelegentlich einer Beſchwerde jener 
über die ftarfe Polemik Arndts in der Augsb. Allg. Zeitung gegen 
die däniſchen Gewaltthaten; wobei der bafriiche Geſandte jehr deut- 
lich zu verftehen gab, Se. Majeftät von Dänemark möge erft vor 
ihrer eignen Thüre lehren, denn „Fädrelandet“ mache es feiner Seit? 
nicht beiler, worauf der Däne feine Beichwerde zurüdnahm, und der 
Baier ihm noch eine gründliche Lektion dazu ertheilte; folgte ſechs 
Wochen darauf eine zahme dänijche Replik und eine milde bairijche 
Reduplik, worauf ſich Alles in Wohlgefallen auflöfte. 

Im Yahre 1846 konnte Würtemberg abermal3 ein Verzeichnik 
von 29 verbotenen Büchern vorlegen, darunter Heines „Deutſchland, 
ein Wintermährchen‘‘, ihm folgte Frankfurt mit einem desgleichen 
von 21 Büchern. 

Mährenddes hatte fich in Deutichland der politiſche Geift immer 
ftärfer entwidelt, und diesmal irrte er nicht vom nationalen Wege 
ab. Die Symptome der nationalen Bewegung und ihre Förderung 
mittel traten ſtärker hervor und murden fFräftiger angewandt; die 
Germaniftenverfammlungen der Jahre 1846 und 47, die Grün 
dung ber deutſchen Zeitung in dem leßteren Jahre wiejen immer 
deutlicher auf das zu erjtrebende Biel. 

Der Nation leuchtete immer weniger die Weisheit jenes bairi- 
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ihen Staatsmannes ein: „Macht ift nicht der Beruf des deutjchen 
Volls“. Die Bundesverfammlung, „die alte ewig gähnende Waſch— 
frau”, wie fie Dahlmann nannte, vegetite weiter. Man konnte 
nicht leben und nicht fterben, da ſchlug auch ihr die Stunde, 

Die normale Unthätigkeit begann endlich mit der neunten Sitzung 
bes Jahres 1848, am 29, Februar, ihr Ende zu nehmen, indem das 
fubftituirte Prafidium an dem genannten Tage vortrug: „Die Größe 
und Bedeutung der neueften Greignifie in Frankreich deren Rück— 
wirkung auf ganz Deutſchland augenſcheinlich in den vielfachſten und 
wichtigften Beziehungen ebenfo unmittelbar al3 tief jein wird, macht 
es ber Bundesverjammlung zur dringendften Pflicht ‚ bie Lage des 
deutſchen Bundes auf dieſe Veranlaſſung ſofort in ernfte Erwägung 

zu ziehen und zu überlegen, welche Maßregeln fich bei dem der— 
* Zuſtande der Dinge als räthlich und als nöthig erweiſen. 

Die reißende Schnelle, mit der die Begebenheiten im Süden 
und Weiten des deutſchen Bundes ſich entwickeln, die unverfennbaren 
moralifchen Einwirkungen bderjelben auf den Stand der öffentlichen 
Meinung in Deutjchland jelbft und die Gefahren, die aus den der— 
maligen europäischen politischen Verwidlungen ſogar für die Sicher- 
heit und Antegrität des deutjchen Bundesgebiets fich entwickeln 
können, gebieten dem deutjchen Bundestage, ohne Beitverluft feine 
Unfichten über dasjenige auszuſprechen, was in diejer Hinficht vor⸗ 

ſei“. Nach dieſen Bemerkungen wählte man einen Aus— 
ſchuß von fünf Geſandten (Preußen, Baiern, Sachſen, Baden und 
Dänemark), der jchleunigft über die Lage Deutſchlands Bericht er- 
ſtatten jollte. 

Schon am folgenden Tage trug Namens besjelben der preu— 
Biiche Gejandte vor: 

„Die Dringlichkeit der Umftände, vor allem die tiefgehende 
Aufregung des öffentlichen Geiftes, die ſich bei allen politiſchen 
Parteien, ſelbſt den liberalſten, vorzüglich in einem dringenden Ver— 
langen nad) Ginigung aller nationalen Kräfte äußert, um den gemein⸗ 
ſchaftlichen Gefahren zu begegnen, die Deutjchland bedrohen, legte, 
nad) der einjtimmigen Anficht des Ausſchuſſes, dem Bundestage die 
Pflicht auf, diejem dringenden Verlangen ohne Beitverluft ben 
legalen Ausgangspunkt zu geben. Diejer Ausgangspunkt ift aber 
nur der Bundestag. ſelbſt, ae das gemeinſame Centralorgan aller 
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deuticher Regierungen, und es wird fi} nur darum Handeln, dies 
öffentlich auszuſprechen.“ 

Der Ausschuß jchlug deshalb die ungejäumte Veröffentlichung 
einer Art von Proflamation vor; die auch angenommen wurde: 
die Bundesverſammlung appellirt in derjelben an das patriotifche 
Gefühl des Volks und an deſſen reife Einficht, damit Alles auf geſetz⸗ 
lihem Wege und unter Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
erfolgen kam. „Der Bundestag,“ heißt es dabei, „wird von feinem 
Standpunkt Alle aufbieten, um gleich eifrig für die Sicherheit 
Deutſchlands nach Außen, ſowie für die Förderung der nationalen 
Intereſſen und des nationalen Leben? im Innern zu jorgen.“ 

Aber was Jollte ein jo eingeſchränktes Verjprechen „von jenem 
Standpunkt” au? Daß dies nichts bedeuten konnte, wußte die 
Nation, denn fie hatte eg über !;, Jahrhundert erfahren. Daß ein 
Machtlojer überhaupt Verſprechungen gab, konnte ebenfo der Aus- 
fluß guter Wünſche und Cingebungen als betrügerifcher Abfichten 
und Hoffnungen fein. Diele Proflamation Tonnte nur ein Beichen 
woblwollender Schwäche oder beabjichtigter Täufchung fein, dem 
was man darin verſprach, hatte der Bundestag ſeit jeinem Be: 
ſtehen nicht ausgeführt, Hatte er es nicht gekonnt, jo konnte er es 
auch ferner nicht, wenn er blieb was er war; hatte er es nicht ge 
wollt, jo mußte er für die Zukunft gezwungen werden. 

63 ift bemerkenswerth wie ſchnell die Märztage diefe Einficht 
in der Bundesverjammlung jelbjt zur Geltung brachten. Schon 
am 8. März trug der badiſche Gejandte Namen de3 früher jchon 
genannten politiichen Ausſchuſſes vor: 

„Die Beleuchtung der inneren Lage des deutſchen Bundes muß 
der Ausschuß mit dem betrübenden Belenntniß beginnen, daß der 
Bundesbeihluß und fein Organ, die Bundesverfammlung längſt 
ſchon da3 allgemeine Vertrauen in ihre gedeihliche Wirkſamkeit ver: 
loren haben. Ein jolches Vertrauen iſt aber die Grundbedingung 
des Tortbeftandes einer jeden politiichen Inſtitution. 

Hohe Bundesverfammlung wird es dem Ausſchuß erlaſſen, die 
Urſachen ausführlich darzulegen, die einen Jolchen beklagenswerthen 
Zuftand herbeiführten. An ihm ift ed nicht, den Ankläger gegen 
diefe Verſammlung und die höchften Bundesregierungen zu machen. 
Nur einige der hauptſächlichſten Gebrechen de3 Bundes muß er jet 
hervorheben. 
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Schon die Örundverfaffung des Bundes war eine mangelhafte 
und —— 


Manche Gegenſtünde waren darin aufgenommen, die füglich 
ben. einzelnen Bundesgliebern hätten überlafien bleiben können, wäh- 
rend andere und wichtigere, die zur Entwicklung und Erſtarkung 
bes Bundes unentbehrlich waren, von deſſen Gompetenz ausgeſchloſſen 
oder doch nur ala Veriprechen oder Wunſch bezeichnet wurden. Die 
Grfüllung folder Verfprechen und Wünſche wurde aber von ber 
Ginhelligkeit der Stimmen abhängig, und dadurd) die Erreichung 
eines befriedigenden Reſultats von vornherein unmöglich gemacht. 
Auf diefem Wege konnten die zu einem wahren und fräftigen Bunde 
unentbehrlichen Anftitutionen nicht ausgebildet, und noch weniger 
zur Anwendung gebracht werden. Der Souveränität der einzelnen 
Bundesſtaaten wurde dadurd eine Ausdehnung gegeben, welche bie 
Wirkſamleit de3 Bundes in ftet3 engere Grenzen einziwängen mußte, 

Hieraus entiprang die MWbhängigkeit der Bundestagsgejandten 
von speciellen Anftruftionen, und die Unmöglichkeit der Entwidlung 
irgend einer jelbjtändigen Thätigkeit diefer hohen Berfammlung. — 
Die Protokolle hoher Bundesverfammlung waren nichts mehr als 
ein Repofitorium von Vorträgen und einzelnen Abjtimmungen, ohme 
innered Leben und Zuſammenhang, ohne Austauſch der Ideen und 
Anſichten, ohne ein ſich daraus mit Folgerichtigkeit ergebendes 
Reſultat. Dazu kam eine mangelhafte Geſchäftsordnung, deren Ver— 
vollſtändigung nicht einmal verſucht und noch weniger erzielt wurde. 
Allein auch diefe Gejchäftsordmung konnte bei der Stellung, die ben 
- Bundeötagsgejandten von ihren Regierungen gegeben war, nicht ein— 
mal eingehalten werben. 


erite Bundesmacht war ei vielen Jahren: nur auf unge Beit durch 
einen eignen Geſandten dahier vertreten. Dies mußte die einheit- 
liche und raſche Erledigung der Geſchäfte noch mehr erſchweren. 
Kein Wunder, daß nad allem Obigen das Anjehen der Bundes- 
berjammlung von Tag | zu Tag mehr fant und fich zuleßt in jein 
Begentheil verwandelte. Dies mußte um ſo mehr und um ſo 
ſchneller geſchehen, als die Fälle ſich mehrten, wo von vielen 
Bunbdestegierungen die mühſam zu Stande gebrachten Bundes- 
bejchlüffe häufig nicht publieirt, oft nicht befolgt und zuweilen ala 
geradezu unverbindlich erklärt wurden. 
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gen Deutfehlande.“ 

So’ Here dom Blittersdorff, der über 20 Jahre Gelegenheit 

En feine Bumdestagsftudien zu machen. Seine Worte 
als Einleitung einer Geſchichte des Bundes vorangeſetzt 


"Aber er führt noch fort: „In diefer Lage wurde Deutjchland 
von den neueften Ereigniffen in Frankreich überraſcht. Die Dynaftie 
der Orleand wurde in kürgerer Zeit vom Throne gejtürzt und aus 
dem Reiche vertrieben ala e3 bedurfte, die ältere Linie der Bourbons 
aus dem Erbe ihrer Väter zu verdrängen. Die Republit wurde 
proflamirt. Der Rückſchlag auf Deutjchland war ein gewaltiger. 
Auch in diefem Lande waren die Gemüter auf eine große Um— 

borbereitet, — in den Ständeverjammlungen , in öffent- 
lichen und geheimen Zujammenkünften, durch die Preffe war jeit 
Jahren uf das gleiche Biel hingearbeitet worden. Bei der Lage 
Regierungen und des Bundes war eine ſofortige Bewältigung 
dieſes Rückfchlage ſchwer möglich. Die Nichtung defjelben wurde 
zuerft durch die befannten, im Großherzogthum Baden aufgeftellten 
vier Forderungen: einer allgemeinen Volksbewaffnung, uneingejchränt- 
ter Freiheit der Preffe, Einführung der Schwurgerichte und eines 
deufichen Nationalparlaments bezeichnet. Der Reihe nach wurden 
ähnliche Forderungen in andern Bundesftaaten aufgeftellt und deven 
Gewährung durch Deputationen, Adreffen und Volksverfammlungen 
herbeigeführt. Die Regierungen eilten, Gonceffionen zu geben, die 
mehr oder weniger mit dem ſeitherigen Bundesſyſtem im Wider- 
ſpruch ſtehend eine völlige Umgeftaltung der innern Verhältniſſe der 
einzelnen Bundesſtaaten herbeiführen mußten. 

Das Nähere glaubt der Ausſchuß in dermaliger Sachlage um— 

gehen zu fünnen. Die Aufgabe Hoher —— iſt es 


bäftniffe zu een, — ——z — dem i Innern und äußern Frieden 
Deutjchlands zu fichern. — Hierzu bürfte die Thätigkeit dieſer Be— 
hörde in ihrer dermaligen Lage und ohne bedeutende Verſtärkung 
der Gentralgewalt des Bundes im nationalen Sinne nicht aus— 
reichen. Dies geht am Deutlichften aus der Wirkung hervor, die 
durch die neuften Beſchlüſſe der Bundesverſammlung hervorgebracht 
worden iſt. Es muß daher nach andern Mitteln gefortet werden, 


Wilder, Geſch. bes beutfchen ' Bunbedtags zu Frantf. m M. 
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zuladen, Männer des allgemeinen Vertrauens, und zwar fiir jede 
der 17 Stimmen des engeren Raths einen, alabald — ſpäteſtens 
bis zu Ende diejes Monat? — mit dem Auftrage hierher abzuord- 
nen, ber Bundesverfammlung und den Ausſchüſſen zum Behuf der 
Vorbereitung der Revifion der Bundesverfaſſung mit gutachtlichem 
Beirath an die Hand zu gehen.“ 

Am 13. März, an demjelben Tage, an welchem Metternich fiel, 
zeigte Preußen zugleich im Namen von Deftreih an, daß ihre aller- 
höchſten Höfe ſämmtliche deutjche Bundesſtaaten eingeladen hätten, 
zum 25. d. M. Bevollmächtigte nad) Dresden zu jenden, um dort 
fiber die gegenwärtige Lage und die Gntwidlung der Bundes— 
organijation zu berathen. Darauf beſchloß die Bundesverfammlung 
den früheren Beſchluß die Nevifion der Bundesverfaflung betreffend 
einſtweilen zu juspendiren. 

Man traut jeinen Augen faum, wenn man Baiern in derjelben 
Sitzung unter anderem vortragen jieht: „Nicht bloß DVerftärkung 
der Kriegsmacht thut jet Not. Auch jenes geiftige Element muß 
gekräftigt werden, welches eigentlich die Heere der Befreiungsepoche 
bervorrief, deren Schlachten ſchlug und die Entjcheidung zu Gunften 
des Rechtes ſchlug. Der damals erjt auftauchende Gedante be 
fiegte Napoleon. As im Jahre 1815 der Wiener Congreh nad 
langem Berathen in jichtbarer Haft jein Werk vollendete, ward aud) 
Deutjchlands Geftaltung eine übereilte. Beherrſcht von dem Ein— 
drucke wiederkehrenden Kriegs, bildete ſich ein Bund Yediglich als 
Sicherheitsanſtalt gegen Äußere und innere Gefahr. Dieſer Zweck + 
bleibt offenbar ein unvollftändiger. Für ein gemeinfames Vaterland 
haben ſich damals die Deutjchen aller Gauen erhoben, ald einen 
Hebel jeglichen Aufſchwungs hat man ſich dort den gemeinſamen 
Bundestag gedacht. Und dazu muß derſelbe werden, ſoll Deutſch⸗ 
land der rieſenhaft bewegten Zeit auch rieſenhaft entgegen treten. 
Deutſches Geſammtintereſſe muß die Sonderintereſſen überwiegen ; 
dad nothwendig jefbftthätig und autonomijch bleibende Leben der 
einzelnen Bundesftaaten darf nicht ferner das Gejammtleben ab- 
jorbiren.“ 

Die Worte Waren groß, die Erlenntniß ſpät, das Gedächt— 
niß kurz. 

Nadıdem die beiden Großmächte ihr Dresdener Projekt hatten 
aufgeben müfjen und jo endlich ihn Zuftimmung zur ———— 
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nötbigen — und Maßregeln; die —— 
Oberleitung der geſammten Vertheidigungseinrichtungen und 
— auch die der Volksbewaffnung; die Vermittlung 5 
gierungen und der Nationalverſammlung. Die einzige Folge 
u Beichluffes war ein Streit mit dem Fünfzigerausihuß, ber 
indes auf einem andern Felde auägeftritten wurde, Sehr bezeich- 
nend ift es, wie Hannover dieje Gelegenheit wieder benußte, um 
ſich ala die große Nordweſtmacht aufzufpielen; es ſchrieb pomphafte 
Aprilnoten an Oldenburg und die Hanfeftädte, in welchen „die ge= 
meinfamen Eigenthümlichkeiten der Nordweſtſtaaten“ betont wurden, 
Anden ihnen dargelegt wird, dab „Welthandel und Seeherrſchaft“ 
die gemeinfamen Triebräder jeien, werden fie aufgefordert zur „Be— 
theiligung am neuen Vereinszweck des Vaterlandes“; alles dies, 
wie die Inftruktion nach Frankfurt ſelbſt jagte, um unter diejem 
Dedmantel „die ftimmführende Theilnahme Hannovers” an jener 
Exekutivcommiſſion möglichft zu fichern. Außer dieſen Verhand- 
lungen über die Bundesverfafjung brachte die bewegte Beit die 
mannigfaltigjten Reklamationen, Petitionen und Anträge von Regie 
zungen und Privaten; es wurde beantragt: allgemeine Zoll und 
Verkehrsfreiheit; Freie Flußſchiffahrt, ein allgemeines deutſches 
Geſetzbuch, Beftimmungen über die Auswanderung. Auch die Er- 
meiterung des Bundesgebiets fand durch die Aufnahme der Provinzen 
Preußen und Pojen’ftatt, ſodaß nunmehr die Bevölkerung Preußens 
nad der Matrifel die Bundesbevölterung Oeſtreichs etwas überholt 
hatte. Den bei weitem größten Theil der Beratdungen nahmen bie 
Bewegungen in und gegen Deutjchland, ſowie die militäriſchen Vor⸗ 
kehrungen gegen dieſelben, und die wegen Einführung einer allgemeinen 
Vollsbewaffnung, wegen Errichtung einer Marine und Leitung der 
auswärtigen Angelegenheiten: ein. 

Die drei lehtgenannten Gegenftände brachten die Siebzehner im 
April in Anregung. 

In dem jene Forderungen weiter begründenden Promemoria 
heißt es über die Vollsbewaffnung: „Nur die bisherige Macht: 
politif hat das Bedüurfniß ungeheurer ſtehender Heere nothwendig 
gemacht. Iſt man namentlich. in Deutjchland zu der Neberzeugung 
gelangt, dab man nicht mehr erobern, noch unterworfene Völker 
behaupten, daß man nur ſich und das Vaterland vertheidigen will, 
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jo ift man in den Stand geſetzt, mit Wahrhaftigkeit fich mit einer 
Volksbewaffnung genügen zu laſſen.“ 

Man follte nicht glauben, daß ein mit der Gefchichte der Völker 
ſo vertrauter Mann, wie der Verfafler dieſes Satzes einer ift, mit 
ſolchen Schönen Wendungen eine folche Angelegenheit einführen würde. 

Im folgenden wird hervorgehoben, daß auf der Schule ſchon 
mit dem 15. Jahre Sonntag Nachmittagd mit Yreiübungen und 
ähnlichem begonnen und darin, jowie in Waffenübungen bis zum 
19. Jahre fortgefahren werden müfle, dann könne die Dienftzeit auf 
ein Jahr als Maximum bejtimmt und alljährli” durch kurze 
Uebungen aufgefrifcht werden, etwa bis zum 30. Jahre. „Dem 
alten militärifchen Geift in feiner Abfonderlichkeit,” heißt e8 dam 
iveiter, „ſcheint nun einmal der Stab gebrochen zu fein, und gewiß 
ift es im höheren Nationalinterefje nicht beklagenswerth, daß er 
untergebt, daß er fich vielmehr aus einem einzelnen Stande, wenn 
immerhin weniger ftraff, jo gewiß geläuterter, über die ganze Nation 
verbreitet. Es wird eine ſchwierige Aufgabe fein, die nun noch 
mehr ala bisher nöthige militärifche Intelligenz — den Stand der 
Offiziere — in die neue Geftaltung Hinüberzubilden, ihn daran zu 
gewöhnen, daß er ein Lehrjtand ift. Auch der Lehrftand ift big zur 
Reformation Hin eine eigenthümliche, die hierarchifche Corporation ge- 
weſen; auch in diefem Bereich hat es lang gedauert, bis man Sid) 
gervöhnt hat jenen, namentlich in Deutichland, preistwürdigen Organis= 
mus von dem jchlichten Volksſchullehrer und Landfüfter bis zum 
akademischen Lehrſtuhl zu begreifen. Aber wir find nun einmal 
in Deutichland darauf geftellt, Alles umjzudenten. Das nothmwendig 
Neue kühn und möglichit großartig zu erfaſſen.“ 

Man denke ſich den Militärausſchuß und dieſe akademiſche Er- 
örterung. Was denkt fich der Antragfteller, möchte man zunächſt 
fragen, unler dem „alten militärifchen Geiſt“? Meint er den Geift, 
der die römischen und die preußilchen Truppen zum Sieg geführt 
bat, deilen Merkmale find: nichts wird vom gemeinen Mann gethan 
ohne Befehl, nicht? ohne das geficherte Vertrauen zur Gottheit? 
Wenn er ihn gemeint bat und will ihn bejeitigen, würde er ein 
Verbrecher an feiner Nation werden, denn er würde fie den lieben 
Nachbarn außliefern. 

Seit wann ift denn der Offizier: nicht auch Lehrftand? Wann 
wird er denn nur Lehritand fein fünnen? Mas joll® mit dem 
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preiswürdigen Organismus vom Küfter bis zum Profefjor; ift dies 
das Pendant yım Gefreiten Bis General? ‚Mit dem „Alles umdenken“ 
hat das wohl vielfach jeine Richtigkeit, glüdlicherweije find wir aber 
nicht darauf geftellt. Wenn der Verfafer ſodann meint, daß man 
entfernen müſſe alle Paradequälerei, alles nur Schmuchafte, nur 
Scheindienerliche, jo heit das: Soldaten jchulen wollen, wie jr 
Schwimmmeiſter, 








der keinen im Waſſer an die Leine nimmt, und 
durchaus mit Menſchen wirken und ſchaffen wollen, wie ſie nur in 
ben idealen Conſtruktionen gelehrter Köpfe exiſtiren. Und — last 
not least — „das Reichsheer deutſcher Nation in feinen zehn Heer— 
ſchilden,“ ift dies denn etwas anderes ala eine hiftorijche Reminis- 
cenz, die ebenſo unflar gedacht ala unmöglich in ihrer Verwendung 
it? Und die Schlußphraſe: „die Sachkundigen werden in der 
Aufgabe ſelbſt die Mittel finden, fie zum Heil des Vaterlandes zu 
löſen.“ Seit wann liegen in der Aufgabe die Mittel fie zu löſen? 
Die Möglichkeit allerdings der Löfung muß darin liegen; den Köpfen 
ber Bearbeiter bleibt iibrig die Mittel derjelben zu finden. Aber die 
Aufgabe war nicht einmal far gejtellt, fein verftändiger Politiker 
und Militär wird glauben, daß man ihr damald wie heute die 
Möglichkeit der Löſung zufchreiben kann. Wo follten und jollen bie 
Köpfe herfommen, diefe in Angriff zu nehmen? Dieje Frage wagte 
allerdings die Bımdesverfammlung nicht mehr zu ftellen, fie meinte 
nur, es möchte faum angemefjen und zweckfördernd fein, diefe An— 
gelegenheit, die nad) den jeitherigen Begriffen feine vein militäriſche 
fei, der Militärcommiffion zuzumeifen, man bejchloß daher: „Den 
hohen Regierungen die Ginführung allgemeiner Volksbewaffnung 
dringend zu empfehlen; die betreffenden Mittheilungen von Seiten 
der Bundesftaaten wolle man erivarten, Deren liefen denn aud) 
nicht wenige ein, die aber den Kern der Sache gänzlich unberührt 
ließen. 

Auch der Antrag zur Errichtung einer Marine war von einer 
Motivirung begleitet. „Auch Nordamerita war,“ heißt es in der— 
jelben, „als e3 feine Unabhängigkeit erfämpfte, im Stande, plötlich, 
gleichjam aus dem Nicht3, die Anfänge einer Marine zu jchaffen, 
die fich ſofort ala höchſt wirkungsreich bewährte.“ 

Nachdem ſodann ausgeführt ift, daß alles dazu nöthige Material 
in Deutichland vorhanden jei, daß man nur die nöthigen Schiffe 
bauen müſſe, fährt der DVerfaffer fort: „Aber für den Nugenblid 
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wird man, wie einft die Amerikaner, fi) mit der Armirung großer 
FKauffahrer genügen lafjen fönnen.“ Die Rheder in den Nord- umd 
Oftfeehafen warteten nur darauf, ihre Thätigkeit einmal der Rettung 
und Ehre ihres Vaterlandes zuzumenden. Die Militärcommilfion 
möge die Angelegenheit in die Hand nehmen, auf Grund ber 
Matritel des deutjchen Bundes möge die Geldverwendung für ben 
Anfang einer‘ deutichen Flotte gemacht werden. Die Bundes- 
verjammlung wies diefen Antrag zunächſt an den Ausschuß der 
deutſchen Eeeftaaten, Preußen an ber Epibe. 

Schon zivei Tage darauf trug diefer vor, man müſſe vor allem 
jein Augenmerk auf den demnächſt in Liverpool erivarteten nord- 
amerifanilchen Dampfer the United States, ſowie auf andere ähn- 
liche Gelegenheiten in England und Amerika richten. 

Die Gejandten von Bremen und Hamburg übernahmen e3, zu 
diefem Zweck jofort ein Paar erfahrene Männer aus ihren Bater- 
ftädten zur Reife nach) England zu veranlafjen, zugleich verjprachen 
die Gejandten von Preußen und Hannover, die Vertreter ihrer 
Staaten in London davon zu unterrichten und dieſelben zu mög— 
lichjter Beförderung in ihren Bemühungen aufzufordern. Außerdem 
beichloß man noch in derjelben Sitzung den Hamburgiſchen Gefandten, 
Syndikus Banks, in bejonderer Miffion nach London zu fchiden. 
Indem diefem eine Art von Afkreditirungabrief an PBalmerfton mit: 
gegeben wurde, erhielt er eine ojtenfible und eine Nebeninftruftion. 
In jener hieß e8: „Der Herr Geſandte ift beauftragt zur Bor: 
beugung aller Mißverſtändniſſe dem königlich großbrittaniichen Kabinet 
die einfachen Gründe des Recht? und der nationalen Würde und 
Ehre darzulegen, durch welche das Verfahren des deutichen Bundes 
in der mit der Krone Dänemark entitandenen Differenz in Betreff 
des Bundeslandes Holftein und deſſen ungzertrennlicher Verbindung 
mit Echleawig geleitet worden iſt.“ 

Würden, wird weiter bemerft, die bona officia angeboten, ſo 
jet die Verhandlung an den preußiichen Gejandten zu weiſen; zum 
Schluß ſoll fih der Geſandte darüber vergewillern, wie ſich das 
engliiche Kabinet zu einer au8 einem etwaigen Krieg mit Dänemark 
entftehenden Hemmung und Störung des Handelsverkehrs ſtellen 
würde. In der Nebeninftruftion wird er angewiejen, Vorjchläge 
und Gutachten beizubringen, welche ebenjo ſchnell die herbei: 
zujchaffenden Vertheidigungsmittel ala die dauernde Grundlage einer 
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fünftigen deutjchen Marine zu berücfichtigen hätten, Ankäufe zu 

machen und Gontrafte abzufchließen jei er dagegen nicht befugt; 

zum Unterjuchenlafjen von Schiffen, Bezahlen von Remunerationen | 
an Sachverftändige 2c. jet er ermächtigt. 

Die von Banks einlaufenden Berichte wurden an den Marine- 
Ausſchuß abgegeben, aber um fie geheim zu halten nicht ins Proto— 
toll aufgenommen. Aus dem erjten, datirt vom 10. Mai, ergibt 
ſich, dab der Gejandte in Begleitung des Kapitän Hederich aus 
Bremen und GCommandeur Abendrotd aus Hamburg in England 
angelangt und jeine Nachforjchungen begonnen hatte; ber nord— 
amerifaniiche Dampfer erwies fich jehr bald ald unbrauchbar. 
Außer mancherlei Vorjchlägen, die jetzt bedeutungslos und nur 
geeignet find, den ganzen Jammer unjerer damaligen Wehrlofig- 
feit von neuem zu zeigen, enthält der Bericht zum Schluß bie 
Nachricht, daß ein däniſches Schiff im Kanal liege, welches zwar 
ihon viele deutſche Schiffe gejagt, aber noch keins erreicht und 
gefapert hätte, Aehnlichen Inhalts und von feiner allgemeineren 
Bedeutung find die übrigen Berichte dieſes Gefandten. 

Nach einer geichriebenen Regiftratur vom 17, Juni 1848 wurden 
Namens de3 Marineausſchuſſes, nad) Anhörung des von England 
zurücgefehrten Herrn Guftav Gobeffroy, unter völliger Geheim— 
haltung aller Detail, eine Summe von 300,000 Thaler preußiſch 
Courant verlangt für ein Unternehmen, da3 von Hamburg aus— 
gehend, im alle des Gelingens jowohl für den damal3 geführten 
Krieg mit Dänemark ala für die Begründung einer deutjchen * 
marine ſehr heilſam ſein könne; im Falle eines Mißerfolgs ſei ein 
großer Schaden dagegen nicht zu befürchten. Die Bundesverfamm- 
fung bewilligte einhellig die geforderte Summe; die Verhandlungen 
wurden verfiegelt im Archiv niedergelegt. 

Nachdem unterdeflen auf Antrag des Marineausfchufles der 
Nationalverfammlung der Marineausihuß der Bundesverjammlung 
mit demfelben in Verbindung getreten war, kam die ganze Ans 
gelegenheit in andere Hände. Nur etwas verdient nod) bejondere 
Erwähnung. Auf Antrag de3 Fünfzigerausihufles war Oeſtreich 
angegangen worden, die Gejellichaft des öftreichiichen Yloyds zu 
veranlaffen, einige ihrer Dampfichiffe miethweile an den Bund zu 
überlaffen, damit dieſe als Kriegsſchiffe ausgerüftet in den nordiſchen 
Meeren verwendet werden könnten. Der Präfidirende war in ber 
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Lage die ablehnende Antwort des Verwaltungsraths dieſer Gejell- 
Ichaft vorlegen zu können. 

Ueber die außwärtigen Angelegenheiten verbreitete ſich 
das mehrfach erwähnte Promemoria mit bejonderer Vorliebe. Nach⸗ 
dem die Bundesverfammlung jcharf getadelt worden ift, daß fie 
auch die fchleöwigsholfteinifche Trage. wiederum der Vermittlung 
einer Großmacht überantiwortet hätte, welche naturgemäß zunädhft 
auf den Schuß ihrer Küften und ihres Handels bedacht jein werde, 
wird, wieder mit Bezug auf dad Verfahren Nordamerikas England 
gegenüber im Jahre 1813, entſchloſſenes Vorgehen gegen Dänemark 
verlangt und weiter gewünscht, daß die BundesverJammlung eine 
deutjch-holländische Allianz, ſowie eine folche mit Belgien abzufchließen 
ſuchen müſſe. Auch Schweden würde gern in nähere Beziehungen 
mit Deutichland treten; das wichtigfte aber fei eine Anknüpfung 
mit Nordamerifa; „Deutichland und Amerika,” heißt es, „find für 
Krieg und Yrieden die natürlich Verbündeten; jo Gott will, iſt in 
Kurzem auch ihr Innerſtes in mejentlichiten Beziehungen völlig 
analog; und find die Gefahren, die Deutichland bedrohen, nicht mit 
heute und morgen abgethan, jo kommt eine nordamerikaniſche Allianz 
und auch nad Wochen und Monaten nicht zu ſpät.“ — Leider 
auch hier: To viel Vorſchläge, jo viel Naivetäten und Irrthümer. 

Staaten, welche glauben in den Zeiten befonderer Noth nad 
Bundeögenoffen audgehen zu müffen, werden entweder nur folche 
finden, welche ebenfall3 bedrängt find, und dann ift da3 Bündniß 
mehr Laſt als Schuß; oder dad Bündnik müßte Jo theuer erfauft 
werden, daß fein Staatsmann e3, ohne das Waffenglüd zu verfuchen, 
abjchliegen wird. Daß das Haager Kabinet, wenn überhaupt, nur 
um den höchſten Preis zu haben war, wird Niemand zweifelhaft 
lein ; daß Schweden von einem Bündniß mit Deutjchland nichts wiſſen 
wollte, beweilt der Verlauf der holfteiniichen Angelegenheit; was 
aber ein förmliches Bündniß mit Belgien ohne das Beſatzungs⸗ 
recht in jeinen Feſtungen, oder beftimmte militäriiche Vereinbarungen 
— beides unausführbare Dinge — Deutichland nützen konnte, wird 
Niemand jagen können; in wiefern aber Amerifa und Deutjchland 
natürliche Verbündete find, das möchte noch ſchwerer nachzuweiſen 
fein; jedenfall3 enthielt der Sat mit „jo Gott will” feine Ermuthi- 
gung für die Bundesverfammlung zum Abjchluß eines ſolchen. Im 
übrigen eine Allianz nur für heute und morgen in Ausficht zu 
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nehmen, wäre nur bei Grenzftaaten für beſtimmte militäriiche Zwecke 
denkbar, in dem gegebenen Hall enthält jener Schlußſatz mehr eine 
peftorale Erregung al3 eine politiiche Wahrheit. Praktifch war mit 
allen drei Vorjchlägen aljo wenig oder nichts anzufangen. 

Es wird nunmehr aber nothwendig zu jehen was mittlerweile 
von den Vorgängen in Deutjchland vor die Bundesverfammlung 
gebracht wurde, wie man fich dem gegenüber hielt, welche Vorſichts— 
maßregeln man gegen das Ausland und die geplanten Freiſchaaren— 
züge traf, umd wie mar gegen die Freifchärler und Polen verfuhr 
oder zu verfahren gedachte. 

In der Situng vom 15. April erflärte der badiſche Gejandte: 
daß durch fürmliche Proflamation zum Bürgerkrieg in Baden- und 
durch die Verbindung der aufrührerichen Schilderhebung mit den 
Buzügen aus Frankreich der Zuftand dringlicher Gefahren ein- 
getreten jei; es ſei deshalb die Heranziehung des kurheſſiſchen und 
nafjauifchen Gontingent3 zu dem bereits unter dem Commando des 
Prinzen Karl von Baiern zufammengezogenen fiebenten und achten 
Armeecorp3 nothwendig. Obgleich demgemäß bejchloffen wurde, fo 
mußte doch 10 Tage ſpäter der Gejandte von neuem die kurheſſiſche 
Hilfe exrbitten, da bis jet nur die nafjauischen Truppen eingerüct 
waren, deren Weitermarjch ins badiſche Oberland übrigens dadurch 
um mehrere Tage hinausgejchoben werden mußte, weil der das 
würtembergiſche Gontingent commanbdivende Prinz Friedrich ohne 
Inftruftionen war und demgemäß das Obercommando über jene Trup- 
pen zu übernehmen Anftand genommen hatte. Erft nad) den Gefechten 
von Kandern und Freiburg traf der Oberbefehlähaber, Prinz Karl 
von Baiern, am 27. April in Karlsruhe ein, um das Commando 
zu übernehmen ; am folgenden Tag erftattete derjelbe den erſten Bericht 
über ein Gefecht bei Todtnau, die Zerjprengung des Haufens unter 
Herwegh, die aufftändifchen Bewegungen in Mannheim ; zugleich wird 
berichtet, da; Herwegh und SHeder fi) nach dem Elſaß gewandt 
hätten, daß im übrigen die Truppen nicht ausreichten, um die lang- 
geſtreckte Grenzlinie zu decken und zugleich die Ruhe im Innern zu 
fihern. Gin Bericht vom 30, meldet einen weitern Zuſammen— 
ftoß bei Niederdoffenbad; am 27. April, wobei 400 Aufftändijche 
gefangen wurden und 30 fielen, unter ihnen ein Franzoſe ald An— 
führer. Herwegh ſelbſt mit feiner Frau, die ihn in Männertracht 
begleitete, war vor Beginn des Kampfes entflohen. 
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Am 3. Mai berichtet der Prinz weiter, daß am 1. d. M. durch 
fieben Bataillon die Entwaffnung der Bevölkerung in Mannheim 
ftattgefunden habe, wobei 3000 Gewehre und 400 Senſen eingeliefert 
worden feien. Augenblidlich ſei zwar der Aufftand niedergeworfen, 
allein er fünne ſich jeden Augenblid erneuern. „Unter diefen Um— 
Händen,“ fährt der Marſchall fort, „ift ea nöthig, daß die Bundes— 
verjammlung fehärfere Maßregeln auf irgend eine Weiſe vorzeichne, 
wenn dieje Revolution zu einem guten Ende geführt werden ſoll.“ 

Die Freilchaarenführer wären ſchändlich genug, ihm immer 
feine Truppen zu ermüden, und Heder und Conforten wühlten von 
Straßburg aus. „Es würde deswegen,“ meint der ‘Prinz, „eine ent- 
fchiedene Note an die franzöſiſche Regierung, ſolche Zuſammenkünfte 
nicht zu dulden, jehr förderlich werden.“ 

Aus einem weiteren Berichte, der am 12. Mai zum Vortrag 
fam, wäre hervorzuheben, daß der Ankauf der Reit- und Zugpferde 
für Gavallerie und Artillerie erft in drei Wochen, der für das 
Armeefuhrweſen dagegen erft in ſechs Wochen vollzogen fein könne. 

„Don dem achten Armeecorps, berichtet der Prinz, find mir 
Mittheilungen zugegangen, daß die drei Divifionen besjelben zur 
Vollzähligmachung und Abrihtung noch vier Wochen, zur Aus- 
rüftung dagegen noch mindeftena ſechs Wochen bedürfen.“ 

Am 12. Mai fand fich der badiſche Gejandte in der Lage vor- 
zutragen, daß der Buftand des Großherzogthums Baden jebt ala 
ein vollftändig berubigter erklärt werden könne; alle die fremden 
Elemente, die jich an der weitgeftredten Landesgrenze angelammelt 
und jodann den Aufruhr hervorgerufen hätten, jeien zurücgejchlagen, 
deöhalb könne fich die Regierung mit der Proflamirung des Kriegs— 
zuſtandes, der eventuell die des Standrechtes folgen könne, begnügen. 
| Ohne weitere Motivirung beantragte Heflen nunmehr die Dis— 

Iocirung jeiner Divifion nach Heſſen zurüd, und bald darauf ftellte 
der kurheſſiſche Gejandte den gleichen Antrag für die kurheſſiſchen 
Zruppen, die im Lande ſelbſt dringend nothivendig jeien und auf 
vollen Kriegsfuß gebracht werden müßten. Beide Gejuche wurden 
dern Cherbefehlshaber zur Berüdfichtigung überwieſen. 

indes kam e3 zu mannigfachen Differenzen zwiſchen der badi- 
Ihen Regierung und dem bairiſchen Oberbefehlöhaber, und Baiern 
ftellte den Antrag, ſeine Truppen zurüdziehen zu dürfen, da Baden 
ja ſelbſt erklärt hätte, daß die Ruhe wieder hergeftellt jei. indes 
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ſächſiſchen Antrag auf Errichtung einer Bürgerwehr dajelbft au) 
Bericht des Feſtungscommandos ab. 

Ganz wie in den dreißiger Jahren hielt fich wieder Kurheſſen; 
denn erſt nachdem der würtembergiſche Gelandte auf das beftimm- 
tefte verlangt hatte, daß der BundezverJammlung von O©eiten jener 
Regierung eine Aufklärung über den ſtandalöſen Kampf zwiſchen 
Militär und Volk in Kaflel würde, trug der Gelandte die Sache in 
befannter Weife vor; diefe Angelegenheit hatte indeflen die ſofortige 
Entfernung und baldigfte Auflöfung der Garbes du Corps zur 
Tolge gehabt. 

Wie aus der obigen Darftellung erinnerlich jein wird, Hatte 
man ſchon Ende März gegründete Befürchtungen wegen Verwicklun⸗ 
gen mit Frankreich und Angriffen von Freicorps, wie fie jchon in 
den dreißiger Jahren geplant worden waren. 

Bereit3 in der Sitzung vom 23. März berichtete der würtem- 
bergiiche Gefandte, dab ihm von Paris auß guter Quelle die Nadh- 
richt zugegangen fei, der deutiche demokratiſche Klub daſelbſt habe 
beichloffen, am 21. und 22. März ein Yreicorpg von 5—6000 
Deutjchen und Franzofen gegen den Oberrhein vorrlden zu laffen, 
um in Baden, Heflen und Rheinbaiern die Republif zu proflamiren, 
und die franzöfiiche Regierung würde dies nicht hindern; nach zwei 
Tagen konnte Baden hinzufügen, daß jene Colonne bedeutend ver- 
ftärft werden würde durch eine Maffe von Arbeitern, welche aus 
den elläjfiichen Fabriken entlaffen und nun brotlos geworden wären. 
Noch am Nachmittag deſſelben Tages beichloß man dann die bereitd 
oben angedeutete Bereithaltung des fiebenten und achten Armeecorps, 
ſowie Schuß von Rheinbaiern, auch durch) Bürgergarden. Bereits 
am folgenden Tage aber wurde die Mobilmachung des ftebenten und 
achten Corps beichloflen, nachdem Baden angezeigt hatte, ba in 
ca. 14 Tagen gegen 12,000 Deutjche und einige Taufend Polen am 
Rhein Stehen würden, um die Republik in Deutjchland zu proflami- 
ren, eine proviſoriſche Regierung jei bereit? ernannt, Yranzofen und 
Schweizer würden fich anjchließen, der Rheinübergang werbe auf 
Ichweizer Boden erfolgen. Wenige Tage darauf, am 29. März, 
beſchloß man auch dad neunte und zehnte Armeecorps auf die volle 
Stärke zu bringen, da3 nafjauifche und kurheſſiſche Contingent marſch⸗ 
bereit zu halten, Oeſtreich aufzufordern feine Verſtärkungen bezw. 
Beſatzungstruppen für Mainz, Ulm und Raftatt bereit zu jeßen. 
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3 Bundestagsausſchuſſes in Militärangelegenheiten Ende April 
äußerte: ‚Leider RER jowohl von Seiten der Bunbesverfanmlung 
ala aud; des Ausſchuſſes und felbft des Militärommanbes ber 
Gegenftand allzu dilatoriſch betrieben, im Vertrauen wohl auf bie 
Fortdauer des jo lange ſchon genährten unb aus 
Belorgniß vor der Größe des Koftenbedarfd. Es tönnte, meint der 

unter anderem, dahin fommen, daß dieje Feſtung abermals 
_ wie dies in früherer Zeit zur Schmach der deutſchen Waffen 
gejchehen ift — in Feindeshände falle umd capituliven müfje aus 
Mangel an hinreichender Geſchützausrüſtung.“ 

Mit den gemijchten Armeecorps jah es nicht beffer aus, 

Zunächft war es der Bundesverfammlung eine wahre Beruhigung, 
daß der preußiſche Gejandte bereit? am 17. März mittheilen lonnie, 
wie außer der Beſatzung von Mainz Preußen im Weften 38 
Bataillone, 24 Schwadronen und 104 beipannte Geſchilhe aufgeftellt 
babe, dazu kämen baldigft 26 Landtwehrbataillond und im zimei 
Tagen fönnte Die Infanterie erheblich aus Magdeburg verftärft 
werben. Mogegen Kurheſſen in gewohnter Weiſe die von der Bundes» 
verfammlung, wie erwähnt, am 29. März verlangte Concentrirung 
des Contingents ablehnte, worauf am 10. April unter dem üblichen 
Vertrauen auf die föderativen Gefinnungen der kurheffiichen Regierung 
eine „mögliche Goncentrirung mit thunlicher Nüdficht" von ber 
Bunbesverfammlung gewünſcht wurde. 

Auf Antrag der Militäreommiſſion beſchloß die Bundesverſammlung 
ſodann am 20. April, in der Gegend von Bamberg und Würzburg 
eine Reſervearmee ſo aufzuſtellen, daß Oeſtreich und Preußen dazu 
je 20,000, Sachſen ſeine Diviſion ſtelle. Acht Tage darauf erhebt 
der ſächſiſche Geſandte Vorftellungen gegen die Nothwendigkeit dieſer 
Mahregel und meint in jeinem bequemen Optimismus, der Verlauf 
in Baden jet ja jo günftig und die Entmuthigung in Paris 
jo groß, daß jolche weitere Anftrengungen wohl noch nicht nöthig 
jeien. Uebrigens würden die königl. ſächſiſchen Truppen von dem 
Tag an, wo die Mobilifirung beginne, binnen vier bis fünf Wochen 
marjchfertig ſein. Preußen erklärte in einer folgenden Situng, daf 
jeine Truppen auf ergebende Aufforderung am bierundzwanzigften 
Tage in Erfurt zum Ausmarſch verfammelt fein und von da in 
fünf bis ſechs Märjchen Bamberg erreichen könnten. Der Deftreicher 
erhob ſechs Wochen Tpäter gegen die „wirkliche ae jenes 
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Diefer Antrag wurde an den Bundestagsausſchuß i i 
angelegenheiten verwieſen; er war die letzte mifitärifehe — 
heit, welche in der Bundesverſammlung zum Vortrag kam. 

Mancherlei Verhandlungen veranlaßten die aus Frankreich und 
der Schweiz auf badiſchen Boden übergetretenen Arbeiter aus Polen, 
bejonderö deshalb, weil die leßteren weder von der ruffiichen, noch 
der öftreichiichen Regierung über die Grenze gelaffen wurden, aljo 
ichließlich auf preußiichem Gebiet ſitzen blieben, um die freie Be— 
förderung und Verköftigung mit neuen Verſchwörungen und Unruhen 
zu vergelten; Preußen jah ſich in Folge deſſen zu der Erklärung ge— 
nöthigt, Künftig nur Angehörige der Provinz Poſen zur freien Be: 
förderung nach dem Often gelangen zu lafjen. Dies führte noch zu 
mancherlei Bejchwerben und Grflärungen, die ald unbedeutend eine 
weitere Beachtung nicht verdienen, 

In eine mißliche Lage war Baden namentlich durch die unter 
den Freiicharen gefangenen Franzoſen gerathen, indem die franzöftiche 
Regierung diejelben veclamirte, die Bundesverſammlung aber Gin- 
wendungen gegen die Auslieferung erhob. Die betreffenden Noten 
bes neu ernannten franzöfiichen Gejchäftäträgerd mit ihrer Ueber— 
ſchrift Liberte, Egalite, Fraternite, dabei liederlich gejchrieben und 
mit Zert-Correcturen außgeftattet, fingen die bekannten franzöfiichen 
MWeijen nur in einer etwas gejchmadloferen Form. Um die Sache 
zu einem Gnde zu führen, legte endlich der badijche Gejandte am 
27. Mai eine Note jeines Minifterd der auswärtigen Angelegen— 
heiten vor, im welcher von der Bundesverfammlung dringlich ver 
langt wurde, feine Einwendung gegen die Auslieferung der gefangenen 
Franzoſen zu erheben, denn Yamartine habe verfichert, daß das 
deutſche Gomitee im Elſaß aufgelöft jei; Eile ſei nöthig, „damit wir 
nicht in unangenehme DVerwidlungen mit Frankreich kommen, was 
ber Bundesverfammlung gewiß jet nicht willlommen twäre*, 

Da dies der Bundesverfammlung einleuchtete, beichloß fie dem 
badijchen Antrage gemäß, Eonnte aber doch weiteren franzöſiſchen 
Liebenswürdigkeiten nicht entgehen, die ſodann mit Hilfe des „Miß— 
verſtändniſſes“ ihre Erledigung fanden. 

Bemerkenswerth ijt es, daß der letzte Vortrag, ber in der lebten 
Sitzung erftattet wurde, die Reclamation eines Standeöheren, eines 
Grafen Bentind, zum Gegenftand hatte, Am 12, Juli Vormittags 
10 Uhr traten die Gejandten zu einer Plenarverfammlung zujammen, 
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um zu beichließen: „Die Ausübung der verfaffunggmäßigen 
Befugniffe und Verpflichtungen, welche der Bundesverfammlung 
zugeftanden haben, Namens der deutichen Regierungen auf die provi⸗ 
ſoriſche Gentralgewalt zu übertragen, bezw. in die Hände Sr. königl. 
Hoheit des Reichsverweſers zu legen und dieſerhalb eine Deputation 
an denjelben zu entſenden.“ 

Nachdem zu diejem Zwecke die Sikung für eine Stunde unter: 
brochen worden war, trat der Reichsverweſer, von der Deputation 
geführt, in die Bundesverfammlung ein, und übernahm nad) der 
Begrüßung aus den vom Präfidium vorgetragenen Uebertragungs- 
worten unter Wiederholung derjelben und den üblichen Dankſagungs- 
tworten die Ausübung jener Rechte unter Gegenwart von 19 Bundes⸗ 
tagsgeſandten. 

Wohl war nur von einer Uebertragung der Ausführung der 
Rechte, nicht dieſer Rechte ſelbſt die Rede, denn die Bundesverſammlung 
konnte feine Rechte übertragen, da fie keine hatte, dieſe konnten nur 
durch die Regierungen jelbft, bezw. durch die Anerkennung der 
Reichsverfafſung übertragen werden. Es wurde aber die Ausübung 
nicht Namens des deutichen Bundes, fondern der deutjchen Regie 
rungen übertragen, wohl weil dieſe nicht mehr die Eriftenz des 
Bundes. urgiren mochten. Wie getagt, jo geendet: Mit einem 
juriftiichen Schattenfpiel. 


Achtes Kapitel. 
Ter Rumpf-Bundestag und die Dresdener Conferenzen. 


Schon zu der Zeit, ala die Bundesverjammlung die Ausübung 
ihrer Rechte in die Hände des Reichsverweſers gelegt Hatte, war 
nicht bloß die erſte Gewalt des nationalen Anſturms bereitö gebrochen, 
die ganze Bewegung war vielmehr jchon in Geleile gerathen, die 
voraugfichtlich nicht zu dem vielberedeten Ziele führen würden. Die 
Zeiter der Nationalverfammlung, wenn man überhaupt von ſolchen 
reden darf, überboten fi an SKopflofigfeit, der leitende deutjche 
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Staat e mit Sorgfalt alle Gelegenheiten vermeiden zu wollen, 

die Bewegung unter ſeinen Einfluß zu bringen und den Zielen 
zuzuführen, „die, wohlverſtanden, auch nur die der Nation ſein 
konnten.“ Wie man das Dreikönigsbündniß zerbröckeln und Oeſtreich 
erſtarken ließ, jo ſah man geruhig das rheinbündiſche Vierkönigs— 
bündniß ſich bilden, zerpflückte ſelbſt die Union und nahm die 
Drohungen von Bregenz hin. 

Durch das jogenannte Interim vom 30. September 1849, 
nad) welchem im Einverftändnig mit dem Reichsverweſer die beiden 
Großftaaten wieder die Leitung der deutjchen Angelegenheiten als 
Stellvertreter der Bundesverfammlung in die Hand befamen, war 
der erſte und wefentliche Schritt zur Erneuerung ded alten Bundes 
auch äußerlich geichehen. Die vier Vertreter der Großmächte: Kübeck 
und General Schönhals öftreichifcher-, Radowitz, der fpäter durch 
General von Peucker erſetzt wurde, und Präfident Bötticher preußiſcher⸗ 
jeits führten die Bundesgejchäfte in Frankfurt ala jogenannte Bundes— 
centralcommiffion, nachdem die bezügliche Notification auch an bie 
auswärtigen Mächte erfolgt war. Dieje Commiſſion hatte im Ganzen 
die Function des engeren Rath der Bundesverfammlung. Bon 
politifchen Gejchäften hatte fie als weſentlichſtes zunächſt die Ver- 
handlungen mit Dänemark zu führen gehabt; natürlich nur als eine 
Bmijchenbehörde, deren eigne Meinung nicht weiter in Betracht kam 
ala ben leitenden Meiftern geeignet jchien, Ferner hatte fie ala 
Gompromißinftang fungirt in den Streitigkeiten zwijchen Regierung 
und Ständen in Medlenburg- Schwerin, jowie in den über das 
Reichapoftlehen entſtandnen Streitigkeiten zwiſchen Mürtemberg und 
den Haufe Tarid und die Bentinckſche Streitfrage betreffend Knip— 
haufen. Auch eine ftaatsrechtliche Denkichrift über das Verhältniß 
der Schweiz zum beutjchen Bund hatte fie ausjuarbeiten und Ent— 
würfe für ein deutjches Handels- und Seeredjt vorzubereiten gehabt. 
An Dertretung der Militärcommiffion hatte die militäriichen Mit— 
glieder auch Neglements für die Bundesfeftungen, insbejondere bie 
Raponangelegenheiten entworfen und den ZTerritorialtegierungen gur 
Prüfung übergeben. Da nad) dem Wiener Ablommen vom 30, Sep: 
tember das uterimifticum am 1. Mai 1850 zu Ende war, jo erlojd) 
mit dieſem Termin auch die Thätigkeit der Commiſſion; da aber 
eine Einigung über ein Definitivum bis zu jenem Termin befanntlich 
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zu Halten. Nachdem in diefer Situng das Präfidium die bairifchen 
Bedenken gegen die Zulaſſung des däniſchen Gejandten zurückgewieſen 
und erklärt hatte, die Verfammlung jei bloß berufen zur Bildung 
eined neuen proviforiichen Gentralorgans und Revifion der Bundes— 
verfaſſung, ſei aljo auch nicht berechtigt, über jene Frage zu entjcheiben, 
verwandelte fich die Sitzung in eine vertrauliche, in welcher das 
Präafidium eine Denkichrift vorlegte, die es zwar jelbjt als eine 
private bezeichnete, die aber eine jo gründliche juriftiiche Darlegung 
enthalte, daß man fie zur Kenntniß der Regierungen zu bringen 
wünſche. Der ganze Tenor weift auf Herrn von Linde, die ganze 
Formulirung läuft natürlich auf den Nachweis hinaus, daß bie 
gegenwärtige Verfammlung die Bundesverfammlung vertrete, Um 
dieſen odiöfen Namen zu vermeiden, habe Deftreich eine Plenar- 
verjammlung berufen, man fönne fie ja auch Gonferenz nennen, 
nur milſſe Alles hübſch bundesgemäß hergeben; daß die Unionsſtaaten 
dem Bunde noch angehörten, jei zweifellos, denn jenes Bündniß jei 
ausdrücklich auf Artikel 11 der Bundesacte gejchloffen. Nach einer 
eingehenden Grörterung diejer Behauptungen beipricht die Schrift 
die Mängel der Bundesverfaffung, welche hauptjächlich darin be— 
ftänden, daß für Verwaltung, Gejebgebung und Rechtöpflege des 
Bundes nur ein Organ vorhanden jei, wodurch die unaufhörliche 
Ginholung der Specialinftructionen veranlaßt werde; dev Geſchäfts— 
gang werde hierdurch und durch die große Zahl der Bevollmächtigten 
zu ſchwerfällig. Als weiteres Uebel wird der Mangel einer ftän- 
dilchen Mitwirkung bei der Gejeßgebung und eines Bundesgerichts 
hervorgehoben. Man wird leicht bei den Hauptpunkten bie joge- 
nannten Reformen herausmerfen, welche bald darauf von der öftrei- 
hifcherheinbimdlerischen Partei in Dresden jo lebhaft gewünſcht 
wurden. 

Nachdem unterdeflen die Union fich weiter zerbröcelt hatte, die 
Reiſe des Prinzen von Preußen nad) Warfchau, Peteröburg und 
London ohne günftige Refultate verlaufen war; nachdem fich die 
Schleswig=Holfteiner bei Idſtedt zu verbluten angefangen und die 
Großmächte das Londoner Protokoll vorbereitet hatten, nachdem 
Haflenpflug Rurhefien in immer größere Wirren geftoßen hatte und 
die öſtreichiſch-preußiſchen Verhandlungen gejcheitert waren, konnte 
die Präſidialmacht einen neuen Schritt auch in Frankfurt thun. 
Am 15. Juli verjammelte man fich wieder zu einer vertraulichen 
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neuen begonnen werden. Auf die Weußerung von Medlenburg: 
Strelitz, daß es nicht beabfichtigen könne, hier auch für Schwerin 
jeine Stimme abzugeben, wird ihm von Seiten des Präfidiums die 
väterliche Beruhigung und Grmahnung, wenn fich eine Stimme 
entfernt halte, jo brauche fich deshalb der Anweſende nicht dev Be- 
rathung und Abftimmung zu entziehen; worauf jich denn Herr 
bon Linde auch ſtark genug fühlt, die 16. Stimme zu führen. ©o- 
gleich einigte man fich, die Bundescentralcommiffion zur Uebergabe 
der Gejchäfte einzuladen, die Wiedereröffnung der Bundesverfammlung 
den auswärtigen Mächten, dem Frankfurter Senate, den Behörden 
der Bundesfeftungen und dem Obercommando der Flotte anzuzeigen, 
warn es dem faijerl. Hof paſſend erjcheine. 

Um einen Krieg mit den Bundeögenoffen zu vermeiden, bean- 
tragte das Präfidium, der Forderung Preußens entiprechend, das 
Bundeseigenthum unter eine gefonderte Verwaltung zu ftellen. In 
den hierüber alsbald erftatteten Commiſſionsbericht zeigten fich die 
entgegengejeßteften Anfichten, die Commiſſion erklärte ſich außer 
Stande eine Klärung herbeizuführen und wünſchte die Propofitionen 
Oeſtreichs hierüber entgegen zu nehmen, indem man einjah, daß 
man, ohne private Abmachungen mit Preußen, nichts vornehmen 
fünne. Mittlerweile hatte Radowitz noch einmal dad Staatäruder 
ergriffen, Dänemark pacifieirte die Herzogthümer, Kurheſſen war 
in vollem Aufruhr, Deftreih, Baiern und Würtemberg erklärten in 
Bregenz Preußen in aller Gemüthlichkeit den Krieg, Rußland drohte 
in Schlefien, Frankreich in die Rheinprovinz einzumarjchiren, wenn 
Preußen das Londoner Protofoll nicht anerfenne, Palmerfton und 
Ruſſel rieben fich die Hände, in Frankfurt wurde der ehrwürdig— 
unbrauchbare Hausrat) der Commiffionen und Ausſchüſſe wieder 
eingeſetzt, in Warſchau zertrat die Brutalität des Zaren ein treues, 
preußiiches Herz, die ° Mobilmachung de3 preußiſchen Heeres brachte 
ihm nur eine, wenn auch nicht zu unterſchätzende, organijatorijche 
Probe; dad Blut des Schimmels von Bronzell, die Auflöſung der 
Union am 15. November, der ſchmachvolle Tag von Olmütz be - 
fledten den Ehrenſchild des nationalen Staats und begruben Preußen 
unter dem Groll und Hohn des Volks von neuem unter die Trümmer 
bes Bundeselends. Es an Händen und Füßen fefleln, um ihm 
das Aufftehen für immer zur Unmöglichkeit zu machen, das fehlte 
noch; Fürſt Schwarzenberg gedachte e3 ſich Weihnachten 1850 zu 
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zumächit nicht ertönen, damit dies gleichberechtigte Duo recht deutlich 
hervortrete — Elingen kurz, zaghaft und nach der Schule. | 

Dreiunddreißig Jahre, läßt der „Herr Fürſt“ ich vernehmen, | 
jei der deutjche Bund einer der Hüter des allgemeinen Friedens 
gewejen; auch im Inneren habe er des Guten Bieles geftiftet; 
freilich jei das nicht von Allen anerfannt worden, vielleicht weil 
derjelbe nicht alles Gute in das Leben rief, wozu weife Voraus— 
ſicht die Reime im feine Verfaſſung gelegt hatte. Indes es jei ja 
nichts Menſchliches volllommen, jedenfalls aber habe der Bund Er— 
iprießliches geleiftet, da3 jähe man an dem reihen Segen, ber 
fich unter jeinem Schub über Deutjchland verbreitet habe. Jetzt habe 
man gelernt, daß Verfuche, durchaus Neues zu jchaffen, nicht zum 
Biele führen, daß die Grundlagen des Bundes nicht bloß gut und 
brauchbar, ſondern ſelbſt die einzigen ſeien, welche für ein Gebäude 
taugen, in dem die deutſchen Staaten in Eintracht und zu allſeitiger 
Wohlfahrt zuſammenzuleben vermögen. Mängel müſſe man an— 
erkennen; vor allem ſei ein Bedürfniß die Kräftigung des oberſten 
Bundesorgans, damit dieſes in Zulunft den Fluthen der Revolution 
einen Damm zu ſetzen und das monarchiſche Princip zu jchüßen 
vermöge- In diefer Richtung habe die Conferenz vor Allem bie 
Aufgabe zu reformiren. Auf dem Bundesrecht müſſe man fußen 
und namentlich die oberſte Bundesbehörde ftark genug machen, um 
durch den Schuß, welchen fie den einzelnen Regierungen gegen bie 
Feinde der Ordnung gewähre, die beiligften Güter der Gefellichaft 
zu vetten. Wie man jo einig jei über Ausgangspunkte, Richtung 
und Biel, jo werde man dies auch bald erreichen. „Das Vater- 
land," meinte Schwarzenberg, „seht mit Erwartung auf unſere 
Thätigkeit und knüpft an beren Erfolge jeine Hoffnungen auf eine 
beſſere Zukunft.“ 

Diejem meist wörtlichen Auszug aus der Eröffnungsrede foll 
nicht3 hinzugefügt werben, der Leſer wird für fich mehr wie genug 
anzumerken haben. Auch die Formen des Geichäftsganges waren 
den Conferenzen von 1820 und 1834 nadhgebildet. Bei der Bildung 
der Commiſſionen erichien eine förmliche Abftimmung weniger 
geeignet al3 die „Freundichaftliche Verftändigung”, d. h. die bekannte, 
gemüthliche Dictatur. Deftreich und Preußen würden einen gemein- 
jamen Entwurf für die Bildung der Commiſſionen vorlegen, nannte 
man dies. Es iſt bekannt, daß Schwarzenberg nad) jeiner Weije 
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andere, als Schwarzenberg gewünjcht und gehofft hatte. Die Ver— 
bandlungen, zumal in der erften Commiſſion, hatten ihn allerdings 
ichon ausreichend vorbereitet. | 

In der erſten Situng der erften Commiſſion am 2. Januar 
hatte Schwarzenberg fein ſogenanntes Neunerproject ungejchminkt 
eingebracht: der engere Rath muß wegfallen, an feine Stelle tritt 
eine ftändige Executivbehörde, beitehend aus jieben Staaten mit 
neun Stimmen, und zwar Deftreich und Preußen mit je zwei Stimmen; 
als Solche, denen die anderen Stimmen zukommen, meldeten ſich 
jogleich die vier Königreiche und beide Heffen. Unter einem Schwall 
bon Morten wurde ausgeführt, daß die Zeit gekommen fei, um 
dem jeitherigen Mißverhältniß zwiſchen Macht und Necht ein Ende 
zu machen. Man müfje namentlich der inneren und äußeren Sicher- 
heit wegen die Zahl der Beichliegenden bejchränfen und fie nicht 
von einer jedesmaligen Inftructionseinholung abhängig machen, 
Schon in der zweiten Sitzung diefer Commiljion machten Weimar 
und Frankfurt geltend, „daß die Kleinſtaaten fich nod nie hinder— 
lich erwieſen hätten, daß aber auch eine Behörde von neun Stimmen 
nicht wejentlich tauglicher jein werde, als eine von 17. Nachdem 
bie Eleinftaatlihe Oppofition, mit Unterftüßung des preußiſchen 
Gefandten Graf Alvensleben, weiter erſtarkt war, ſchien Oeſtreich 
zu Vermittlungsvorjchlägen geneigt; die Vierkönigsbündler wollten 
davon aber nichts wiſſen. Manteuffel befam Muth und jchlug vor, die 
neue Behörde nad) Analogie de3 engeren Raths zu aliedern, das 
Reſültat war das Elferproject: Deftreich und Preußen erhalten je 
zwei Stimmen, die Vierkönige je eine, Baden und beide Heſſen zu— 
lammen eine, Dänemark, Holland, Braunjchweig, Naffau, beide 
Medlenburg und Oldenburg eine, die Emeftiner, Anhalter, Schtwarz- 
burger, Reußen, Yipper, Lichtenftein, Waldef, Homburg und die 
freien Städte ebenfalld zujammen eine Stimme. Zur jchleunigen 
Vollziehung der Bundesbeihlüffe und Aufrechterhaltung der inmeren 
Ruhe jollen die Grofftaaten je 30,000 Mann, Baiern 15,000, 
die jechite bi8 10. Stimme 10,000 Mann bereit ftellen, während die 
Staaten der 11. Stimme von der Bereithaltung irgend welcher 
Zruppen befreit jein jollten. Es wurde den Kleinftaaten unter der 
Führung Meclenburg-Schwerins, dem fich auch Baden zugejellte, 
nicht ſchwer, gegen dieſes Unding jchlagende Gründe vorzubringen. 

"Die zweite Commiſſion hatte ebenfall3 ihre Arbeit begonnen. 
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ſtaaten geſtoßen und anderen, die nicht mächtiger feien, habe man 
mejentliche Vorrechte eingeräumt, „da von einer wirklich anerkannten 
Macht doch. wohl nur bei Deftreich und Preußen die Rede fein könne,“ 
Während Kurheſſen im Allgemeinen zuftimmt und die Gleichtverthig- 
feit der Stimmantheile der neunten Stimme abwägt, erklärt Darmitadt, 
daß es ebenjo gut 10,000 Mann ftellen könne, wie Wirtemberg, 
ihm gebühre aljo eine BVirilftimme in der Grecutivbehörde. In 
dem bekannten Mecklenburgiſchen Votum wurde namentlich monitt, 
daß die DVerftärkung der öſtreichiſch-preußiſchen Machtverhältnifie 
durch die Commiſſionsvorſchläge keineswegs ausreichend ftattgefunden 
babe, die Spaltung der Bundesbehörde in eine Erecutive und 
eine Legislative jei dem Bundesrecht widerfprechend und unpraktiſch; 
ber Partifularismus habe den Fortfchritt der deutichen Einigung 
gehindert, deshalb dürfe man ihn nicht auf der einen Seite verlegen 
und auf der andern ftärfen. Die Stimmen aller Staaten, außer 
Deftreich und Preußen, mühten im engeren Rath gemindert werben, 
bad müfje aber nach Haren Motiven gejchehen. Während Nafjau 
zuftimmte, erklärte fich Weimar gegen die Anträge, jo lange die 
wichtigften Vorfragen: Volksvertretung beim Bund, Bundesgericht, 
Eintritt Gefammtöftreich3 in den Bund im der Schwebe blieben, 
Meiningen verlangt die alte Gleichjtellung der Staaten; daß man 
19 Staaten in eine Gurie zujanmmengeworfen habe, mache ihre 
Stimme illuſoriſch und ihren Streit ewig. Braunſchweig dagegen 
erklärt fich im Ganzen für die Vorjchläge, deögleichen Reuß-Greiz, 
mehr verclaufulixt Reuß j. L., pure dafür aber Lichtenjtein; ab» 
geneigt zeigen fich twie Mecklenburg und Weimar: Oldenburg, Alten— 
burg, Anhalt, Schwarzburg, Lippe, Walde und die freien Städte; 
Schaumburg-Lippe trägt wie Meiningen feine Meinung vor, aber 
grümdlich und nachdrüclich auf 28 Foliofeiten. Da erhebt ſich in 
ganzem Grimme Herr von der Pfordten und jchleudert fein Nie! in 
die Verſammlung: „Nie wird die bairiſche Negierung auf die un— 
veränderte Beibehaltung der Bundesorgane eingehen, fie wird nicht 
dazu ftimmen, daß es beim Alten bleiben jolle.” Nachdem Herr 
von Beuft hierin ſecundirt hatte, fand fich Here von Dalwigk in 
jeinem Staatsbewußtſein gekränkt und erklärte: Heſſen-Darmſtadt 
fieht die Bumdesverfaffung als rechtöverbindlich an, jo lange man 
fich nicht über Abänderungen auf bundesverfaffungsmäßigem Wege ver- 
ftändigt habe. Herr von der Pfordten lenkte nun zwar ein Wenig ein 
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werden; Braunſchweig ſchreit über Amtövergehen und ftrafbare 
— Alvensleben erklärt endlich, ——— 
geleitet ſei, um den Verfaſſer zu ermitteln, Amtsvergehen und 
———— anzunehmen; Schluß⸗ 
lableau: die Conferenz wünſcht Ermittelung des Urhebers der Ver— 
öffentlichung. Mittlerweile Hatte ſich die Ergebnißloſigleit der Be— 
rathungen allſeitig herausgeſtellt. Man konnte auf das förmliche 
Ende hinausſteuern. 

Die am 2, Mai vorgelegten zweiten Berichte der erſten und 
zweiten Commiſſion befinden fich denn auch bereits vollfonmen auf 
dem alten Bundesboden, da jollen wieder vertrauliche Sitzungen in 
der Bundeöverfammlung ftattfinden, die Inſtruktionen jollen binnen 
14 Tagen eingeholt jein, die VBerfaffungen und Gejege der Bundes— 
ftaaten dürfen den Bejchlüffen und Geſetzen des Bundes nicht 
enigegenftehen, fie müſſen abgejchafft werden, wenn nöthig durch 

Bundesexekution; die jogenannte Reichdverfaffung und die Grund- 
rechte ſind durchaus nicht rechtsverbindlich, die Grundrechte in ihren 
Hauptbeſtimmungen ſind aufzuheben, da ſie den Bundesgeſetzen 
nicht entſprechen. Die Auswanderung ſoll künftig unter den Schutz 
des Bundes geſtellt, das Briefgeheimniß gewahrt werden, „vor— 
behaltlich der geſetzlich zu beſtimmenden Ausnahmefälle,“ in der 
Erziehung ſollen ſich die Bundesſtaaten verpflichten, „für gründ— 
lichen Unterricht in der Religion durch Geiſtliche der Confeſſion oder 
unter ihrer unmittelbaren Leitung” zu ſorgen. Landtage ſollen nicht 
durch allgemeines Stimmrecht gewählt werden, das Ziweilammer- 
ſyſtem ift überall einzuführen u. ſ. w. u. ſ. w. Nicht ohne Intereſſe 
ift die von Beuft ausgearbeitete Vorlage über die Vollsvertretung 
beim Bunde, von der bekanntlich Deftreich nichts wiſſen wollte, 
Principiell, meint dies Glaborat, müfje man gegen eine Vertretung 
jein, da durch eine jolche Vertretung „der füderative Charakter des 
Bundes aufhöre und der des ftaatlichen Organismus an jeine 
Stelle trete.” Deshalb ift eine Vertretung zuzulafjen, welche nur 

bei einzelnen Bundesgeſetzen mitwirkt. Zunächſt müſſe aber die 
bundesverfaſſungsmäßige Epuration der Verfaſſungen“ ftattfinden, 
ehe bie Stände ihre Vertreter beim Bund wählten. Jedenfalls 
dürfe man fie nicht mit Dingen politiicher Natur, „im gefährlichen 
Sinn des Worts“, befafjen; fie möchten über Nachdruck, Patent- 
und Heimathörecht, Austwanderung ur. ſ. w. berathen. Dieſe Delegirten 
Fifcher, Geſch. des beutfhen Bundestags zu Frantf. a, M. 31 
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Inſtruktionen und der Präſenthaltung von ?/, der Contingente. Es 
würde zu weit führen und ohne Sntereffe fein, die Einzelheiten der * 
tweileren Abſtimmung hierher zu ſetzen; die Vierkbnigsbündler waren 
tief verſtimmt und unter ſich ſelbſt uneinig, z. B. hinſichtlich des 
Bundedgerichts von dem Baiern entjchieden nichts wiſſen wollte, 
wie denn ja auch an feinem Widerſtand die Errichtung nur einer 
permanenten Austrägalinftanyg in den erften „Jahren der Bundes- 
tagsthätigkeit gejcheitert war. Oldenburg conftatirte noch einmal, daß 
ein andre Ergebniß als das vorliegende jehr zu wünſchen geweſen 
wäre, „Die dermal vorwaltenden Ans und Mbfichten feien nicht 
geeignet einen befriedigenden Zuftand im deutjchen Vaterland herbei— 
zuführen.“ Mit Freuden ftimmt Reuß-Greiz zu, da „die Sicherung 
der Ruhe und Ordnung in Deutichland weſentlich von den Ergeb— 
niffen der Dreödener Gonferenzen abhängt.“ 

Nachmittags 4 Uhr fand man fich noch einmal zur fererlichen 
Schluß— und Trauerceremonie ein. Da Holland wie gewöhnlich 
ohne Inſtruktion war, beſchloß man ohne dafjelbe: „da die Bundes— 
verjammlung in Wirkjamfeit ſei, die Commiſſionen ihre Berichte 
vorgelegt hätten, die Regierungen in Ausgangs und Zielpunkten 
Alle einig jeien, nur zu einzelnen Punkten eine Ginigung nicht er= 
zielt werden konnte, wird die Conferenz geichloffen, und. alle Bundes: 
regierungen erklären fich mit den Entwürfen im Allgemeinen ein= 
verftanden und, verpflichten fich diejelben fofort in Frankfurt fortzu— 
feßen, im bejonderen erfermen fie die Nothwendigkeit ber Bejchleu- 
nigung der Inftruktionsertheilumg und der ?/, Präfenz der Gontin= 
gente an und verpflichten fich ihre Geſandten in Frankfurt dem» 
gemäß mit Anweilung zu verjehen.“ Der Herr Fürft Eonftatirt 
dann, daß die gehegten Hoffnungen ſich nicht erfüllt Haben, doc) 
ftehe „die völlige Einigung in naher Ausſicht“, „Ichätbare Materialien“ 
feien gejammelt, die „tiefe Sachkenntniß, gründlichen Fleiß, dankens— 
werthe Ausdauer“ bewiefen; Ermahnungen und Verdankung an 
Sachſen maden den Schluß; Herr dv. Manteuffel dankt, Baiern des— 
gleichen, Beuft ftreicht den Dank beiten ein, meint die Hauptſache 
jei in Dresden erreicht, nämlich die Einigung aller Bundesftaaten 
und die Wiedereröffnung der Bundesverſammlung, kurz er hält der 
Gonferenz nach feiner Weiſe die Leichenrede; dann folgt Hannover 
und die Andern secundum ordinem, bis die Kleineren und Kleinsten 
in den allgemeinen Wendungen des Protokolls namenlos untergehen. 
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Die Pläne der Deftreicher und Vierkönigsbündler waren voll⸗ 
« fommen gefcheitert, geicheitert in erfter Linie an dem Widerftand 
der Eleineren Mittel- und der Kleinſtaaten; mit ihrer Gentralgewalt 
war e3 nicht? getvorden, die Ausdehnung der Competenz auf Ver⸗ 
fafjung und Geſetzgebung der Bundezitaaten, namentlich Preußens 
war mißlungen, die Aufnahme Geſammtöſtreichs war aufgejchoben 
und damit aufgehobey.*) Und Herr von Manteuffel hatte erſt jehr 
ipät die Gefahren erfannt und war zu ihrer Abwehr mehr genöthigt 
worden ala er ſelbſt wollte; er Hatte beinahe zu ſpät begriffen, daß 
nach Bronzell und Olmüb die Wiederherftellung des alten Bundes 
für Preußen eine Lebendfrage geivorden war. 


Neuntes Kapitel. 
Reſtauration und Neformberfuce. 


Noch ehe fich die Schlußakte der Dresdener Conferenzen voll: 
zogen hatten, waren die 23 Unionzftaaten in die Bundedverjamm- 
lung wiedereingetreten: Baden am 2. Mai, am 10. Mai Naflau, 
Reuß und die freien Städte, am 13. Mai Waldel, am 14. Mai 
Preußen und Medlenburg- Schwerin, am 30. Mai die Erneftiner, 
Braunſchweig, Oldenburg, Anhalt, Schwarzburg und Lippe. Nach— 
dem Preußen fich dagegen verwahrt Hatte, daß ed durch feine 
Protokollunterſchrift vom 14. Mai die früher gefaßten Beſchlüſſe 
anerfenne, begrüßte das Präfidium die Berfammlung und betonte 


*) Soweit aud den Commiſſionsprotokollen erfichtlid hatte nur ein 
Mitglied der erſten Commiſſion, wahrſcheinlich Weimar, mehrfach und fehr 
entichieden Bedenken gegen den Eintritt Gefammtöftreichd geltend gemacht; 
in ber vierten Plenarjiung hatte Banks-Hamburg den Finger in die Wunde 
gelegt, ala er die Trage geftellt hatte, ob jenex Eintritt jo gemeint fei, daß 
die Großftaaten, namentlich hinfichtlic) der Tyrage des Kriegs und Friedens 
fi) dann auch den übrigen gleich ftellen würden, oder ob fie ihre Ausnahme: 
jtellung beibehalten wollten. Antivort ift nicht erfolgt. 
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mit Preußen die wiedergewonnene Einigkeit; beide beantragten ſo⸗ 
dann die Bundescentralcommiſſion aufzulöfen und durch einen Aus— 
ſchuß die Gejchäfte von derjelben übernehmen zu laſſen. Derjelbe | 
foll namentlich) auch Vorſchläge zur Vereinfachung und Bejchleunigung 
des Geichäftägangs in der Bundesverfammlung machen, jowie an— 
geben, auf welche Weife „die wünjchenswerthe Energie in Durch: 
führung der beichlofjenen Maßregeln zu erreichen ſei.“ Zugleich joll 
dieſer Ausschuß mit der Militärcommilfion fich in Beziehung jeßen 
und über deren anderweite Organifation Borjchläge machen. 
Da aber eine Einigung hierin nicht zu erreichen war, blieb es 
beim Alten; dem Ausſchuß in Militärargelegenheiten wurden auch 
die Wlottenangelegenheiten überwieſen; die Ausſchüſſe für die Ge- 
ihäftsordnnung, ſowie für die Audeinanderjegung des Reichöfammer- 
gerichtsarchivs wurden wieder eingejeßt; dad Präfidium wurde be- 
auftragt das von der Nationalverfammlung gebrauchte Bundeseigen- 
thum zu übernehmen, das überflüffige Kaſſen- und Kanzleiperjonal 
zu entlafjen und einen definitiven Perfonal- und Gehaltsetat der 
Bundesverfammlung zur Genehmigung vorzulegen. Allen damit 
hatte es gute Wege, ebenfo wie mit der Nebernahme aller Akten 
ber Nationalverfammlung, namentlich de Driginald der Reichs— 
verfafjung; man beflagte fich über Dr. Jucho Hin und her; in und 
außer der Bunbeöverjammlung ; verlangte vom Senat, daß er jenen 
zur Auslieferung der Gegenftände zwinge, der Senat that Schritte; 
das Präfidium zetert wieder heftig und ſetzt einen bejonderen Bundes— 
bejchluß dem Senat gegenüber durch; im wefentlichen blieb es beim 
Alten 





Gleichſam officiell abgeichloffen ift die Reftauration Ende 1851, 
indem in einem medlenburgiichen Vortrag konſtatirt wird: nach— 
den alle Beftrebungen an Stelle des Staatenbundes einen Bun— 
desſtaat zu ſetzen, munmehr gejcheitert ſeien, müßten alle Erlaſſe 
ber proviforijchen Gentralgewalt jeßt einer ernten Prüfung aus 
dem Geſichtspunkt des bejtehenden Bundesrechts untertuorfen werben. 
Außer dem Ausſchuß in Militärangelegenheiten und dem für bie 
Gefchäftsordnung, der namentlich das Dresdener Material betr, 
Beſchränkung der Frift zur Einholung der Inſtruktion bearbeiten 
follte, wırrden noch drei Ausſchüſſe auf Grumd der dresdener Con— 
ferenzen eingefeßt. Der politiihe Ausschuß, beftehend aus ſieben 
Mitgliedern, nachher der Reaktionsausſchuß genannt; der handels— 
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bon einem Punkt aus geleiteten Wirkſamkeit der Parteien des Um— 
ſturzes durch eine nicht minder centralifirte politische Thätigkeit der 
Bunbdesregierungen zu begegnen.” Natürlich leugnete mar, daß dies 
eine organiiche Einrichtung des Bundes werden follte, denn dann 
mwäre zu ihrer Einſetzung ein einhelliger Beſchluß der Plenarver- 
fammlung nöthig gewejen. Die Polizei in den verfchiednen Staaten 
jei verichieden und zum Theil nicht gehörig organifirt. Diejen Uebel- 
ftänden müfje aber abgeholfen werden und dies fünne durch Errich— 
tung einer Gentralbehörde, etwa in Leipzig, geichehen. Auch an 
Verhandlungen über politiiche Flüchtlinge, Handwerksgeſellen und 
Vereine hat es nicht gefehlt; Beichlüffe wurden gefaßt und Noten 
verhandelt und beichloffen, namentlich betr. England, deſſen Regie- 
rung, wie nicht ohne Bitterfeit in der Bundesverfammlung aus: 
geführt wurde, zwar im eignen Sande, wie Jrland, aufs ſchonungs— 
loſeſte verfahren und die heftigſten bezüglichen Noten an die Ver— 
einigten Staaten gerichtet habe; aber ſelbſt den beſtmotivirten An— 
ſuchen andrer Regierungen gegenüber fi immer hinter Gejeß und 
Herkommen verſtecke. Als in Folge des Attentats auf den Kaiſer 
von Oeſtreich im Februar 1853 Heſſen den Antrag einbrachte, die 
engliſche Regierung zur Ausweiſung ſolcher das Aſylrecht mißbrauchen⸗ 
der Verſchwörer zu veranlaſſen, wurde derſelbe im politiſchen Aus— 
ſchuß ebenſo begraben, wie der wegen Errichtung einer Gentralpolizei- 
behörbe, 

Nachdem von verichiedenen Bundesregierungen auf diplo— 
matischem Wege auf die Gefahr der in Deutjchland verbreiteten 
Arbeitervereine aufmerkſam gemacht worden war, beſchloß man auf 
Antrag der Großmächte den politischen Ausſchuß mit der Bericht- 
eritattung zu beauftragen. Am 4. Auguft 1853 trug Namens deö- 
jelben Baiern vor: Maßregeln ausſchließlich gegen Arbeiter⸗ und 
Gejellenvereine jeien ſchon deshalb nicht zu empfehlen, weil fich diefe 
Kategorien nicht principiell feitftellen ließen. Man habe aljo auf 
Beitimmungen gedacht, welche das Bereinswejen überhaupt regeln 
jollten. Unter Zugrundlegung des dreödener Materiald müſſe allen 
Vereinen zur Pflicht gemacht werden, von ihrer Bildung, Statuten, 
leitenden Perſonen, Theilnehmern und Verhandlungen Anzeige zu 
machen; die Bildung politiſcher Vereine ſei von der Ermächtigung 
des Staats abhängig zu machen, Minderjährige und Ausländer und 
Soldaten unbedingt auszuſchließen, und zur Leitung nur Ortsan⸗ 
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bergiſchen Empfehlungen überwieſen werden konnte. Da der Bund 

von dieſem Termin ab nur roch vier Jahre Beſtand hatte, jo kann | 
man fich nicht wundern, daß der Ausſchuß nicht mehr zu einem | 
Bericht über die Vorlagen kommen konnte. 

So erfolglos und niederjchmetternd die nationalen Beitrebungen 
und Verſuche geendigt Hatten, der nationale Gedanke war erjtarkt, 
er hatte einen Träger gefunden vor aller Augen; To tief Preußen 
in Olmüß gedemüthigt war, die Meinung, daß trotzdem dieſer Staat 
allein ber Nation zu ihrem Recht verhelfen könnte, war in einem 
beträchtlichen Theil der leitenden Kreiſe unausrottbar, Parlament 
und Gentralgewalt jaben feft in den Köpfen und Herzen Bieler, 
die brutalen Beihimpfungen von Warſchau, Olmüt und Dresden, 
die ernenerte Bundesmiſere zu Frankfurt Härten die An- und Mbjichten 
manches preußijchen Staatsmannes. In den preußiſchen Regierungs- 
freifen war man freilich völlig im Unflaren über das, was man 
hätte thun jollen. Rußland und Deftreich beherrichten wiederum 
in ber Regel feine Politif wie in früheren Zeiten, und wie im 
dritten umd vierten Jahrzehnt die Hebung der materiellen Lage, die 
Förderung der wirthichaftlichen Intereſſen die Summe der preußifchen 
Politit war, jo auch im jechiten Jahrzehnt. Im übrigen herrjchte 
ein häßliches und intrigantes Parteitreiben. Und welche erjchreden- 
den Gegenjäße unter Männern. beitanden, die der Regierung an— 
gehörten und ala ihre Organe außer Landes wirkten, kann nicht 
deutlicher erfannt werden, ald wenn man die Urtheile des Herrn 
v. Rochow und des Grafen Pourtales neben einanderftellt, welche 
diefe Männer, denen das Wohl ihres Staates das höchſte Geſetz 
tar, über die Vorgänge von Warjchau und Olmüt niedergefchrieben 
haben. Nachdem Rochow, ſpäter Gejandter in Petersburg, in jeiner 
Weiſe den Verlauf bis zur Zufammenkunft in Warjchau dargelegt 
hat, fährt er fort: „Deftreich fchickte nod) vorher — vor der Zus 
fammenkunft in Warſchau — den Grafen Buol nach Berlin mit 
jehr verfühnlichen Vorjchlägen. Doch der General Radowit ſchreckte 
ihn mit der Conjugation des Wortes „Nicht dulden“ zurück. Dem— 
ungeachtet verzichtete Deftreich auf die Forderung, daß Preußen die 
Frankfurter Verfammlung anerkennen möchte. Preußen dagegen ver- 
ſprach durch den Grafen Brandenburg fich der Nutorität der frank— 
furter Verſammlung in der Sphäre derjenigen Länder nicht ent— 
gegen zu jeken, welche fich dort repräfentiren laffen. Der Gr. 
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durch meine Sendung gethan zu haben, und fie werden jobald nicht 
wieder einen herſchicken, der jo geneigt ift, fich zu verſtändigen und 
dabei jo freie Hand hat wie id.“ Bismards Befürchtungen find 
befanntlich eingetroffen. Zunächſt freilich blieb üußerlich Alles im 
alten Geleifel Die Mittelftaaten balancirten fic) auf dem Dualiamus 
Die alten öftreichijch-mittelftaatlichen Intriguen gegen den Zoll- 
verein begannen: von Frankfurt gings nad) Wien, von Wien nad) 
Münden, Dresden und Bamberg, von Bamberg nad) Darmitadt; 
aber Schwarzenberg jtarb, die Krije im Often ftand vor der Thi 
man legte fich aufs Paktiven. Der Rath des Prinzen von Preußen 
mit Deftreich und den Weftmächten ins Einvernehmen zu treten 
drang nicht durch. Man jchaufelte fich weiter, um 1856 nur neue 
Demüthigungen Hinzunehmen; da fam die Regentjchaft; der italie- 
niſche Krieg klärte die Lage; in Villafranca gab man einen Theil 
Italiens, bloß um dem verhaßten deutjchen Concurventen in der 
deutichen Frage die Wege zu verlegen. Die jchwerfälligen Deutjchen 
fingen an, Vergleiche zwijchen ihrer Lage und ber ber Italiener an- 
zuftellen. Man gründete den Nationalverein und verlangte Parla- 
ment und Gentralgetwalt; freilich fehlte es auch Hier an Klarheit 
über Mittel und Ziele und an entjchloffenem Vorgehen. In Frant- 
furt gings derweil den alten Schlendrian, und die Bundesdiploma- 
ten, jchreibt Bismard, wüßten alle zufammen nicht mehr, was aus 
Deutichland werden ſoll als Dutken Sommer. Den Triadpolitifern frei- 
lich jchien es hohe Zeit, den Bund in den Augen der Nation zu reha- 
bilitiven, da jein Organ es nicht vermochte. Von Würzburg jollte 
nunmehr — 21. November 1859 — der Nation das Heil kommen mit 
deutſcher Gerichtäverfaffung, Civil- und Kriminalvecht, Handelsrecht, 
Münz, Map, Gewicht ꝛc.; Herr von Borries avancirte zum hanno= 

verichen Grafen, da er ein mittelftaatlic- franzöſiſches Bündniß gegen 
Preußen als Rettungsanker ausgeworfen hatte. 

Man verhandelte in großem und kleinem Kreis und Stil zu Baden 
und Teplitz (1860); der Meuchelmörder aus der Lichtenthaler Allee 
ſollte ein deutſcher Orſini geweſen ſein; der deutſche Handelstag 
wünſchte ein deutſches Zollparlament, der erſte deutſche Juriſtentag 
eine deutſche Geſetzgebung (1861); in deutſcher Weiſe werden die 
Einheitsgedanken auf Banketten und Turn» und Schützenfeſten ver— 
fündigt, verbreitet und zu Forderungen des Gemüths gemacht; Herr 
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durchgeführt werden, aber die Herren von Beuft und Genofjen 
fürchteten durch dafjelbe aus dem Regen in die Traufe zu fommen; 
ihr Lebensbrod war der öftreichijch= preußiiche Dualismus und den 
wollte Rechberg in eine öſtreichiſche "Alleinherrjchaft verwandeln. 
Nechberg jchied in tiefem Groll von Nürnberg; die fchleswig = hol- 
jteinifche Frage rührte die Nation bis in die Tiefen auf; Rechberg 
wollte den Mittelftaaten einen Denkzettel geben, Preußen durch feine 
Bundesgenofjenjchaft in jeinen ehrgeizigen Plänen aufhalten und 
folidarifche anti= nationale und antistevolutionäre Politif treiben. 
Aber die Wege führten wieder nad) Gaftein, und dort hat ber Rech— 
berg von 1865 den von 1863 reichlich fühnen müſſen. Bismarcks 
Verſuche die Mittelftaaten von einem Bündniß mit Oeftreich abzu— 
halten jcheiterten. Die Entjcheidung ftand nur noch bei dem Schwerte. 
Don allem diejen würde man vergeblich irgend etwas in den amt— 
lichen Protofollen der hohen Bundedverfammlung juchen, fie ſchwei— 
gen überall da, two die entjcheidungdvollften Wendungen des nationafen 
Lebens fich vollziehen, fie reden nie breiter und unergründlich und uner- 
müblich langweiliger, als wo von Bolizirung der Nation und von dem 
Alltagsquark der ordnungsmäßigen Gejchäfte die Rede ift. Bon dem 
politiichen Leben der Nation erfährt man nur durch Ablehnung des 
Delegirtenprojettö, und ala fich Herr von Dalwigk über die Läffig- 
feit der Bundesverfammlung beichwerte, die ihm allein das Odium 
fir das Verbot de3 Nationalvereins überlaffe. In aller Geduld 
fintt der Antrag in den Schooß des Ausſchuſſes; Coburg will ihn 
ausgraben und hält der Bundesverſammlung alle Sünden vor; 
Alles ſchweigt, das Präfidium reſolvirt in feiner automatifchen Weife 
dahin: „da die oben vernommene Erklärung keinen Antrag enthält, 
jo entfällt eine geichäftliche Behandlung; infofern es fich um bie 
Meinungsäußerung einer Regierung handelt, geht diejelbe zu Proto= 
foll.“ Eine Reklamation medlenburgifcher Angehöriger des National- 
bereind bejchäftigte ſodann die Bundesverſammlung durch zwei 
Vorträge der Rellamationscommiſſion und Erkllärung der mecklen— 
burgiſchen Regierung am 8. März 1866. Der Sommer des Jahres 
geſtattete der Bundesverſammlung ganz und gar nicht ſich weiter 
um ſolche Angelegenheiten | u tümmern: die Frage der Eriftenz war 

auf die Tagesordnung gekommen und ließ ſich nicht wieder abſetzen. 
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Sehntes Kapitel. 
Die Auflöfung des Bundes. 
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Nachdem die Demüthigung Preußen? auch nad) Olmütz von 
Deftreich weiter im Auge behalten, und die Thätigfeit der öftreichi- 
Ihen Staatsmänner ebenfo auf die Sprengung der preußijchen 
Stellung in Deutfchland, welche auf dem Zollverein berubte, ala auf 
die Erniedrigung derjelben dem Ausland gegenüber während des 
Krimkriegs, der Neuenburger Verwicklungen und des italieniichen 
Kriegs gerichtet geweſen war, Hatte fich auch in den conjervativften 
preußijchen reifen die Meberzeugung entwidelt, daß die Verhältniffe 
awjichen Dejftreich und Preußen dringend einer Klärung bedurften. 
Seit den Greigniffen in Italien Hatte fich vielfach auch in dieſen 
Kreiſen die Anficht fejtgeftellt, daß Preußen ſich von felbft machen 
müfle, daß e3 in dem neuen Revolutionzfönige nicht bloß ein Vor— 
bild, jondern auch einen Bundesgenofjen finden fünne. Der König 
freilich und eine fehr ſtarke Hofpartei waren noch weit von der An- 
nahme diejer Tendenzen entfernt. Einſtweilen wollte man fich dabei 
beruhigen, daß die öftreichiichen und füderirenden Reformprojekte die 
deutſche Frage nur weiter geklärt Hatten, daß die ſchleswig-holſtei— 
niihe Frage einjtiweilen eine Löſung gefunden Hatte, welche die 
Herzogthümer dem Beſitz der Nation Jicherte. 

Aber wie Oeſtreich voll Groll über dag Fehlſchlagen jener 
Reformprojefte war, jo entſchloſſen war es, dem verhaßten Rivalen 
nit auch noch die Elbherzogthümer zu gewähren. Freilich Hatte 
ed fich zu Gaftein die Hände binden laſſen, aber wenn man aud) 
vertragäbrüchig wurde, um fi) von jenen Berbindlichkeiten zu Löjen, 
jo war doch noch die Frage, ob Deftreich dies in Yormen vollzog, 
welche dem König jofort die Meberzeugung brachten, daß Strieg oder 
eine neue Demüthigung Preußen? beabfichtigt war. Der leitende 
Staatsmann Preußen? war zivar, namentlich jeit dem Herbſt 1865, 
von der Unumgänglichleit des Krieges mit Oeſtreich überzeugt, er 
war aber noch nicht außer allem Zweifel über die Stellung der 
alten Rheinbündler, Napoleons und Italiens; es mochte ihm nod) 
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fraglich ſcheinen, wie weit die Wendungen der Herren dv. d. Pford⸗ 
ten, von Beuft, von Varnbüler, von Dalwigk fih in Thaten ver- 
wandeln könnten; wenn er auch noch jo ſtark unter dem Biariker 
Gindrud ftand und der Meberzeugung leben konnte, daß dieſe Sphinr 
an ber Seine nicht3 weniger als eine Sphing, daß diefer III. Napo— 
leon nicht3 weniger al3 ein Bonaparte war; auf eine jehr ver— 
widelte Aktion mußte er gefaßt fein. Und jchon deöhalb war ein 
Bündniß mit Italien für Preußen ein politifcher Akt, der es ſchwer 
compromittiren konnte ohne ihm nur den mindeften reellen Vor— 
theil zu bringen. In diefem verwicelten Net ſteckte zur weiteren 
Verwicklung das Bundesrecht und die Bundespolitik. 

Deftreich hatte fchon bald nach Antritt de8 Condominats und 
Ausübung defjelben in Holftein den jehr bequemen und für feine 
Abfichten zweckmäßigen Weg der auquftenburgiichen Agitation wenn 
nicht bejchritten, jo doch bejchreiten laſſen. 

Dies Vorgehen hatte bereits im Januar 1866 zu einem ſchar— 
fen Depeſchenwechſel geführt, der durch die öftreichifche Februarnote 
wenigſtens darüber Aufklärung gab, daß Deftreich ohne Krieg auf 
eine Ginverleibung der Herzogthümer in den preußifchen Staat 
nicht einzugehen twillens war. Nachdem die große Gonjeilfigung in 
Berlin vom 26, Februar eine Verftändigung darüber herbeigeführt 
hatte, umd zwar zwilchen den jeither differivenden Streifen det preußi— 
ſchen Staatzleitung, daß die Glbherzogthlimer nicht wieder preis— 
gegeben werden könnten, juchte der preußijche Minifter des Aus— 
wärtigen durch eine acute diplomatische Aktion mit Jtalien auf feinem 
Wege ein Stüc weiter zu kommen. Allein noch ehe irgend ein 
“ Anfang eines Ergebniſſes erreicht war, brachte die erſte Hälfte des 
März ſtarke militärifche Vorbereitungen in Böhmen, was für ben 
Leiter der preußiſchen Politik von der größten Bedeutung war. 
Der öftreichiiche Minifter des Auswärtigen gab ihm ferner wider 
Willen durch eine vertrauliche Depejche den unmiderleglichen Beweis 
in die Hände, daß Oeſtreich nicht bloß die Gaſteiner Convention 
völlig zu zerbrechen, ſondern auch den Bund als Kampfmittel gegen 
Preußen zu gebrauchen willens tar. 

Obgleich Deftreich und Preußen nicht als Bundesglieder, jon- 
bern als europätiche Mächte den ſchleswig⸗ holſteiniſchen Krieg begon⸗ 
nen hatten, ſo ſuchte Oeſtreich ſich nunmehr als das von dem 
Bundesſtaate Preußen bedrohte Bundesglied Oeſtreich darzuſtellen; 























verfaffung berube, fi Die Ginigfeit Ceftreich® und Preubeng; früher ei 
Diefe immer durch die Rachgiebigteit Preußens erhalten worden, jeht 
jet jene Vorausſetzung durch die geipannte Situation völlig aufs 
— Die bezügliche Anfrage Preußens bei den Bundesr 

fei ungenügend beantwortet worden; Preußen habe feine Unter- 
ftüßung von diefem Bund zu erivarten, denn im beiten Falle komme 
fie zu jpät, da die Kriege fich heute ſchneller entwickelten als bie 
Bundesbeſchlüſſe; wenn aber Preußen in einer großen europäiſchen 
Kriſe doch auf eignen Füßen ſtehen müſſe, fo könne es ſich durch 
dergleichen Bundeseinrichtungen nicht weiter hemmen laſſen. Und 
der politiſchen und militäriſchen Mangelhaftigkeit der Einrichtumgen 
entſpräche die auf allen materiellen Gebieten der Nation. Dieſe Zu— 
fände exheiichten dringend eine Reform, ohne. diefe würde Deutfch- 
land in eine Krife der Revolution oder der Fremdherrſchaft ver- 
fallen. Alle bisherigen Reformverfuche hätten deshalb jcheitern 
müfjen, weil die partifularen Gegenſätze jchroff feitgehalten worden 
wären, und die auögleichende und Ixeibende Kraft des nationalen 
Geiſtes Tehlte. Diefer einigende Faktor jet aber nur durch Vertreter 
der Nation zu gewinnen, die nach dem allgemeinen, Stimmrecht 
gewählt jeien. Bis zum Zufammentritt de3 Parlaments müßten 
fich die Regierungen über eine Vorlage einigen, die nur die wich— 
tigften praftifchen Punkte enthielte, 

Nach diefen Ausführungen beantragte Preußen: „die hohe 
Bundesverſammlung wolle beichließen, eine aus direften Wahlen mit 
allgemeinem Stimmrecht der ganzen Nation hervorgehende Verſamm— 
lung für einen nod) näher zu beftimmenden Tag einzuberufen, um 
die Vorlage der deutichen Regierungen über eine Reform der Bundes— 
verfaffung entgegenzuncehmen und zu berathen, in ber Sroifegengeit 


Fiſcher, Geld. des deutſchen Bundestags gu Franfi, a. M. 
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reich zu einer Verftändigung über die Neform wiederholt aufforberte, 
ift bekannt gemug. Eben an jenem 26. jpielte das öftreichiiche 
Gabinet den loyalen Bundesftaat, indem es Preußen von feinen 
Nüftungen gegen Jtalien benachrichtigte, von Preußen aber eine voll- 
ftändige Abrüftung verlangte. Preußen gab die entjprechende Ant- 
wort und richtete zugleich eine Depejche nad) Dresden, in welcher 
Herrn v. Beuft Borftellungen wegen der ſächſiſchen Rüftungen ge— 
macht wurden; würden biejelben nicht abgeftellt, jo jei Preußen zu 
militärifchen Gegenmaßregeln gezwungen. Als hierauf Beuft in 
malitiöfen Ton geanttvortet hatte, daß Sachſen blo zur Abwehr 
und Erfüllung feiner Bundespflichten rüfte und jelbft der Beruhigung 
bedürfe, die e8 geben jolle; erklärte Bismard dieſe Antwort für 
ungenügend und ftellte Gegenmaßregeln in Ausſicht, die bereit3 am 
3. Mai durch eine theilweife Mobilifirung der preußiſchen Armee 
zur Ausführung famen. Im Ton heftiger Beſchwerde brachte 
Sachſen dieſe Gorrefponden; am 5. Mai zur Kenntniß der Bundes- 
verjammlung und wünjchte, daß die Bundesverfammlung Preußen 
zu einer Erklärung gemäß Arlikel 11 der Bundesafte auffordre, 
welche geeignet jei, Beruhigung zu gewähren. Während Deftreich 
diejen Antrag lebhaft unterjtüßte, erklärte Preußen, feine Rüftungen 
ſeien lediglich defenfiver Natur und hätten mit dem angegogenen 


durch Napoleon Benetiem‘ in kr lan anbieten laſſen, ein Vorſchlag, 
der von Lamarmora mit Hinblick auf dad Bündniß einſtweilen ab⸗ 
gewieſen, deſſen Annahme aber nach Ablauf —* in Ausſicht 
geſtellt wurde. Bei den am 9. Mai über den ſächſiſchen Antrag 
erfolgten Abſtimmungen erklärte Preußen: „die öſtreichiſch-ſächſiſchen 
und andern Rüftungen ſcheinen ſich gegen das Beſtreben zu richten, 
der deutſchen Nation auch nur in ihren beſcheidenſten Anſprüchen 
gerecht zu werden; thue der Bund jenen Rüftungen keinen Einhalt, 
jo müffe e8 ſich feibft ſchützen.“ Nur Altenburg, Oldenburg , Anz 
halt, beide Mecklenburg und die drei Hanjeftäbte erklärten ſich gegen 
den ſächſiſchen Antrag; unter gegenjeitigen Verwahrungen und An— 
klagen ſchloß die ſehr unerquictliche Verhandlung. 

Wie die Rheinbüindler bereit? am 22. April zu Augsburg eine 
Sufammentunft gehalten hatten, um fich zur Aktion zu ſammeln, 
aber ohne Refultat ſich wieder getrennt hatten, jo wurde am 13, 
und 14. Mai zu Bamberg eine neue Verjammlung abgehalten , auf 
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der namentlich Herr v. Dalwigk die Kriegspfeife ertönen ließ.. Der 
verhältnigmäßig gejunde Gedanke der Neutralität, den namentlic) 
Baden vertrat, konnte nicht durchdringen; man einigte ſich mur über 
einen Antrag, der von den Conferenzftaaten, außer Sachſen, am 
19. Mai in der’ Bundesverfammlung vorgebradht wurde; die 
Bundesverjammlung wolle, jo hieß es, diejenigen Bundesregierungen, 
welche rüfteten, erjuchen, ob und unter welchen Umständen fie an 
einem zu beftimmenden Tage wieder abrüften wollten. Hierbei 
fonnte es fich Deftreich nicht verlagen, die Verhandlungen Preußens 
mit Hannover, das den Verhandlungen von Augsburg und Bamberg 
fern geblieben war, der Bundesverfammlung zu denunciren. Bei 
der ſchon am 24. Mai erfolgenden Abſtimmung monirte Preußen 
zunächſt, daß Würtemberg, das doch notoriſch rüfte, fich jenem 
Antrag nicht ebenfo fern gehalten Habe wie Sächlen und Deftreich, 
bedauerte ſodann die bedrohliche Lage und erklärte alle Bürgichaften 
geben zu wollen, daß Deutiche nicht gegen Deutſche unter die Waffen 
träten; hauptſächlich aus diefem Grunde habe es die Berufung des 
Parlaments beantragt, denn e3 Sei gewiß, daß das Parlament 
den Frieden fichern würde. „Es ift offenkundig,” hieß es in ber 
Erklärung, „daß die Stämme des deutichen Volks die Auggleichung 
ihrer Intereſſen und Cigenthümlichkeiten auf friedlichem Wege er- 
jtreben und die Verfolgung der fie Fünftlic” trennenden Sonder: 
intereffen auf dem Wege Friegerifcher Cabinet3politif nicht gutheißen.“ 
Die jchleunige Berufung des Parlaments dürfe wol noch das einzige 
Mittel fein, um den Bürgerkrieg zu verhindern. 

Alle diefe Erklärungen förderten nicht, der Abrüftungsantrag 
wurde angenommen. Gleichzeitig Hatte der Monat Mai eine lange 
Reihe der verichiedenartigiten Rundgebungen für den Frieden, ſowie 
Verhandlungen über einen europäiſchen Congreß gebracht, der nad) 
dem Recept Lamarmoras die vertraggmäßigen drei Bündnigmonate 
zum Nachtheile Preußen? conjumiren ſollte. Da aber Oeſtreich 
auf demjelben nicht bloß den Berluft Venetiens, Jondern auch den 
Erwerb Schleſiens gefichert wünſchte, ſchob es eine Glaufel in die 
Annahmebedingungen, die den Generalunternehmer Napoleon um 
feine Vergütung gebracht hätte. Anfangs Juni war das Projekt 
geicheitert. 

Am 1. Juni gab Deftreich Erklärungen in der Bundesverfamm- 
lung ab, weldye den Krieg oder die Demüthigung Preußens ein- 
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leiteten. Nachdem man ſich in Hergebrachter Weiſe die jchönften 
Selbftbelobigungen ausgeftellt hatte, ließ man die härteften Anklagen 
gegen Preußen verlauten, das fich jeit dem dänischen Krieg in feiner 
Neigung zu Gewaltmaßregeln fortwährend fteigere; ſchon zur Zeit 
des Gafteiner Vertrags habe Preußen fich mit dem Florentiner Hof 
zujammengeftedt, dieſe Verhandlungen ſeien neuerdings wieder er— 
öffnet und deshalb habe Oeſtreich gerüſtet; ſoweit dieſe Rüſtungen 
gegen Italien gerichtet ſeien, bedürften fie in Frankfurt feiner Er- 


Die Nüftungen gegen Preußen würden aber eingeftellt, jobald 
Deftreich weder auf feinem Gebiet, noch in Holftein, noch im deut- 
den Bund einen preußifchen Angriff zu beforgen habe. Die 
jchleswig=holfteinifche Frage müſſe nach Bundesrecht gelöft werden; 
da die Verhandlungen mit Preußen zu nichts geführt hätten, stelle 
Deftreich jett Alles dem Bunde anheim. Soeben habe der öftreichifche 
Statthalter den Auftrag erhalten die Holfteinifchen Stände einzu— 
berufen. Auf diefen nunmehr feierlichft angekündigten und voll- 
zogenen Vertragsbruch konnte der preußische Gefandte nur mit Ver- 
mwahrung und dem Hinweis auf die vertragamäßige Stellung jener 
Regierung in diejer Trage antworten, der es gar nicht eingefallen 
jei an Gewaltthätigfeiten zu denken. Dieje ſeien vielmehr eingeleitet 
durch die Rüftungen an der öftreichiich-jächftichen Grenze, welche 
die Hauptſtadt des Landes bedrohten. 

Seine Rüftungen jeien defenſiver Natur und würden jofort 
abgeftellt werden, wenn der Bund Deftreich und Sachen zur Ab— 
rüftung beivogen habe. Könne der Bund für den Friedensbeſtand 
feine Bürgſchaft geben, jo jei Preußen der Folgerung nahe, daß er 
feinen oberften Zweck nicht erfülle. Nach den üblichen Verwahrungen 
insbejondere Deftreichs, Sachſens und Würtembergs jchließt die 
Sitzung, in welcher der erfte Knoten zum Bürgerkrieg fich geſchürzt 
hatte, Nachdem Preußen aus diefem Vorgehen Oeſtreichs geſchloſſen 
hatte, daß der Krieg eine abgemad)te Sache fei, umd die Yage in den 
Herzogthümern zu einer Entſcheidung der deufjchen Frage in öſt— 
reichiſchem Sinne benußt werden jollte; ferner daß ebenjo der 
Gafteiner Vertrag gebrochen wie die geheime berliner Vereinbarung- 
vom 16. Januar 1864 gröblich verlett ſei; kündigte Preußen den 
Mächten an, daß es fich jomit wieder auf dem Boden des Wiener 
Frieden? vom Oktober 1864 befinde, der die Herzogthümer den 
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gegenüber den umfafjenden preußiichen Rüftungen jet die Militär 
macht be3 ganzen Bundes mobil zu machen, und deshalb beantragt 
Deftreich die Mobilifirung aller deutfchen Armeecorps mit Ausnahme 
der preußijchen. Was man vor drei Monaten bereit ausgeſprochen 
und ſeit der Zeit vorbereitet hatte, wurde nun rite beantragt. Was 
diejer Antrag bedeuten jollte, darüber konnte Deftreih am aller 
wenigften im Unklaren fein. Sogleich nach jener geheimen, aber 
ans Licht gekommenen Märzdepefche hatte auch Hannover zu rüſten 
angefangen. Da die Abmahnungen Preußens feinen Erfolg hatten, 
jo wurde am 8. Mat auch das meftfälifche Armeecorpa mobil ge— 
macht und zugleich in einer rein jachlichen Depejche dem hannover- 
ichen Minifterium von Bismarck die Folgen dargelegt. In derjelben 
wurde, nad) einer bündigen Ausernanderjeßung der vage, Hannover 
bedeutet, dah Preußen nach der geographiichen Lage eine bewaffnete 
Neutralität nicht dulden könne und Hannover die Verantwortung 
für alle Folgen zufchreiben müſſe. Man begamm in Hannover ein- 
zulenten und Verhandlungen über einen Neutralitätsvertrag zu er- 
öffnen. Dem Beftreben der hannoverſchen Politit gegenüber, ſich 
für alle Fälle ihre jogenannte Bundespolitif offen zu halten, ließ 
aber Bismarck in Hannover erflären, daß er ſich alle möglichen 
Mobifitationen in dem Vertrag gefallen lafjen wolle, nur das müſſe 
in bdenjelben aufgenommen werden, daß der Ausbruch des Kriegs 
und das Aufhören des Bundes identiſch jei; daß alfo der Vertrag mit 
Ausbruch des Kriegs i in Kraft trete, Sollte, wurde ausdrücklich hervor- 
gehoben, eine Majorität eine Mobilifivung der Bundesarmeecorps be- 
ſchließen, jo „würden wir denfelben als den Anfang des Kriegs der mo= 
bilifirenden Bundesglieder gegen uns anſehen und behandeln, und es 
würde damit der Bund ſelbſt gelöſt ſein.“ Man weiß, daß Oeſtreich durch 
die Miſſion des Prinzen zu Solm3-Braunfeld unter allen möglichen 
Verfprechungen für die Wiederherſtellung des Reichs Heinrichs des 
Löwen den König auf feine Seite gelocdt hat. Was Hannover dabei 
aufs Spiel ſetzte, darüber Hat der preußifche Minifter jeinen hanno⸗ 
verjchen Gollegen am allerwenigſten im Unklaren gelaſſen. 

Daß Oeftreich und die ihm unbedingt ergebenen Anhänger den 
Krieg wollten, um Preußen niederzuſchlagen, wird ſich darnach gar 
nicht in Abrede ſtellen laſſen; nur iſt es auffallend, daß es unter 
den gegebenen Umſtänden ſo auf den Beginn deſſelben drängte; es 
ſcheint in der Einbildung befangen gewefen zu ſein, daß es ihm 
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gelingen würde, Preußen und Stalien niederzumwerfen, daß es nicht 
mehr Venetien preißzugeben brauchte, um Schlefien zu gewinnen; 
e3 Icheint fich der alte Uebermuth und Hochmuth wieder eingeftellt 
und jede fachliche und technische Prüfung in den Hintergrund ge- 
Ihoben zu Haben. Daß der Mobilifirungabeihluß von Frankfurt 
den Krieg mit Preußen und den Bruch des Bundes nicht bedeute, 
darüber fonnten doch nur einige mittel und Heinftaatliche Diplo- 
maten getäufcht werden. Indes dies mochte für die Erreichung des 
nächſten Zweckes ſchon ausreichen. 

Am 12. des Monats brach Oeſtreich feine diplomatiſchen 
Beziehungen zu Preußen ab; am 14. bereits wurde gegen die Ge- 
ſchäftsordnung, welche zwiſchen Antrag und Abftimmung einen 
Zwiſchenraum von vierzehn Tagen feſtſetzt, auf Betreiben Oeſtreichs 
zur Abſtimmung gefchritten, nachdem der preußifche Gejandte gegen 
jede geichäftliche Behandlung des nach Yorm und Anhalt bundes- 
widrigen Antrags außdrüdlich Proteft eingelegt hatte. Gegen den 
Antrag ftimmten Holland, Weimar, Coburg-Gotha, Braunſchweig, 
Medlenburg. Schwerin, Oldenburg, Anhalt, Schwarzburg, Lippe, 
Waldeck und die Hanſaſtädte. Braunſchweig hob dabei namentlich 
hervor: Da der öftreichiiche Antrag zunächſt auf Verlegung des 
Miener und Gafteiner Vertrags gegründet fei, fo fei zu erinnern, daß 
dieſes internationale Verträge wären, welche von Deftreich und Preußen 
als europäiſchen Mächten gegen die Intentionen des Bundes und dasBun— 
desrecht gejchloffen feien, und zur Aufrechterhaltung ſolcher Verträge könne 
der Bund doch unmöglich etwas thun; eine Grundlage für eine Bun 
desexekution jet nicht gegeben, alſo liege für ihn auch feine Möglichkeit zu 
mobilifiren vor. Artikel 19 der Wiener Schlußafte, meinten Weimar 
und Coburg-Gotha, könne doch ganz und gar nicht angerufen wer—⸗ 
den, denn der Bund fenne doch fein öſtreichiſch-preußiſches Condominat 
in Holftein; ein bundesmäßiger Beſitz ſei aljo feinenfall3 bedroht. 
Meecklenburg hebt hervor, daß jeder Intervention des Bundes 
doch erſt die Vermittlung vorausgehen müſſe, daß dieje Mtobil- 
machung aber nicht? anderes fein könne, als die Betheiligung des 
Bundes als ſolchem an einem öftreichiich-preußiichen Krieg; Olden— 
burg weilt nach, daß der Artikel 19 Hier gar feine Anwendung finden 
könne, da in Holftein Zhätlichfeiten zwiſchen Bundesgliedern ſchon 
deshalb nicht zu bejorgen jeien, weil Teftreich ja das Land geräumt 
habe, übrigen? fünne man in der Mobilmachung nur eine den 


Bunbesfrieden gefährdende Provokation finden. Preußen feiner 
ee ee ee 
Bundesbruch jei, denn der Bund kenne nur ein Exekutions-Ver 
fahren, das auf beftimmten, Hier nicht zutreffenden Borausfegungen 
bafire, und in beftimmten, bier nicht ee sen ein⸗ 
geleitet und beſchloſſen werde; die Aufſtellung des Bundesheer: 
gegen ein Bundesglied auf Grund ber Bunbeäktiegäberfoffung kei 
demnach ein völliger Bruch der Verfaſſung. Da Oeſtreichs Stellung » 
in Holftein nicht unter dem Schuß der Bundesverträge ftehe, Hätte 
jener Antrag von vornherein abgewiefen werden müſſen. Wenn 
allerdingd durch die Annahme des Antrags der Bundesvertrag ge= 
brochen jet, jo halte Preußen doch an den nationalen Grundlagen 
feft umd jehe es alö eine Pflicht der deutichen Regierungen an mit 
dem Grlöjchen de3 bisherigen Bundes für die Einheit der Nation 
einen angemejjenen Ausdrud zu finden. Die preußifche Regierung 
legt deshalb die Grundzüge einer neuen Verfaſſung vor mit ber 
Grflärung, mit den etwa bereiten Regierungen über diejelben in 
Verhandlung zu treten, Nachdem der Gejandte jodann feine Thätig- 
feit für beendet erfärt und namentlich auch gegen die Verwendung 
von Bundesgeldern Proteft erhoben hatte, verließ derſelbe nicht 
etwa die Verſammlung, ſondern blieb in unbegreifliher Schwäche 
und Unflarheit fiten, um die heftigen Erklärungen des Prafidiums 
über den bundeswidrigen „Austritt“ u. ſ. w., jowie die Erklärungen 
Baiernd, Sachſens und Hannoverd mit anzuhören, bis ihn die ein- 
ladenden Blicke feiner Gollegen umd die geharnifchten Proteſte 
Würtembergs aus dem Saal getrieben zu haben jcheinen. Daß die 
Präſidialmacht zum Schluß ihre Hände in Unfchuld zu wachen das 
lebhafte Bedürfniß zeigte, kann nach dem ganzen Vorgang nicht in 
Verwunderung ſetzen. Denn wie war der Mehrheitsbeſchluß über- 
haupt zu Stande gefommen? Für den Antrag ftimmten Deftreid), 
Baiern, Sachſen, Hannover, Wirtemberg, Kurheſſen, Heflen-Darm- 
ſtadt, aljo jieben Stimmen; gegen den Antrag waren Holland, bie 
Erneſtiner, Mecklenburg, die 15. und 17. Stimme, aljo flinf, welchen 
fachlich Preußen zuzurechnen war; die 13. Stimme war getheilt, 
indem Braunjchweig gegen, Naffau, welches gerade die Stimme 
noch führte, fiir den Antrag ſtimmten, Baden war gleichjalla mit 
dem Antrag nicht einverftanden, enthielt fich aber der Abſtimmung; 
die 16. Stimme wurde, wie es jcheint, durch eine Täufchung zu 
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der Mehrheit gezählt, indem der Schaumburger Vertreter von Strauß, 
obgleich er ohne Inſtruktion war, obgleich Lippe, Walde und 
Reuß j. %. mit dem Antrag nicht einverftanden waren, doch die 
Stimme für den Antrag abgab. Thatjächli war die Bundes- 
verfammlung jedenfall® in zwei Lager getheilt, und die Präfidial- 
macht hatte es nicht verfchmäht, ihren bundeswidrigen Antrag unter 
bundeswidriger Geihäftsordnung, mit Ausbeutung ihres Rechts ala 
Vorfißenden, unter Benußung aller formellen Hinterthüren mit 
genauer Noth mit einer Scheinmajorität zu einer Art von Annahme 
zu bringen. Die von der Mehrheit bejchloffene Rechtfertigung des 
Derfahrens, welche in einem franzöfifchen Schreiben, deſſen ſtark 
durcheorrigirtes Original von dem Darmftädter von Biegeleben her- 
zurühren jcheint, niedergelegt ift, bedeutet den Thatjachen gegenüber 
nichts. 

Während noch an demſelben Tag eine öſtreichiſch-bairiſche 
Militärconvention abgeſchloſſen war, benachrichtigte eine preußiſche 
Circulardepeſche vom 15. die Unterzeichner der Wiener⸗Congreßalle 
vom Bruch des Bundesvertrags. Am gleichen Tage gingen aud) 
die Sommationen nach Hannover, Dresden und Gafjel, deren Ab: 
lehnung die Eröffnung der Feindſeligkeiten bereit3 am 16. zur Folge 
hatte. Unter den Iebhafteften Klagen und Anklagen wurden am 
16. jofort auf den Antrag Sachſens in der Bundesverfammlung be= 
Ihlojlen, dem Vorgehen Preußen? nunmehr mit Gewalt entgegen- 
zutreten; zugleich beſchloß man den militäriichen Schuß der Bundes⸗ 
verfammlung anzuordnen. Die preußifchen und öſtreichiſchen 
Manifefte folgten am 17. und 18. Juni, mit welchem Tage Preußen 
bereit3 im Beſitz von Hannover, Dresden und Caſſel war, und 
Italien an Oeſtreich den Krieg erklärte. Mittlerweile hatte in der 
Bundesverfammlung, in dem Ausſchuß in Militärangelegenheiten 
und der Militärcommilfion die friegerifche Thätigfeit begonnen. *) 

Um die Neutralifirung der Bundezfeftungen und Frankfurts zu 
ermöglichen, war durch die Militärcommiffion Einleitung getroffen 

*) Die folgende Darftellung nad diejer Richtung hin ift gegründet auf 
den noch vorhandenen Tepeichenvertehr amiichen dem Präfidialgefanbten von 
Kübel und dem Militärausſchuß und den Commandirenden und Feſtungs⸗ 
gouderneuren. Die Originale befinden ſich in Schrant I, No. 24 vol. IV und 
den Alten der Militärcommilfion Schrant VIII, Mitte rechts, in zwei offenen 
Fascikeln 1865— 1866. 
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worden, daß die öftreichiichen und preußilchen Truppen aus Mainz 
und Rajtatt abrüdten, und dad Gonvernement von Mainz ber 
bairiſche Graf Nechberg übernahm; allein jogleih begannen bie 
Klagen de3 Gouverneurs von Raftatt, daß fich in den Contingenten 
von Waldeck und Altenburg preußische Offiziere befänden, eine Ver— 
antivortung könne ex jedenfalld nicht weiter übernehmen. 

Bereitd? am 16. telegraphirte der Militärausfchuß an den 
Prinzen Alerander von Helfen, dab durch die Annäherung preu= 
ßiſcher Truppen bis Nauheim und andrerjeit3 bis Die und Weil 
burg die Sicherheit der Bundesverfammlung bedroht jei, joda der 
Ausſchuß an dem genannten Tag beauftragt ward, die nöthigen 
Maßnahmen zum Schu Frankfurts zu nehmen, namentlich bie 
nöthigen Truppen der benachbarten Regierungen herbeizuführen, 
über welche ber Prinz den Oberbefehl übernehmen follte. Sofort 
erklärte dieſer fich zur Uebernahme bereit und ftellte jeine Ankunft, 
wenn die Gouriere aus Wien und Stuttgart eingetroffen wären, in 
Frankfurt in Ausficht. Zwei Tage darauf konnte in der Bundes— 
verjammlung angezeigt werden, daß Prinz Mlerander den Oberbefehl 
über das 8. Bundesarmeecorps übernommen habe. Da ar diejem 
Tage der Gouverneur von Landau noch ohne jede Anftrultion war, 
fo zeigte er an, daß nach den Mittheilungen des bairiſchen Ober- 
poftamts der Pfalz an der Weitgrenze derſelben fich preußiſche 
Truppen jammelten, welche dieje Provinz bedrohten. 

Aus Raſtatt belklagte man ſich, daß nur ein Genieoffizier da 
jei, deögleichen in Mainz, das nur 4200 Mann Bejagung hatte; 
anftatt der 1200 Antilleriften, die nöthig wären, hatte man nur 
300; die fortifilatoriſche Armirung war ganz mangelhaft, Kavallerie 
war überhaupt nicht da. Eine an Prinz Alerander gerichtete Bitte 
des Gouverneurs, ihm wenigſtens eine halbe Schwadron zu über⸗ 
laſſen, lehnte dieſer mit dem Hinweis auf die eigne Schwäche ent- 
ichieben ab. Die Klagen häuften ſich; Naftatt verlangt „endlich 
entſchieden Weiſung“, daß bie preußiichen Beamten ausgewieſen 
würden, deren Anweſenheit Aerger und Verwirrung hervorbringe; 
Rechberg beſchwort in einer Depeſche den König von Baiern bie 
wei bairiſchen Infanteriebataillone nicht, wie beabſichtigt, durch ein 
Erſatzbataillon abloſen zu laſſen. Mittlerweile Hatte Mecklenburg⸗ 
Schwerin ia der. Bundesverſammlung wiederholt erklärt, „daß es 
in den Beichlüen vom 4, eimen unberechtigten Gebrauch ber 
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Formen des Bundesrecht? von Seiten derjenigen Staaten erblide, 
welche in dem Krieg zwiſchen Deftreich und Preußen, an dem ber 
deutiche Bund nicht betheiligt ift, fich auf Seiten Oeſtreichs geftellt 
haben.“ Diefen und ähnlichen Beichlüflen koönne man alſo nicht 
Folge leiften; Oldenburg Hingegen erklärte am 21. geradezu, daß 
der Bund thatfächlich nicht mehr beftehe; der Gefandte ftelle aljo 
für Oldenburg hiermit feine Yunktionen ein. Nach den üblichen 
Anklagen und Broteften der Andern, weigerte ſich Walde, tie 
beichloffen war, fein Contingent nach Raftatt abgehen zu laſſen, 
während Lippe erklärte an dem unvollftändigen Bunde meiteren 
Antheil nicht nehmen zu können. Nachdem der kurhefſiſche Gejandte 
fein Slagelied über die „Art von Kriegsgefangenſchaft“ des Kur 
fürften gejungen hatte, beſchloß man die kurheſſiſchen Truppen zu 
dem achten Armeecorps ftoßen zu laflen, „um im Verein mit diefem 
zur Befreiung ihres Kriegsherrn und Landes mitzuwirken.“ Zugleich 
ruft Reuß-Greiz um Hilfe, da ihm Preußen den Krieg erflärt Hatte. 
Ob freilich der würdigen Verfammlung in der Eichenheimer Gaffe 
damals befannt getworden ift, wie eines Tages im Schloß zu Greiz 
ein bettelhafter Menſch die an der lebten Station ihm übergebene 
Depeiche als Träger der Kriegserklärung an die Frau Yürftin gegen 
ein Trinkgeld übermittelte, tft nicht befannt geworden; halb Thüringen 
hat ſich damals daran erfreut, und dieje ſchmuckloſe und billige Art 
von Feldjäger hat eine Art Berühmtheit erlangt, nicht am wenigften 
in den reußilchen Landen. 

Nachdem man fi) mittlerweile auch mit dem „Könige von 
Sardinien“, — Jo hieß er im Präfidialtenor noch immer, — in 
Krieg verjebt hatte, jchieden Altenburg, Anhalt, Sondershauſen und 
Maldet am 25. aus dem Bund aus, wogegen fi” Würtemberg 
neue Bunbeslorbeeren durch die von ihm beantragte Okkupation 
der hohenzollerſchen Fürftenthüümer zu erringen juchte; Kurheſſen 
mußte ſich freilich mit der Erklärung begnügen: „die kurheſſiſchen 
Truppen können begreifliher Weile den Augenblid kaum er- 
warten, wo fie ihrer ruhmreichen Aufgabe entſprechen dürften.” 
Freilich mußte es zugleich eingeftehen, daß, „ohne die erforderlichen 
Trainpferde, ohne Ambulanz und noch verjchiedene andere Requifite 
ein Ausmarſch nicht wohl möglich jei.“ Auf die in derſelben Sitzung 
geitellte Anfrage des Prinzen Alerander, ob vor Eröffnung der 
Teindjeligfeiten noch eine Kriegserklärung nötbig fei, und ob fie von 
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den Ginzel-Regierungen, oder von der Bundesverjammlung oder 
von ihm auszugeben habe, trug der Courier dem Prinzen die erhabene 
Antwort bes Herrn von Kübel zu: „Nachdem Preußen fich eines 
gewaltfamen Bundesbruchs ſchuldig gemacht hat, ift der Bund eben- 
fo berechtigt wie verpflichtet diefem Beginnen mit Waffengewalt 
entgegenzutreten. Die formelle Legitimirung liegt in den beiliegenden 
Beſchlüſſen vom 16., 18. und 22. d. M. Einer weiteren Mani« 
feftation von Seiten de Bundes bedarf es daher nicht.” Da kam 
die gute Mähr von Cuſtozza und am 27. ſetzten Oeſtreich und 
Baiern durch, daß der Oberbefehl über alle Bundesarmeecorp3 dem 
Prinzen Karl von Baiern zukomme, der wieder unter Benedek ftehe 
und nad) einem zwiſchen den beiden Genannten zu entwerfenden 
gemeinfamen Kriegaplan zu operiven habe. Und ſchon hatten die 
Kanonen von Langenfalza, Zumau, Podol und Nachod gedonnert. 
Die Klagen aus den Bundeäfeftungen wurden lauter: Mainz ſei 
gegen einen Handftreich nicht ficher, die Beſatzung ſei zwar durch 
Oeftreicher verftärkt, aber die Neutralität der Bundezfeftungen ſei 
auch verletzt; Kavallerie ſei noch immer feine vorhanden, ebenjowenig 
Pferde, mit denen die Ausfallsgeſchütze zu beipannen wären, die 
Infanterie ſei fo ſchwach, daß fie durch nächtliche Allarmirungen 
aufgerieben werben könne; Artilleriften feien in jo geringer Zahl 
vorhanden, dat Nachts die Geſchütze nicht bejeßt werden könnten; 
dazu Habe der weimariſche Oberft von Sydow erklärt, daß er nicht 
gegen Preußen fechten wolle, weshalb er abgejeht worben und ab- 
gereiit jei. Freilich fehlte e8 der Bunbdezverfammlung auch an 
manchem guten Rath nicht, wie denn der Frankfurter Advokat Dr. 
DB. B. Herm von Kübeck mittheilte, daß die preußiſche Regierung 
die Naivdetät habe den jungen Preußen jogar nach Frankfurt hinein 
die Einberufungsordre zuftellen zu laſſen; das würde fi}, meint 
der Brieffchreiber, Preußen in feinem Gebiet nicht bieten laſſen. 
Am Tage der Kapitulation von Langenſalza, al® man bei 
Gitſchin und Schweinſchädel fich ſchlug, zeigte der Gouverneur von 
Landau an, daß fi) preußiiche Landwehr in den Grenzorten weftlich 
der Rheinpfalz zeige, und daß offenbar ein Einfall in die Rhein- 
pfalz von Kreuznach aus vorbereitet werde. Die Ratten fingen num 
an dag Schiff zu verlaffen: Rubdolftadt, Lübed, Bremen und Hame 
burg, ſowie Schaumburg, deflen geiftreicher Vertreter durch feine 
erft einige Stunden nad der Abftimmung vom 14. eingelaufene 
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Inſtruktion ſich nicht Hatte verhindern laſſen die 16. Stimme der 
Präfidialmachht mundgerecht zu machen, traten aus, denn die Zeiten 
waren darnach; Nafjau zeigte mit Entjeßen an, daß preußilche 
Truppen in das Land eingefallen jeien und xuft um Hilfe Der 
30. brachte eine kleine Freude; Rechberg telegraphirte, daß das 
3. beifiiche Infanterieregiment bei Bingen fich aufgeftellt habe; daß 
die Spiben der Truppen bis in Stadt und Bahnhof gedrungen 
feien, daß fie, von Gewehrfeuer empfangen, zwar zurücdgegangen 
feien, aber feinen Verluſt erlitten und einen Preußen gefangen hätten. 

Während am 2. Juli Coburg-Gotha, beide Medlenburg und 
Reuß j. 2. aus der Bundesverfammlung ausjchieden, konnte Lichten- 
jtein anzeigen, daß feine Truppen Oeftreih in Tirol zu Hilfe ge- 
kommen jeien, wogegen Rechberg fich über die Unzuverläffigkeit und 
Preupenfreundlichkeit der kleinen Contingente beklagte und meldete, 
daß ein preußifches Corps in 90 Waggons auf Baiern und Frank⸗ 
furt dirigirt ſei, auch habe ein rheinifcher Arzt ausgeſagt, daß 
Falkenſtein in Coblenz ein großes Corps mit Belagerung3parf gegen 
Mainz organifire, während Manteuffel ein Corps gegen Yrankfurt 
führe. Wie wenig alles dieſes der Wirklichkeit entſprach, ift all 
gemein befannt. Wie nicht anders erwartet werden fonnte, wuchs 
die Verwirrung und Uneinigkeit von Tag zu Tag. Prinz Alerander 
tadelte, daß der ältere General von Xoßberg unter den viel jüngeren 
Rechberg geftellt jet und deutete eg ala nothwendig an, daß ihm, 
als dem Führer des 8. Armeecorps, Rechberg unterzuordnen jei. 
Zugleich beantragte er, daß zum Schuße Frankfurts „pafjagere Werke“ 
anzulegen ſeien; es follten dies Erdwerke fein, die in der Linie Boden- 
heim=friedberger Warte und Seckbach laufen ſollten; die dazu 
nöthiger 200,000 Gulden Tollte der Senat der Stadt Frankfurt 
Ihaffen; da dieſer fich deſſen jelbftverftändlich weigerte, genehmigte 
die Bundesverfammlung die Summe, und die Arbeiten begannen. 
Der Senat hatte noch nicht Muth und Einficht genug, um wenig: 
ſtens dagegen zu proteitiren, daß To die Stadt unter dag Kriegsrecht 
fomme. An dem Tage von Königgrätz ſchlug ſich die Militärcom- 
milfion mit dem Streit zwilchen dem Prinzen Alerander und Red: 
berg wegen der Furheffifchen Truppen herum; jener wollte fie an 
fich ziehen, diefer wollte fie behalten, weil Faltenftein ea auf Mainz 
abgejehen Habe; zu gleicher Bett beantragte fie, daß dem Prinzen 
der Oberbefehl im Weiten ſelbſtändig übertragen werde, und 
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hatte noch am 4. Juli die Naivetät eine Beſchwerde darüber ein— 
zureichen, daß der preußische Gouverneur von Luxemburg feine Be- 
richte mehr einreiche. 

Das Normalbundesconcept wurde den Herren immer mehr ver 
rüdt. In einem Referat des heifiichen Gejandten über das Ver— 
hältniß der Bundesverſammlung zum Oberbefehldhaber beflagt der 
Vortragende, daß der Krieg nicht den Charakter eines regelmäßigen 
Bundeskriegs — ald ob e3 jemald einen gegeben habe und habe 
geben fünnen — habe, daß alſo auch leider die Beitimmungen ber 
Bundeskriegäverfaffung auf ihm nicht paßten; überdies habe ſich 
Alles jo überftürzt, da man von gar mand)er wichtigen Beſtim— 
mung Umgang nehmen müſſe. Aber das müſſſe bejtehen bleiben, 
daß Die Bundesverfammlung durch einen Ausſchuß mit dem Ober: 
bejehlahaber in Verbindung bleibe, und zwar würde died amt beiten 
der Ausſchuß in Militävangelegenheiten fein; dieſer müſſe aber für 
dringende Fälle durch eine Generalvollmacht zu felbftändigem Hans 
beln ermächtigt fein, denn „der mächtige Drang der Ereignifje weile 
darauf hin, die Thätigfeit der Bundesverfammlung in außergewöhn— 
lichem Maße zu concentriven und zu beleben." 

Nafjau erhebt neue Klagen über die „Raubzüge“ der Preußen; 
Weimar proteftirt gegen die Verlegung jeiner Truppen nad) Ulm 
und Raftatt; der Gouverneur der lehteren Bundesfeſtung wird 
telegraphiſch angewieſen, den Erbprinzen von Reuß j. L. nur dann 
in die Feſtung einzulaſſen, wenn er auf Ehrenwort erkläre, in den 
Verhältniſſen des reußiſchen Bataillons nichts ändern zu wollen, 
worauf denn am 7. Juli der Gouverneur melden konnte, daß ber 
Erbpring jo beruhigende Berficherungen gegeben habe, da ihm das 
Ehrenwort nicht abverlangt worden jei. Nachdem man bereits bei 
Dermbach und Hüningen die Waffen gemeffen hatte, wußte man 
nirgends um was es ſich handelte; Rechberg klagte, daß er noch 
immer keine Artillerie ‚habe, obgleich die der Würtemberger ſchon 
„jeit vielen Tagen“ marjchjertig, aber ohne Ordre jei. Während 
ein Gießer Polizeirath von den Preußen bei Wetzlar, Herborn x. 
telegraphirt, verrät) der Herzog von Naſſau, daß 20,000 Preußen 
über Ems und 10, ‚000 rheinaufwärts gegen Wiesbaden rückten. 
Dieſe falſche Nachricht, die, wie aus den Alten hervorgeht, jofort durch 
Gouriere nad) Nidda und Fulda geſchickt wurde, jcheint vor allem 
den Prinzer Alerander dazu veranlaft zu haben, daß er die Ge— 
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winnung der Linie Schlüchtern-Brüdenau-Riffingen zur Vereinigung 
mit den Baiern aufgab und fich gegen den unteren Main zujchob. 
Der Prinz telegraphirte jelbft am 7. Juli aus feinem oberheififchen 
Hauptquartier Ortenberg, daß er die Dedung der Linie Hanau— 
Tulda angeordnet und Baiern auf die Linie Aichaffenburg-Gmünden 
aufmerffam gemacht habe, ob dies etwas fruchte, fügt er refignirt 
Hinzu, ſei ihm „unbewußt.” Lohr fei jedenfall3 zu befeßen; die 
Militärcommiſſion möge forgen, daß es wenigſtens mit zwei bai= 
riſchen Compagnien belegt werde; im übrigen möge man in Frank⸗ 
furt alle beunruhigende Aufſehen ‚vermeiden. Am folgenden Tag 
wurde auf Anmeilung der Militärcommiffion Lohr mit zwei wür- 
tembergifchen Compagnien bejett. Während fih nun Falkenſtein 
auf die ilolirten Baiern warf, orafelte der Militärausſchuß in dunklen 
Depeichen vom 9. Juli an den Prinzen Karl, daß da Preußen den 
Maffenitillftand im Princip angenommen habe, der Militärausfchuß 
e3 für politisch hochbedeutfam halte, daß Frankfurt, Mainz und 
Umgegend bis zum Abſchluß oder Scheitern der Waffenftillftands- 
verhandlungen militärisch fichergeftellt bleiben. Aber am Tage vorher 
waren die Waffenjtillftandsbedingungen von Preußen abgelehnt wor: 
den; der deutſche Krieg war militärisch jchon faſt entichieden. 

Nachdem der Herzog von Naffau-am 9. Juli von neuem be- 
peichirt hatte, daß eine militärische Verbindung Preußiſcherſeits 
zwijchen Kreuznach), Goblenz und Weblar hergeftellt ſei, verlangte 
am folgenden Tag der naflauiiche General Zimiedi für diejenigen 
von Jeinen Soldaten, die either den Taunus jo getreu bewacht 
hatten, ein Geſchenk von 150 Gulden, um fie unter fie vertheilen 
zu können; die Milittärcommiffion wies fie zwar an; die ſchnöde 
Gile der preußiichen Kriegsführung Hinderte aber die Auszahlung. 
Während der Prinz Alexander fi) immer weiter von den Batern 
entfernte und die Gouverneure der Bundezfeftungen darüber Hlagten, 
daß ihre Beſatzungen theils „unerercirte Truppen”, theils jo unzu= 
verläjfig Jeien, daß ihnen, wie den Wermaranern und Schaumburgern, 
feine Munition mehr anvertraut werden fünnte — zudem reize man 
die Truppen dadurd), daß man fie auf Triedenzration laffe —, wurde 
Prinz Karl bei Kilfingen und Hammelburg (10. Juli) geworfen und 
jo nad dem Oſten abgedrängt. 

Es ift nicht ohne Intereſſe, jeine amtliche Depeſche Hierüber 
zu hören, fie ift datirt Schweinfurt am 11. Juli: „Geftern Hatten 
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meine Truppen ein hartnädiges Gefecht bei Kilfingen zu beftehen, 
welchen Punkt ich bejet halten wollte. Die überlegene Feuerwirkung 
der Preußen und große Ermüdung meiner noch ganz jungen Truppen 
haben mich nach wiederholten Angriff gezwungen, ohne geivorfen 
worden zu fein, geftern noch bis Hinter dad Dorf Nüdlingen zurüd- 
zugeben, wo die Truppen in der Gefechtäftellung bivoualirten ohne 
weiter dom Feinde gedrängt zu werden. Heute habe ich mein Haupt- 
quartier hierher verlegt und jämmtliche Truppen concentrirt. Die 
Preußen haben bis jeßt einen nochmaligen Angriff nicht unternom- 
men. Sammelburg wurde geftern von ben leßteren überrumpelt, 
wodurch meine Verbindung mit dem 8. Armeecorp3 erſchwert ift.“ 
In Wirklichkeit Hatte er ben enticheibenden Rüdzug auf Würz- 
burg angetreten, während nun Falkenſtein auf das 8. Armeecorps 
losging. 

sn der Bundesverſammlung hatte man auf das Referat Han⸗ 
novers beichloflen, daß, da die „Anfangs unzuverläffige preußilche 
Landwehr” jebt zu einer wichtigen Verſtärkung der Linie geivorden 
fei, man die Erſatzbataillons des 8. Armeecorps und Die Kriegs⸗ 
vorräthe in bie Bundesfeftungen bringen jolle; zugleich jollten die 
Regierungen auf Bildung von Miligen und Freicorps hinwirken. 
Am 11. Juli war denn auch endlich Benedeks Schreiben eingelaufen, 
in welchem er erklärte, „baß er nach dem nicht günstigen Ausgang 
ber bei Königgräb vorgefallenen Schlacht" das Heer nad; Olmüß 
führen werde. 

Die immer drohender heranrückende Gefahr führte an demſelben 
Tag den Beihluß der Bundesverfammlung herbei, fich der guten 
Sache zu erhalten und ihren Sit in Augsburg zu nehmen; wie fie 
endlich dem Frankfurter Senat den Muth gab, die Befeitigungs- 
arbeiten einftellen bezw. bejeitigen zu laflen. Diejen Antrag beſchloß 
man aber nur dem Prinzen Alerander zu thunlichiter Berüdfich- 
tigung zu überweilen. Zwei Tage darauf waren auch) die Pofitionen 
des Prinzen verloren, er zeigte dem Militärausſchuß an, daß er jeine 
Truppen zurücziehen müſſe; und damil war Frankfurt preisgegeben. 
Am 14. Zuli hatte Herr von Dalwigk telegraphiich die Bereithaltung 
des Eiſenbahnmaterials in Frankfurt verlangt, um die Truppen nad) 
dem Süden bringen zu können. 

Nachdem Rechberg am 17. nach Augsburg telegraphirt hatte, 
daß drei preußifche Corps bei Frankfurt zum Angriff auf Mainz 

Fifcher, Geſch. des deutihen Bunbestags zu Frankf. a. M. 
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bereit ftünden, erflärte er zwei Tage |päter die Feſtung in Belagerung: 
zuftand, da ihm feindliche Patrouillen ſchon einen Soldaten abge- 
fangen hätten. 

Der ihm nun von der Milittärcommilfion beftellte Stabschef 
von den Würtembergern lehnte ab, und ala Ende Juli ein Baier 
ernannt wurde, verlangte diefer, daß der Militärausſchuß dem Gou- 
verneur erfläre, daß er ihm nicht zur Aufficht beigegeben fei. Die 
Klagen der Gouverneure dauern ununterbrochen fort; aus Naftatt 
fam die Mittheilung, daß der Erbprinz von Reuß fein Bataillon 
zurüczuziehen verlange, weil die reußilche Regierung in ein Bündniß 
mit Preußen getreten ſei; Reußen und Weimaraner müßten entfernt 
werden, dann Habe man aber nur noch 1800 Mann, mit benen 
man die Feſtung nicht halten könne, zumal e3 ihr an Artillerie und 
Ingenieuren fehle. Meberall zeigten fich verrätherijche Abſichten, 
Hagen die andern, es fehle an Geld, die Reglement3 verjtehe man 
nicht, da man nicht im Beſitz der angezogenen Bundesbeſchlüſſe ſei; 
in Ulm begingen die bairiſchen Referviften ſolche Exceſſe, daß der 
Gouverneur mit dem Belagerungazuftand drohte. Während des 
wurde lebhaft zwijchen Kübel und dem Prinzen Karl darüber de 
peichirt, ob die Waffenruhe in Böhmen auch für den Südweſten 
gelte; die Mainarmee war aber wieder zur Offenfive übergegangen, 
und während der Rumpfbundestag jein Stillleben in den drei Mohren 
zu Augsburg fortjeßte, die Bundezfeftungen in Belagerungszuftand 
erklärte und Würtembergs Großthaten in Hohenzollern mit Wohl: 
gefallen vernahm, ließen fich die nur wenige Stunden von einander 
jtehenden Truppen der beiden Prinzen von neuem getrennt jchlagen. 

Mit dem 26. Juli waren die Ffriegeriichen Operationen that- 
lächlic) zu Ende geflommen, an dem Tag, an weldem der Präli- 
minarfriede von Nikolsburg zum Abſchluß gekommen war. In Hangen 
und Barngen blieben aber die öftreichiichen Bündesgenoſſen einft- 
weilen noh im Südweſten. Kübeck theilte bereit3 am 27. dem 
Prinzen Karl mit, daß er von Mensdorff wiſſe, Manteuffel habe 
den Auftrag, ſowie mit Ceftreih und Batern ein Ablommen getroffen 
lei, au) mit Würtemberg, Baden und Helfen ein ſolches zu treffen, 
wenn fie darum bäten. 

Am Abend des 30. Juli Eagt Prinz Karl, dag Manteuffel 
noch feine Inſtruktion habe, aber eine thatlächliche Waffenruhe von 
24 Stunden eingegangen jei. 


Bezeichnend für das ganze Irrſal ift die Depejche des Militär- 
ausſchuſſes an Prinz Karl vom 31. Juli: „Laut hierher gelangter 
Nachricht wäre die Waffenruhe für morgen dem 8. Armeecorps verfün- 
digt, nicht aber dem 7. Da nicht wohl für den einen Theil der 
Bundesarmee Waffenruhe beftehen und der andre dem Angriff aus- 
geſetzt fein kann, jo bittet der Militärausſchuß um Aufklärung über 
die Sachlage.“ Am 1. Auguft hatte die Nath- und — 
einen noch höheren Grad erreicht: Dreimal frägt Rechberg an, ob 
er auf Grund der von Manteuffel angebotenen Neutraliſirung von 
Mainz verhandeln und abſchließen ſolle; auf die zuletzt geſtellte 
Anfrage, ob er die verlangte Räumung von Kaſtel und Belegung 
durch Preußen als Bedingung der Neutralität annehmen folle, ant= 
wortet endlich der Ausihuß, dab. er fich nicht für ermächtigt an— 
ſehe, dem zuzuſtimmen. Da fällt endlich einem diejer großen Geifter 
ein ächt bundbestagamäßiger Ausweg Abends nach zehn Uhr ein und 
fluggs wird dem Grafen Rechberg 10 Uhr 45 Minuten telegraphirt: 
„Schließen Sie auf Grund des 8 154 des Feitungsreglements *) 
jelbftändig Waffentillftand ab, ohne fich dabei auf Verpflichtungen 
über die Zeit des Waffenftillftandes hinaus einzulaffen.” Während 
am 2. Auguft der Waffenftillftand mit den kriegführenden Staaten, 
außer den vier Ginverleibten, zum Abjchluß gefommen war, fam 
es noch) in Mainz zu einem Kleinen Nachipiel. Nachdem auf Rech— 
bergs Anfrage der Militärausichuß. die Erlaubniß erhielt, die ab- 
berufenen Badenfer und Würtemberger zu entlaffen; wurde ihm be— 
züglich der 10,000 Kurheſſen der weile Beſcheid, fie in Mainz zu 
belafjen „bis zum Befehl ihres Kriegsherrn.“ Die beflagenöwerthe 
Lage diejer Bengps Truppen und ihres Befehlshabers von Loß— 


*) $ 154 des Reglements für die Bunbdesfeftung Mainz: 

Waffenflilftond oder irgend + eine Nebereintunft zur Einftellung ber feind: 
ſeligleiten iſt das Beftungsgomvernement ermächtigt abzuichließen, jebod immer 
nur unter ber unerläßlichen Beftimmung , daß die Umftände ber Art find, 
daß bie Einftellung ber Feinbfeligleiten ber Garnifon und den Waffen des 
burhlauchtigften ® Bundes ungweibeutigen Vorteil verſchafft, ohne der weiteren 
Vertheidigung zu ſchaden. Ein Waffenftillftand, mit bem Verſprechen, nad) 
einer gewiſſen Zeit, wenn innerhalb derſelben fein Entſatz erfolgt, bie Feſtung 
zu übergeben, wird einer Kapitulation gleich gehalten und unterwirft ben 
Gouverneur und Sommandanten derfelben Berantwortung, ald ob fie fich im 
eine Kapitulation eingelaffen | Hätten. - gs 
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berg trat immer deutlicher hervor; am 5. Auguft Mittags telegraphirt 
Rechberg nach Augsburg: „General von Loßberg Hält fi vom 
Bund aufgegeben, gibt das Feltungscommando ab, fobald er von 
feiner Landesregierung aufgefordert ift, will jeboch hier abwarten, 
event. mit feiner Divifion als preußifche Beſatzung bier bleiben.” 
Aber andre Einflüffe ftürmten auf diefen Offizier ein, ſodaß Redj- 
berg nah 2 Uhr Mittags telegraphifch mittheilte: „General von 
Loßberg erklärt, daß er in Ueberzeugung, unſer Geſchick Tiege in 
höherer Hand, fein Geſuch um Enthebung der Commandoſtelle 
zurüdziehe und fünftig nur in Mebereinftimmung mit dem Gouver- 
nement gehen werde.” 

Noch trauriger war die Lage der naſſauiſchen Truppen, bie 
Anfangs Auguft fih in einem ſolchen Elend befanden, daß der 
“ Gouverneur von Ulm zur Beftreitung der allernothdürftigjten DVer- 
pflegung für fie vom Bund 100,000 Gulden verlangte. 


Nachdem Baden am 2. Auguft ebenfall3 au dem Bund ausgeſchie⸗ 
den war, wurde zwei Tage darauf auf Antrag Baierns beſchloſſen, die 
„norddeutichen Truppen“ aus den Bundesfeftungen Ulm, Raftatt und 
Mainz „in Anbetracht der notoriſchen, thatjächlichen Verhältnifſe“ 
zu entlaffen. Der ſchwache Reit, beftehend aus Dertretern Oeft- 
reich, Baiernd, Sachſens, Würtembergd, Heſſens, Lichtenſteins und 
der anneftirten Staaten, verjammelte ſich endlich am 24. Auguft 
zur Schlußſitzung; befremdlich ericheint Schon, daß dag Protokoll 
in jeinem erſten Paragraphen feine Eubjtitution, fondern die Ab- 
berufung des bolländilchen Gejandten, im zweiten die Austritts⸗ 
erflärung von Reuß-Greiz, im dritten die Zurücknahme der Sub- 
ftitution für Frankfurt enthält, darauf wurde die Abberufung des 
ſpaniſchen Gejandten mitgetheilt, aber nicht ohne daß die ſpaniſche 
Regierung die höfliche Vorjicht gehabt Hatte, für eine weitere Ver— 
tretung durch die Affreditirung de Herrn de Castellanos ala 
interimiftilchen Gefchäftsträgers Vorſorge zu treffen. Sodann verlieft 
das Präfidium die Erklärung: „Nachdem in Folge der Kriegs— 
ereignifle und der Friedendverhandlungen der deutſche Bund als 
aufgelöft betrachtet werden muß, beantragt dag Präfidium, die hohe 
Bundesverfammlung wolle bejchließen: ihre Thätigkeit mit der Heu- 
tigen Sigung zu beendigen und hiervon die Mächte, die Militär- 
commiljion und die Gouverneure der Bundezfeftungen au benad)- 
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richtigen.“ Died wird debattenlo8 genehmigt, indem die Vertreter 
don Hannover, Kurheflen und Lichtenftein ihren Mandanten alle 
Rechte vorbehalten. Als wenn nichts geichehen wäre, —— das 
Protokoll mit dem Verzeichniß der Reklamationen. 

hatte aufgehört zu exiſtiren. — 

Es wird zum Schluß einer zuſammenfaſſenden Betrachtung 
über die Natur des Bundestags, feine Methode und feine Leiftungen 
ſchwerlich bedürfen, um eine Würdigung dieſes Organs des Bundes 
zu formuliven, Was biejen jelbft anlangt, jo jcheint ein kurges 
Schlußwort am Plabe. 

Da der Bund feiner Natur nach eine Liga der Fürften var, 
welche ihren Grund in der Souveränität ber Partikularmächte hatte, 
jo Eonnte in ihm nur ein Heiner Theil der in Deutjchland beſte— 
henden öffentlichen Werhältniffe beruhen. Das deutfche Leben lag 
vielmehr nur äußerlich innerhalb feiner Grenzen, bewegte ſich aber 
im Mirklichkeit nicht in ihm, fondern in den Partifularftanten. Am 
den Beitand einer ſolchen Föderation zu fichern, mußten alle po- 
litiſchen Ideen und nationalen Beftrebungen jern- und niedergehalten 
werden. 

So ungefund dieſes Verhältnig von Haus aus war, fo un— 
moralifh mußte es geichichtlich jchon deshalb werden, weil die 
Bunbdesregierungen jehr bald ihr politifches Schaufelfyftem darauf 
begründeten, daß fie Bundesbeſchlüſſe, die ihnen nicht genehm waren, 
für „verfaffungstwidrig“, Kammerbeichlüffe, die ihnen nicht paßten, 
für „bundeswidrig" erklärten. Was in der inneren Politik jomit 
Segenäreiches geſchah, beanfpruchten die Bundesregierungen ala ihr 
eigenites Werk; allem Unbeilvollen, Berkehrten und Verhaßten wurbe 
der Bundestagsſtempel aufgedrückt. Die Präſidialmacht Hatte In— 
tereſſen, die war denen Preußens und „Reindeutſchlands“ nicht 
entgegengeſetzt, aber von ihnen doch in manchen Beziehungen ver⸗ 
ſchieden waren; entgegengeſetzt mußten fie aber werden, je mehr bie 
Präfidialpolitit darauf außging, Deutfehland-Preußen auf einem 
Stand und in einem Intereſſenkreis zu halten, der dem ſeinen 
conform war. 

An der austmärtigen Politik waren ebenfalld die Intereſſen 
der Präfidialmacht und Preußen⸗ Deutſchlands nicht entgegengeſehzt, 
aber auch nicht immer Bean zumal Oeſtreich durch ſeine Stellung 
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in Deutichland und Italien fi) von der Politik des Staatskanzlers 
eine Weltftelung nach Welten und Süden hatte aufdrängen Iaflen, 
die weder den Intereſſen Europas, noch Deutſchlands, noch vor 
allem jeinen eignen entſprach, auch auf eine längere Zeit gar nicht 
gehalten werden konnte. Da die Präſidialmacht, wenn fte ihre 
leitende Stellung in Deutichland aufrecht erhalten wollte, darauf 
ausgehen mußte, Preußen und „Reindeutichland” in Unterordnung 
zu erhalten, fo konnte die Baſis des deutfchen Bundes, das öftreichijch- 
preußifche Einvernehmen, nur ein äußerliches und ſcheinbares jein- 
Oeſtreichs und Preußens auswärtige Politif mußte aljo immer da- 
durch präfudicirt jein, daß alle auswärtigen Fragen der Trage nach 
der Leitung der deutichen Angelegenheiten untergeordnet wurden. 
Die Folge war, daß, jobald die europäifche Lage auf eine bald- 
mögliche Wandlung der bejtehenden Verhältniſſe Hinzudeuten ſchien, 
Oeſtreich wichtige auswärtige Intereſſen preisgab, um Preußen bie 
Möglichkeit der deutichen Führung abzujchneiden. Die beiden deut: 
ichen Großmächte paralyfirten fich demnach in der Regel in großen 
europäilchen Fragen, und dies mußte fo lange geichehen, ala Preußen 
ih nicht freiwillig zum Mittelftaat machte, oder Oeſtreich nicht er- 
fannte, daß feine Präfidialftellung im deutjchen Bund nur Scheinbar 
feine europäiſche Stellung verftärktee Sobald das Ehrgefühl der 
preußiſchen Staatsmänner und Regenten jenes nicht mehr duldete, 
dieſe Einficht aber den öftreichiichen Staatsmännern verhaßt blieb, 
mußte das Echwert enticheiden. Da die Mittelftaaten und Genoſſen 
ihre Gigenmacht über die Macht der Nation ftellten, konnten fie die 
Erhaltung de3 Bundeselendes nur wünjchen. Und wie die euro= 
päilchen Mächte ihre Intereſſen am beften gewahrt jahen durch jene 
unnatürliche öftreichiichpreußiiche Verkoppelung, jo erfreuten ſich 
die Mittel- und Kleinftaaten der öſtreichiſch-preußiſchen Eiferjudt: 
Ihien ihnen Preußen bedenklich, jo gingen fie mit Deftreich, gefiel 
ihnen Oeſtreich nicht, To liebäugelten fie mit Preußen; waren beide 
aber einig, Jo waren jie machtloſe Proteftler. 

Und der Umstand, daß Oeſtreich mit Preußen-Deutjchland nad) 
Geſchichte und Intereſſen fo eng verknüpft war, ließ die Forderung 
der „Heindeutjchen” Politik, Oeſtreich auszuſchließen, als gefährlich 
und unnatürlich erſcheinen; die Unmöglichkeit hingegen, Preußen als 
Mittelſtaat zu behandeln und einen öſtreichiſch-deutſchen Bundesſtaat 
zu begründen, machte die „großdeutſche“ Politik verdächtig. 


Der Anoten war umlögbar, ev mußte durchhauen werben. 

Gr wurde bucchhauen. | 

Die nächte Gefahr war die, daß durch den Friedensſchluß 
materielle Interefjen-Gegenjäge neu geichaffen wurden. Bismarck 
begegnete diefer Gefahr dadurch, dab er die Stipulationen auf ben 
Kreis der politifchen Machtftellung Preußens in Norbdeutjchland 
beichränkte und durch feine Landabtretung den Gegner tödtlich ver— 
letzte. In zweiter Linie war womöglich der Umftand zu vermeiden, 

daß der nach feiner Meinung ſchwer gejchädigte Gegner nicht die 
nächfte europäische Verwicklung benufte, um feine Präfidialftellung 
wieder zu gewinnen. Died ward zugleich mit der Einigung der 
Nation vermieden. Num war eine Art von negativem Ergebniß, 
von neutralem Verhältniß geichaffen. Zu pofitiven Rejultaten leitete 
der beutjche Kanzler dadurch über, daß er durch das Dreifaijer- 
bündniß über Petersburg eine Brüde nach Wien jchlug. 

Die lebte Etappe war übrig: Rußland aus dem engen Ver— 
band audzufcheiden und mit Oeſtreich-Ungarn ein enges, bundesge— 
nöfftiches Einvernehmen zu ſchaffen. Im Herbft 1879 wurde auch 
diefe Etappe zurückgelegt. Diefe Stellung zu Halten und zu ver 
ftärken ift Sache der leitenden Staatsmänner, wie der betheiligten 
Nationen. Ob und wie dieſe Poſition namentlich gegen eine ruſſiſch— 
franzöfiiche Allianz durch weitere Combinationen zu ſtärken ift, 
bleibt die Aufgabe der leitenden Staatsmänner; Sache ber deutjchen 
und öftveichtichsungarifchen Völker ift es, fich in aller Ruhe und 
Entſchloſſenheit für einen neuen Waffengang bereit zu halten, der 
fir Jahrhunderte entjcheiden würde. 

Zu diefem Grgebni hat die vorausgegangene Darftellung 
ebenjo Hinführen müſſen, wie zu dem, daß Bund und Bundestag 
die Nation abgeſetzt haben und ignoriren wollten. 

Je öfter, ftärfer und bemerkbarer Beſtrebungen und Ergebniſſe 
zu Tage treten, die auf jene Inſtitutionen hinweiſen und an ihren 
Jammer erinnern, deſto gewwiffer und klarer muß der Nation bie 
Erlenntniß vor Augen treten, daß fie wieder abgeſetzt und ignorirt 
werden joll; deſto entjchloffener und rücjichtslofer muß fie dieſer 
Schlange für immer dern Kopf zertreten, 

Die das beutjch- öftreichtiche Einvernehmen der Grundſtein unſe⸗ 
rer auswärtigen Politik ift, jo it die Erhaltung und Kräftigung 
der Reichagervalt, ber nationale Ausbau der Reichsverfaffung der 
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Eckſtein unjerer inneren Politik. Jenes Bündniß entipricht unjern 
auswärtigen Intereſſen und gefährdet feine Nation, die unjern Be- 
fißftand achtet und una ala gleichberechtigt anerkennt. Dieje natio- 
nale Tendenz, Träftig empfunden und entwicelt, ſchützt die Nation 
vor der Wiederholung des Reichs- und Bundeselendes vergangener 
Jahrhunderte und gefährdet feinen Yürften und Partilularftaat, der 
die Rechte der Gelammtheit, die Heiligkeit der nationalen Einheit 
loyal achtet und willig anerkennt. 


anhand 
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ber Buchdruckerkunſt Hervorgethan, indem, bei ermangelnden allge: 
meinen Geſetzen man zu einzelnen Privilegien jchrit. Am Anfang 
des 16. Jahrhundert? gaben kaiſerliche Schußbriefe genugfam Sicher⸗ 
beit; Könige und Yürften verliehen auch dergleichen und jo ift e3 
bi3 auf die neufte Zeit gehalten worben. 

Sollte nun aber gegenwärtig der erhabene Bundestag, der 
Verein aller deutichen Souveränitäten, nicht dergleichen ala Geſammt⸗ 
beit außzuüben geneigt fein, was die Einzelnen vorher anzuordnen 
und feitzufeßen berechtigt waren und noch find, und wäre nicht 
durch einen ſolchen Alt das entjchiedenfte Gewicht auf deutſche 
Literatur und Geiftesbildung Träftigft zu bethätigen? Würde daher 
ein Autor, der jo viele Jahre in feinem Waterlande gewirkt, deſſen 
mit allem bejtehenden und zu wünſchenden Guten im Einklang 
beharrende Thätigleit den Einfichtigen vor Augen Tiegt, einen all: 
azufühnen Wunſch außfprechen, wenn ex ein ſolches Privilegium von 
den verbündeten und vereinten Mächten fich erbäte, und zwar für ſich 
und die Seinigen, jodaß er ſowol einen Selbftverlag unternehmen ala 
auch, wenn er einem Verleger das Recht von feinen Geiftesproduften 
merfantilifchen Vortheil zu ziehen übertrüge, auf dielen den geſetz⸗ 
lihen Schuß erſtrecken könnte. 

Nun aber darf ich ohne Ruhmredigkeit ausfprechen, daß wäh- 
rend einer langen Lebenszeit erhabene Herricher, von welchen ein 
günſtiges Geſchick die gemeigteften glüclicherweile in gedeihlichem 
Mohljein erhalten Hat, durch mehrfache Beweiſe von unjchäßbarer 
Huld mich begnadigt und ausgezeichnet haben, weshalb ich denn 
wohl Hoffen darf, daß man allerhöcjften Ort? einen alten treuen 
Diener und Verehrer in Gefammtheit wohlmollend anzubliden ge- 
neigt fein möchte, wobei denn der erlauchten und verehrlichen Mi- 
nifterien und hohen Bundestagdgejandten erprobte Mitwirkung 
gleichermaßen anzugehen die Freiheit nehme. 

Durch ſolche Auzficht in meinem Unternehmen gefräftigt, wage 
nunmehr nachſtehende Bitte ehrerbietigjt auszuſprechen: 

Daß mir durch den Beihluß der hohen Bundesverjamm: 
lung für die neue vollftändige Ausgabe meiner Werke ein 
Privilegium ertheilt und durch den Schuß gegen Nachdrud 
in allen Bundesstaaten gefichert werde, unter Androhung 
der Gonfisfation und anderer Etrafen, welche durch all- 
gemeine gegen das DVerbrechen des Nachdrucks Tünftig er: 
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folgenden Bundesbeichlüffe noch feftgejeßt werden möchten. 
Mit der Zuficherung, daß ich hierbei von Seiten aller 
deutichen Bundesftaaten gehandhabt, auch auf Anfuchen bei 
einzelnen Bundesregierungen mit bejonderen Privilegien 
Eoftenfrei verſehen werden ſollte. 

Und ſo darf ich denn wohl zum Schluß dieſes für mich ſo 
wichtige und zugleich für die ganze deutſche Literatur bedeutende 
Geſchäft einer hohen Bundesverſammlung zu gnädiger Umſicht und 
günſtigem Beſchluß nochmals angelegentlichſt empfehlen. 


Weimar, den Januar 1825. 
Datum iſt nicht ausgefüllt.) 


gez. Johann Wolfgang von Goethe. 
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®abelle II. 
Tabellariſche NEBEN an —— und Brotofolle 


n 1816—186 








Jahrese 
in 

1816 | 14 12 71 _ 1 8 326 
1817 | 58 47 431 1 - | 1 913 
1818 | 51 31 255 1 1ı | — 678 
1819 | 35 33 231 1 6 — 774 
18%0 | 37 24 227 — 15 3 696 
1821 | 34 31 261 2 |ı ı 1 504 
1822 | 26 24 223 811 Hol 24 
1833 | 26 25 195 13 1 | — 758 
18244 | 2% 23 143 12 1 | — 460 
185 | 28 21 93 37 3 | — 546 
1836 | 35 24 99 4 3 — 658 
187 | 3 25 94 23 — — 562 
188 | 7 27 170 ) 1 | —- 506 
1829 | 26 26 173 3 — | -— 746 
1830 | 42 42 327 6 — |—- | 139% 
1831 | 44 4 323 43 ı|—| 137 
1832 | 48 48 589 54 6 — | 1786 
1833 | 53 58 550 3 5 |— | 19 
1834 | 44 44 617 4 10 ı | 100 
1835 | 32 32 530 1 3 | — | 10 
1836 | 19 19 273 11 4 | — 767 
1837 | 31 31 356 14 3 | —| 
1838 | 34 34 393 2 1 | — | 18 
1839 | 23 23 322 — ı | — 922 
1840 | 28 28 331 9 3 — 690 
1841 | 35 25 297 10 2 | — 715 
1842 | 2%6 26 297 10 I | — 744 
1843 | 7 27 293 2 6 — 744 
154 | 30 30 283 4 e | — 947 
185 | 32 32 357 2 1 | — 858 
1846 | 30 30 298 1 2 | — 798 
1847 | 30 30 281 1 1 | — 836 
1548 | 70 70 709 22 10 1 842 
1850 | 30 24 89 u 3 6 292 
1551 | 34 34 287 — i — 796 
1852 | 28 23 313 1 — — | 150 
1853 | 34 34 340 5 — |—| 130 
1854 | 38 38 394 6 2 | — | 13% 
1855 | 8383 33 358 _ 2 |1—| 16 
1856 | 38 33 354 ) 6 | — 879 
1857 | 3 34 376 1 — — | 10 
1858 | 41 4] 391 7 — |-| 18% 
1859 | 40 40 364 15 — — | 1% 
1860 | 32 32 275 27 — |—-| 116 
1861 | 36 36 435 33 — — | 19 
1862 | 42 42 431 30 — |-| 18 
1863 | 45 45 393 30 — — | 1264 
1854 | 46 46 442 43 ı | — | 146 
1865 | 312 | 31 275 24 — — 956 
1566 | 40 40 329 | 31 2 | — | 3 

50 [| 1718 | 1658 \ sl \ 592 (as| 155014] 16 | 45760 
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TTV ——8————— 
reſp. Stimmen Vertreter ſeit: 


18. St. aa ameigl 





E v. Marſchall, 1834 v. Röntgen, 1844 v. 
| Wingingerobe, 1848 Liebe, 1851 dv. Dungern, 
| 1862 v. Breidbad;: Bürresheim. 


1816 v. Plefien, 1820 v. Pent, 1827 v. Marichall, 
1829 0. Schad‘, 1848 Harften, 1850/51. Cerben, 
Ä 1858 v. Bülow, 1864 v. Wickede. 


1818 v. Berg, 1821 v. Both, 1848 Mosle, 
1851 v. Eifendecher. 


"1816 v. Zeonhardi, 1841 v. Holzhaufen, 1850 
dv. Linde und v. Holzhaufen, 1861 v. Linde. 


1816 pad -Lübel; die Beianbien alternirten 
ı Jährlich; der lehzte war vd. d. Hude⸗Lübeck. 


14. St. Mecklenburg. 





Oldenburg 
15. St. hatt F — 


16. St. (Turchlauchten). 





17. St. (die 4 freien Städte) 


Namen: und Sad Regifter. 


Die Zahlen geben die Seiten an. 


— — — 


A. 

Abzugsfreiheit 133 f. 

Altenverjendung 47, 65. 

Alerander, Prinz v. Hefien 507 ff. 

Alley de Eyprey, franzöfiicher Gejandter 
160 ff., 193. 

Allianz, heilige 154, 170 f., 207, 389, 
343 ff., 367, 432, 442. 

Alvensleben, Graf, preußiicher Diplo: 
mat 477, 481 f. 

Ancillon, preußiſcher Minifter 367, 418. 

Ansbach-Baireuth (Berkeley) 55 ff. 

v. Anftett, xuffiicher Gefandter 101, 
158, 348. 

Apponyi, öftreichiicher Geſandter 321 ff. 

Arndt, E. M., 410f., 444. 

vd. Arnim, preußiicher Minifter 293. 

Attentat, Frankfurter 392 ff., 408, 
412ff., 434 f. 

Auflöfung der Bundesverfammlung, 
erfte 467 5., 471. 

Auflöfung der Yundesverfammlung, 
zweite 516 f. 

Aufftände in Baden 459 ff., in Heilen 
848 ff. 

Aufftände in Lichtenberg 380 ff. 

Augsburg 499, 513 f. 

Austrägalverjahren 48, 73, 116. 

Auswanderung 148 f. 

Auswärtige Angelegenheiten 149 ff., 
458 f., 467, 517 f. 


B. 
v. Balan, preußiſcher Diplomat 324, 440. 
Banks, Bundestagsgeſandter 456 f., 484. 
belgijcheluremburgifche Wirren 184 ff. 
d. Benedel 509, 513. 
v. Bentind 71 f. 
Bentheim, Fürft 67 ff. 
Bernftorff, Graf, preußiicher Gejandter 
320 ff. 
Bernftorff, Graf, preußifcher Miniſter 
367. . 


Beſatzungscorps in Frankfurt 161 ff, 
494 f. 


v. Beuſt, ſächſiſcher Minifter 151, 315 ff., 
474, 479 ff., 492 f., 495, 499. 

v. Beuft, Graf, Erneftinifcher Gejandter 
97 


v. Biegeleben, heſſiſcher Bundestags⸗ 
gejandter 506. 

v.Biegeleben, öftreichiicher Diplomat325. 

vd. Bigmard:Schönhaufen III, 11, 16, 
19, 25 f., 39 ff., 87, 126, 132, 154, 
175, 177,195 f., 222, 285, 314, 331 f., 
334, 490f., 492 f., 494 ff., 499 ff., 
502 ff., 519. 

v. Blittersdorf, badiſcher Bundestags: 
geiandter und Minifter 22, 343, 345, 
369, 403, 416 F., 444, 446 ff. 

d. Borried 491. 

Brandenburg, Graf, 489 f. 

Breidenftein 390, 392 ff. 

34* 
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‚Bregenz 469, 473. 
Bronzell 280, 473, 484. 
d. Brunnow, ruffiicher Geſandter 318 ff. 
vd. Bülow, Bernd. Exrnft, 297 f., 311. 
Bundezalte4ff., 47 ff., 162 ff., 447 f., 
471, 475, 492. 
— Armeecorps 225 ff., 4. 
— Gontingente 225 ff., 229 ff.,507 ff. 
— Gebiet 195 ff., 476, 484. 
— Gericht 4f.,471,476,482 f., 488f. 
— Feldherr 208 ff., 511. 
— Treftungen 33, 209 ff., 441, 
463 ff., 506 ff. 
— Heer 203 ff. 
— Saffenweien 11, 16, 202 u. a. 
— Sriegäverfaffung 201 ff., 466, 
505, 511. 
— Maotritel 202, 207 f. 
— Reform 89, 474 ff. 
— Schiedsgericht 58. 
— Tagsgeſandten, 12, 17 f., 
23, 32 ff., 36, 42 f., 447. 
Bundesverlammlung. 
aſchüfſe 11, 35 ff., 275, 877, 485 f. 
ompetenz 17, 27 ff., 47 ff., 53 f., 65. 
72#., 77,95, 149 ff., 201 ff., 244 ff. 
253 ff., 433. 
Engerer Rath 8 ff. 
Srefutionsordnung 37. 
Terien 30%. 
Geſchäftsgang 23, 31 ff., 34ff. 471 f., 
478, 485. 
Geihäftsordnung I1f., 14 ff., 31 f., 
34 f., 38 ff., 447, 504. 
Plenum 3 ff., 470 f. 
Präſidium 13 ff., 22 f., 32 ff., 38 ff., 
55, 65, 152 f., 177 f., 193, 213, 
216, 222, 273, 279, 290, 293 f., 
313, 339, 342, 358 f., 402, 420, 
435, 437, 447, 472, 492 f., 505 f. 
Brotofolle 20 ff., 30, 447. 
Regiftraturen 20 ff. 
Sigungen 11, 30. 
Stimmeneinhelligleit 4, 8, 201, 
211 u.a. 


Bundesverjammlung. 
Wappen 15, 412. 

Bunjen 392 ff. 

Buol, Graf, Präfidialgefandter 14, 22, 
32, 36, 112, 339 f. 

Buol, Graf, öſtreichiſcher Minifter 179, 
480, 489. 

Burſchenſchaft 340, 393, 403, 406 ff., 
412, 432, 448. 


€. 


v. Carlowitz, ſächfiſcher Bundestags⸗ 
geſandter 23, 32, 158. 
Centralbehörde 403 ff., 485. 
— Commiſfion (1849/1850) 469 ff., 
473, 485. 
Polizeibehörde 486 f. 
Unterfuchungscommilfion 
Mainz 35, 159, 340 f. 
Chriſtian IX, 305, 311, 329. 
Civilprozeß 90. 
Clarendon, englifher Minifter 316, 
19 ff. 


in 


Congrefſe zu Aachen 339. 
Berona 342. 
Wien 3, 451, 507. 


D. 

Dahlmann 274, 289, 417, 445. 

v. Dalwigk, heſſiſcher Minifter 470, 
479 f., 493, 495, 500, 513. 

Delegirte beim Bund 450, 471, 481 f., 
492. 

Delius, Präfident, 102 ff. 

Dresdener Gonferenzen 33, 126, 261, 
474 ff. 


E. 

Einmiſchung des Auslandes 5 f., 100f., 
150, 153 ff., 158 ff., 161 ff., 195, 281, 
293, 314, 338, 343, 367 ff., 388 ff., 
417 f., 439 ff., 462 ff., 473. 

Gijenbahnen 125, 223 f. 

Erfurter Parlament 470. 

Ernft Auguft von Hannover 267. 

Exekutivcommité 452 f. 
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vd. Lepel, kurhefſiſcher Bundestagsge⸗ 
ſandter 342 f. 

vd. Lerchenfeld, bairifcher Bundestags 
gefandter 378, 395, 413. 

Limburg 191. 

v. Linde, Bundestagsgefandter 9, 19, 
142, 278, 471 ff. 

lombarbijcher Krieg(1859) 170, 206, 222. 

Londoner Eonferenz (1830 ff.) 188 ff. 

(1864) 306, 313 ff. 

Dertrag 305, 810 ff, 471 ff. 

dv. Lohberg, kurheſſiſcher General 510, 
515f 


Ludwig J. König v. Baiern 368. 
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